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		Vorwort

		Nachfolgende Aufsätze und Reden umfassen den
Zeitraum vom Tage des Beginns des uneingeschränkten U-Boot-Krieges
bis zum ersten Friedensschluß zwischen Deutschland und Rußland.
Wenn für die Zusammenfassung dieser Veröffentlichungen das Merkwort
» Macht und Freiheit« gewählt worden ist, so soll damit zum
Ausdruck kommen, daß alle diese verschiedenen Kundgebungen
schließlich in dem einen ausmünden: In den Bekenntnissen zu einer
machtvollen politischen Auswirkung unserer militärischen Siege für
ein größeres Deutschland der Zukunft auf der Grundlage einer
freiheitlichen Entwickelung im Innern. Diese Gedanken sind
gleichzeitig auch stets Leitstern der Partei gewesen, an deren
Führung ich seit dem Tode meines unvergeßlichen Freundes und
Führers Bassermann mit beteiligt bin. In unserer schnellebigen Zeit
verrauschen die Eindrücke sehr bald. Ich habe versucht, in meinen
Aufzeichnungen über manche bemerkenswerten Vorgänge einiges
festzuhalten, was über die Gegenwart hinaus für eine künftige
Betrachtung der Dinge Beachtung erheischen könnte. Wenn sich
Wiederholungen nicht vermeiden lassen, so ergibt sich das aus dem
Aneinanderfügen von Vorträgen und Aufsätzen, in denen ich teilweise
gleiche Gedankengänge zum Ausdruck bringen mußte.

		Berlin, Februar 1918.

Dr. Gustav Stresemann. [bookmark: page6] [bookmark: page7]

	
		
		Napoleon und wir

		Vortrag, gehalten im Sitzungssaal des
Preußischen Abgeordnetenhauses am 29. Januar 1917

		 

		Am 18. Dezember 1916 hielt Lloyd George im
englischen Unterhause eine auf das Friedensangebot Deutschlands und
seiner Verbündeten bezügliche Rede, in der er u. a. folgendes
ausführte:

		»Es ist nicht das erste Mal, daß wir gegen einen mächtigen
Militärdespotismus gekämpft haben, der Europa überschattete, und es
würde nicht das erste Mal sein, daß wir dabei halfen, einen
Militärdespotismus zu stürzen. Wir können an einen der größten
dieser Despoten erinnern. Wenn es ihm bei der Ausführung seiner
nichtswürdigen Pläne zweckmäßig erschien, war es ein beliebtes
Mittel von ihm, in der Maske des Friedensengels zu
erscheinen ... Der Appell wurde stets im Namen der
Menschlichkeit unternommen. Er verlangte ein Ende des
Blutvergießens, über das er sich entsetzt stellte ... Er
benutzte die gewonnene Zeit, um seine Truppen für einen tödlicheren
Angriff auf die Freiheit Europas als je zuvor zu
reorganisieren.«

		Diese Worte zielen auf Napoleon. Der Vorgang ist an sich
seltsam. England und Frankreich sind miteinander in einem der
blutigsten Kriege der Weltgeschichte verbündet. In dieser Zeit
glaubt ein englischer Minister sich berechtigt, Schmähungen auf
einen Mann zu häufen, der unzweifelhaft einer der größten Männer
Frankreichs, ein Großer der Weltgeschichte ist. In Frankreich wurde
er auch mindestens vor diesem Kriege als solcher empfunden. Der
Dome des Invalides, seine Grabstätte,
war ein nationales Heiligtum, wo die Trophäen aus siegreichen
Schlachten vergangener Zeiten aufbewahrt wurden, wo die Kränze der
Revanchepolitiker als Ausdruck der Hoffnung für die kommende Größe
des Vaterlandes sich befanden. Wohin man in Frankreich schreitet,
überall schreitet die Erinnerung an den großen Feldherrn und großen
Kaiser mit. Jetzt diese Schmähung seines Andenkens seitens des
führenden Ministers der verbündeten Mächte! [bookmark: page8]

		Und doch hat Lloyd George die historische Situation richtig
erfaßt. Deutschland kann diesen Weltkrieg im Schatten Bismarcks
kämpfen, Frankreich nicht im Schatten Napoleons. Für die Engländer
der napoleonischen Zeit war Napoleon derselbe Gegner wie heute
Deutschland. Er versinnbildlichte die stärkste kontinentale Macht,
welche England gegenüberstand. Er hatte den Drang zur See,
erstrebte den Ausbau des französischen Kolonialreichs, schuf eine
französische Flotte, welche der englischen einstmals gewachsen sein
sollte. Deshalb beschuldigte ihn England, die Freiheit Europas zu
bedrohen. Es warb überall Völker und Truppen gegen ihn, finanzierte
alle seine Verbündeten. Dieser Kampf endete mit dem Siege Englands;
Napoleon auf St. Helena unter Houdson Lowe als Gefangenenwärter war
der Ausgang dieses historischen Kampfes. So wie England heute die
Seele der gegen uns gerichteten Weltverschwörung ist, so war
England die Seele der gegen Napoleon kämpfenden Koalitionen. Wenn
im Anfang des Krieges englische Zeitungen oft davon sprachen, daß
man den deutschen Kaiser nach St. Helena verbannen müsse, so zeigt
dies schlagend Ideenvorgänge, die uns ein Bild davon geben, wie
diese Vorstellung auch in England ähnlich empfunden wird. Ein
Napoleonschicksal möchte uns England bereiten. Wir kämpfen nochmals
den Kampf gegen die Seetyrannei und Weltherrschaft Englands, dem
Napoleons Lebensaufgabe galt.

		Aber widerspricht diese Auffassung nicht der geschichtlichen
Wahrheit? War Napoleon nicht wirklich der Würger der europäischen
Freiheit? Preußen kennt ihn als den Korsen, der das Land aussog und
unterdrückte, der die Monarchie Friedrichs des Großen zerstückelte.
Unsere schönste Kriegspoesie ist gegen ihn gerichtet. Blücher und
Gneisenau, seine Besieger, sind unsere Volkshelden. Nie flammte
deutscher Zorn herrlicher auf als in den Versen, in denen Theodor
Körner, Ernst Moritz Arndt und Heinrich v. Kleist gegen Napoleon
die deutsche Freiheit verteidigten, nie ernster und sittlicher als
in den Reden, mit denen Fichte das deutsche Volk zur Entwicklung
seiner äußeren und inneren Freiheit aufrief. Wir lernen in unseren
Schulen doch nur, daß unersättlicher Drang nach Eroberungen
Napoleon nach Rußland und nach dem brennenden Moskau trieb, und wir
jubelten im Innern über den Zusammenbruch seiner Macht in den
russischen Eisgefilden: »Mit Mann und Roß und Wagen hat sie der
Herr geschlagen!«

		Als Preußen und Deutsche haben wir ein Recht, Napoleon zu [bookmark: page9]hassen und uns,
nachdem die Dinge zum Kampf zwischen Napoleon und Preußen gekommen
waren, seines Zusammenbruchs zu freuen. Im Völkerschlachtdenkmal in
Leipzig dokumentieren wir in Stein den Sieg, den wir über ihn
errungen haben. Aber im Rahmen der Weltgeschichte erscheint sein
Bild in anderem Lichte. Haben wir denn überhaupt ein objektives
Bild jener Zeit? England beherrschte die öffentliche Meinung schon
damals meisterhaft. Wie ist denn das Bild, das die Welt da draußen
heute von Kaiser Wilhelm II. hat und das sie, wenn sie nach
englischen Geschichtsbüchern lernt, in hundert Jahren von unserem
Kaiser haben wird? Nennt man denn nicht auch uns heute Barbaren,
Vergewaltiger Belgiens? Spricht man nicht auch von Deutschland als
von einer Militärdespotie, von einem deutschen Volk, das von einer
Militärkaste regiert sei? Hat man nicht dem Kaiser in dem
englischen Ausdruck » war-lord« einen
Titel gegeben, der bei anderen Völkern genau so das Sinnbild des
Welteroberers und Weltwürgers haben soll als die Ausdrücke über
Napoleon? Beschuldigt man uns denn nicht auch, daß wir die Freiheit
Europas erwürgen wollten? Hat man denn nicht immer und immer wieder
erklärt, daß man Europa von der Herrschaft des deutschen
Militarismus befreien müßte? Vergleicht nicht Lloyd George
Deutschland ohne jede Einschränkung mit dem Napoleon der damaligen
Zeit? Die alte Pilatusfrage »Was ist Wahrheit?« taucht auch in
bezug auf Napoleon auf.

		Napoleon selbst hat den Kampf gegen England als Hauptziel seines
Lebens angesehen. Eine Unzahl seiner Äußerungen ließe sich dafür
anführen. In seinen Memoiren spricht immer wieder der Haß gegen
England: »Entsetzlich war für England der Gedanke, daß die
französische Flotte sich wieder zum alten Glanz aufschwingen und
ihm eines Tages die Herrschaft über die Meere bestreiten könnte.
Ich verrannte mich keineswegs in blinde Leidenschaft, mein Ziel war
Frieden mit England; dieses aber verschwendete seine Schätze, um
Europas Heere gegen mich im Felde zu halten, nur durch Siege konnte
ich hoffen, Englands Haß zu bändigen, indem ich seine Verbündeten
niederwarf. So wurde ich ohne eigenen Antrieb zur Eroberung Europas
und zur Kontinentalsperre fortgezogen.«

		In immer neuen Ausführungen ergeht er sich über das Seerecht und
über die Ansprüche Englands, dieses nach seinem eigenen Gutdünken
zu gestalten. »Da England auf dem Meere keinen ihm gewachsenen
Gegner mehr hatte, glaubte es den Augenblick gekommen, [bookmark: page10]um zu erklären,
daß auf allen Meeren nur sein Gebot zu gelten habe.« In Ägypten
suchte er die Achillesferse dieses Gegners zu treffen, beschäftigte
sich mit seinem Lieblingsplan, von dort aus nach Indien vorzustoßen
und den zur See nicht besiegbaren Feind auf dem Lande in seinen
Hauptkolonien niederzuwerfen. Auf St. Helena kommt er fortgesetzt
auf diesen Kampf zurück, bedauert, daß er nicht anstatt nach
Ägypten nach Irland gegangen sei, um einmal England von der
Versorgung mit irischem Getreide abzuschneiden, die irische
Bevölkerung zur Freiheit aufzurufen und auf diese Weise England zu
treffen. In seinem System der Kontinentalsperre versucht er den
Wirtschaftskampf gegen England durchzuführen, nachdem seine
Flottenpolitik gegen England gescheitert war. Wenn er wiederholt
den Wunsch aussprach, daß die Nachwelt ihm Gerechtigkeit
widerfahren lassen würde, so dachte er dabei sicher auch an eine
gerechtere Abwägung der Schuldfrage, ob England oder er Europa in
ein Chaos von Kriegen und seine Völker in ein Meer von Tränen
gestürzt hätte.

		Aber man kann ein Bild napoleonischer Denkungsweise nicht
lediglich auf die eigenen Äußerungen des Betroffenen stützen. Sie
sind ohne objektive Beweiskraft. Die Großen der Weltgeschichte
haben in ihren Geschichtswerken stets die Verteidigung ihrer
Politik betrieben. Das gilt von Napoleons Niederschrift ebenso wie
von Bismarcks »Gedanken und Erinnerungen«, wie von Bülows
»Deutscher Politik«. Immerhin ist es auch subjektiv nicht ohne
Bedeutung, daß Napoleon in nie durchbrochener Konsequenz sich als
Gegner Englands, England aber als den Friedensstörer der Welt
betrachtet.

		Gibt ihm die Geschichte hierin recht? Wenn wir unsere deutschen
Geschichtsschreiber lesen, dann stehen Treitschke und Sybel
vollkommen im Banne der weitverbreiteten deutschen Auffassung von
Napoleon als dem ländergierigen Eroberertypus. Aber schon Leopold
v. Ranke polemisiert gegen die »landläufige« Auffassung, wie er sie
nennt, als habe Napoleon sich von vornherein mit dem Plane der
Welteroberung getragen. »In der Auffassung deutscher
Geschichtsschreiber«, so betont er seinerseits, »erscheine Napoleon
als Eroberungsbestie, um die Nachbarn zu verschlingen.«
Demgegenüber betont Ranke: » Das größte Weltverhältnis, in
welchem sich Napoleon überhaupt bewegte, war der Kampf gegen
England. Die kontinentalen Angelegenheiten sind in diesem
Zusammenhange [bookmark: page11]zu betrachten.« Professor Max Lenz
schrieb in seiner im Jahre 1898 veröffentlichten Studie »Napoleon
und Preußen« die Worte nieder: »Unsere patriotischen Historiker
haben Erklärungen Napoleons (daß der Kampf seines Lebens England
gelte) als Heuchelworte bezeichnet. Sie sollten uns nicht so
ungereimt erscheinen, und wir möchten wohl eher die früher
herrschende Meinung von dem Kampfe Englands für die Freiheit
Europas als eine Legende bezeichnen.« Der bekannte
Napoleon-Schriftsteller Conrad schreibt kurz und bündig:
»Der rote Faden, der sich durch Napoleons zehnjährige
Kaiserherrlichkeit hindurchzieht, ist der Kampf gegen England.«

		Meine eigene Auffassung ist nur die eines Laien, der
Geschichtsforschung in dem Sinne, wie Historiker es tun, nicht
betrieben hat. Aber meine Beschäftigung mit der Geschichte hat mich
doch schon in Friedenszeiten zu der Auffassung von Ranke und Lenz
hingeleitet. Wer einmal die napoleonische Zeit in ihrem
Zusammenhang betrachtet, der muß zu der Überzeugung kommen, daß
Napoleons Worte von seinem Kampf gegen England mit seinen Taten
übereinstimmen, und er kommt in weiterem Nachforschen der damaligen
geschichtlichen Zusammenhänge zu der vielleicht überraschenden,
aber leider zutreffenden Tatsache, daß Englands bis zur Gegenwart
aufrecht erhaltene weltbeherrschende Stellung auf der Niederringung
Napoleons beruht, und daß in der Völkerschlacht bei Leipzig mit
deutschem Blute Englands Weltherrschaft begründet worden ist.

		Gegenüber dem von manchen Seiten festgehaltenen Gedanken, als ob
Napoleon schon als Mensch gar nichts anderes gekonnt hatte, als
Schlachten zu schlagen und Feldzüge zu führen, möchte ich zunächst
darauf hinweisen, daß darüber doch gar kein Zweifel ist, daß
Napoleon nicht nur Feldherr, sondern auch eines der größten
Verwaltungsgenies der Welt gewesen ist. Sein Geist war rastlos
tätig, aber nicht nur auf militärischem Gebiet. Seine
Organisationsfähigkeit hat einmal in der Gegenwart einen deutschen
Schriftsteller dazu veranlaßt, die Hypothese aufzustellen, daß ein
Geist wie Napoleon sich heute an der Spitze eines großen
Weltsyndikats am wohlsten fühlen würde. Wir wollen doch nicht
vergessen, daß Napoleon überall, wo er Land okkupierte, sofort als
Verwaltungsorganisator auftrat, gesetzgeberisch eingriff und
vielfach eine Neuordnung der Dinge herbeiführte, die von den
Betroffenen [bookmark: page12]als weit erträglicher angesehen wurde als die
Zustände, unter denen sie bisher dahinlebten. Die Zugehörigkeit des
Rhein-Bundes zu dem napoleonischen Frankreich, die Abneigung gegen
Preußen waren nicht zuletzt auf dieser Tatsache begründet. Der
Urheber des Code Napoléon zeigte sein
Talent zum Gesetzgeber ebenso wie der Verfasser der Memoiren seine
Befähigung als Geschichtsschreiber. Der Gedanke der
Wertzuwachssteuer, der uns als ein ganz moderner erscheint, ist
zuerst von Napoleon angesichts der Verhältnisse in Paris angeregt
worden. Daß er sein Land glänzend verwaltete, die Hauptstadt seines
Landes nach jahrzehntelanger Zerrüttung zu altem Glanze erhoben
hat, niemand wird es bestreiten, niemand, der sich mit seinem Leben
näher beschäftigte, daran zweifeln können, daß in diesem Hirn
genügende Gedankenreihen auch außerhalb der militärischen vorhanden
waren, um ein Menschenleben auszufüllen.

		Wichtiger aber ist doch ein Blick auf die Politik Napoleons
selbst. Was ist der ganze ägyptische Feldzug Napoleons anderes als
der Versuch der Bezwingung Englands als seines Hauptgegners? Als
das Friedensziel des ägyptischen Feldzuges bezeichnete er schon
damals, »die Freiheit der Meere zu begründen«. Der Fehlschlag
dieses Feldzuges ist bekannt. Napoleon geht aber nicht davon ab,
die Niederzwingung Englands weiter ins Auge zu fassen, und
beschäftigt sich mit dem gigantischen Plane einer Landung auf
englischem Boden. Es geht nicht gut an, an dem Ernste dieses
Landungsversuches zu zweifeln, weil er sich zwei Jahre Zeit dazu
ließ. Was mußte auch alles für diesen Landungsversuch
herangeschafft werden! 1200 Fahrzeuge sollten gebaut werden, um
150- bis 160 000 Mann nebst 7- bis 8 000 Pferden herüberzuwerfen.
Lebensmittel für ein bis zwei Monate mußten herübergeschafft,
Schießbedarf für einen ganzen Feldzug mitgenommen werden. Über 6000
Handwerker ließ Napoleon damals aus der Armee herausholen, damit
sie als Tischler, Zimmerleute, Stellmacher, Schlosser und Schmiede
die Arbeiten ausführten, die für den Bau der Flotte und den
Transport des Heeres notwendig waren. Die Zaghaftigkeit seines
Admirals, der London angreifen oder mindestens den Übergang decken
sollte, und eine neue Koalition unter Österreichs Führung machten
den Plan unmöglich. In dem Armeebefehl an die im Lager von Boulogne
stehenden Truppen sagt Napoleon: »Wir werden nicht nach England
gehen, das Geld der Engländer hat den Kaiser von Österreich
verführt, uns den Krieg zu erklären.« Von sich selbst sagt er,
[bookmark: page13]daß Schmerz,
untermischt mit heftigen Zornesausbrüchen, ihn beseelt habe, als er
von dieser Landung absehen mußte.

		Spricht aber nicht der Kampf gegen Preußen und der Zug nach
Rußland für Napoleons Eroberungsgier? Der Kampf Preußens gegen
Napoleon und Preußens Untergang sind eine Schmerzensgeschichte
diplomatischer und militärischer Unfähigkeit auf unserer Seite.
Nirgends findet man Anhaltspunkte dafür, daß es Napoleon darauf
angekommen wäre, Preußen unter allen Umständen niederzuwerfen, oder
daß es überhaupt im Rahmen seiner Politik gelegen hätte, mit
Preußen anzubinden. Im Gegenteil. Napoleons großer Anteil an dem
Reichsdeputationshauptbeschluß vom Jahre 1803 ist bekannt. Diese
Neuordnung der Dinge, die unter den napoleonischen zentralistischen
Ideen Deutschland ein neues Gefüge gab und zuerst mit den Hunderten
von Grafschaften, Bistümern, freien Städten usw. aufräumte, ist
bekanntlich Hauptgrundlage für die heutige bundesstaatliche
Verfassung des Deutschen Reiches geworden und nur einmal noch durch
die Ereignisse des Jahres 1867 geändert worden. Bei diesem
Reichsdeputationshauptbeschluß, bei dem ein großer Austausch von
Ländern und Völkern vor sich ging, gab Preußen 125 000 Einwohner
auf und erhielt dafür neue Gebiete mit 500 000 Einwohnern. Wenn
Napoleon sich mit Eroberungsgedanken getragen hätte, so würde er
nicht zugelassen haben, daß dieser Gegner vorher eine solche
Stärkung erführe. Der eigentliche Konflikt Napoleons mit Preußen
entstand bekanntlich wegen der Besetzung von Hannover. Auch hier
muß man das, was sonst als brutale Willkür erscheinen könnte, unter
dem Gesichtspunkt des Kampfes gegen England betrachten; denn auch
hier ordnete sich seine Kontinentalpolitik dem größeren
Gesichtspunkte des englischen Kampfes unter. Hannover war ihm von
größter Wichtigkeit, weil es die deutschen Flußmündungen
beherrschte, weil er im Besitz Hannovers die Aus- und Einfuhr von
Waren nach England zu sperren vermochte. Darüber kommt es zum
Bruch, nachdem Preußen in der Hannover-Frage eine fortgesetzt hin
und her schwankende Haltung eingenommen und sich durch den
Nichthinzutritt zu der großen Koalition, die bei Austerlitz
zusammenbrach, die vielleicht durch Preußens Eingreifen eine
Bezwingung Napoleons herbeigeführt hätte, um jede seine Situation
aussichtsreich gestaltende Chance gebracht hatte. Napoleon war
seines Sieges über Preußen sicher. Er hoffte, daß er in wenigen
Tagen in Berlin sein würde, und nahm deshalb keine Kriegskasse mit.
Trotzdem versuchte er noch einmal in einem [bookmark: page14]Schreiben an Friedrich Wilhelm
III. vom 12. Oktober 1806, nachdem er bereits mitten in Sachsen
stand und alles für seinen Sieg sprach, den Krieg zu vermeiden.
»Ich bin durchaus nicht auf einen Sieg erpicht, der mit dem Leben
einer guten Zahl meiner Kinder erkauft sein wird. Wenn ich am
Beginn meiner militärischen Laufbahn stände und wenn ich die
Zufälle des Schlachtenglücks fürchten könnte, wäre diese Sprache
durchaus unangebracht. Sire, Eure Majestät wird besiegt werden; sie
wird ohne den Schatten eines Vorwandes die Ruhe ihrer Tage, das
Leben ihrer Untertanen aufs Spiel gesetzt haben ... Es steht
in der Hand Eurer Majestät, ihren Untertanen die Verheerungen und
Leiden des Krieges zu ersparen. Kaum daß er begonnen hat, kann sie
ihn beendigen und wird etwas tun, wofür Europa ihr Dank wissen
wird. Wenn sie auf die Bramarbasse hört, die vor vierzehn Jahren
Paris erobern wollten und die sie heute zu einem Krieg und
unmittelbar nachher zu ebenso unbegreiflichen Angriffsplänen
gedrängt haben, so wird sie ihrem Volk ein Unheil antun, das ihr
ganzes übriges Leben nicht wieder gut machen kann. Sire, ich habe
gegen Eure Majestät nichts zu gewinnen. Ich will nichts von ihr und
habe nie etwas von ihr gewollt. Der gegenwärtige Krieg ist ein
unpolitischer Krieg ... Eure Majestät erlaube mir es zu sagen:
es ist keine große Entdeckung für Europa, wenn man die Erfahrung
macht, daß Frankreichs Bevölkerung dreimal so stark und ebenso
tapfer und kriegerisch ist wie die Staaten Eurer Majestät ...
Ich bitte Eure Majestät, in diesem Briefe nichts anderes als meinen
Wunsch zu finden, das Blut der Menschen zu sparen und einer Nation,
die geographisch nicht der Feind meiner Nation sein kann, die
bittere Reue zu ersparen, zuviel auf vergängliche Empfindungen
gehört zu haben, die sich zwischen den Völkern so leicht erregen
und besänftigen.«

		Ob eine Beantwortung dieses Briefes – Napoleon beschwerte sich
noch auf St. Helena darüber, daß er nie eine Antwort erhalten hätte
– die kriegerischen Ereignisse noch hätte aufhalten können, sei
dahingestellt. Jedenfalls ist an der Tatsache nicht zu zweifeln,
daß Napoleon ein Bündnis mit Preußen lieber gesehen hätte als einen
Krieg, daß die Konflikte mit Preußen aus seiner Englandspolitik
sich ergaben und daß während der ganzen Zeit, in der nach unserem
Schulunterricht Napoleon sich mit dem Kampfe gegen Preußen
beschäftigte, ihm der Kampf gegen England viel näher stand. [bookmark: page15]

		Dafür spricht auch die weitere Entwicklung dieses Krieges. Was
ist das erste, was Napoleon tut, als er nach dem Siege von Jena in
Berlin einzieht? Ist es etwa die Aufteilung Preußens, sind es neue
Eroberungsgedanken? Nein, das erste ist die Verhängung der
Kontinentalsperre über England, die bekanntlich von Berlin
aus dekretiert worden ist. Am 14. Oktober war die Schlacht bei
Jena, am 21. November erläßt Napoleon aus der Hauptstadt des
besiegten Feindes das Edikt über die Kontinentalsperre.

		Wie ein Klang aus unserer Gegenwart klingen die Worte dieses
Ediktes:

		 

		»England verletzt das Völkerrecht, wie es von
den anderen Völkern allgemein anerkannt wird;

		England sieht jeden Untertanen des feindlichen
Landes als Feind an und erklärt demgemäß nicht nur die Mannschaften
der Kriegsschiffe, sondern auch die der Handels- und
Kauffahrteischiffe, die Handelsagenten und Kaufleute als
kriegsgefangen;

		England erstreckt seine Eroberungsrechte, die
nur auf Staatseigentum anwendbar sind, auf die Schiffe, die Waren
und den Besitz von Privateigentümern;

		England mißbraucht das Blockaderecht, das nach
der Ansicht aller anderen Völker nur auf befestigte Plätze
anwendbar ist, indem es dasselbe auf Städte, Handelshäfen und
Flußmündungen, die nicht befestigt sind, ausdehnt und Plätze für
blockiert erklärt, vor denen es nicht ein einziges Kriegsschiff
unterhält, während doch die Blockade eines Ortes nur dann effektiv
ist, wenn er so eingeschlossen ist, daß man sich ihm nicht ohne
drohende Gefahr nähern kann;

		England erklärt selbst ganze Küsten und Länder
für blockiert, die so ausgedehnt sind, daß seine ganzen vereinigten
Seestreitkräfte nicht hinreichen würden, die Blockade
durchzuführen.

		Diese mißbräuchliche Auslegung des
Blockaderechts hat nur den einen Zweck, den Verkehr zwischen den
anderen Völkern zu beeinträchtigen und dem englischen Handel auf
Kosten des Handels aller Völker des Kontinents Vorteile zu
verschaffen.

		Da dies offenbar der Zweck Englands ist, so
macht sich [bookmark: page16]jeder, der auf dem Kontinent englische Waren
vertreibt, zu seinem Mitschuldigen.

		Das Verhalten Englands, das an die fernsten
Zeiten der Barbarei erinnert, hat dieser Macht zum Schaden der
anderen ungeheueren Vorteil verschafft.

		Dem Feinde muß man mit denselben Waffen
beizukommen suchen, wenn er alle Ideen von Gerechtigkeit und alle
freisinnigen Gefühle, das Ergebnis der menschlichen Zivilisation,
mit Füßen tritt.

		Wir beschließen daher, auf England dieselben
Gebräuche anzuwenden, die es in seinem Seerecht aufgenommen hat,
solange England nicht ein und dasselbe Kriegsrecht für Land und See
anerkennt, das sich auf Staatseigentum beschränkt und
Privateigentum schützt, und verfügen wie folgt ...«

		 

		Darauf folgt der eigentliche Inhalt der napoleonischen
Gegenmaßregeln.

		Klingt die ganze Sprache dieses Ediktes nicht wie eine amtliche
deutsche Denkschrift aus diesem Weltkrieg, wenn man daran denkt,
daß England auch in diesem Kriege gegen Recht und Gesetz dazu
übergegangen ist, nicht nur Staatseigentum, sondern Privateigentum
zu beschlagnahmen und zu vernichten, daß es durch seine Festsetzung
von deutschen Zivilgefangenen sich genau derjenigen Übergriffe
schuldig gemacht hat, deren Napoleon es hier zur Begründung seiner
Gegenmaßregeln anklagt, daß es den Begriff der Bannware willkürlich
erweitert, daß es zu seinem Nutzen und zum Schaden aller Neutralen
den Weltkrieg sofort als Wirtschaftskrieg geführt hat?

		Das Edikt über die Kontinentalsperre ist vom 21. November 1806
datiert. Zwei Tage vorher hatte Napoleon eine Botschaft an den
Senat in Paris gerichtet, in der er die Kontinentalsperre
verteidigt und die Gedanken eines Friedensschlusses mit England zum
Ausdruck bringt, ein Zeichen, wie ihn auch inmitten der feindlichen
Hauptstadt der Gedanke an seinen Hauptfeind nicht verließ.

		Über die Beweggründe der Kontinentalsperre hat sich Napoleon
folgendermaßen ausgesprochen:

		»Der Streit zwischen Frankreich und England hatte sich
allmählich zu einem wahren Kampf auf Leben und Tod gestaltet. Die
Wut von ganz England gegen mich hatte den Höhepunkt erreicht. Die
englischen Minister sorgten für die Erregung der Leidenschaften,
[bookmark: page17]indem sie
sich aller nur denkbaren Mittel der Fälschung und des Betruges
bedienten, um den Streit populär zu machen. In voller
Parlamentssitzung wurde der ewige Krieg oder wenigstens der
lebenslängliche proklamiert. 25 Jahre lang stand Europa in Brand,
alle Länder wurden zerrüttet und verwüstet, Ströme von Blut mußten
fließen. England, das dies alles bezahlt hat, lud eine
ungeheuerliche Schuldenlast auf sich; wie eine Pest verbreitete
sich das System der Anleihen, das jetzt allen Ländern das Mark
aussaugt. Gewiß war Pitt (der englische Minister) überzeugt, daß er
nur das Gute wollte und täte, was aber die Nachwelt vor allem Pitt
vorwerfen wird, das ist die abscheuliche Schule, die er
hinterlassen hat: ihr unverschämter Machiavellismus, ihre tiefe
Unmoralität, ihr kalter Eigennutz, ihre Verachtung menschlicher
Verhältnisse und einer gerechten Weltanschauung.«

		Und dann der Frieden von Tilsit. Es ist bekannt, daß nach der
Schlacht bei Eylau nicht nur das preußische, sondern auch das
russische Heer niedergebrochen war. Alexander wußte sein Leben
bedroht, wenn er den Frieden nicht geschlossen hätte. Sein
Niederbruch war demjenigen seines Verbündeten im Augenblick gleich,
wenn auch seine Verteidigungskräfte im Innern des Landes noch da
waren. Kein Zweifel, daß Napoleon in Tilsit auf der Höhe seiner
Macht stand und durchsetzen konnte, was er durchsetzen wollte. Was
aber forderte er von Alexander im Frieden von Tilsit? Er forderte
weder eine Kriegsentschädigung, noch ein Stück Land, sondern er gab
ihm noch ein Stück des früheren preußisch-polnischen Besitzes. Das
einzige, was er von ihm fordert, ist der Beitritt zum
Wirtschaftsbund gegen England. Als das große Ergebnis von Tilsit
sieht er an, daß er die Kontinentalsperre nunmehr gegen ganz
England durchzuführen vermag. Das besiegte Rußland sollte ihm der
Bundesgenosse gegen das zu besiegende England sein. Eine
»Eroberungsbestie« hätte in Tilsit nicht auf diese Bedingung hin
haltgemacht, sondern damals den Zug nach Rußland unternommen und
den niedergebrochenen Feind in anderer Weise gedemütigt. Der
Napoleon des Tilsiter Friedens ließ deutlich erkennen, daß der
Friede von Tilsit ihm nur Episode war in der großen
Auseinandersetzung zwischen Frankreich und England.

		Wir wissen heute, daß ein geheimer Bündnisvertrag mit dem Zaren
bestand, der einen etwaigen Frieden mit England vorsah. England
sollte seine Kolonialeroberungen seit 1805 herausgeben und die
Freiheit der Meere für die Flaggen aller Nationen anerkennen.
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bekanntlich nicht daran gedacht, auf solche Bedingungen hin Frieden
zu schließen. Wo es auf dem Meere herrschte, da übte es diese
Herrschaft mit der größten Brutalität aus. Das Bombardement von
Kopenhagen und die Vernichtung einer neutralen Flotte nennt Lenz
mit Recht eine »ärgere Gewalttat, als sie Napoleon in seinem ganzen
Leben getan hätte«. In völliger Mißverkennung des großen
französisch-englischen Gegensatzes gehen die europäischen
Geschichtsschreiber an diesen Dingen vorbei, während sie alle
Gewalttaten Napoleons in den Mittelpunkt ihrer Betrachtungen
stellen, so wie die Geschichtsschreibung unserer Feinde von der
Verletzung der Neutralität Belgiens spricht, die Griechenlands aber
nicht erwähnt.

		Es ist interessant, sich gerade unter dem Gesichtspunkt des
heutigen Wirtschaftskampfes die Frage vorzulegen, wer in dem Kampf
zwischen Kontinentalsystem und Beherrschung der Meere siegreich
gewesen wäre, wenn Napoleons Zusammenbruch nicht erfolgte.
Pflug-Hartung glaubt, daß die Kontinentalsperre letzten
Endes ihr Ziel erreicht hätte, zumal England im Jahre 1812 zum
zweiten Male vor einer Hungersnot stehe. Die Preise der Rohprodukte
waren in England auf das Vierfache gestiegen. Die Frachten hatten
Entwicklungen angenommen, die phantastisch erschienen; für eine
100-Tonnen-Ladung von London nach Calais wurden 50 000 Pfund
gefordert. Zudem verlor England durch den Kampf, der gegen seine
Schiffe auch von Napoleon und den von ihm abhängigen Staaten
geführt wurde, jährlich 624 Schiffe. Wie tief die Kontinentalsperre
in Deutschland eingegriffen hat, ist bekannt. Lächerlich aber ist
es, sie nur unter dem Gesichtspunkt der Bedrückung der Verbraucher
hinzustellen, die auf beliebte Genußmittel verzichten mußten, ohne
daran zu denken, daß sie anderseits auch zur Entwicklung von
Industrien führte, welche ohne diese Kontinentalsperre niemals
wettbewerbsfähig gewesen wären. Berühmte sächsische Spinnereien
sind in jener Zeit in Deutschland entstanden, ebenso wie die
französische Industrie sich unter dem Ausschluß des englischen
Wettbewerbs ausdehnen konnte. So wie wir heute im Zeichen der
Ersatzstoffe stehen, so sehen wir damals Napoleon bemüht, seine
Chemie zu veranlassen, einen Ersatzstoff für Zucker zu finden und
sehen insgesamt England unter den Verhältnissen mehr leiden als
seine Gegner.

		An dem Kampfe gegen England geht Napoleon schließlich zugrunde.
Er kommt mit seinem Bruder in die heftigsten Auseinandersetzungen,
weil dieser als König von Holland das System [bookmark: page19]der Abschließung Englands nicht
scharf genug ausführt. Die Einverleibung Hollands in Frankreich ist
wieder Ausfluß dieses Systems der Bekämpfung Englands. Napoleons
Biograph Fournier schrieb von den Kämpfen in Spanien, daß
das französische Heer immer erwartet habe, daß sein großer Feldherr
in Spanien erscheinen würde, um es zum Siege zu führen, daß aber
Napoleon in dieser Zeit in seiner Hauptstadt nur mit dem Gedanken
eines Handelskrieges gegen England beschäftigt gewesen wäre. Der
Gedanke der Besiegung Englands führt zum Feldzug des Jahres 1812,
in dem Napoleon scheiterte. Pflug-Hartung schreibt darüber, daß das
verbissene Bestreben, England zu vernichten, ihn in den Krieg mit
Rußland stürzte und daß, von diesem Gesichtspunkt angesehen, dieser
Kampf hinauswächst über die französische Macht und welthistorisch
wird. Der Rücktritt Alexanders von der Kontinentalsperre war der
letzte Grund zu der großen Auseinandersetzung. Wie gern hätte er
jeden Frieden von Alexander entgegengenommen, der ihm irgendeine
Aussicht bot, den Wirtschaftskampf gegen England weiterzuführen. Er
hatte die Empfindung, daß hinter allen neuen Feinden, die gegen ihn
aufstanden, England stände. Als er die preußische Denkschrift des
Jahres 1806 erhält, da nennt er sie die Abschrift einer »englischen
Rhapsodie«, in der Annahme, daß der Text in England gemacht sei.
Als er im Befreiungskriege Metternich empfängt, mit diesem hart
über die Friedensbedingungen aneinandergerät, da entfährt ihm in
der Erregung das Wort: »Metternich, wieviel hat Ihnen England dafür
geboten, daß Sie diese Sprache führen?« Als er die Schlacht bei
Belle-Alliance verloren hat, die nicht der englische Feldherr,
sondern Blüchers strategisches Genie gewann, und als er, von seinem
Volke und seiner Regierung verlassen, am Strande einherirrt und
schließlich ein Schiff besteigt, um in England Zuflucht zu suchen,
da schreibt er an den König von England: »Ich komme wie
Themistokles, um mich am Herde des britischen Volkes
niederzulassen, ich stelle mich unter den Schutz des mächtigsten
und beharrlichsten meiner Gegner.« Immer wieder hat er auf St.
Helena den Gegensatz England-Napoleon in seinen Gesprächen
erörtert. »England«, so sagt er, »ist in allen Dingen unersättlich.
Aber wenn man mehr fabriziert, als man absetzt, so häufen sich zu
große Vorräte auf. Dadurch gewöhnt sich das Volk an ein
gemächliches Leben, und wenn nachher für die Waren keine Absatzwege
mehr vorhanden sind, so gibt es Kampf. Ich habe den Nationen des
europäischen Festlandes [bookmark: page20]gezeigt, daß es auch ohne England fertig werden
kann.« »Alles hätten mir die Engländer verziehen,« betont er ein
anderes Mal, »aber daß ich Antwerpen besaß, diese auf England
gedrückte Pistole, das haben sie mir nie verziehen.« In seinen
Fieberphantasien auf dem Sterbebette träumte und sprach er noch
über die Landung in England.

		In Deutschland hat man es Goethe vorgeworfen, daß er kein
Verständnis für das Wesen der Befreiungskriege gehabt habe. Allein
aus dem Gesichtswinkel der preußischen Befreiung hat er sie
allerdings nicht gesehen. Auch war ihm die mit Hilfe Rußlands
erstrittene Freiheit zu kosakisch. Wie er Napoleon ansah und wie er
in dessen Kämpfen den großen welthistorischen Gegensatz zwischen
Seemacht und Kontinentalmacht über die Jahrhunderte blickend sah,
das zeigt uns eine Stelle seiner sonst dichterisch und sachlich
sehr anfechtbaren Karlsbader Gedichte, in denen er Napoleons Kampf
gewissermaßen als den Kampf zwischen Meer und Erde ansieht und mit
den Worten schließt:

		»Ist jenem erst das Ufer abgewonnen,

Daß sich daran die stolze Woge bricht,

So tritt durch weisen Schluß, durch Machtgefechte

Das feste Land in alle seine Rechte.«

		Dem Niederbruch der napoleonischen Herrschaft folgt der Wiener
Kongreß. Er besiegelt Englands Weltherrschaft. Die zweitstärkste
Flottenmacht war zusammengebrochen und kam als Gegner Englands
nicht mehr in Betracht. Preußen erhielt kaum seine alten Gebiete
wieder und lag finanziell so darnieder, daß noch bis in die letzten
Jahrzehnte hinein ostpreußische Städte die Schulden abgezahlt
haben, die sie während der Napoleonzeit machen mußten. Rußland war
ohne Expansionsdrang, der England hätte gefährlich werden können.
So war ganz Europa todeswund von den blutigen Zeiten der
napoleonischen Epoche, die auf europäischem Boden die Schlachten
ausgefochten sah. England aber hatte zwar, wie sein Schatzkanzler
im Parlament mitteilte, 16½ Milliarden Mark – eine für damalige
Verhältnisse unerhörte Ziffer – für Subsidien an Napoleons Gegner
ausgegeben, aber die Ziffer hatte sich reichlich gelohnt; Blutopfer
hatte es fast gar nicht gebracht, den Handel der Welt an sich
gerissen, es war die große Werkstätte der Welt geworden, das nun
auch das warenhungrige Europa von sich aus versorgte, und dem in
seinem Weltexpansionsdrange kein Gegner mehr gegenüberstand. [bookmark: page21]

		Doch beruht Deutschlands große Entwicklung mit auf den
Ergebnissen jener schweren Zeit. Jena war nicht nur Niederbruch,
sondern Auferstehung. Ein in der Hand kleiner Geister verkümmertes
Volk reckte sich durch Unglück zur Größe auf. Stein – von Napoleon
zuerst empfohlen – ward Preußens Reorganisator. Gewerbefreiheit,
Städteordnung und eine Freimachung des Bauernstandes – wenn auch
unter zu weitgehender Landhingabe – waren die Ergebnisse seiner
Anregungen, der Grundsatz der allgemeinen Wehrpflicht setzte sich
durch, die Entschädigung Preußens für die verlorenen polnischen
Gebiete mit der Rheinprovinz lenkte die Augen Preußens nach dem
Westen und machte ihm die Wacht am Rhein zur historischen Aufgabe.
Nach der Auseinandersetzung mit Österreich und dem Kampf mit
Österreich ersteht die alte Kaiserkrone neu unter Preußens Führung.
Wie groß die Entwicklung Deutschlands seitdem ist, zeigt der
Vergleich, daß Frankreich heute uns gegenüber doch so klein ist,
daß es allein einen Waffengang mit uns überhaupt nicht wagen würde.
Heute sind wir die zweite Flottenmacht, heute haben
wir den Drang zur See, heute haben wir Pläne eines
Kolonialreiches, heute arbeiteten unsere Industrien im Wettbewerb
mit England, und deshalb richteten sich auch Englands Zorn, Haß und
die Zähigkeit seines Vernichtungswillens so gegen Deutschland, wie
sie sich einst gegen Napoleon richteten. Die Weltgeschichte liebt
Wiederholungen. Wie einst Napoleon, so kämpfen wir heute für die
Freiheit der Meere. Einst konnte England nur mit silbernen Kugeln
kämpfen und seinen Anteil mit 16 Milliarden bestreiten. Heute haben
wir es zu Blutopfern gezwungen, die ihm schwer genug fallen. Wie es
einst vor Jahrhunderten in Europa keinen Frieden werden ließ, so
hetzt es jetzt ein Volk nach dem anderen zum Kampfe gegen uns auf,
möchte auch uns ein Napoleonschicksal bereiten, muß sich aber
zähneknirschend schon heute im Innern eingestehen, daß sein Spiel
verloren ist.

		Denn Napoleon ging in diesem Kampfe zugrunde, weil seine Flotte
der englischen nicht ebenbürtig war. Über der Napoleon-Epoche
stehen die Worte »Abukir« und »Trafalgar«, über dem Weltkriege
»Skagerrak« und »deutsche U-Boote«. Napoleon hatte einen Fulton,
der ihm Dampfschiffe und Unterseeboote bauen wollte, als einen
verrückten Utopisten zurückgewiesen (»Der Mann schlug mir vor, ich
sollte mit geheizten Kochtöpfen nach England herüberfahren«). Das
damals Erträumte ist heute Tat, Tat, ausgeführt durch deutschen
Stahl und deutsche stahlharte Herzen. [bookmark: page22]Hunderttausende von Tonnen sinken
monatlich darnieder. Wohl dringen neutrale Einsprüche auf uns ein.
Wie Worte einer deutschen Note dringt Napoleons Stimme aus dem Grab
zu uns, wenn wir ihn über amerikanische Neutralität so sprechen
hören: »Herr von Champigny, antworten Sie dem amerikanischen
Gesandten: Wenn Amerika duldet, daß seine Schiffe untersucht
werden, wenn es das Prinzip anerkennt, daß die Flagge die Ware
nicht deckt, wenn es die unsinnigen Blockadegesetze anerkennt,
warum wollen die Amerikaner die französische Blockade nicht dulden?
Gewiß erkennt Frankreich an, daß diese Maßregeln ungerecht sind,
aber es ist Sache der Völker, ihre Zuflucht zur Gewalt zu nehmen
und sich gegen Dinge zu wehren, die sie entehren und ihre
Unabhängigkeit aufs schändlichste kränken.«

		Atemlos lauscht die Welt dem Ringen, das heute die Völker
Europas zerfleischt. Die Erkenntnis, daß England unser Hauptfeind
in diesem Ringen ist, ist Allgemeingut. »Auf deiner Insel,
neidisches England, du bist der Urfeind.« Das ist die Gesinnung,
die uns alle durchdringt. Lloyd George vergleicht uns mit Napoleon.
Wohl sehen wir manche Berührungspunkte, manche Parallele wird Sie
überrascht haben, doch wollen wir das Wesentliche des Unterschiedes
nicht vergessen.

		Heute kämpft nicht ein Mann ohne innere Heimat, heute kämpfen
Völker mit ihrem tiefsten Empfinden den Kampf gegen England.
Nirgends wird aber dieser Kampf tiefer empfunden als in
Deutschland. Daß wir damit die Lebensarbeit des Großen eines
anderen Volkes zu Ende führen, ist eine Ironie der Weltgeschichte,
wenn man es nicht als größere Ironie ansehen muß, daß das
Frankreich Napoleons sich für England verblutet. Napoleon
vergleicht einmal England mit Carthago. Carthago sank von seiner
Höhe herab. Auch England kann sinken und wird sinken. Denn auf
unserer Seite ist das sittliche Recht und auf unserer Seite die
Macht, den Stoß in sein Herz zu führen, wenn wir die Stunde zu
nützen verstehen.
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		Zum fünfzigjährigen Bestehen der Nationalliberalen Partei

		Rede, gehalten bei der in der Wandelhalle des
Reichstages veranstalteten Gedenkfeier am 28. Februar 1917

		 

		Verehrte Parteifreunde! Die Rede unseres
verehrten Parteiführers Friedberg war in das Meer der Erinnerungen
getaucht. Ich habe mir die Aufgabe gestellt, über Gegenwart und
Zukunft unserer Partei zu sprechen, und doch muß ich zuerst der
Vergangenheit gedenken, denn auch in den politischen Parteien baut
sich die Gegenwart auf dem geschichtlich Gewordenen auf.

		In der heutigen waffenklirrenden Zeit steht für uns zunächst die
Frage auf, ob wir daran mitgewirkt haben, die Waffen für den
Verteidigungskampf zu schmieden. Ohne Selbstlob, aber mit ruhigem
Gewissen können wir diese Frage bejahen. Nach zwei Richtungen hin
hat die Nationalliberale Partei diese Gegenwartsarbeit geleistet.
Ihre ganze Lebensarbeit war Erziehungsarbeit am deutschen Volke.
Wir sind in unserer Nationalliberalen Objektivität vielleicht
sogar, wenn wir der Vergangenheit gedenken, manchmal zu sehr
geneigt, das zu unterschätzen, was an nationalliberaler Arbeit in
der Geschichte des deutschen Volkes steckt. Wir nennen Bismarck den
Reichsgründer und wissen, daß wir seiner genialen Diplomatie, daß
wir seiner Politik von Blut und Eisen die Einheit in erster Linie
verdanken. Aber vergessen wollen wir doch nicht, daß die Grundlage
für dieses einige Deutsche Reich das deutsche liberale Bürgertum
gelegt hat, daß die Grundlage gelegt worden ist von den Männern des
Nationalvereins, die das unsterbliche Verdienst haben, den
Gedanken der Einheit Deutschlands so fest in die Herzen und
Hirne in Süd und Nord hineingehämmert zu haben, daß aus der
Schlacht von Sedan das einige Reich entstehen konnte, daß Bismarck
der Testamentsvollstrecker dieser liberalen Gedanken zu werden
vermochte. [bookmark: page24]

		Wie diese Arbeit der Erziehung zur Einheit, diese Überwindung
der in uns Deutschen steckenden partikularistischen Eigenart unsere
Arbeit gewesen ist, so haben wir auch für die Gegenwart des
gewaltigen Weltkrieges unsere Erziehungsarbeit geleistet. Wir haben
dem deutschen Philister die Schlafmütze von den Ohren gezogen, wir
haben sein Gewissen als Staatsbürger erweckt, wir haben bewußt eine
Anteilnahme des Volks an den großen Fragen der Auslandspolitik
verlangt.

		Friedberg hat vorhin darauf hingewiesen, daß der große Kanzler
dem Parlament nur einen geringen Einfluß auf die Fragen der
Auslandspolitik vergönnte. Er hat uns getadelt, daß wir in der
Caprivischen Zeit nicht verstanden haben, auf die Entwicklung der
auswärtigen Politik mehr acht zu geben. Ich darf wohl für uns in
Anspruch nehmen, daß für die Jahre, die dem Weltkriege vorangingen,
das, was mit Recht über die Caprivische Zeit gesagt worden ist,
nicht mehr gilt. Unser Führer Bassermann, dessen wir soeben
gedachten, war einer der ersten Parteiführer im Deutschen
Reichstage, der Jahr für Jahr beim Etat des Auswärtigen Amtes sein
Recht in Anspruch nahm, als Führer der Partei zu den großen Fragen
der Auslandspolitik Stellung zu nehmen, und wenn wir heute seine
Reden über Auslandspolitik lesen – – so manches hat er besser
erkannt als diejenigen, die berufen waren, die deutsche
Auslandspolitik zu führen! Er hat erkannt, daß die großen
weltwirtschaftlichen Verflechtungen des Deutschen Reiches die
Reibungsflächen vermehrten gegenüber denen, denen wir lästige
Wettbewerber auf dem Weltmarkt geworden waren. Er hat erkannt, daß
es zu einem ernsten Zusammenstoß kommen könnte, er hat auch
erkannt, daß die neue Zeit neue Mittel verlangte für die Führung
der auswärtigen Politik. Die Modernisierung unserer Diplomatie, die
Verbesserung des Nachrichtendienstes – – wie oft sind diese
Forderungen in seinen Ausführungen zum Ausdruck gekommen. Wie oft
ist aus seinem Munde das Wort ertönt, das der Reichskanzler in der
Gegenwart wieder übernommen hat, das er in die Form gebracht hat:
Freie Bahn dem Tüchtigen, das in dieser oder anderer Formulierung
so oft von uns zum Ausdruck gekommen ist, wenn beispielsweise
Bassermann einmal sagte, daß das Volk ein Recht darauf hätte, von
den Fähigsten der Nation regiert zu werden und nur von diesen,
unbeschadet um Rang und Titel, unbeschadet um diejenigen Sphären,
aus denen sie entstiegen waren.

		Wir dürfen für uns in Anspruch nehmen, daß wir den Begriff
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Auslandsdeutschtums und seine Verflechtung mit der Heimat
erkannten, daß wir für Schule und Erziehung da draußen in der Welt,
wo Deutsche waren, nicht nur die Mittel bereitgestellt haben,
sondern daß wir hinausgingen über das, was man in Kärglichkeit und
Kleinlichkeit seitens des Reichs für diese großen Fragen zur
Verfügung stellte.

		Wer einmal von uns, wie der Kollege van Calker, der Kollege
List, der Abgeordnete Bassermann und andere, im Orient war, der
empfindet es doch manchmal mit brennender Scham, daß wir mit
unseren türkischen Bundesfreunden uns auf französisch unterhalten
müssen, weil dieses Deutsche Reich nicht großzügig genug war, mehr
als 26 deutsche Schulen in einem Lande zu unterhalten, in dem
Frankreich 546 Schulen zur Pflege französischer Kultur unterhalten
hat.

		Man hat unsere Politik auf diesem Gebiete eine imperialistische
genannt. Über das Wort mag man streiten, aber ich glaube, das eine
prägte sich in dieser Äußerung aus, daß wir nie begriffen, warum
England überall ein Gibraltar, Deutschland aber nirgends eine
Kohlenstation für seine Flotte, nirgends einen Schutz für seinen
gewaltigen Welthandel haben durfte. Wir begriffen den großen
deutsch-englischen Gegensatz. Wir nahmen Stellung zu der Frage in
unserem deutschen Volk: Pazifismus oder Rüstung?, und wir
beantworteten diese Frage in dem Sinne, daß wir eine Rüstung
schufen, die uns in die Lage setzen sollte, auch dem stärksten
Anprall zu widerstehen. Hierzu gehören alle Fragen, die uns heute
vielleicht allzuschnell als Selbstverständlichkeiten erscheinen,
was gar nicht immer so selbstverständlich ist, unser Kampf für
Heer, für Flotte, für Kolonien. Ist es denn schon so lange her,
daß man uns angriff wegen unserer »uferlosen Flottenpläne«? Sollen
wir denn die Augen davor verschließen, wie ein Bismarck noch hat
kämpfen müssen für die Entwicklung des kolonialen Gedankens, wie
früher wegen kleiner Heeresvorlagen an das Volk appelliert wurde,
wie die Entwicklung gewesen ist bis zu jener Zeit, wo die letzte
große Wehrvorlage mit ihrer damals unerhörten Forderung von einer
Milliarde mit großer Mehrheit und fast ohne aufregende Debatte vom
Reichstag bewilligt wurde? Wir dürfen dabei das eine sagen: diese
letzte Wehrvorlage, dieses letzte Glied in der Rüstung unseres
Landheeres hat nicht der Kriegsminister v. Heeringen dem deutschen
Volke gebracht, das hat in erster Linie mit die Nationalliberale
Partei gebracht, das hat Bassermann gebracht, der damals von
Ost [bookmark: page26]nach West,
von Süd nach Nord zog, Sonntag für Sonntag, um zu predigen, daß es
nicht so weiter ginge mit der Vernachlässigung der Rüstung des
deutschen Volkes. Deshalb können wir das eine von uns sagen, daß
wir unsere Pflicht getan haben gegenüber dieser großen Forderung
der Gegenwart.

		Und auf ein anderes wies Friedberg hin. Was war es denn, das uns
in der Vergangenheit zerriß und ohnmächtig machte? Das war die
Hilflosigkeit der alten nationalliberalen Partei, von ihren:
nationalen und liberalen Standpunkt aus einen Standpunkt zu finden,
von dem aus man auch so etwas treiben konnte wie
nationalliberale Wirtschaftspolitik. Das Heidelberger
Programm, das vielgerühmte, war doch ein negatives, bestand
eigentlich darin, daß diese Fragen von der Partei ausgeschieden
werden sollten. Ist es nicht für uns in der Gegenwart ein
beruhigendes Bewußtsein, daß wir aus diesem Gebiete die Freiheit
nicht mehr brauchen, weil wir die Einheit in der Beurteilung dieser
großen Fragen gefunden haben? Ist es für uns nicht auch eine tiefe
innere Befriedigung, daß bei dem letzten großen gesetzgeberischen
Werk über die deutsche Wirtschaftspolitik die Nationalliberale
Fraktion der Kern des Wirtschaftsblockes war, der uns zu dem
Zolltarif und zu den Handelsverträgen brachte, die uns in die Lage
versetzt haben, auch einem Aushungerungskrieg Englands zu begegnen?
Damals hat Fürst Bülow im Reichstag gesprochen von den zwei
Leuchttürmen, zwischen denen die deutsche Wirtschaftspolitik
hindurchsteuern müßte, das sei einmal die Erhaltung der vollen
Leistungsfähigkeit unserer Landwirtschaft und ihre Fortentwicklung,
das sei zweitens die Erhaltung und Fortentwicklung unseres großen
Außenhandels. Als Phrase ist das damals belacht worden und hat sich
doch als Wirklichkeit erwiesen. Das unlösbare Problem war lösbar,
die produktiven Kräfte im Innern wie die gewaltigen Kräfte, die
nach außen strebten, gleichmäßig stark zu entwickeln. Damals kamen
aus den großen Städten die heftigsten Proteste mancher Wähler, die
uns vortrugen, was man heute den reinen Konsumentenstandpunkt
nennt. Danken wir es unseren Führern in der damaligen Zeit, daß sie
sich nicht beirren ließen, daß sie den richtigen Weg des Ausgleichs
zwischen Stadt und Land, des Hindurchsteuerns zwischen den Extremen
fanden, die uns entweder zu dem Zusammenbruch unserer
Ernährungspolitik oder aber zu einem Zollkrieg mit anderen Ländern
gebracht hätten.

		Ein neues Problem ist aufgetaucht und reicht in unsere Gegenwart
und leuchtet in unsere Zukunft: das ist das große Problem [bookmark: page27]der deutschen
Sozialpolitik. Die Nationalliberale Fraktion hat in den
letzten Jahren treu gestanden in ihrem Bekenntnis zum
Koalitionsrecht der deutschen Arbeiter und Angestellten und hat
treu gestanden in ihrem Bekenntnis zu einem Ausbau der deutschen
Sozialpolitik. Sie hat dieses beides ebenso wenig zu bereuen, auch
wenn der Dank nicht immer in den Stimmzetteln zum Ausdruck kam, wie
sie es etwa zu bereuen hätte, daß sie sich immer gewehrt hat gegen
irgendeine Politik der Ausnahmegesetzgebung gegen die
Organisationen der deutschen Arbeiterschaft. Wenn wir heute auf dem
Pluskonto unserer Entwicklung eine Versöhnung der
Arbeiterorganisationen mit dem Staatsgedanken buchen können, wenn
die Einheit des ganzen Volkes in der Mächtigkeit zum Ausdruck kam,
wie wir sie erlebt und durchgehalten haben im Kriege, wenn es uns
möglich gewesen ist, gegenüber den destruktiven Tendenzen des
Geburtenrückganges trotzdem ein wachsendes Volk zu bleiben durch
die Bekämpfung der Sterblichkeit, durch die gewaltige Entwicklung
der Hygiene in den Großstädten, durch die gewaltige Entwicklung des
Gesundheitszustandes unserer ganzen Bevölkerung, so sehen wir doch
hier ein Stück Kulturarbeit im besten Sinne getan, an der wir unser
Teil mit haben, dem wir uns nicht verschlossen haben, wenn auch
manchmal Strömungen auftraten, die uns auf eine falsche Bahn zu
lenken gedachten.

		Wir haben endlich verstanden, in den großen Finanzfragen
dem Reiche zu geben, was des Reiches ist, aber daneben auch den
Standpunkt der sozialen Gerechtigkeit zu wahren. Das war der Kampf
um die Erbschaftssteuer, der damals den Block sprengte, als dessen
Kern wir uns betrachteten, der damals den Kanzler stürzte, dem wir
nahe standen, in dem Kampfe, dem wir aber nicht ausweichen konnten,
weil unser Gewissen nicht zuließ, diesem Gesichtspunkt der
ausgleichenden Gerechtigkeit in den großen finanziellen Fragen
nicht Rechnung zu tragen. Wir haben es wieder bewiesen bei den
letzten großen Fragen um den Wehrbeitrag.

		Man nannte uns und nennt uns manchmal draußen die Partei der
Besitzenden. Vielleicht sind wir es in mancher Beziehung, obwohl es
sich in den Parteibeiträgen nicht so ausspricht, wie man es
erwarten sollte. Aber wenn wir die Partei der Besitzenden genannt
wurden und es sind, so können wir doch das eine von uns sagen, daß
wir auch stets das nobile officium
des Besitzes anerkannt und unterstrichen haben, sich im Falle
vaterländischer Not an die Front zu stellen, wo es sich um die
Leistungen des Besitzes handelt. [bookmark: page28]

		So dürfen wir zusammenfassend sagen, daß wir die militärische
Bereitschaft gesichert, die wirtschaftliche Grundlage für ein
wachsendes landwirtschaftliches und industrielles Deutschland mit
geschaffen, die sozialpolitische Versöhnung mit angebahnt haben,
und können mit Genugtuung auf das Erreichte zurücksehen.

		Und nun die Gegenwart des Tages. Diese Gegenwartsaufgabe
kann sehr schwer parteipolitisch umschrieben werden, denn
angesichts der gewaltigen Symphonie dieses Weltkrieges hat das
Parteilied zu schweigen. Deshalb stand der Reichstag sehr wohl auf
der Höhe der Erfassung der Situation, als er in den ersten
Augusttagen 1914 sich selber zum Teil ausschaltete und die
Befugnisse des Bundesrates erweiterte.

		Trotzdem fordert auch diese Situation bei der Länge des Krieges
unsere Wachsamkeit. Alles entwickelt sich jetzt bei uns zu
Extremen. Wir sehen auf der einen Seite eine militärische
Allgewalt, die die Grenzen überspringt und die vielfach zeigt,
daß derjenige, dem alle Gewalt in die Hand gegeben wird, dazu
neigt, Willkür zu üben, weil eine Kontrolle über seine Gewalt nicht
geübt wird; wir sehen auf der anderen Seite eine Entwicklung zum
Staatssozialismus, die vieles niederdrückt, die vieles in
der Entwicklung hemmt, was in seiner freien Entwicklung uns erst
die Größe des wirtschaftlichen Deutschland in der Gegenwart gegeben
hat.

		Demgegenüber war es unsere Aufgabe, der wir auch gerecht
geworden sind, einzutreten für den Schutz der persönlichen
Interessen gegen jede Willkür. Ich erinnere Sie an die Kämpfe um
das Schutzhaftgesetz, ich erinnere Sie an die Kämpfe um die
Freiheit der Meinungsäußerung gegenüber einer einengenden Zensur.
Es war unsere Aufgabe, einzutreten für die Erhaltung der
Einzelpersönlichkeit gegenüber einem Schematismus des
Organisationsgedankens, der das Beste an Lebensfreiheit, an
Lebensentwicklung auf wirtschaftlichem Gebiete in uns zu ersticken
drohte.

		Dazu kam die Fortsetzung der Erziehungsarbeit aus der
Friedenszeit, kam ein Eintreten für die Kriegsziele, die
Deutschlands Zukunft nur in seiner eigenen Stärke gewährleistet
sah, ein Kampf gegen die Traumgebilde der Menschheitsversöhnung,
das manche auf den Grundlagen des Verzichts und getrieben von
deutscher Sentimentalität bis in die letzten Stunden noch aufrecht
zu erhalten gedenken. Wir mußten es bekämpfen, nicht weil wir es
als Ideal zurückwiesen, wir mußten es bekämpfen auf Grund der
Erfahrungen, der einer Politik von 25 Jahren, die viele von uns
[bookmark: page29]miterlebt
haben und die uns zeigte, daß alle die Träume und Illusionen, die
manchmal die Besten der Deutschen dazu trieben, die Hand zur
Versöhnung auszustrecken, uns nichts anderes eingebracht haben als
den Haß der Welt und einen Weltkrieg, in welchem die Zahl der
Feinde gegen uns immer größer geworden ist. Wenn durch Verzicht auf
weltwirtschaftliche Expansion, wenn durch eine Politik der
Versöhnung der Weltfrieden gewährleistet werden könnte und die
Sympathie der Völker erworben werden könnte, dann müßte Deutschland
das am meisten geliebte Land der Welt sein, denn nichts anderes ist
der Inbegriff unserer Politik in dem letzten Vierteljahrhundert
gewesen. Wer so aus einem Traum erwacht, wie wir erwachen mußten,
der hat nicht mehr das Recht, weiter zu träumen, der muß aus den
Illusionen hinaus den Blick in die harte reale Gegenwart
richten.

		Lassen Sie mich den Blick auch richten auf die
Zukunft, die uns bevorsteht. Es erscheint mir sehr
wahrscheinlich, daß dieser Riesenkörper Deutschlands nach der
Revolutionierung der Geister durch diesen Weltkrieg noch schwere
Erschütterungen aushalten muß. Zweifeln wir nicht daran: dieser
Krieg bringt uns ein anderes Volk, als es vor dem Kriege gewesen
ist. Er hat in den Schützengräben eine politische
Erziehungsarbeit geleistet, die Jahrzehnte übersprang in dem,
was an solcher Arbeit bis dahin geleistet worden war. An der Front
und hinter der Front ist das Verhältnis des einzelnen Bürgers zum
Staat der Gegenstand jahrelangen Nachdenkens für Hunderttausende
und für Millionen geworden. Nie ist dem Deutschen, der in jeder
Stunde seinen Körper hinhalten mußte für Deutschland, so die Frage
vorgelegt worden: was ist Dein Leben gegenüber dem Staatsgedanken?,
wie in diesen Jahren. Nie ist den Menschen hinter der Front, auch
den Frauen und Kindern die Frage: weshalb mußt Du leiden und Dich
einschränken, weshalb ist dieser deutsche Gedanke größer als das
Recht Deiner Einzelpersönlichkeit?, so vor Augen geführt worden als
in diesem Weltkriege, der zum ersten Male nicht ein Kampf der
Heere, ein Kampf der Flotten allein ist, der ein Kampf ganzer
Völker gegen andere Völker ist, wie ihn die Welt noch niemals
gesehen hat. Deshalb glaube ich, wird ein verächtliches Reden von
Massen und von Masseninstinkten nach dem Kriege nicht mehr möglich
sein. Ob das Wort gefällt oder nicht, das ich jetzt ausspreche, ich
möchte es doch dahin aussprechen, daß nach dem Kriege eine große
Welle demokratischen Empfindens durch Deutschland gehen wird, nicht
im [bookmark: page30]Sinne,
daß das Volk sich demokratischen Parteien mehr als bisher zuwenden
wird, aber es wird größere Achtung und Berücksichtigung seiner
Volksempfindungen fordern, gleichgültig, ob es im gegebenen Moment
sich gegen rechts oder gegen links wendet.

		Das schließt den Einfluß starker Persönlichkeiten nicht
aus. Kein Volk ist so geneigt wie das deutsche, Führernaturen zu
folgen. Es verlangt nur, daß sie auch starke Führerqualitäten
ihrerseits haben. Es ist nicht wahr, daß der Masseninstinkt
nivelliere und lediglich Mittelgrößen aufkommen lasse. Kein Kaiser
besaß ein größeres Vertrauen als Bismarck einst. Kein Kaiser besaß
ein größeres Vertrauen als Hindenburg. Deshalb glaube ich, daß,
wenn diese Grundempfindung der Millionen, daß sie als Volk mehr
gewertet sein wollen als bisher, an uns herantritt, wir uns diesen
Wünschen und diesem Streben nicht nur nicht zu widersetzen
brauchen, sondern wir sollen Führer sein in dieser Entwicklung.

		Die politische Vertretung des Volkes ist der deutsche Reichstag.
Damit wirft sich die Frage nach seiner Stellung auf, eine Frage,
lebhaft erörtert in unseren Reihen gerade in der letzten Zeit, eine
Frage, auch auf die Formel gebracht: Kaisergewalt hier,
Parlamentsgewalt dort.

		Ich glaube nicht, daß man sie auf diese Formel bringen kann,
sondern man zieht da auch Imponderabilien in unsere Betrachtung.
Die Zeiten Friedrichs II., in denen ein Mensch den Staat durch
seine Persönlichkeit überhaupt noch zu leiten vermochte, sind
vorüber. Heute kann der Monarch nicht mehr der wirkliche Lenker des
Staates sein. Was in ihm, in seinen Regierungsakten sich
widerspiegelt, ist doch schließlich der Ausfluß der Beeinflussung,
die auf ihn durch diejenigen ausgeübt wird, die ihm nahe stehen,
und das sind nicht einmal immer seine verantwortlichen Minister.
Ich meine, zwischen den beiden Gedanken: Ausstrahlung
persönlich-monarchischer Gewalt, starker monarchischer Gewalt und
Parlamentar-Gewalt liegen doch viele Nuancen, die die Möglichkeit
geben, in der Fortentwicklung, der Stärkung des Einflusses des
Parlaments weiterzugehen, ohne damit den Gedanken zu vertreten, von
heute auf morgen eine Parlamentsherrschaft im Reiche oder in den
Bundesstaaten zu begründen.

		Ich darf Sie daran erinnern, daß wir bereits diesen Weg gegangen
sind. Haben wir nicht in der Blockzeit im Reichstag jene
Bestimmungen der Geschäftsordnung geschaffen, die einmal in [bookmark: page31]den kleinen Anfragen
und in den Abstimmungen nach den Interpellationen ein größeres
Recht des Reichstages als bisher schufen? Waren wir nicht einig in
dem Bestreben, einen eigenen Ausschuß für auswärtige
Angelegenheiten zu schaffen, der das Recht haben sollte, kraft
eigener Machtvollkommenheit jederzeit zusammenzutreten und zu
großen Auslandsfragen Stellung zu nehmen, eine nationalliberale
Anregung, aus der dann das Kompromiß herauskam, daß die
Budgetkommission jederzeit selbst zusammentreten kann? Hat nicht
unser verehrter Führer Friedberg auch im Preußischen
Abgeordnetenhaus es als dringende Pflicht ausgesprochen, daß eine
stärkere Fühlung zwischen den Ministern und dem Parlament sich
herausbilde, als sie heute bestünde? Hat er nicht mit vollem Recht
darauf hingewiesen, daß es nicht mehr geht, daß unsere Minister
lediglich vom reinen Ressortstandpunkt aus an die Dinge
herantreten, ohne die großen politischen Gesichtspunkte zu
würdigen, und so tadellose Ressortarbeit leisten, aber die ganze
politische Situation in einer Weise durcheinanderbringen, wie uns
das die letzten Wochen mit ihren Vorgängen im Preußischen
Abgeordnetenhause, die dann in unsern Reichstag hinüberspielten, ja
zu unserm eigenen Bedauern gezeigt haben? Und wenn man davon
spricht, daß diejenigen, die eine stärkere Einflußnahme des
Parlaments wünschten, damit an der alten historischen
Kaisergewalt rüttelten, so, glaube ich, verkennt man die Dinge.
Selbst unter vollem parlamentarischen System braucht ein Kaiser
nicht ein Schattenkaiser zu sein. Einer unserer größten Gegner, der
die Einkreisungspolitik in der Welt gegen Deutschland betrieben
hat, war wahrscheinlich kein Schattenkaiser, auch wenn er seinem
Parlament den entscheidenden Einfluß einräumte. Auch hier wird
schließlich die Persönlichkeit diejenige sein, die sich Bahn zu
brechen vermag, sei es in gutem, sei es in weniger gutem Sinne.

		Uns muß meiner Meinung nach eine staatsbürgerliche
Erziehung im deutschen Volke vorschweben, die das Verhältnis
des einzelnen zum Staate in ganz anderer Weise auffaßt, als es
bisher gewesen ist, die dem einzelnen Bürger sagt, daß er
aufzuhören hat mit der alten Philisterweisheit, daß der Bürger der
Gegner des Staates sein müsse, die ihm sagt: der Staat, das bist du
selbst; du bist ein Glied dieses Ganzen; wenn du das Ganze
schädigst, so schädigst du dich mit. Wenn er versteht, sich als
Glied dieses großen deutschen Ganzen zu fühlen, wenn wir ihn dann
mit auch zu dem Bewußtsein dessen erziehen, was dieses große
Deutschland [bookmark: page32]von
ihm verlangt auch an Opfern und Entbehrungen, um selber groß und
mächtig zu sein und dadurch die Wohlfahrt im Innern fördern zu
können, dann werden wir einen Imperialismus schaffen, der den
Kaiser hoch stellt über ein großes freies Deutschland und dem Glanz
der Kaiserwürde dadurch nichts nimmt, daß sie sich aufbaut auf
einem freien Volke, das aus freier Überzeugung mitarbeitet, das
aber nicht lediglich von der Stelle der Krone und der Stelle der
Beauftragten der Krone diejenigen Gesichtspunkte allein
entgegenzunehmen wünscht, an denen mitzuarbeiten es seinerseits für
sein gutes Recht hält.

		Je weiter wir gehen in unserer ganzen wirtschaftlichen
Entwicklung, je mehr wir darauf angewiesen sind, bis in die letzten
Arbeiterkreise hinein den Gedanken dieses Deutschlands und seiner
Lebensnotwendigkeit zu tragen, um so mehr müssen wir das Fundament
verbreitern, auf dem die deutsche Krone ruht, um so weniger wird
sie darunter leiden, wenn dieses Fundament vergrößert wird.

		Dazu werden viele andere große Aufgaben in Zukunft kommen. Ich
glaube, wir werden die alten Gegensätze weiter haben, die da
bestehen in unseren Gedanken der Aufrechterhaltung einer
friedensichernden Rüstung gegenüber der Traumpolitik des ewigen
Friedens, wie sie uns am heutigen Nachmittag aus den
Reichstagsdebatten wieder entgegentrat. Ich habe manchmal in diesen
Tagen an das alte Goethe-Wort aus dem Faust gedacht:

		Träumt Ihr den Friedenstag?

Träume, wer träumen mag.

Krieg heißt das Losungswort,

Sieg, und so klingt es fort.

		Das war so, solange die Welt bestand, das wird so bleiben. Das
Verhältnis der Völker wird sich nie in Paragraphen vom Weltbund
einschnüren lassen, denn die Paragraphen werden gesprengt werden in
dem Augenblick, wo Lebensinteressen einer großen starken Nation in
Frage stehen.

		Hier auf der Wacht zu stehen für diese Ideen, das wird auch
stets unsere Aufgabe sein – ich glaube nicht, daß sie durch diesen
Weltkrieg erfüllt ist –, und ihr wird zur Seite stehen ein Arbeiten
auf sozialem Gebiete, ein Bekämpfen der Klassenunterschiede,
die uns anhaften wie ein altes Kleid, das nicht mehr in unsere
heutige Zeit hineinpaßt. Die Achtung vor ehrlicher Arbeit, die
Achtung vor politischer Überzeugung, die Idee, für die wir kämpfen
als grundlegende liberale Idee, von der wir [bookmark: page33]so weit entfernt sind wie früher,
daß weder die politische Überzeugung, noch das Religionsbekenntnis,
noch die Stellung außerhalb jedes Religionsbekenntnisses irgendein
Hindernis der politischen Betätigung in Staat und Gesellschaft sein
darf, das muß gelten gegenüber dem Zentrum, wie gegenüber den
Sozialisten, wie gegenüber den Atheisten und wem immer sonst. Ich
glaube, daß wir nach dieser Richtung gerade nach den Ergebnissen
dieses Weltkrieges, wo auch jeder ohne Unterschied dieses
persönlichen Denkens und Fühlens sein eigenes Leben zur Verfügung
gestellt hat, auch verlangen können, daß die Folgerungen aus dieser
Hingabe jedes einzelnen an den Staat gezogen werden.

		Wir werden daran denken müssen, daß ein freiheitlicherer
Ausbau unseres Verfassungslebens sich nicht umgehen läßt.

		Ich habe volles Verständnis dafür, daß das preußische
Wahlrecht, soweit seine Einzelheiten in Frage kommen, eine
Frage des preußischen Landtages ist. Aber ich habe doch immer auch
die feste Überzeugung, daß es eine deutsche Frage erster Ordnung
ist, eine Frage, von der in Deutschland unser Verhältnis zu großen
Gruppen unseres Volkskörpers so abhängig ist, daß ich nicht
verstehe, wie man hier die Grenzlinien zwischen partikularistischen
Interessen und Reichsinteressen zu ziehen vermag. Ich habe die
feste Überzeugung, daß unsere Freunde in dem größten deutschen
Bundesstaat sich der Haltung entsinnen werden, die unsere Freunde
in Sachsen eingenommen haben, als es sich damals darum handelte, im
Frieden dem sächsischen Volke ein anderes Wahlrecht zu geben, wo
sie in dem Augenblick, wo unter der günstigsten Konstellation, die
es gab, das Dreiklassenwahlrecht mit geheimer Wahl unter Umständen
eine nationalliberale Mehrheit gewährleistet hätte, sich zu der
großzügigen Auffassung bekannten, selbst auf diese Mehrheit zu
verzichten, um der Gerechtigkeit willen und um der Volksversöhnung
willen. Daß sie dabei nicht schlecht gefahren sind, und daß das
sächsische Volk das verstanden hat, beweist der Umstand, daß wir
nach jahrzehntelanger konservativer Herrschaft heute in unserem
verehrten Präsidenten Vogel dem sächsischen Landtag wieder den
Präsidenten stellen und in Sachsens ganzem Leben den Einfluß
gewinnen konnten, der uns vordem versagt war. Ich bin so überzeugt
von der Werbekraft unserer nationalliberalen Ideen, von der
Werbekraft der kulturellen Erziehungsarbeit, die unsere preußische
Landtagsfraktion geleistet hat, daß ich glaube, daß sie auch unter
freiheitlichstem Wahlrecht mit [bookmark: page34]voller Zuversicht dem Kampf um die Zukunft
entgegengehen kann, daß, was sie auf der einen Seite verliert, sie
auf der andern gewinnt, und daß jedenfalls der Gesamteinschlag
liberalen Denkens nur größer und stärker werden wird nach einer
solchen Reform und dadurch nur größer und stärker werden wird die
Stellung, die wir selber einnehmen in unseren Kämpfen im Reich.

		Meine Herren, ich bin weiter der Überzeugung, daß wir auch nicht
daran vorbei können, die Sozialdemokratie zur Mitarbeit zu den
Staatsaufgaben bewußt heranzuziehen, weil wir als wachsender
Industriestaat nicht daran vorbei können, die Beziehungen zwischen
dem Staat und der großen Zahl der Arbeiter auch auf diesem Gebiete
enger zu knüpfen. Wogegen wir uns wehren müssen, das wird sein, daß
ein Monopol irgendwelcher gewerkschaftlicher Organisationen
eintritt, die in dem Augenblick, wo sie zur Macht gelangen,
unduldsam werden gegen andere und denen gegenüber wir die Freiheit
jeder Betätigung ebenso in Schutz nehmen müssen, wie wir das
Koalitionsrecht der Gewerkschaft von unserem liberalen Standpunkt
aus in Schutz genommen haben, als sie selber sich in der Minderheit
befanden.

		Auch auf anderen Gebieten, da wo es uns selbst gilt, werden wir
dafür sorgen müssen, daß das Wort von der freien Bahn dem Tüchtigen
aus der Phrase in die Wirklichkeit übersetzt wird. Wir brauchen
damit gar nicht zu warten bis in die Zeit nach dem Kriege. Wir
haben die Pflicht, uns darum zu kümmern, daß in der großen
Verwaltung der okkupierten Gebiete nicht wieder lediglich bestimmte
Gesellschaftsschichten und gewisse politische Schichten allein
berufen erscheinen, hier die Verwaltungsbeamten zu stellen, daß wir
für die Gleichberechtigung der liberalen, für die
Gleichberechtigung jeder politischen Anschauung mit aller
Entschiedenheit da eintreten, wo wir der Überzeugung sind, daß
andere Schichten genau so in der Lage sind, fähige Persönlichkeiten
zu stellen wie diejenigen, die doch heute nicht immer den Beweis
erbracht haben, daß sie die besten Männer gaben, um in dem größten
Entscheidungskampf der Welt zu bestehen.

		Wir werden dann auf dem Gebiet der kulturellen Aufgaben
vielleicht weiter gehen müssen als bisher, werden den Aufstieg
befähigter Elemente, die über andere emporragen, auch durch ein
großzügiges Entgegenkommen fördern müssen, auch in der Hochschule,
daß da vom Staat aus ihnen die Mittel gegeben werden müssen, sich
diejenige Bildung anzueignen, [bookmark: page35]die ihnen heute zu erlangen vielfach versagt ist.
So, wie jeder Körper eine gesunde Blutmischung haben muß, wie das
neu einströmende Blut das alte ersetzt, so braucht ein Staatskörper
neue Elemente, die aus der Tiefe aufsteigen, die dann in der Lage
sind, mit ihren Ideen auch die alten Ideen zu verjüngen, die somit
diejenigen Elemente schaffen, die er braucht, um den vielfachen
Aufgaben zu begegnen, vor denen wir stehen. Wie weltgeschichtliches
Erleben ehrfürchtig macht, so muß es auch ehrfürchtig werden vor
manchem Neuen, was aus der Tiefe emporgestiegen ist, was sich als
groß gezeigt hat in diesen Tagen. Deshalb sollten wir keine Angst
haben auch vor neuen Wegen, die einzuschlagen sind, wir sollten den
Dingen ins Auge sehen und uns auch darüber klar sein, daß der
Siegeszug des Organisationsgedankens in unserem deutschen
Volke uns ganz neue Bahnen der Werbearbeit für unsere
nationalliberale Partei eröffnet, die wir gehen müssen, daß wir die
Parteiarbeit auf breitester Grundlage organisieren müssen,
denn es wird ein Kampf um die Seele des ganzen Volkes sein, den wir
zu führen haben, sobald einmal wieder der Aufruf zur Wahl
kommt.

		Ein alter verdienter sächsischer Parteifreund sprach einmal
davon, wir seien die Partei der Resignation. Nein, meine Herren,
das sind wir nicht und das dürfen wir nicht sein. Dazu haben wir
keinerlei Veranlassung. Weder sind wir eine Partei der Resignation,
noch wollen wir nur die Gralshüter der vergangenen großen Zeit
sein. Wir wollen das nicht sein, was Bismarck von den Liberalen in
Österreich sagte: die »Herbstzeitlosen«, mit denen er die liberale
Partei verglich, die damals niedersank von ihrer einstigen Größe
und Macht. Was uns erfüllen muß, muß sein der Hunger nach Macht
und Einfluß nicht für Personen, sondern für unsere
Ideen. Das ist ja schließlich der Inbegriff des politischen
Ideals, dafür zu kämpfen, daß die Ideen, die uns als richtig
erscheinen für Staat und Gesellschaft, sich durchsetzen gegen jeden
Widerstand, größer und mächtiger werden von Jahr zu Jahr, daß sie
nach Geltung ringen und sich Geltung zu verschaffen haben gegen
jeden Widerstand, mag er von oben, mag er von unten kommen.

		Unsere nationalliberale Partei wird in diesen Kämpfen
selbstbewußt und selbständig ihren Weg gehen können. Es ist mir
immer als das Demütigendste für uns vorgekommen, daß bis in unsere
eigenen Reihen hinein jeder sich für berechtigt und verpflichtet
hält, den einzelnen zu fragen, ob er mehr rechts oder mehr [bookmark: page36]links stehe, ob er
mehr ein Bündnis mit den Konservativen oder mehr ein Bündnis mit
den Fortschrittlern für richtiger erachte, als wenn es gar keine
nationalliberale Partei gäbe, als wenn wir nichts wären als
entweder ein Anhängsel der Konservativen oder ein Anhängsel der
Fortschrittler. Wir sind weder das eine noch das andere, wir sind
eine nationalliberale Partei, aus eigenen Gedanken heraus geboren,
mit ihren eigenen Gedanken über Wehrpflicht, Kolonien, ihren
eigenen Gedanken über Sozialpolitik, über Wirtschaftspolitik, und
nach alle dem, wie diese Gedanken sich im Kampfe der Jahrzehnte
bewährt haben, brauchen wir nicht Anlehnung zu suchen, so weit wir
sie nicht selber von uns aus, von unseren nationalliberalen
Gedanken aus im gegebenen Falle für richtig erachten. An sich aber
können und sollen wir unseren Weg gehen und sollen diejenigen, die
daran zweifeln, doch darauf hinweisen, daß über 1¾ Millionen
deutscher Wähler sich zum nationalliberalen Gedanken bekannt haben,
ohne den einzelnen danach zu fragen, ob er nach dieser oder jener
Richtung hin sich neigt.

		Fünfzig Jahre, auf die wir zurücksehen – eine lange Zeit.
Fünfzig Jahre der Geschichte der Fraktion. Sind es nicht eigentlich
mehr Jahre, sind es nicht beinahe hundert Jahre, seitdem das, was
wir nationalliberale Ideen nannten, zum ersten Male im deutschen
Volke sich regte? War es nicht im Gasthof zur Tanne in Jena, wo die
Gedanken der Einheit und Freiheit Deutschlands zum ersten Male in
dem jungen burschenschaftlichen Deutschland sich regten, auch nach
einem großen weltgeschichtlichen Erleben, nach dem Freiheitskampf
der damaligen Zeit? Um die Kindheit unserer Partei wehte der Glanz
der schwarz-rot-goldenen Begeisterung der deutschen Burschenschaft.
Über die Paulskirche hinweg führte unser Mannesalter zum
Spiegelsaal von Versailles. Bismarck und Bennigsen schufen dann das
Deutsche Reich. Ideal- und Realpolitik verbündeten sich in dieser
gewaltigen Schöpfung, und ein gerader Weg führt vom Nationalverein
Bennigsens zu der Politik Bassermanns, den unsere Gedanken grüßen
in dieser Stunde. Was damals die Alten erstrebt, erhofft und
ersehnt hatten, was dann geschaffen war in dem Aufbau des Deutschen
Reichs, was unsere Väter ausgebaut hatten in dem, was man das
Heldenzeitalter der nationalliberalen Partei nannte, das hatten wir
zu bewahren in dem Kampf der letzten Jahre, das haben wir jetzt neu
aufzubauen, und wir bauen auf im Hinblick auf die große
Vergangenheit, wenn wir kämpfen für das größere, wenn wir kämpfen
[bookmark: page37]für das freiere
Deutschland der Zukunft. Im Wettersturz des Weltkrieges leuchtet
uns diese Zukunft entgegen. Kein heißerer Wunsch entströmt unseren
Herzen in dieser Stunde, als daß diese Zukunft uns die Erfüllung
der Wünsche bringt, mit denen wir dem Ausgang des großen Ringens
entgegensehen. Nicht darum handelt es sich für uns, daß Frankreich
wieder erstehe, oder daß Belgien wieder erstehe, sondern daß in
erster Linie das Deutschland wieder erstehe in all seiner großen
Macht, in all seiner Volksmacht und Wirtschaftsmacht, in der es
dastand unter den Völkern, als dieser Krieg begann, und daß darüber
hinaus für all das Blut der Hunderttausende, jetzt vielleicht der
ersten Million, für all das, was geschändet ward am deutschen Namen
in den afrikanischen Kolonien, in Dahome und an anderen Orten, für
all das, was da niedersank an deutschem Unternehmergeist in der
Welt, für erlittene Unbill, uns eine Entschädigung gegeben werde –,
eine Entschädigung, die wir auffassen als den Gedanken des größeren
Deutschlands, das wir verdient haben nach den Taten unserer Heere
in diesen Kämpfen. Ihm gilt unsere Arbeit, ihm weihen wir unsere
Gedanken, dem größeren, dem freieren Deutschland der
Zukunft. Daran mitzuarbeiten ist unsere Aufgabe. Fassen wir sie
in diesem Sinne auf, hoffen wir, daß das deutsche Volk sie
versteht, hoffen wir, daß es unserer Fahne weiter folgt, wenn es
sich darum handelt, erneut einzutreten für unsere alten nationalen
und liberalen Ideale. Lassen Sie uns in diesem Sinne unsererseits
das Gelöbnis erneuern zu der Partei, zu den Ideen, die unser Leben
erfüllen. Die nationalliberale Partei jetzt und in alle Zukunft
hoch!
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		Meine Herren, seitdem wir zum letzten Male hier
über die auswärtige Politik gesprochen haben, sind Ereignisse
eingetreten, die eine weltpolitische Hochspannung ohne gleichen
erzeugt haben. Wir freuen uns dessen, daß wir auf militärischem
Gebiete heute zu Lande und zur See dem Feinde das Gebot des
Handelns vorschreiben. Dem anfänglichen Jubel über den
strategischen Rückzug der deutschen Truppen im Westen ist Unruhe
und Besorgnis bei unseren Gegnern gefolgt. Der große Meister der
deutschen Feldherrnkunst wählt sich selbst das Schlachtfeld der
künftigen Kämpfe, mag er vorwärts oder rückwärts gehen. Heer und
Volk sehen der großen Entscheidung, die ihm vorbehalten ist, in dem
Gefühl absoluter Ruhe und Zuversicht entgegen, das für Deutschland
in dem einen Namen Hindenburg liegt.

		Wir führen zur See seit etwa zwei Monaten den unbeschränkten
U-Boot-Krieg. Mit großer Freude und Genugtuung wird im ganzen Volke
das aufgenommen werden, was uns heute der Staatssekretär v. Capelle
über seine Wirkung mitteilen konnte. Wenn es uns möglich war, in
den ersten vier Wochen seit der Anwendung dieser Waffe gegen 800
000 Tonnen Schiffsraum zu versenken, so ergibt sich daraus das
eine, daß für England bei längerer Fortdauer des Krieges der
Verlust seiner ganzen, für Handelszwecke überhaupt verfügbaren
Flotte auf dem Spiele steht. Wir sehen aus den Ergebnissen dieser
ersten Wochen weiter, daß die Verluste wachsen, die sich auf die
feindlichen Handelsflotten beziehen, daß prozentual die Verluste
zurückgehen, an denen neutrale Schiffe beteiligt sind. Das ergibt
sich aus der Tatsache, daß die mittelbare Wirkung des
Unterseeboot-Krieges die gewesen ist, daß es auf den Hochstraßen
des Welthandels von Monat zu Monat einsamer wird, und daß jetzt die
Insel England, die sich wegen ihrer insularen Lage militärisch
unangreifbar fühlte, doch die wirtschaftliche Achillesferse dieser
Insellage zu spüren bekommt. Es will etwas bedeuten für [bookmark: page39]den Ausgang dieses
Weltkrieges und für den Ausgang des Weltwirtschaftskrieges, wenn
wir erfahren, daß allein in den ersten Monaten seit Beginn des
unbeschränkten U-Boot-Krieges die Einfuhr nach England um 40
Prozent gesunken ist. Wir sehen, daß jetzt in England als Folge
dieser Verhältnisse eine wirtschaftliche Maßnahme der anderen
folgt, nachdem der leitende Staatsmann dort hat erkennen müssen,
daß die Vorräte Englands »katastrophal gering« sind. Wenn jetzt
unsere Gegner selbst derartig wirtschaftlich zu leiden beginnen,
dann schwindet die letzte Hoffnung der Entente, im Zeichen der
eigenen Wirtschaftsfestigkeit über die nach ihrer Meinung
wirtschaftlich zusammenbrechenden Mittelmächte zu siegen.

		Wie hier die Unmöglichkeit, auf wirtschaftlichem Gebiete diesen
Weltkrieg zu beenden, unseren Gegnern vor Augen stehen müßte, so
auch auf militärischem Gebiete. Größer als Deutschland ist das
Gebiet, das heute von deutschen Truppen okkupiert ist. Der Traum
des Angriffs auf Hamburg und Kiel ist ein Traum geblieben. Aber
deutsche Seestreitkräfte sieht man an den Küsten Englands und
deutsche Luftschiffe über Englands Städten. Die deutschen
Luftschiffe waren just vor einigen Wochen wieder einmal über
Englands Hauptstadt, als wir hier den Mann zur Ruhe trugen, der der
Schöpfer dieser Waffe gewesen ist, der Mann, dessen Name auf ewig
mit dem Kampf gegen England verbunden sein wird: Graf Zeppelin.
Sein ganzes Leben ist ein Bild deutscher Beharrlichkeit, deutschen
Siegerwillens auf dem Gebiete der Technik. Er hat dem alten
Ikarustraum der Menschheit Wirklichkeit gegeben. Wie manche haben
ihn verspottet, ehe die Erfolge ihm recht gaben. Seine Waffe hat
jetzt den Wahn der unangreifbaren englischen Insel zerstört. Wir
werden dem Manne, dessen jugendfrisches, heißes Herz bis zum
letzten Augenblick Deutschlands Sieg zu erleben hoffte, als einen
der Großen aller Zeiten über das Grab hinaus die Treue im ganzen
Volke halten.

		Durch den unbeschränkten U-Boot-Krieg ist eine schwierige Lage
für die neutralen Mächte geschaffen worden. Aber wir sind
uns auch vor unserm Gewissen darüber klar, daß diese schwierige
Lage nicht durch uns veranlaßt worden ist. Der unbeschränkte
U-Boot-Krieg wäre vielleicht vermeidbar gewesen, wenn die Neutralen
durch ihren Zusammenschluß die völkerrechtswidrige Seetyrannei
Englands vorher zurückgewiesen hätten. Was aber haben die neutralen
Mächte von England alles stillschweigend erduldet! War und ist denn
eine einzige neutrale Macht heute noch [bookmark: page40]Herr im eigenen Hause? Ich erinnere Sie
daran, daß bei Beginn des Weltkrieges gerade von seiten unserer
Gegner unser Bundesgenosse Österreich-Ungarn die heftigsten
Angriffe deshalb erfuhr, weil Österreich angesichts der Bluttat von
Serajewo das Verlangen stellte, bei den Gerichten, die über diesen
Fall zu urteilen hätten, auch durch eigene Beauftragte, durch
eigene Beamte mitzuwirken. Damals war in den Auslassungen der
Entente zu lesen, daß ein Staat, der noch irgendein Gefühl für
eigene politische Selbständigkeit, der noch das Gefühl der Achtung
vor sich selber hätte, niemals einem anderen Staate die Möglichkeit
geben dürfe, derartig in seine eigenen Hoheitsrechte einzugreifen.
Und was sehen wir jetzt? Jetzt sehen wir englische
Zollkontrolleure, englische Postzensoren, kaufmännische
Überwachungspersonen Englands in allen Ländern. Allerdings können
sich die Neutralen darüber nicht allein beschweren; sie können sich
damit trösten, daß es ja England seinen Verbündeten gegenüber
ebenso treibt. Steht doch ganz Rußlands Verwaltung unter englischer
Kontrolle, englische Beamte stellen die Pässe aus, die dem Russen
erlauben, sein Land zu verlassen, englische Beamte weisen die
Zahlungen an, die in russischen Ministerien gemacht werden, England
behandelt seinen großen Verbündeten wie ein Gläubiger, der zum
Schutze eines gewährten Darlehns die Verwaltung des Eigentums des
Schuldners sich übertragen läßt.

		Wenn 2½ Jahre hindurch die neutralen Länder all das ertragen
haben, ohne sich gegen Englands Seetyrannei irgendwie zu wehren,
dann dürfen sie jetzt nicht für sich, können sie nicht für sich
beanspruchen, daß wir unsererseits davor zurückschrecken, eine
Waffe zu gebrauchen, auch wenn sie eine schwierige Lage für sie
schafft. Im Kriege sind die Fehler, die aus Gutmütigkeit entstehen,
nach Clausewitz, die schlimmsten. – Wir haben volles Verständnis
für die schwierige Lage der neutralen Staaten, und wir werden alle
Bemühungen der Reichsregierung unterstützen, diese Lage nach
Möglichkeit zu erleichtern. Wir freuen uns dessen, daß es der
Reichsregierung gelungen ist, in Abmachungen mit den neutralen
Staaten Vereinbarungen zu treffen, die diese Erleichterungen
schaffen, freuen uns dessen, angesichts der traditionell
freundschaftlichen Beziehungen, die uns mit all diesen neutralen
Ländern bisher verbunden haben. Soweit es ohne irgendeine Einengung
unserer Seerechtssperre möglich ist, den wirtschaftlichen Austausch
von Gütern zwischen neutralen Ländern und uns aufrecht zu erhalten
oder ihn über das Aufrechterhalten hinaus zu vergrößern, wird die
Regierung dabei stets der vollen Zustimmung des Parlaments [bookmark: page41]sicher sein. Im
übrigen kann die neutrale Schiffahrt unseren U-Boot-Krieg ertragen;
denn je mehr feindliche Schiffe wir versenken, um so mehr steigt
der Wert der neutralen Tonnage für die Zeit nach dem Kriege. Und
schließlich ist das U-Boot doch nur ein Mittel zur Erzwingung des
Friedens, nach dem ein tiefes Sehnen durch die ganze Welt geht, ein
Sehnen, das auch von den Ländern und Völkern geteilt wird, die
heute noch nicht an diesem Kriege beteiligt sind, denen das
Geschick es gegeben hat, aus diesem Weltkrieg herauszubleiben. – Es
könnte vielleicht unrecht erscheinen, davon zu sprechen, daß es in
der Hand der Neutralen gelegen habe, sich von der englischen
Seetyrannei zu befreien, denn der kleine Staat ist nicht in der
Lage gegen den größten Herrscher auf dem Gebiete der Meere allein
aufzutreten. Ein Land war da, ein Land so groß wie ein Weltteil, in
dessen Händen hätte es gelegen, für die Freiheit der Meere
einzutreten vom ersten Augenblick des Weltkrieges an, wenn es ihm
mit der Freiheit der Meere irgendwie ernst gewesen wäre, und das
waren die Vereinigten Staaten von Amerika. Wenn ein
derartiges Weltreich mit einer Einwohnerzahl von mehr als 100
Millionen, mit diesen gewaltigen Werkstätten, die ja im
wesentlichen die Munitionswerkstätten unserer Gegner gewesen sind,
nachdem es sich schon auf den Standpunkt gestellt hatte, daß die
Munitionslieferung völkerrechtlich erträglich gewesen wäre, zum
mindesten das Recht seiner Schiffe, nach London und Liverpool zu
fahren, auch davon abhängig gemacht hätte, mit seinen Schiffen nach
Hamburg und Bremen zu kommen, um den wirtschaftlichen Verkehr mit
uns aufrecht zu erhalten, so wäre die Freiheit der Meere gesichert
gewesen, so hätte Herr Wilson Gelegenheit gehabt, all die großen
Ideen von Menschlichkeit und Neutralität durchzuführen, zu denen er
sich mit den Lippen bekennt, denen seine Taten niemals entsprochen
haben. Täuschen wir uns nicht, so stehen wir vor einer weiteren
Verschärfung des Bruches mit den Vereinigten Staaten. Wir wollen
den Krieg mit den Vereinigten Staaten nicht, wie wir es überhaupt
nicht irgendwie wünschen oder innerlich ohne Erregung ertragen
können, daß der Ring der Kämpfenden in diesem Welthandel sich immer
noch erweitert. Wir wollen den Krieg nicht, aber wir fürchten ihn
auch nicht, wenn er kommt. Wir wissen, daß es ums Ganze geht; da
müssen wir alles einsetzen, müssen es politisch, militärisch und
auch wirtschaftlich ertragen, was daraus für uns wird. Ich bin der
festen Überzeugung, daß eine Kriegserklärung der Vereinigten
Staaten an uns nur möglich ist, nur möglich sein kann durch eine
[bookmark: page42]Irreleitung der
öffentlichen Meinung der Verein. Staaten selbst. Amerika kann bei
einem Kriege gegen uns gar nichts gewinnen. Amerika hat keine
Veranlassung, irgendwie Deutschland niederzwingen zu wollen, selbst
wenn es die Macht dazu hätte. Nein, was man dort aufgebauscht hat
gegen uns, das beruhte auf einem Zerrbilde Deutschlands, das
allerdings nicht nur in den Vereinigten Staaten, das auch in vielen
anderen Ländern der Welt von Deutschland besteht. Das ist dieses
Zerrbild Deutschlands, manchmal unterstützt durch falsche Anwendung
von Schlagworten im eigenen Vaterlande, das Zerrbild des
Deutschlands des Absolutismus, das Zerrbild des Deutschlands des
Militarismus, dasselbe Zerrbild, das uns vor Augen steht, wenn wir
hören, daß man heute in Rußland überhaupt die Frage erwägt, ob
Deutschland etwa das Schwert ziehen würde, um im Interesse des
Zaren den Absolutismus in Rußland wiederherzustellen. Meine Herren,
ich kann es dabei nicht ohne Kritik aussprechen, daß es unsere
Schuld, unsere große Schuld ist, wenn in der Welt draußen ein
solches Zerrbild Deutschlands entstehen konnte. Unsere Schuld nach
verschiedenen Richtungen. Einmal unsere Schuld nach der Richtung,
daß gewisse Erscheinungen sich im Innern zeigten, die mit Recht der
Kritik auch bei uns unterlagen, einer Kritik, die aber ihrerseits
vielfach die Grenze des Erlaubten überschritt. Unsere Schuld aber
auch nach der Richtung, daß wir niemals großzügig genug gewesen
sind, um diejenigen Mittel bereitzustellen, die notwendig waren,
der Propaganda des Reuterbureaus, der großen Propaganda Englands
auch eine deutsche Propaganda gegenüberzustellen, wie wir bei
dieser Gelegenheit aber auch erkennen mußten, daß für den großen
Gedanken, die öffentliche Meinung der Völker als
Machtfaktor einzustellen in den Rahmen der Politik, auch bei
unseren leitenden Stellen nicht das volle Verständnis vorhanden
gewesen ist. Wir sehen, daß es gerade angesichts dieser
Unterlassungssünden möglich gewesen ist, derartig die Welt gegen
uns in Waffen zu rufen, wie wir das jetzt erleben; Amerika auf der
Seite unserer Gegner, mindestens in der Form des Abbruchs der
Beziehungen, China, wenn auch unter Zwang, denselben Weg gehend.
Einen Weltbrand zündet England an, um sein eigenes Haus zu
schützen, aber wir hoffen, daß letzten Endes die Flammen doch über
dem Brandstifter zusammenschlagen werden.

		Durch den Abbruch der Beziehungen mit China, mit den Vereinigten
Staaten, taucht die Frage auf über die Sicherung derjenigen [bookmark: page43]großen
wirtschaftlichen Werte, die uns deutscherseits mit diesen Ländern
verbinden, und ich wäre dem Herrn Staatssekretär des Äußern
dankbar, wenn er im Laufe der Besprechung uns darüber Auskunft
geben würde, ob der von der »Norddeutschen Allgemeinen Zeitung«
ausgesprochene Gedanke, daß unsere Konsularverträge mit China
bestehen bleiben, trotz des Abbruchs der Beziehungen, sich aufrecht
erhalten hat, oder ob wir damit rechnen müssen, daß sowohl China
wie den Vereinigten Staaten gegenüber auch derjenige
Wirtschaftskampf beginnt, den wir ja vermeiden würden, wenn die
Abmachungen vom Jahre 1829 zwischen den Vereinigten Staaten und uns
bestehen blieben.

		Die größte Umwälzung hat sich in Rußland gezeigt. Der
Herr Kollege Spahn hat die Frage aufgeworfen, ob vielleicht auch
hier Englands Hand mit im Werk gewesen ist. Wir können das heute
nicht mit Sicherheit feststellen. Aber eins können wir feststellen:
ein entthronter Zar und vier Könige im Exil, das sind bisher die
Folgen monarchischer Bündnisse mit England in diesem Weltkrieg
gewesen. Wer sich mit England verbündet, der stirbt daran.
Vielleicht wird man sich das auch einmal in Rom überlegen,
ehe die Verhältnisse stärker sind als die Menschen. Wir können
gegenwärtig den Umfang der russischen Umwälzung noch nicht
übersehen. Aber die Nichtwiederkehr der zarischen Autokratie
scheint doch sicher zu sein. Es gibt in Deutschland niemanden,
weder eine Partei noch irgendeine größere Gruppe von bedeutenden
Persönlichkeiten oder einflußreichen Personen, die irgendwie
Sympathien für den Zaren Nikolaus II. zum Ausdruck gebracht
hätten.

		Wie kann man überhaupt in Rußland auf den Gedanken kommen, daß
irgendwo in Deutschland sich eine Bewegung regte, dem Zarentum oder
dem Zaren zu Hilfe kommen zu wollen, soweit persönliche Momente
überhaupt die Politik großer Völker beeinflussen? Wie sollten wir
eine Verpflichtung fühlen zur Dankbarkeit gegenüber einem Zaren,
der die Erhaltung der Macht Rußlands der Haltung Deutschlands im
Kampfe Japans gegen Rußland verdankt und der uns den Dank
abgestattet hat in diesem Weltkrieg durch die russische
Mobilisierung, die diesen Krieg herbeiführte? Wie sollten wir aber
auch anderseits, die wir in der Mehrheit des Volkes selber für eine
Neuordnung der Dinge kämpfen, auch nur auf den Gedanken kommen, den
deutschen Einfluß, geistigen, politischen oder militärischen
Einfluß, einsetzen zu wollen für ein russisches Zarentum? Von
seiten der deutschen Regierung, [bookmark: page44]von seiten des Herrn Reichskanzlers ist schon bei
früherer Gelegenheit darauf hingewiesen worden, daß wir vollkommen
auf dem Standpunkt der Nichteinmischung in die Verhältnisse anderer
Völker stehen. Ich habe bei anderer Gelegenheit, als Herr Wilson
glaubte, auf die politischen Verhältnisse in Europa als Präzeptor
einwirken zu können, ihm das Wort entgegengerufen: Hand weg von
unserem inneren politischen Leben! Wenn es sich darum handelt, bei
uns Dinge zu ändern, bei uns eine neue politische Ära
herbeizuführen, so würde es das Demütigendste sein, was irgendein
deutsches Herz empfinden könnte, darüber Verhaltungsmaßregeln von
einem andern Staate oder einem andern Staatsoberhaupt
entgegenzunehmen. Meine Herren, mit demselben Rechte kann aber auch
das russische Volk erwarten, daß die Entwicklung der Dinge in
Rußland ihm überlassen wird. Wir können Rußland jede Freiheit und
Entwicklung von Herzen gönnen, von der sich das russische Volk
etwas Gutes für seine Zukunft verspricht. Jedes Volk macht sich
seine Gesetze, schafft sich seine Verfassung, jedes Volk trägt
dafür die Verantwortung vor seiner eigenen Geschichte.

		Meine Herren, ich möchte das eine noch hinzufügen: Im deutschen
Volke ist vor diesem Kriege, und ich darf auch sagen, während
dieses Krieges, gegenüber dem russischen Volke nie das Gefühl des
Hasses lebendig gewesen, wie wir überhaupt diesen Krieg nicht
führen gegen andere Völker. Das ist des Deutschen Objektivität, daß
er sich stets vor Augen führt, daß der Feind, an welcher Grenze er
auch stände, jeden Quadratmeter seines Bodens, das sein Vaterland
ist, ebenso als Vaterlandsfreund verteidigt, wie wir das von
unseren Soldaten mit Freuden feststellen. Nichts ist deshalb
falscher als anzunehmen, daß im deutschen Volke irgendeine andere
Empfindung lebendig wäre als diejenige, mit der Großmacht im Osten,
mit der uns früher, wenn auch unter anderen politischen
Verhältnissen, Jahrhunderte hindurch Bündnisse und
freundschaftliche Beziehungen verbunden haben, sobald wie möglich
wieder in Frieden und Freundschaft zu leben. Die Möglichkeit dazu
ist denen gegeben, die unser Friedensangebot zurückgewiesen haben,
und an denen es jetzt ist, das Wort zu nehmen, wenn sie ihrerseits
diese ihre Haltung zu revidieren gedenken.

		Meine Herren, ich möchte daraus allerdings kein Hehl machen, daß
ich es für tief bedauerlich halte, wenn wir aus dem Munde des Herrn
Kollegen Noske hören mußten, daß unsere militärische Zensur
es hier in Deutschland unmöglich macht, daß Ausführungen, die
hinausgehen auf Friedensbestrebungen, auf eine Beendigung [bookmark: page45]des Weltkriegs,
veröffentlicht werden. Wenn hier das Auswärtige Amt, das doch in
erster Linie berufen ist, diese Dinge auf ihre weltpolitische
Bedeutung zu prüfen, kein Bedenken dagegen hat, innerlich
vielleicht sogar die Empfindung hat, daß hier etwas auf das
Pluskonto der Politik gebucht werden könnte, dann ist es
unerträglich, sich vorzustellen, daß diejenigen, denen dieses
Sachverständnis nicht gegeben ist, derartig in unsere Politik
hineinpfuschen und dadurch Empfindlichkeiten draußen und drinnen
wecken, die in ihrer Wirkung sehr bedauerlich sein könnten.

		Meine Herren, wenn ich mich nunmehr den innerpoIitischen
Fragen zuwende, dann lassen Sie mich Sie daran erinnern, daß
die Kämpfe um eine Verfassung in Deutschland auch zu einer Zeit
einsetzten, in der ein großer Krieg zu Ende ging und in der das
preußische und deutsche Volk von diesem Kriege nicht nur die
Befreiung vom fremden Joch, sondern auch eine Erneuerung seines
eigenen politischen und geistigen Lebens erwartete, das waren die
Freiheitskriege von 1813 und 1815. Damals hat der König von Preußen
sein Wort gegeben, seinem Volke eine Verfassung zu geben, und
damals ist es der Einfluß Rußlands gewesen, der in der Heiligen
Allianz zum Ausdruck kam, der gerade die Entwicklung eines
preußischen Verfassungswesens beeinträchtigt hat. Manche Bitterkeit
wäre uns erspart geblieben in der preußisch-deutschen Geschichte,
wenn damals die russische Reaktion nicht geglaubt hätte, von sich
aus Preußen bevormunden zu müssen. Meine Herren, die damaligen
Verhältnisse, die Männer, die damals Preußens Erneuerung wünschten,
die stehen einem gerade gegenwärtig vor Augen, wenn man derartige
Debatten liest, wie sie gestern im preußischen Herrenhause
stattgefunden haben. Es ist vorhin von seiten der Herren Kollegen
von der äußersten Rechten mit »Sehr richtig« unterstrichen worden,
daß doch schließlich der militärische Absolutismus Preußen und
Deutschland groß gemacht hätte. Ich weiß nicht, worin die
Geschichte diese Auffassung begründet. Ich will das Jahr 1806 nicht
lediglich als einen Niederbruch des militärischen Absolutismus
hinstellen, es war vielleicht ein Niederbruch der diplomatischen
Staatskunst, daß es überhaupt dazu kam, daß das kleine Preußen
diesen Kampf zunächst allein ohne jede Koalition führte. Aber
lassen Sie uns doch die Augen davor nicht verschließen, daß es die
Abwendung von dem früheren Charakter des preußischen Militarismus
war, der doch unzweifelhaft die Erfolge der Kämpfe von 1813 bis
1815 mit entschieden hat. Der Mann, der uns das Volksheer gegeben
hat, das Volksheer, [bookmark: page46]zu dem wir uns alle bekennen und das uns die
Gegner draußen als Militarismus nicht irgendwie umbilden sollen,
Scharnhorst, hat damals an seinen König Friedrich Wilhelm III.
geschrieben: »Es sind nicht immer die stehenden Heere gewesen, die
Thron und Krone gerettet haben, meist war es die Liebe eines für
König und Vaterland begeisterten Volkes.« Das war der Mann, der
damals das preußische Heer in eine ganz andere Form gebracht hat,
der aufgeräumt hat mit den Ideen, die doch vielleicht militärischer
Absolutismus waren. Und ich denke an einen anderen, einen der
größten, den man schließlich mit Bismarck in dieser Beziehung in
einem Atemzuge nennen kann, den Mann, der seine genialischen Kräfte
Preußen nur ein Jahr zur Verfügung stellen konnte und in diesem
einen Jahre eine Arbeit geleistet hat, die ein Jahrhundert
überdauerte, den Freiherrn v. Stein. Wenn ich denke, wie heute die
Bewegung des Partikularismus sich hervorwagt, dann denke ich an den
Ausspruch Steins: »Ich kenne nur ein Vaterland, und das heißt
Deutschland, deshalb bin ich auch nur ihm und nicht einem seiner
Teile mit Liebe ergeben.« Wenn Sie in der damaligen Zeit daran
denken, wie ein Mann wie Blücher, der nicht nur der Polterer, der
ungrammatische Mann gewesen ist, sondern der ein feines Empfinden
hatte auch für politische, auch für innerpolitische Fragen, wie er
es damals bedauert hat, daß so bald nach diesen Freiheitskriegen
sich auf alle diese großen Bewegungen der innerlichen Erneuerung
wieder der Meltau legte, wenn Sie daran denken, wie damals
Gneisenau und Fichte sprachen, so muß ich sagen, es ist doch
betrüblich, wenn 100 Jahre seitdem in die Welt gegangen sind und
heute aus den Kreisen des preußischen Adels Töne klingen, als wenn
diese ganze Zeit an ihnen vorbeigegangen wäre. Ich finde kein
Verhältnis von dem Empfinden des deutschen Volkes in dieser Zeit zu
denjenigen Empfindungen, die aus den Reden der Herren v. Kleist,
Yorck v. Wartenburg und Roon herausklingen. Es klingt ja sehr gut,
wenn man das Wort ausspricht: Hand weg von dem alten Preußen! Meine
Herren, ich glaube, in preußischen Kreisen wird es vielfach
verkannt, daß man die große Stellung Preußens in der Geschichte
Deutschlands überall und auch da voll anerkennt, wo man an
inneren Einrichtungen Preußens Kritik übt. Dieses volle Verständnis
für Preußen als Kern Deutschlands, als das staatenbildende Element
– Bülow sagte: hier wurde der Staat geboren –, das ist weit in die
politisch linksstehenden Kreise, das ist weit auch in allen
Empfindungen von Süddeutschland verankert, [bookmark: page47]und man versteht auch vollkommen,
daß schließlich in diesem Preußen die überragende Stellung des
Monarchen sich länger erhielt als wie in irgendwelchen anderen
Staaten. Dieser Staat dankt wie kaum ein anderer seinen Monarchen
Unendliches. Wie haben diejenigen Fürsten, die hier die Gewalt ganz
in ihrer Hand hatten, sich als Diener des Staates gefühlt und
diesen Staat zur Größe geführt! Ein Friedrich Wilhelm der Große
Kurfürst, Friedrich Wilhelm I., ein Friedrich der Große, wie leben
wir noch heute von dem, was sie geschaffen haben! Man versteht es,
daß auch die Bureaukratie, die sie schufen, die sie anhielten zu
jener außerordentlichen Pflichttreue und Gewissenhaftigkeit, die
mit ihrem Könige dieses Preußen zur Größe durchhungerte, sich in
einem Treuverhältnis zu ihrem Monarchen fühlt. Aber, meine Herren,
die Zeiten Friedrichs des Großen sind nicht mehr. Heute kann der
Monarch gar nicht mehr persönlich der Führer des Staatsschiffes in
dem Sinne sein, wie es damals möglich war. Heute ist vieles, was
Sie Kommandogewalt des Kaisers nennen, ist vieles, was im Namen des
Königs geschieht, eine Formel geworden, weil es nicht mehr möglich
ist, daß von der Persönlichkeit selber das auch nur ausstrahlen
kann, was hier mit diesem Begriffe verbunden wird. Heute ist das,
was mit dem Namen Kaiser und König gedeckt wird, doch manchmal nur
das Ergebnis der Anschauungen eines kleinen Kreises, der sich
zufällig zu dieser Zeit in den beratenden Stellungen um den Kaiser
und König befindet. Deshalb sollte man auch nicht daran festhalten,
zu sagen, daß nun dieses alte Preußen so bleiben müßte, wie es war.
Es ist nicht mehr das alte Preußen. Das preußische Herrenhaus
entsprach in seiner Zusammensetzung vielleicht schon damals, als es
so gebildet wurde, nicht mehr dem Bilde, das die Wirtschafts- und
Geisteskräfte Preußens damals gaben. Wer hat denn die bitterste
Kritik an dem Herrenhause geübt? Lange, ehe es ein Liberaler getan
hat, hat es Fürst Bismarck getan, und einer, der doch schließlich
konservativer Geschichtsschreiber ist im besten Sinne des Wortes,
nicht im Parteisinne, ein Mann, der jeder Demagogie abhold war und
der nichts mit Demokratie zu tun hatte, ein Mann wie Treitschke hat
das schärfste Urteil über das preußische Herrenhaus ausgesprochen,
das jemals ausgesprochen werden konnte.

		Hand weg vom alten Preußen! soll doch auch heißen: rüttelt hier
nicht irgendwie an der Verfassung wie sie gegenwärtig ist, rüttelt
auch nicht am preußischen Herrenhaus! Ja, sollen wir denn blind
vorbeigehen an all der großen wirtschaftlichen Entwicklung, [bookmark: page48]die seitdem vor sich
gegangen ist, blind daran vorbeigehen, daß die Wirtschaftskräfte
dieses Preußens heute ganz andere sind als die rein
landwirtschaftlichen? Sollen wir denn daran vorbeigehen, daß nun
diese große, mächtige Arbeiterbewegung eingesetzt hat, daß sie dank
der Erziehung durch diesen Weltkrieg doch ein Fundament unseres
Volkslebens gewesen ist, an dem zu rütteln heute bedeutet, diesen
ganzen Staat mit in Gefahr zu bringen?

		Meine Herren, es ist unmöglich, sich in dieser Beziehung eine
Binde vor die Augen zu legen, und es ist nicht erträglich, wenn man
im Herrenhause nun nicht nur das Bestehende bewahren will, sondern
wenn in einer politisch so gespannten Atmosphäre wie in derjenigen,
in der wir uns heute befinden, ein Mitglied des Herrenhauses nun
unbekümmert um alle Fensterscheiben, die es einschlägt, von einer
Reform des Reichstagswahlrechts in seinem Sinne spricht, wenn es
glaubt, hier diesem Reichstag sagen zu müssen, daß das
deutsche Volk einen besseren Reichstag verdient hätte, wenn es
davon spricht, daß hier ein Reichsoberhaus zur Kontrolle über
diesen Reichstag bestellt werden müßte, über diesen Reichstag,
meine Herren, der, als der Weltkrieg begann, sich selber seiner
Rechte begeben hat, in dem vollen Bewußtsein, daß es jetzt zunächst
darauf ankäme, die Rechte der Regierung zu stärken, der nicht
danach gefragt hat, ob dadurch Schwierigkeiten für ihn selbst
entständen, ob ihm dadurch das Recht der Kritik eingeschränkt
würde, sondern der alles auf die eine Formel stellte, der Regierung
soviel Gewalt wie möglich zu geben, um ihr die Möglichkeit zu
verschaffen, diesen Krieg zum siegreichen Ende zu bringen.

		Meine Herren, es ist ein sehr gefährliches Wort, das Wort vom
militärischen Absolutismus. Meine politischen Freunde sind
der Meinung, daß vieles, was wir allein unter dem Gesetz über den
Belagerungszustand erlebt haben, unerträglich ist, überhaupt für
den einzelnen noch weiter zu dulden. Wir haben bei den
Verhandlungen über Elsaß-Lothringen und über die Schutzhaftfälle
schon Einzelheiten erfahren, die rein vom menschlichen Standpunkt
aus einem manchmal das Blut in den Adern erstarren ließen darüber,
wie wenig Verständnis für die magna
charta der persönlichen Freiheit bei manchen militärischen
Stellen vorhanden ist, wie man rücksichtslos über den einzelnen
hinwegging, als wenn ihm nicht zugleich mit den Pflichten als
Staatsbürger auch das Recht seiner Person durch die Verfassung und
ihre Befolgung gewährleistet sein müsse. Meine Herren, den Schutz
der persönlichen Freiheit gegen Willkür predigen uns heute manche
[bookmark: page49]Verhältnisse so
eindringlich, daß ich nicht verstehe, wie man demgegenüber als ein
Allheilmittel gegen Schwierigkeiten, die sich ergeben könnten, an
den militärischen Absolutismus hier irgendwie appellieren kann.
Unterschätzen Sie das eine nicht und mißverstehen Sie es nicht: das
Volk liebt das Heer und vergöttert seine siegreichen Heerführer,
will aber nichts von militärischem Absolutismus wissen.

		Meine Herren, ich finde es sehr bedauerlich, wenn ohne
Veranlassung auch der preußische Herr
Landwirtschaftsminister glaubte, sich an dem Reichstag
reiben zu müssen. Der Herr Landwirtschaftsminister ist von dem
Herrn Kollegen Scheidemann angegriffen worden. Das hat er mit dem
Herrn Kollegen Scheidemann und seiner Partei auszumachen. Es ist
sein gutes Recht, sich dagegen zu wehren. Es liegt aber keine
Veranlassung vor, bei dieser Gelegenheit vom Deutschen Reichstage
zu sagen: Gott sei Dank, daß der Reichstag noch nicht in der Lage
ist, preußische Staatsminister abzusetzen. Zunächst ist Herr
Kollege Scheidemann nicht der Deutsche Reichstag; enden aber die
Dinge so, daß der gesamte Deutsche Reichstag in vollem Widerspruche
zu den Ansichten eines preußischen Staatsministers stände, dann
wäre das jedenfalls ein so wenig wünschenswerter Zustand, dann gäbe
das zu derartigen Reibungen Veranlassung, daß es schwerwiegender zu
betrachten und mit mehr Ernst zu erledigen wäre als mit einer so
wegwerfenden Bemerkung über die Vertretung des deutschen Volkes.
Der Herr Reichskanzler hat den Reichstag gegen die Angriffe
verteidigt, die gegen ihn gerichtet worden sind, und wir danken ihm
dafür. Wir können nur mit Bedauern sehen, daß heute wieder gewisse
partikularistische Strömungen an die Oberfläche kommen; wir
bekämpfen sie, ob sie nun im Süden oder im Norden entstehen. Wenn
aber irgend etwas aus diesem Sturme des Weltkrieges gefestigt
hervorgeht, so ist es der deutsche Reichsgedanke, so ist es
der Gedanke, daß dieses Reich, diese Zentralgewalt, in der großen
Zeit, in der wir dem Ansturm der halben Welt gegenüberstehen,
gestärkt aus diesen Tagen hervorgehen müsse. Deshalb freuen sich
meine politischen Freunde über die Entscheidungen, die in der
Kanalfrage gefallen sind, sie freuen sich auch der Entscheidungen
in Eisenbahnfragen, und sie sind der Meinung, daß auch die
Bundesstaaten verstehen müssen, daß ihre Stellung gegenüber dem
Reiche doch die des untergeordneten Faktors sein muß. Wenn wir das
aussprechen, meine Herren, so wollen wir dabei keineswegs
verkennen, daß unsere bundesstaatliche Verfassung, [bookmark: page50]zu der sich ja das Herrenhaus
überflüssigerweise ausdrücklich bekannt hat, auch für uns dasjenige
ist, auf dem unsere Reichsverfassung beruht. Was die Bundesstaaten
uns bedeuten: ihre Stätten als Kulturzentren für das deutsche
geistige Leben, das wollen wir erhalten, wir wollen in jeder Weise
daran mitarbeiten, die schwierige Stellung, in der sie sich nach
diesem Kriege befinden, zu befestigen. Aber darüber wollen wir
keine Zweifel lassen: erst kommt das Reich, und der Reichsgedanke
steht uns höher als bundesstaatliches Empfinden.

		Aber wir wollen auch darüber keinen Zweifel lassen: Die neue
Zeit fordert ihr neues Recht. Wenn wir wieder einen Fehler machen
würden in der inneren Politik, wie er im Jahre 1815 gemacht worden
ist, dann würde das uns und unsere zukünftige Entwicklung auf das
allerschwerste schädigen. Wir freuen uns der Ausführungen, die der
Herr Reichskanzler im preußischen Abgeordnetenhause gemacht hat
unbeschadet der Stellungnahme zur auswärtigen Politik, in der wir
nicht immer einer Meinung mit ihm waren. Ich glaube, es gibt jetzt
niemanden unter uns, der sich nicht herzlich des Bekenntnisses
gefreut hätte, das innere Erleben dieses Weltkrieges umzusetzen in
eine Neuordnung der Dinge in der Zukunft. Aber wir sind der
Meinung, daß man damit nicht zu warten braucht bis zu der Zeit nach
dem Kriege. Ich bin mir dabei bewußt, daß das im Widerspruch steht
zu der Haltung, die wir bisher eingenommen haben. Aber ich kann das
eine sagen: wenn wir bei Beginn des Krieges, wenn wir in einzelnen
Abschnitten der Verhandlungen des Reichstags mit dem Reichskanzler
der Meinung waren, daß diese Fragen hinter die kriegerischen
Verhältnisse zurückzutreten haben, so hat uns dabei stets die
Hoffnung vor Augen gestanden, daß dieser Krieg ein frühes Ende
nehmen werde. Nun aber stehen wir vor der Tatsache, daß er uns die
größten wirtschaftlichen Umwälzungen gebracht hat, daß wir Opfer
verlangen müssen, die man früher für unerträglich gehalten hat, daß
aber – nicht im Zusammenhange mit diesen Opfern – jetzt Fragen der
Klärung zudrängen, von denen wir nicht verstehen, weshalb sie nicht
auch während der Kriegszeit gelöst werden können. Deshalb ist es
die Meinung meiner politischen Freunde, es ist die Meinung meiner
Fraktion, daß die Zeit gekommen ist, um an eine Neuordnung der
Dinge in Deutschland und seinen Bundesstaaten heranzugehen. Darin
befinden wir uns, wie ich glaube, jetzt in Übereinstimmung mit dem
Herrn Reichskanzler. Ich glaube, der Herr Reichskanzler hat [bookmark: page51]seine Auffassung auch
geändert. Während er uns früher sagte, daß das alles erst nach dem
Kriege geschehen solle, hat sein Vertreter im Herrenhause, Herr v.
Breitenbach, zum Ausdruck gebracht, daß in bezug auf die polnischen
Enteignungsgesetze die Staatsregierung in Erwägung eingetreten sei,
um sie zu ändern. Ich nehme nicht an, daß in einer so
hochpolitischen Frage, wie der polnischen, die Worte »in Erwägung
treten« rein formal gemeint sein sollen. Das kann nur bedeuten, daß
wir auf diesem Gebiete in eine Neuordnung eintreten wollen. Wenn
dies eintreten soll und kann während des Krieges auf dem Gebiete
des Enteignungsgesetzes, dann ist nicht einzusehen, warum es nicht
auch eintreten kann auf anderen Gebieten, ist nicht einzusehen,
warum nicht auch in dem führenden Bundesstaate im Reiche die Frage
der Stellung des Parlaments zur Reichsregierung, die Frage des
Wahlrechts gelöst werden kann. Selbstverständlich, meine Herren,
nicht in dem Sinne der Anträge à la Bernstein und Genossen. Dann
könnte ja jeder von uns sein Parteiprogramm in Druck geben und als
Antrag einbringen. Nein, das liegt uns ganz fern, daß jetzt nun die
Programme der einzelnen Parteien auf ihre Durchführbarkeit in allen
verfassungsrechtlichen Fragen durchgeprüft werden sollen. Aber wir
betrachten es als Pflicht und Aufgabe des Parlaments, die großen
staatsrechtlichen und verfassungsrechtlichen Fragen schon jetzt zu
behandeln, zu denen die Gegenwart auffordert. Diese Fragen werden
ja auch aufgerührt durch den fortschrittlichen Antrag und andere
Anregungen, beispielsweise das von dem Herrn Abgeordneten Noske
erwähnte Gebiet der Änderung der Reichstagswahlkreise, der Änderung
vielleicht überhaupt derjenigen Zusammensetzung des Hauses, wie sie
sich heute auf Grund der alten Bevölkerungsziffer ergibt. Ich darf
darauf hinweisen, daß meine politischen Freunde in einem Antrage
Bassermann schon früher eine Neuordnung der Reichstagswahlkreise
verlangt haben.

		Es ist aber auch die Frage zu prüfen, ob das System der
Verhältniswahl nicht überhaupt in ganz anderer Weise unserem
politischen Leben der Gegenwart entspricht, ob nicht für das Reich
das System der Kreiswahlen, die ein Verhältnis zwischen
Abgeordneten und Kreis voraussetzen, das für den Landtag in allen
den Fragen, die dort zur Beratung stehen und die vielfach lokaler
Natur sein mögen, gegeben ist, an seiner Bedeutung einigermaßen
eingebüßt hat bei einem Parlament, das die großen Fragen der
Außenpolitik, der Wirtschaftspolitik, der sozialen Gesetzgebung,
[bookmark: page52]der großen
Verfassungsgesetze berät, bei denen das Interesse des einzelnen
Kreises gar nicht in Betracht kommt. Wir würden uns allerdings
dagegen wehren, einen Schematismus einzuführen, der das ganze Reich
als einen einzigen Wahlbezirk ansieht. Aber die Frage zu prüfen,
inwieweit den handgreiflichen Ungerechtigkeiten, die heute in
dieser Beziehung bestehen, dadurch Abhilfe geschaffen werden kann,
daß die Provinzen Preußens und die einzelnen Bundesstaaten des
Reichs als große Wahlbezirke anzusehen sein würden, die ihrerseits
dann die Abgeordneten in den Reichstag entsenden, das scheint uns
doch wünschenswert einmal zu erörtern. Wir werden weiter die Frage
der Verantwortlichkeit der Reichsminister, der Neugestaltung der
Stellung der Staatssekretäre etwa in ähnlicher Weise, wie sie
beispielsweise in England besteht, wo auch die Staatssekretäre den
Weisungen des Premierministers zu folgen, aber bei den
Amtshandlungen, die in ihren Amtsbereich fallen, die Verantwortung
für sich zu übernehmen haben, zu prüfen haben, ebenso die Frage,
wieweit überhaupt das Verhältnis der Volksvertretung zur
Regierung auf eine andere Grundlage zu stellen ist.

		Meine politischen Freunde haben niemals das parlamentarische
System als Parteiforderung erhoben. Wir haben darüber sehr lebhafte
Auseinandersetzungen in unseren eigenen Reihen. Aber die
Erfahrungen des Weltkrieges müssen uns doch zur Überprüfung unseres
Regierungssystems veranlassen. Es erscheint mir auch fraglich, ob
wir das Recht haben, auf die demokratisch regierten Länder
gewissermaßen herabzusehen, als wenn sie nicht in der Lage wären,
die Aufgaben, die sie sich staatlich gestellt haben, ebenso zu
erfüllen wie wir. Aus der Debatte des Herrenhauses klang ein
Entsetzen heraus über die Begriffe, parlamentarisches System,
Stärkung der Rechte des Parlaments. Man sagte, das bringe die
Kronrechte in Gefahr, und führe zur Republik. Bestenfalls spricht
man auch in unseren bürgerlichen Kreisen davon, daß das ein System
der Gleichmacherei, ein System der Advokatenregierung wäre, das
schließlich zu innerer Fäulnis und zum Niederbruch führte. Wenn das
richtig wäre, dann müßte Frankreich in diesem Weltkrieg schon
längst niedergebrochen sein. Wenn das richtig wäre, dann hätten wir
nicht so um unser Leben mit England zu ringen. Wenn das richtig
wäre, dann könnten doch die Dinge nicht so gegangen sein, daß
England ein großes System von Bündnissen mit allen möglichen
Völkern gelingt, während wir Völker als Gegner gegen uns fechten
sehen, mit denen wir mehr als drei [bookmark: page53]Jahrzehnte hindurch verbündet waren, so daß
wir schließlich den Krieg diplomatisch verloren hatten, als er
militärisch erst begann.

		Nein, meine Herren, die Dinge liegen doch so, daß wir in diesem
Weltkrieg haben erleben müssen, daß das parlamentarische System
einen engen Kitt und Zusammenhang zwischen Volk, Regierung und
Staat schafft, wie ich das im Frieden für die Zeit eines die
Grundlagen der Staaten erschütternden Krieges nicht für möglich
gehalten hätte. Es scheint mir auch, daß die politischen und
diplomatischen Amateure, die aus diesem System hervorgingen,
unseren zünftigen Diplomaten an diplomatischer Geschicklichkeit
nicht nachgestanden haben, daß wir aber sehen müssen, daß ihnen
auch in der Organisation ihres eigenen Landes Erfolge beschieden
gewesen waren, die uns zu großen Kraftanstrengungen zwangen, um uns
den Sieg nicht aus den Händen gleiten zu lassen.

		Meine Herren, ich bitte mir da zu gestatten, auch auf eins
hinzuweisen, was unser verehrter Führer Bassermann
wiederholt in unserem Kreise ausgeführt hat, wenn er über diese
Ideen sprach. Das ist der große Gegensatz in den letzten
Jahrzehnten, der in Deutschland besteht zwischen der gewaltigen
Entwicklung unserer Wirtschaftskräfte und unserer geistigen
Potenzen im Innern auf der einen Seite und den damit nicht Schritt
haltenden politischen Erfolgen auf der anderen Seite. Dieses
Deutschland hat in seinen letzten Jahrzehnten diese gewaltige
wirtschaftliche Entwicklung durchgemacht, steht an der zweiten
Stelle des Welthandels, ist das erste Industrieland der Welt. Seine
Industriekapitäne, Persönlichkeiten ersten Ranges, überall wo sie
bekannt sind, weit über unsere Grenzen hinaus als solche anerkannt,
unsere Technik, unsere Chemie, unsere Geisteswissenschaften, auch
unsere Landwirtschaft in bezug auf das, was sie dem Boden mehr
abringt – alles an der Spitze der Entwicklung. An Persönlichkeiten
kann es uns also doch in Deutschland nicht fehlen, und trotzdem
sehen wir, daß gegenüber dieser glanzvollen Entwicklung, die doch
schließlich den Neid der anderen hervorrief, die politischen
Vorteile meist auf seiten unserer Gegner waren, daß sie es ganz
anders verstanden, sich Sympathien zu erwerben, daß sie es
verstanden, uns einzukreisen, daß wir einen Existenzkampf kämpfen
müssen, wie wir ihn heute hier durchmachen. Wenn wir gegenüber
dieser glanzvollen Entwicklung im Innern doch politische
Niederlagen nach außen und im Innern trotz unserer vorbildlichen
Sozialpolitik ein stetiges Anwachsen der radikalen Elemente sehen,
dann muß irgendwo ein politischer Systemfehler sein, und dann muß
[bookmark: page54]man einmal
nachforschen, ob es da nicht Dinge gibt, die der Änderung bedürfen.
Dann kommt man über so große Fragen nicht mit dem Satz hinweg: Hand
weg von dem alten Preußen!

		Meine Herren, wo diese Fehler lagen, das ist ja heut auch von
anderen Rednern gesagt worden, ist auch von uns oft zum Ausdruck
gebracht worden: Dieses mangelnde Verständnis für die
Seelenstimmung anderer Völker, das mangelnde Verständnis für die
Seelenstimmung des eigenen Volkes, mangelndes Verständnis für die
Wirkung politischer Maßnahmen; glänzende Ressortminister, die eine
vorzügliche Ressortarbeit leisten, denen aber manchmal der
politische Blick mangelt. Das Fideikommißgesetz – habe ich mir
sagen lassen – sei juristisch ein Meisterwerk, aber politisch war
es das Unsinnigste, was in diesem Augenblick das Licht der
Öffentlichkeit erblicken konnte. Wenn bei uns ein engerer
Zusammenhang zwischen Parlament und Regierung bestünde, dann wäre
es doch das geringste gewesen, was noch gar nichts mit
parlamentarischem System zu tun hat, daß der Herr Reichskanzler
einmal die Parteiführer zu sich kommen läßt und ihnen sagt: ich
habe die Pflicht, in nächster Zeit grundlegende Gesetze dem
Parlament vorzulegen; ich möchte mit Ihnen Fühlung nehmen, ehe ich
es tue, damit ich die politischen Wirkungen abschätze. Wenn ein
solches Zusammenarbeiten stattfindet, wenn auch ein Parlament
gestärkt wird, so daß nach außen hin die Verantwortung mehr auf
seinen Schultern ruht, dann sehe ich darin keine Schmälerung der
Rechte der Regierung, auch keine Schmälerung der Kronrechte. Kein
Monarch ist stärker nach außen hin als derjenige, der darauf
hinweisen kann, daß hinter ihm und seiner Regierung die Mehrheit
seines Volkes steht. Daß Deutschland für eine Entwicklung in der
Richtung der Stärkung parlamentarischer Rechte nicht reif wäre,
das, meine Herren, kann doch niemand behaupten. Die
Erziehungsarbeit des Krieges hat uns auch politisch weitergebracht.
Die Menschen draußen und die Menschen drinnen haben nun bald drei
Jahre lang Zeit, von Tag zu Tag nachzudenken über das Verhältnis
des einzelnen zum Staat. Sie haben ihre Pflicht als Staatsbürger
erfüllt, sie haben manchmal Unerträgliches ertragen, weil der
Staatsgedanke in ihnen mächtig war. Und wenn man fürchtet, daß
irgendwie in diesem Parlament vielleicht gerade nach diesem Kriege
sich große demagogische Kräfte geltend machen könnten, die auch
gegen das Altbewährte anstürmten, dann umgürte man das Parlament
mit größerer Verantwortlichkeit, und man wird die Demagogie zum
Teufel jagen. Wer für das, was er zu [bookmark: page55]vertreten hat, verantwortlich ist, ist in
ganz anderer Weise fähig, Gesetzesarbeit zu tun, als wenn jemand,
unverantwortlich, in der Lage ist, Opposition zu machen, ohne
jemals in die Lage versetzt zu werden, das von ihm theoretisch
Vertretene auch praktisch zu vertreten. Weil diese Fragen unserer
Meinung nach alle im Fluß sind, dazu drängen, daß wir uns mit ihnen
beschäftigen, weil die Regierung nicht die Initiative ergreift und
sie deshalb der Reichstag ergreifen muß, deshalb haben wir auch
unseren Antrag auf Bildung eines Verfassungsausschusses gestellt.
Wir bitten, an diesen Verfassungsausschuß diejenigen Anträge zu
verweisen, die sich auf die Fragen der Verfassung beziehen, und
hoffen, daß wir in dem neuen Ausschuß nützliche praktische Arbeit
werden leisten können.

		Nun darf ich mit einigen Worten zu dem fortschrittlichen Antrage
kommen, der sich auch mit den bundesstaatlichen Wahlrechten
befaßt. Die Einzelheiten der bundesstaatlichen Wahlrechte werden
wir den Parlamenten dieser Bundesstaaten überlassen müssen. Aber,
meine Herren, darüber ist für mich und meine politischen Freunde
kein Zweifel: das preußische Wahlrecht ist eine deutsche
Frage; es kann nicht lediglich unter preußischen Gesichtspunkten
bewertet werden. Und ich sehe darin auch gar nicht etwas für einen
Preußen Niederdrückendes. Nein, im Gegenteil, dieses Preußen ist so
der Kern Deutschlands, daß alle Fragen, die Preußen angehen, auch
Deutschland betreffen. Man möge in einem kleinen unbedeutenden
Bundesstaate ohne Verfassung regieren, es mögen manche
Unzuträglichkeiten bestehen; schließlich geht man darüber hinweg,
weil große deutsche Aufgaben nicht berührt werden. Der größte
Staat, der Kern Deutschlands in dem Staatengebilde ist Preußen. Was
in ihm vorgeht, ob in ihm die Arbeiterschaft und wichtige Schichten
des Bürgertums gebührende Vertretung finden, das ist eine Frage,
die auch für unsere politischen Reichskämpfe von großer Bedeutung
ist. Eines der größten Probleme in der Zukunft ist die Stellung der
Sozialdemokratie zum Staatsgedanken. Daß für die Sozialdemokratie
die Möglichkeit, auf der Basis der Politik vom 4. August zu
bleiben, davon abhängig ist, wie die Dinge in Preußen laufen, das
muß doch schließlich der Blindeste einsehen: Will man, daß diese
Politik auf dieser Basis bleibt, dann kann man nicht an diesem
Wahlrecht festhalten wollen, damit macht man jenen diese Politik
unmöglich. Da aber schließlich unsere ganze innere Politik doch
auch wieder davon mit berührt ist, ob eine Partei, die der
Wählerzahl [bookmark: page56]nach die stärkste ist, in die frühere Opposition
zurückgeht oder sich zum Staatsgedanken bekennt, wie kann man
angesichts dessen darüber zweifeln, daß das die eminentesten Fragen
der deutschen Politik sind, die hier zur Debatte stehen? Ist doch
auch, wie wir gesehen haben, die Beurteilung der Politik des Herrn
Reichskanzlers von dieser Frage mit abhängig. Ich möchte ihm als
preußischen Ministerpräsidenten doch den dringenden Wunsch
aussprechen, diese große politische Reform sobald als möglich in
die Wege zu leiten. Meine Herren, wenn irgendwo zwischen Staat und
Volksvertretung und den verschiedensten Parteien Spannungsmomente
bestehen, dann tut man gut, wenn man sich einmal zu großen
politischen Reformen bekennt, auch selbst kühn die Initiative zu
ergreifen. Je eher man das tut – um so eher ist auch der preußische
Ministerpräsident in der Lage, Bestrebungen, die seiner Meinung
nach gegen das Staatsinteresse verstoßen, die zu weit gehen,
entgegenzutreten, als wenn er derjenige ist, der sich der
Initiative anderer gegenüber sieht und dem man für seine Initiative
Dank nicht mehr schuldig ist.

		Die nationalliberale Partei und insbesondere ihre preußische
parlamentarische Vertretung hat die Reform des preußischen
Wahlrechts seit Jahren gefordert; sie wird daran mitarbeiten und
erwartet davon eine Freimachung der Kräfte im Innern. Ich darf auf
die Haltung meiner politischen Freunde verweisen, die auch
besonders in der Reform des preußischen Herrenhauses erst kürzlich
durch den Antrag Friedberg nach anderer Richtung die Initiative
ergriffen haben. Wir wünschen eine Neuordnung der Dinge über diese
Fragen hinaus darin, daß wir als die Grundlage einer solchen
Neuordnung die Gleichberechtigung aller Parteien in Staat und
Verwaltung fordern. Wir vertreten stets den Grundsatz, daß die
politische Überzeugung nicht Hinderungsgrund im Staate oder in der
Verwaltung sein darf. Wir verlangen diese Freiheit nicht für uns
allein, obwohl es auch bitter zu ertragen ist, zu sehen, wie die
großen geistigen Kräfte des liberalen Bürgertums in der preußischen
Verwaltung bisher mißachtet worden sind, obwohl sie doch mit die
Träger der wirtschaftlichen und geistigen Entwicklung Preußens
gewesen sind, wie sie in einem großen Teile Preußens nicht die
Möglichkeit hatten, auch nur den kleinsten Landratskreis zu
verwalten, geschweige denn davon, daß sie etwa an der Spitze von
Provinzen oder großen Bezirken standen. Auch im Kreise meiner
politischen Freunde ist mit Bedauern festgestellt worden, daß bei
der Besetzung der Stellen in den okkupierten Gebieten das [bookmark: page57]alte preußische
System der Einseitigkeit vielfach angewandt worden ist, daß wir da
den Grundsatz: »Freie Bahn dem Tüchtigen« nicht in der Weise in die
Praxis überführt sahen, wie uns das vorschwebte. Aber wir fordern
die Gleichberechtigung nicht nur für uns. Wo die Sozialdemokratie
berufen ist, in Staat und Verwaltung mitzuarbeiten, da sollte sie
ebenfalls willkommen sein. Wir verstehen nicht, warum man auch hier
die Intelligenzen brachliegen läßt, die schon vorher in den
Friedensjahren für das Reich nützliche Arbeit hätten tun
können.

		Es muß mit dem Standpunkt gebrochen werden, daß zum Beispiel in
einem Reichsamt ein Mann nicht sein kann, weil er Sozialist ist.
Warum soll ein Mann wie Calver nicht Präsident des Statistischen
Amts sein können, warum ein Mann wie Schippel nicht an der
Vorbereitung der Handelsverträge mitarbeiten können? Wir sehen, daß
jetzt zum Beispiel Dr. August Müller mit Herrn v. Batocki
zusammenarbeitet. Wer hätte früher daran gedacht, daß in einem
großen Reichsamt der Vertreter der sozialdemokratischen
Konsumvereine – irre ich nicht –, des Zentralverbandes der
sozialdemokratischen Konsumvereine, mit einem ostpreußischen
Oberpräsidenten zusammenarbeiten konnte? In dem Augenblick, wo
diese Mitarbeit gesichert wird, werden wir in den großen Fragen,
die uns in der Zeit nach dem Kriege bevorstehen und die vielleicht
zu heftigen Erschütterungen im Innern führen können, werden wir
diese Fragen viel reibungsloser erledigen, als wenn wir starr an
den Prinzipien festhalten, die nicht mehr aufrecht zu erhalten
sind.

		Der Herr Staatssekretär hat dem Herrn Kollegen Gröber auf seine
Anfrage zugesagt, daß volle Parität zwischen Katholiken und
Protestanten gewährleistet werden solle. Das entspricht durchaus
der Auffassung meiner politischen Freunde. Wir wünschen, daß diese
ganzen konfessionellen Grundsätze aus den Erwägungen der
Besetzung der Ämter ausgeschaltet werden. Wir müssen aber auch von
unserem liberalen Standpunkte das auch auf jeden ausdehnen, auch
auf die Dissidenten, z. B. wenn sie es verdienen, Offizier zu
werden, wenn sie ihre soldatische Pflicht getan haben. Der
Dissident, der sich frei und offen dazu bekennt, daß er innerlich
mit der Kirchengemeinschaft nicht übereinstimmt, ist mir sittlich
höherstehend als derjenige, der um äußerer Vorteile willen nach
außen sich zu einer Kirchengemeinschaft bekennt, mit der er im
Innern längst gebrochen hat. Daß in bezug auf das Heer nur [bookmark: page58]der gute Christ auch
ein guter Soldat sei, sollte man angesichts des Preußens Friedrichs
des Großen nicht zu behaupten wagen.

		Meine Herren, wir glauben, daß wir mit diesen Anregungen in
bezug auf die Neuregelung und den Ausbau unserer verfassungsmäßigen
Rechte den besten Traditionen unserer Partei folgen. Der Herr
Reichskanzler hat sein Wehe über den Staatsmann ausgesprochen, der
die Zeichen der Zeit nicht beachtet. Meine Herren, dieselben
Worte stehen in dem grundlegenden Programm der nationalliberalen
Partei. Wir stehen mit diesen Anregungen auf dem Boden der
nationalliberalen Partei. Ich erinnere an die Arbeit v. Bennigsens
bei der Reichsverfassung, an die Stellung, die er eingenommen hat,
als er die verantwortlichen Reichsminister forderte, ich darf
hinweisen auf unsere Mitarbeit bei früheren – wie ich mit Herrn
Müller-Meiningen anerkenne – kleineren Fragen der Geschäftsordnung,
hinweisen auch auf die Frage der Schaffung eines ständigen
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten. Ich darf hinweisen auf
die Initiative unserer preußischen Freunde zur Reform des
preußischen Herrenhauses, die sich deckt mit der Initiative unserer
sächsischen Freunde zur Reform der sächsischen Ersten Ständekammer.
Meine Herren, wir glauben, namentlich in den großen Fragen: Heer,
Flotte, Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik, bisher die richtigen
Wege gegangen zu sein, die sich im Kriege bewährt haben. Wir
glauben, daß in bezug auf die Fragen der Sozialpolitik eine
Weiterführung auf dem Gebiete der Arbeiterschutzgesetzgebung
innerhalb des Rahmens der Weiterentwicklung unserer
Wirtschaftsinteressen einmal unerläßlich ist. Wir glauben aber
zweitens, daß auf dem politischen Gebiet auch hier die Schranken
fallen müssen, die einer freien Entwicklung der Arbeiter- und
Angestelltenorganisationen entgegenstehen, in denen wir durchaus
einen kulturfördernden Faktor erkennen, weil jede Bewegung für eine
Höherhebung eines Standes letzten Endes eine Kulturarbeit am
eigenen Volke ist. Wir werden allerdings auch stets für die
Freiheit jeder Organisation eintreten und uns gegen jeden Terror
wenden, der gegen den Grundsatz der Organisationsfreiheit
verstößt.

		Meine Herren, wir sind auch bereit, unsere Ansichten da zu
revidieren, wo der Weltkrieg nach anderer Richtung neue Bahnen
erfordert. Wenn das Jesuitengesetz fällt, wenn wir darüber
mitzubestimmen aufgerufen werden, dann werden meine politischen
Freunde, wie ich annehme, sich nicht dafür einsetzen, daß dieses
Ausnahmegesetz weiter besteht. Wir sind damit einverstanden, [bookmark: page59]daß in bezug auf das
Enteignungsgesetz und bei anderen damit in Zusammenhang stehenden
Fragen aus den Erlebnissen, die uns der Weltkrieg gebracht hat, die
Folgerungen gezogen werden. Denn nichts würden wir mehr begrüßen,
als eine Heilung der konfessionellen Zerklüftung in unserem
Vaterlande, nichts mehr als ein einheitliches
Zusammengehörigkeitsgefühl aller Bürger des Reichs, unbeschadet
ihrer Sprache und ihrer Nationalität.

		Meine Herren, es sind vielfach neue Wege, die wir beschreiten
wollen. Wir fürchten uns nicht vor ihnen. Das natürliche Gefühl des
Volkes bahnt sich diesen Weg. Ich darf mich auch hier auf
Treitschke berufen, der einmal ausgesprochen hat, daß es Zeiten
gibt, in denen das natürliche Gefühl der Massen eine Macht wird im
Leben des Staates. Wir wünschen, daß das natürliche Gefühl der
deutschen Massen nicht nur eine Macht im Staate wird, sondern eine
Macht in der Hand des Staates, daß Staat und Volk zu einer Einheit
sich zusammenschweißen, daß wir mit der philisterhaften Ansicht
aufräumen müssen, daß der einzelne Bürger der gegebene Gegner des
Staates sei, daß wir vielmehr den Staatsbürger fühlen und empfinden
lassen, daß er ein Glied des Staates ist, dessen Vorwärtsschreiten
ihn ebenso vorwärts bringt, wie sein Niederbruch seinen eigenen
Niederbruch herbeiführt. Das ist aber nur möglich, wenn Regierung
und Volksvertretung und Volk ein einheitliches Ganzes bildet, nur
möglich, wenn das Volk nicht die Empfindung hat, daß eine Kluft
besteht zwischen der Regierung und dem in den Parlamenten nicht
genügend zum Ausdruck kommenden Volke. Überbrücken Sie diese Kluft,
dann wird das Staatsgefühl des deutschen Volkes, das sich in diesem
Kriege so herrlich bewährt hat, das sicherste Fundament werden für
unsere gesamte deutsche Zukunft.

		[bookmark: page60]

	
		
		Gedanken zur Krisis

		(Juli 1917)

		 

		Demjenigen, der von außen her die letzten
Ereignisse im deutschen Reichstag verfolgt hat, muß der
Stimmungsumschwung, der vor sich gegangen ist, unerklärlich
erscheinen. Erzbergers Vorstoß traf die öffentliche Meinung völlig
unvorbereitet, und die wildesten Gerüchte durchschwirrten die
Öffentlichkeit. An dem Tage, an dem der Reichstag in die Ferien
ging, und an dem diese Zeilen niedergeschrieben werden, hatten die
wenigen Wochen Reichstags-Tagung bewirkt, daß ein neuer Kanzler das
Amt führte, daß eine Entschließung für den annexionslosen Frieden
mit Mehrheit im Reichstage angenommen worden war und daß der
Kanzler es für möglich erachtete, im Rahmen dieser Entschließung
die Gedanken, die er selbst über die Zukunft Deutschlands hegte,
ausführen zu können. Dazwischen liegt ein Erlaß des Kaisers,
welcher das gleiche Wahlrecht für Preußen sicherstellte, dazu kommt
die Zusage der Berufung von Parlamentariern in Reichsämter und
preußische Staatsministerstellen, liegt das Kommen und Gehen der
Führer unserer Armee, liegt die Begegnung des Kronprinzen und des
Kaisers mit den Führern der Fraktionen. Selbst in unserer an
Sensationen gewöhnten Zeit ist der außer- und innerpolitische
Zeiger der deutschen Uhr noch niemals so heftig hin- und
hergegangen, wie in diesen Tagen und Stunden. Was war
geschehen?

		Es ist unrichtig, wenn die öffentliche Meinung annimmt, daß der
Vorstoß Erzbergers, den Schweizer Blätter eine Tat genannt haben,
allein diese Dinge hervorgerufen hätte. Vorangegangen war, wie
üblich, eine Besprechung der Parteiführer beim Reichskanzler. Man
mußte annehmen, der Zweck dieser Besprechung sei ein Austausch der
Gedanken, um die Lage zu klären und sich über dasjenige zu
verständigen, was in der bevorstehenden Session von den Parteien
vorgebracht werden würde, von der Regierung zugestanden werden
konnte. Das politische Barometer war schon [bookmark: page61]damals sehr bewegt. Denjenigen, die
zwischen den Zeilen der Reden bei vertraulichen Sitzungen zu lesen
verstanden, konnte es nicht zweifelhaft erscheinen, daß die
Sozialdemokraten für eine vorbehaltlose Bewilligung der Kredite
nicht zu haben waren. Vor Wochen hatte ferner bereits der
Abgeordnete Erzberger im Kreise seiner Bekannten und Freunde
mitgeteilt, daß er einen Vorstoß in der Angelegenheit der
Berechnung über die voraussichtliche Niederzwingung Englands durch
unsere U-Boote machen würde. Die Berichte aus dem Lande über die
Stimmung des Volkes waren wenig erfreulich. Wir standen in der Zeit
der größten Belastungsprobe unserer Ernährung. Deutsche
Gründlichkeit verlangte, daß der Reichstag wegen der Bewilligung
der Kredite zusammengerufen wurde; hätte die Regierung,
nachträglich sich Indemnität suchend, den Reichstag nicht just in
dieser Zeit der stärksten Erregung des Volkes zu einer, wie sie
annahm, kurzen Tagung zusammengerufen, vielleicht hätte die neue
Situation des Herbstes auch ein neues Bild geschaffen. So mußte sie
jedenfalls erkennen, daß auf eine kurze Session nicht zu rechnen
war, daß die politische Atmosphäre mit Elektrizität geladen war,
daß sich einer der einflußreichsten Zentrumsführer aus Gründen, die
sich vorläufig noch nicht erkennen ließen, in Opposition zur
Regierung befand, daß die Kreditvorlage insoweit gefährdet war, als
bei ihrer Einbringung mit 110 »Nein«-Zetteln zu rechnen war.

		Man hätte erwarten können, daß angesichts dieser Situation der
Reichskanzler von Bethmann Hollweg seinerseits in Aktion getreten
wäre, um den Sturm zu beschwichtigen. Er mußte ein festes Programm
darbieten, sich vom Kaiser die Genehmigung zu neuen Schritten auf
diesen wichtigen Gebieten geben lassen und vor die Parteiführer mit
dem Angebot hintreten: das könnt ihr erreichen, wenn dafür die
Tagung des Reichstages ohne Erschütterung des Staates vor sich
geht. Voraussichtlich hätte eine Erklärung des Kanzlers, daß er
bereit sei, im Herbst das Wahlrecht vor dem preußischen Landtag
einzubringen, sowie die Zusage der sogenannten Parlamentarisierung
allein schon genügt, um jeden Sturm zu beschwichtigen und um
inzwischen die Kreditvorlage in den sicheren Hafen zu bringen.

		Herr von Bethmann Hollweg besaß diese Initiative nicht. Für
diejenigen, die an den Besprechungen mit ihm vor Beginn der
offiziellen Reichstagsverhandlungen teilnahmen, war es ein
niederdrückendes Gefühl, daß in einem solchen Moment höchster
Spannung der Kanzler des Deutschen Reiches den Parteiführern [bookmark: page62]nichts zu sagen
hatte. Er eröffnete die Verhandlungen und schloß sie, er dankte den
Abgeordneten für den Ernst und die Offenheit, mit der sie
gesprochen hatten. Aber welchen Kurs das Reichsschiff steuert, das
vernahm niemand aus seinem Munde. Anscheinend übersah der Kanzler,
dem das Erkennen fremder Psyche schwer gegeben war, die Stimmung in
den Parteien, vielleicht glaubte er, daß es sich nur darum handle,
irgendwie in Worten angehäuftem Unmut Ausdruck zu geben, ohne daß
irgendein tatsächlicher Vorstoß zu erwarten wäre. Aus bekannt
gewordenen Äußerungen des Kanzlers ist dies fast zu entnehmen. Der
Hauptausschuß trat zusammen, ohne daß der Kanzler irgendeine
Perspektive für die Richtung der auswärtigen oder der inneren
Politik eröffnet hätte. Man hatte von vornherein die Empfindung
einer unklaren Situation, und drei Tage später hatte man die
Empfindung einer herannahenden Katastrophe.

		Der Kanzler war im Hauptausschuß nicht erschienen. Seine
Vertretung lag in den Händen von Zimmermann, Helfferich und
Capelle. Verschieden ist ihnen Temperament und Art, aber in ihrem
Auftreten ergänzen sie sich doch so, daß sie die Sache der
Regierung gut zu führen verstanden. Zimmermann hat keine
persönlichen Feinde. Man erzählte sich in der Reichshauptstadt, daß
einst der Doyen des diplomatischen Korps in Berlin beim
Reichskanzler erschienen sei und ihm mitgeteilt habe, daß es in
allen Kreisen der in Berlin akkreditierten Botschafter und
Gesandten lebhaft begrüßt werden würde, wenn an die Stelle des
damals zurückgetretenen Staatssekretärs des Äußeren der
Unterstaatssekretär Zimmermann treten würde. Dieser Wunsch, ein
starker Vertrauensbeweis in die Persönlichkeit des heutigen
Staatssekretärs, wurde damals nicht erfüllt. Aber nachdem Jagow
verabschiedet war, siedelte Zimmermann aus der kleinen, dumpfen
Zelle, die man in der Wilhelmstraße »Arbeitszimmer des
Unterstaatssekretärs« nennt, in die Arbeitsräume des
Staatssekretärs über und übernahm die Leitung der deutschen
Politik. Inwieweit bei den Mißerfolgen, die hier eingetreten sind,
die Verhältnisse oder die Menschen stärker waren, mag ununtersucht
bleiben. Auf jedem lastet schließlich die Erbschaft, die er
übernommen hat. Zimmermann hat die Mexiko-Affäre ungemein
geschadet, weniger das Bündnisangebot an Mexiko, als das Angebot
der Abtretung von drei amerikanischen Staaten an dieses Land. Das
durfte selbst [bookmark: page63]dann nicht geschehen, wenn das Angebot vorläufig
noch geheim blieb, denn es nahm unserem Angebot den Charakter des
Ernsthaften und im Falle des Bekanntwerdens nahm es uns in den
Weststaaten der Vereinigten Staaten die Sympathie. Jetzt brodelte
im Ausschuß, nachdem die Erregung über die Mexiko-Angelegenheit
sich gelegt hatte, die Kritik auf über die Verschlechterung der
Beziehungen zu Norwegen durch die sattsam bekannte Angelegenheit
des Bomben mit sich führenden deutschen Kuriers, über die
Verschlechterung der Beziehungen zu der Schweiz, durch den
Rücktritt des Bundesrates Hoffmann, über den Übergang Griechenlands
in die Reihen unserer offenen Feinde. Über dem Ausschuß lag das
lähmende Gefühl, daß der heutigen Reichsleitung nichts mehr
gelingt. Es kamen einem von ungefähr die Worte von Wallenstein in
den Sinn: »Wir mußten uns drücken von Ort zu Ort, der alte Respekt
er war eben fort.« Vom wirtschaftlichen Standpunkt aus fragte man
sich besorgt, wie die Ernte angesichts des andauernd trockenen
Wetters sein würde, man fragte den Staatssekretär Helfferich, wie
es mit den Kohlen für den Winter stände, und zu all dem kam die
Empfindung derjenigen, die einst dem unbeschränkten U-Bootkrieg
widerstanden hatten, als hätten ihnen die Ereignisse Recht gegeben,
als wäre der wirtschaftliche Erfolg des U-Bootkrieges, der von
niemandem bezweifelt wurde, zu teuer bezahlt mit dem Kriegszustand
gegenüber den Vereinigten Staaten, mit dem Abbruch der Beziehungen
der großen Zahl der Südamerikanischen Republiken, mit den
anscheinend hervorgetretenen Verschlechterungen der Beziehungen zu
den europäischen Neutralen.

		Persönlich kam dazu noch die eigenartige Abneigung der
Linksparteien gegen den Staatssekretär Helfferich. Die Stimmung
eines Parlaments ist eine besondere. Mancher Hofmann und Diplomat
strauchelt auf diesem Parkett. Dem Staatssekretär Helfferich waren
einst die Parteien des Reichstages, ja man kann sagen, ihm war das
ganze deutsche Volk mit außerordentlichem Vertrauen
entgegengetreten, als er das Reichsschatzamt übernahm. Gerade in
nationalliberalen Kreisen hatte man seine Wahl herzlich begrüßt.
Ein Mann aus der Praxis, in der Verwaltung der anatolischen
Eisenbahn ebenso bewährt wie in der Deutschen Bank, ein starker
Volkswirtschaftler, der in früher Jugend dem Reichsbankpräsidenten
Koch bei seinem Kampfe um die Goldwährung zur Seite stand, ein
Professor der Staatswissenschaften, der sich mit jedem anderen an
den deutschen Universitäten messen konnte, ein gewandter [bookmark: page64]Unterhändler bei
wichtigen diplomatischen Aktionen, dazu jung und unverbraucht und
voller Frische. Selten hat ein Staatssekretär so herrliche
politische Flitterwochen erlebt, als Helfferich im
Reichsschatzamt.

		Man kann sagen, daß er den festen und sicheren Boden erst dann
zu verlieren begann, als er in das Reichsamt des Innern
übersiedelte. Gerade diejenigen, die sich zu seinen Freunden
zählten, haben ihm davon abgeraten. Nun begannen sich gegen ihn
Widerstände zu erheben, die vorher nicht vorhanden waren. Die
Sozialdemokraten vermißten an ihm – zu Unrecht! – das
sozialpolitische Empfinden, sahen in ihm vielleicht den
Fabrikantensohn und den Freund der Kapitalisten, durch die
Vize-Kanzlerschaft war er in den Strudel der Bethmann-Sympathien
und -Antipathien hineingerissen, statt für gute Finanzen mußte er
jetzt erst gegen den unbeschränkten U-Bootkrieg, dann, als nach
seiner Auffassung die Zeit gekommen war, für seine Führung kämpfen.
Er liebte es, seine Ausführungen stark zu prononzieren. Er war ein
scharfer Debatter, der ungern sich auch nur das kleinste
Beweisstück aus seinen Reden herausdebattieren ließ, dazu manchmal
scharf in der Form, wenn auch stets sachlich im Angriff. Er mußte
bei der unglücklichen Zusammensetzung des Reichsamts des Innern,
diesem politischen Warenhaus Deutschlands, neben der Handels-,
Wirtschafts- und Sozialpolitik, Fragen der Schutzhaft, politische
Zustände in Elsaß-Lothringen dort vertreten, wo manchmal schwer
etwas zu vertreten war, kam in immer schärferen Gegensatz zu
Sozialdemokraten und einzelnen Parlamentariern des Fortschritts und
schien es vor allem – weiß der Himmel warum – auch mit führenden
Persönlichkeiten des Zentrums verdorben zu haben.

		Auf diese Vertreter des Kanzlers wie auf den Staatssekretär des
Reichsmarineamtes stürmten nun die Verhandlungen des
Haushaltsausschusses ein mit ihren Fragen und Kritiken, mit all der
vorher geschilderten schwülen Atmosphäre des Reichstags und der
Parteien. In diese Atmosphäre hinein fiel die zweite Rede des
Abgeordneten Erzberger, die als ein Wendepunkt in der Entwicklung
anzusehen war und über deren Zustandekommen und Beweggründe einiges
gesprochen werden muß.

		Erzbergers Ausführungen sind als eine Absage an den
unbeschränkten U-Bootkrieg gedeutet worden, als eine Aufgabe alter
[bookmark: page65]Hoffnungen, die
mit der Einführung des unbeschränkten U-Boot-Krieges verbunden
waren. Das ist unrichtig. Gegenüber dem Geraune und Geflüster muß
festgestellt werden, was in der Erklärung der nationalliberalen
Fraktion zur Friedensfrage mit voller Absicht an die Spitze
gestellt worden ist: » Die Leistungen unserer U-Boote haben die
in sie gesetzten Erwartungen nicht nur erfüllt, sondern weit
übertroffen.« Als es sich darum handelte, den unbeschränkten
U-Bootkrieg zu beginnen, hat der Staatssekretär Capelle für das
Reichsmarineamt und den Admiralstab die Erklärung abgegeben, daß
die Marine, soweit man eine Garantie dafür übernehmen könne, diese
Garantie dahin übernähme, daß durch den unbeschränkten U-Bootkrieg
monatlich 600 000 Tonnen versenkt werden würden. Nun sind es nicht
600 000, sondern mehr als eine Million Tonnen geworden. Die Zahl
unserer U-Boote wächst, ihre Qualität nimmt zu, die Feinde haben
kein Abwehrmittel gefunden, das sie mit Sicherheit schützt, und so
können wir mit Berechtigung stolz auf diese prächtige Offensivwaffe
unserer Kriegführung blicken. Mit dem 1. Februar 1917 ist der Krieg
in ein neues Stadium getreten. Drei Jahre hindurch sind wir Amboß
gewesen, jetzt können wir endlich Hammer sein, über zwei Jahre
waren wir Objekt der wirtschaftlichen Offensive der Entente, jetzt
haben wir die wirtschaftliche Offensive in Feindesland getragen.
Das bleibt bestehen, das ist bis in die Reihen der Sozialdemokratie
durchgedrungen, daran ist auch im Hauptausschuß nicht gedeutelt
worden.

		Was Erzberger kritisierte, war etwas anderes. Er wandte sich
gegen diejenigen, die Termine festgesetzt hatten, bis zu denen
England unterworfen worden wäre. Er kritisierte die Berechnungen
auch der offiziösen Stellen über den Frachtraum, den die Entente
zur Verfügung habe und stellte den Satz auf, England sei erst
niedergeworfen, wenn die sogenannte Welttonnage versenkt sei, weil
England über diese Welttonnage verfüge, einmal, weil seine
Verbündeten ihre Tonnage ohne weiteres zur Verfügung stellten,
weiter, weil die Neutralen gezwungen würden, die ihre
herauszugeben. Er stellte hieran anschließend die Frage, ob bei
Fortsetzung des Krieges für Deutschland bei einem Friedensschluß
günstigere Bedingungen durchzusetzen seien als gegenwärtig, und ob
es nicht im Sinne einer Vermeidung weiteren Blutvergießens sei,
noch einmal einen Schritt zu tun, um den Frieden herbeizuführen.
Als einen hierzu geeigneten Schritt sah er eine Friedenskundgebung
[bookmark: page66]des Reichstages
an auf der Grundlage der Politik vom 4. August 1914: »Uns treibt
keine Eroberungslust«. Aus diesem Grundsatz müßten auch die
Konsequenzen praktisch gezogen werden und der Reichstag müsse dies
klar zum Ausdruck bringen.

		Sachlich ist zu den Ausführungen Erzbergers in bezug auf die
U-Bootfrage zu bemerken, daß seine Berechnungen ebenso einseitig
und irreführend sind, wie diejenigen der Propheten, die, lediglich
mit der englischen Tonnage rechnend, den baldigen Zusammenbruch
Englands voraussahen. Es ist richtig, daß England nicht nur über
seine eigene Tonnage, sondern auch über diejenige seiner
europäischen Verbündeten verfügt. Es ist richtig, daß es sich der
griechischen Tonnage bemächtigt hat, daß es die norwegische unter
Zwang hält und daß es auch nicht davor zurückschrecken würde, sich
der holländischen zu bemächtigen, wenn es ihm an den Kragen
ginge.

		Aber unrichtig ist es, anzunehmen, daß dasselbe für die
überseeischen Gebiete gelte. Wir leben doch nicht in einem
luftleeren Raum! Man kann wohl theoretisch sich vorstellen, daß die
Vereinigten Staaten, daß Japan, China und die Südamerikanischen
Republiken auf Schiffahrt verzichten würden, nur um dem bedrohten
England zu helfen. In Wirklichkeit wird immer Schiffahrt von
Yokohama nach San Franzisko getrieben werden, in Wirklichkeit wird
immer die große Küstenschiffahrt Amerikas, Chinas und Japans eine
Notwendigkeit bleiben. Niemals ist anzunehmen, daß all diese
Nationen ihren Schiffsraum beinahe lediglich für London und
Liverpool zur Verfügung stellen werden. Darin irrt Erzberger
unbedingt. Was an Schiffsraum durch unsere U-Boote zur Strecke
gebracht worden ist, übertrifft die größten Weltereignisse auf dem
Gebiete des Kampfes gegen die Handelsschiffahrt seit allen Zeiten.
Daß England diesen Kampf auf die Dauer nicht aushalten kann, ist
unbestreitbar. Ein Ermatten im Kampf gegen die deutschen U-Boote
zeigt sich schon heute. Selbst die »Daily Mail« muß einsehen, daß
die deutschen U-Boote für England gefährlicher seien als die
deutsche Armee. Den Ausdruck »wir werden England in einer
bestimmten Zeit auf die Knie zwingen«, habe ich für mich immer
zurückgewiesen, wohl aber habe ich in den entscheidenden
Verhandlungen über den unbeschränkten U-Bootkrieg im Ausschusse zum
Ausdruck gebracht, daß der unbeschränkte U-Bootkrieg trotz seiner
politischen Nebenerscheinungen in der Kriegserklärung der
Vereinigten Staaten und in der Mitreißung Südamerikas durch
Washington eine unbedingte Notwendigkeit [bookmark: page67]für Deutschland sei, weil wir ohne
unbeschränkten U-Bootkrieg der Gefahr entgegengingen, trotz
militärischer Siege durch wirtschaftliche Schwierigkeiten zu einem
schlechten Frieden genötigt zu werden. Man stelle sich doch nur
vor, wie die Welt aussehen würde, wenn der unbeschränkte
U-Bootkrieg nicht ausgebrochen wäre! Dann würde England den Krieg
wirtschaftlich kaum spüren, dann würde die Entente viel enger
zusammenhalten als jetzt, dann wäre bei allen militärischen Siegen
die Aussicht auf einen guten deutschen Frieden eine viel
schlechtere als heute, trotz Wilson, trotz Südamerika.

		Für Erzberger war die Kritik an der U-Bootfrage nur Mittel zum
Zweck für seine Friedensresolution. Wenn er ohne diese
Beweisführung zu seinem Ziel gekommen wäre, wäre vielleicht die
U-Bootfrage gar nicht in dieser Weise in den Vordergrund getreten.
Der Zentrumsvorschlag der Friedensresolution war das Sensationelle,
nicht die mehr theoretische Erörterung des Zeitpunktes über
Englands Erlahmen. Denn hier trat anscheinend das Zentrum auf die
Seite von Scheidemann. Die Isolierung der Sozialdemokratie in der
Friedensfrage war aufgehoben, eine Reichstagsmehrheit für einen
annexionslosen und entschädigungslosen Frieden bereitete sich vor.
Daß die Sozialdemokratie diesen Triumph lautschallend begrüßte, war
selbstverständlich, daß der Hauptausschuß seine Beratungen
unterbrach, um zu dieser neuen Situation Stellung zu nehmen, konnte
ebenfalls nicht überraschen. Wurde doch dieser Wunsch namentlich
von der Zentrumspartei auch selbst ausgesprochen, die zunächst von
dem Vorstoß ihres Mitgliedes ebenso überrascht war, wie die anderen
Fraktionen.

		Von Panikstimmung im Hauptausschuß ist keine Rede gewesen. Daß
der Reichstag die Nerven verloren habe, kann man ebensowenig sagen,
wohl aber trat eine Panik in der öffentlichen Meinung ein, da die
Presse, vor allem die demokratische der Reichshauptstadt, diejenige
Disziplin vermissen ließ, die man Blättern in demokratisch
regierten Ländern nachrühmen muß. Die unglaublichsten Gerüchte
durcheilten die Reichshauptstadt und die Provinz. Die Entladung der
Situation war erfolgt. Es galt für die Parteien zu der neuen
Situation Stellung zu nehmen, eine politische Krisis war
eingetreten. Der Herr Reichskanzler aber war bis zu dieser Stunde
im Hauptausschuß noch nicht erschienen und wartete in seinen
Arbeitsräumen auf die Entwicklung der Ereignisse.
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		Drei Fragen zeichneten sich in der entstandenen Krisis ab. Die
Stellung zu den führenden Persönlichkeiten der Reichsregierung, die
Frage einer politischen Neuordnung in Deutschland und die Frage der
Friedensbereitschaft des deutschen Volkes durch eine Demonstration
des deutschen Reichstages. Die Stimmung im Lande angesichts dessen,
was über die Reichstagsverhandlungen durchsickerte, muß man ohne
Übertreibung als die eines Niederbrechens der Stimmung
kennzeichnen. An diesem Niederbrechen der Stimmung war der
Reichskanzler Bethmann Hollweg mitschuldig. Für jeden, der die
Augusttage 1914 miterlebt hat, wird in seinem Herzen die Erinnerung
unauslöschlich sein an das, was das deutsche Volk damals an
himmelanstürmendem, todesverachtendem Idealismus aufbrachte, so
hinfortstürmend über den Alltag, daß es auch in einem Zeitraum von
mehreren Jahren nicht aufgebraucht werden konnte. Der Reichskanzler
hat diese Stimmung nicht auf der Höhe zu halten vermocht, gerade
unter ihm und durch ihn ist diese Stimmung neben der an sich
selbstverständlichen Herabminderung durch Zeiten und Sorgen, viel
mehr deshalb mit gemindert worden, weil Deutschland der politischen
Führung und klaren Zielsetzung seines Wollens entbehrte, das
persönliche Ich, so klein in den Augusttagen 1914 gegenüber der
großen Idee »Deutschland« trat in den Vordergrund und die große
Idee »Deutschland« wurde immer kleiner. Draußen pochten die Fäuste
von Millionen an die Tore, die Deutschland niederringen wollten. Im
Innern begann der furor teutonicus
gegen sich selbst zu wüten. Die Siegeszuversicht begann dumpfem
Pessimismus zu weichen, weil man sie an der Stelle vermißte, die
hier führend sein sollte und führend sein mußte.

		Nicht denen stimme ich zu, die der Meinung sind, daß man im
Kriege von innerer Politik überhaupt nicht sprechen dürfe. Wenn ein
derartiger Weltkrieg Jahre hindurch dauert, dann stellt er neue
Forderungen an das miterlebende Geschlecht. In meiner Rede auf dem
Thüringer Parteitag der nationalliberalen Partei im September 1916,
beim Parteijubiläum am 28. Februar und in der viel angefeindeten
Reichstagsrede vom 27. März 1917 habe ich mich zu dem Gedanken
bekannt, daß eine neues, freiheitliches und größeres Deutschland
aus diesem Kriege hervorgehen müsse, habe wiederholt darauf
hingewiesen, daß durch eine mächtige Kundgebung von Krone und
Volksvertretung der Gedanke des Fortbestehens des
Dreiklassenwahlrechts ein für allemal verschwinden müsse. Die
Osterbotschaft des Königs von Preußen ist nicht zuletzt [bookmark: page69]durch den Vorstoß
der nationalliberalen Reichstagsfraktion mit herbeigeführt worden
und die Partei hat Grund, dies freudig anzuerkennen. Einem Volk
gegenüber, das sich so einheitlich in den Augusttagen 1914
zusammenfand zur Verteidigung von Haus und Hof, von Herd und
Heimat, mußten die Worte des Kaisers »ich kenne keine Parteien
mehr« auch praktisch umgewertet werden. So wie wir einen
Sozialdemokraten Müller im Kriegsernährungsamt neben dem
konservativen Oberpräsidenten von Batocki erlebten, so hätten wir
selbst auch einen sozialdemokratischen Minister ertragen können, um
das Band zwischen Reichsregierung und Volk inniger zu gestalten.
Nicht um Ausländisches nachzuahmen, aber um zu zeigen, daß nicht
eine vielfach weltfremde Bürokratie Deutschland regiert, wäre die
von mir in Eisenach angeregte engere Verbindung zwischen Parlament
und Regierung damals oder schon früher durchzuführen gewesen.

		Mit einer großen weltgeschichtlichen Geste konnte der König von
Preußen vor sein Volk hintreten. Schon in der ersten Zeit des
Krieges mußte er die Mitwirkung des Volkes an der Regierung ohne
Unterschied der Parteien, die Beseitigung des Dreiklassenwahlrechts
in Preußen als Geschenk der Krone darbieten und dadurch auch das
Verhältnis zu Krone und Volk enger gestalten.

		Was die Bethmannsche Regierung tat, war etwas ganz anderes.
Verheißungsvolle Worte, denen Taten nicht folgten, die Hoffnungen
auf Neuorientierung wohl entfachten, die aber in keiner Weise zum
Abschluß gebracht wurden. Statt sich mit den Parteien darüber zu
einigen, was im Krieg an politischen Reformen durchgeführt werden
könnte, das zurückzuweisen, was bis nach Beendigung des Krieges
verschoben werden mußte, war auch in diesen innerpolitischen Fragen
ein führerloses Hin und Her. Tönende Worte, Abschlagszahlungen von
Session zu Session, ohne daß irgendwelcher Dank ausgelöst wurde.
»Uneins zu Haus, nach außen klein«, diese Worte von Dingelstedt aus
der früheren Zeit der Zerrissenheit Deutschlands schienen auch für
uns wieder zu gelten.

		Dabei schritt die Außenpolitik dieses Kanzlers von Mißerfolg zu
Mißerfolg. Man hat den Alldeutschen vorgeworfen, daß sie, wenn ihre
Politik durchgeführt würde, die ganze Welt zu Feinden Deutschlands
machen würden. Nun, die gewiß alldeutschfeindliche Politik
Bethmanns hat auf dem Erdball nicht mehr viel neutrale Staaten
übrig gelassen! [bookmark: page70]

		Während es England gelang, einen Staat nach dem anderen, ja man
kann sagen, einen Erdteil nach dem anderen, gegen uns in die Waffen
zu hetzen, kämpften wir gegen Bundesgenossen, die Jahrzehnte mit
uns verbündet waren, gestalteten die Verhältnisse zu den Neutralen
sich weniger zufriedenstellend als je. Nur durch die
todesverachtenden Leistungen unserer Truppen sind diese
diplomatischen Mißerfolge während des Krieges ausgeglichen worden,
den wir diplomatisch verloren hatten, als er militärisch begann.
Den Kanzler, der bei Beginn des Weltkrieges bekennen mußte, daß
seine Politik zusammenbreche wie ein Kartenhaus, begleiteten
Täuschungen über Täuschungen während des Krieges. Er hoffte auf
Englands, auf Belgiens, auf Italiens, auf Rumäniens und Amerikas
Neutralität und sah in allen Feindschaft und Haß gegen uns
entstehen. Bis in die sozialdemokratischen Reihen hinein trat die
Empfindung, daß selbst bei Schließung des Friedens Schwierigkeiten
in seiner Person entständen. Seine Politik gegenüber Washington
versagte ebenso, wie seine Politik gegenüber Petersburg in den
Zeiten Nikolaus II. und gegenüber Petersburg in den Zeiten
Kerenskis. Hier von Einzelheiten zu sprechen, ist noch nicht
möglich. Der Kanzler hat erklärt, daß die Verhältnisse in dieser
Beziehung stärker gewesen wären als die Menschen. Mag sein. Aber
wenn man sagt, daß auf die Dauer Glück nur der Tüchtige hat, dann
muß eine solche Kette von politischen Mißerfolgen schließlich doch
zu Zweifeln und Bedenken führen. Einen General, der keine Fortuna
hatte, entließ Friedrich der Große, einen Reichskanzler, dem das
Glück so abhanden war, konnte das deutsche Volk auf die Dauer nicht
ertragen, ohne selbst unter seiner Tätigkeit schwer zu leiden.
Zerrissenheit und Zerfleischung im Innern waren während dieser
Jahre eingetreten, nicht nur wegen der innerpolitischen Fragen. In
zwei Lager zerspaltet stand sich Deutschland beinahe seit 1915 in
dem Kampf um die Kriegsziele gegenüber, obwohl man sich praktisch
vielleicht gar nicht so fern stand.

		Dem Kanzler aber gelang es nicht, hier zu einigen. Daß zudem
zwischen der obersten Heeresleitung und dem verflossenen Kanzler
nicht das Vertrauensverhältnis bestand, das zum fruchtbringenden
Zusammenarbeiten notwendig war, das weiß nach den letzten
Ereignissen jeder, trotzdem es monatelang abgeleugnet worden
ist.

		Diese Überlegungen, hier und da nuanciert, das waren die
Beweggründe, die schließlich bei der nationalliberalen Fraktion,
[bookmark: page71]beim Zentrum,
bei den Konservativen, ja schließlich innerhalb der
Sozialdemokratie Bedenken gegen die weitere Kanzlerschaft Bethmanns
auslösten. Ob das Vertrauen der Fortschrittlichen Volkspartei ein
genügendes Äquivalent demgegenüber war, kann billig bezweifelt
werden.

		Man wird diese Kritik als hart bezeichnen. Wir haben oft in den
Reihen unserer Partei das Lob des Kanzlers gehört, man wies auf die
Lauterkeit seiner Gesinnung, auf seine Vaterlandsliebe hin, man
freute sich an schönen Gedankengängen seiner Reden, man sah in ihm
die lautere Natur des deutschen Gelehrtenpolitikers, die vielen
anziehend scheinen konnte. Die Lauterkeit der Gesinnung und
Vaterlandsliebe, in den Dingen, die das Reich angehen, wird dem
Kanzler niemand bestreiten, sie sind schließlich aber wohl auch
selbstverständliche Voraussetzungen in allen öffentlichen
Stellungen. Die Fähigkeit, Fühlung und Beurteilung des
Volksempfindens in Reden zusammenzufassen, soll dem verflossenen
Kanzler nicht bestritten werden, aber die Wirkung dieser Reden war,
wie bereits gesagt, zur Einigung nicht geeignet. Daß er im übrigen
mit Rücksichtslosigkeit da vorging, wo es seiner Person galt, das
wissen diejenigen, die mit ihm im politischen Kampf gestanden
haben. Die Art, wie er versuchte, Bassermann von der Führerschaft
der Nationalliberalen Partei zu verdrängen, kann ihm nicht
vergessen werden, und der Zentralvorstand der Partei hat gegenüber
diesem Vorgehen mit der Ausnutzung amtlicher Telegramme und all
dem, was an Unerfreulichem dabei vorging, seiner Meinung deutlich
Ausdruck gegeben.

		Sein Verdienst aber, das ihm auch von seinen Gegnern nicht
bestritten werden soll, ist die Heranziehung der Arbeiterschaft zur
positiven Arbeit im Staat. Er hatte die Fähigkeit, hier auch
persönlich die Brücke von der früheren Vereinigung des
Staatsgedankens zur positiven Mitarbeit zu schlagen. Nur ist das
nicht allein auf ihn zurückzuführen. Die Augusttage 1914 sind hier
der große Wendepunkt in dem deutschen Volksempfinden. Die
Bereitwilligkeit, an Stelle der Negation die Arbeitsfreudigkeit zu
setzen, war damit bei allen Deutschen gegeben. Aber zugegeben muß
werden, daß er hier denjenigen Ton fand, den er anderen Ständen
gegenüber vermissen ließ, daß er hier der Staatsidee und seiner
Politik viele Hunderttausende von Anhängern aus Arbeiter- und
Angestelltenkreisen zu verschaffen wußte.

		Als der Hauptausschuß wieder zusammentrat, kam der Kanzler, um
die Krise zu beschwören. Es war zu spät. Er konnte das [bookmark: page72]nicht mehr
verhindern, was sich vorbereitete und in der Forderung nach der
Friedensresolution und nach Demokratisierung Ausdruck fand. Ich
habe die Einladung zur Adlon-Konferenz seinerzeit abgelehnt, aber
ich habe im Hauptausschuß des Reichstages dem Reichskanzler
gegenüber die Auffassung vertreten, daß seines Bleibens nicht mehr
sei. Ein Sekundant ist ihm kaum erschienen. Wenige Tage später hat
die Fraktion beschlossen, sich dahin auszusprechen, daß sie eine
Lösung der Krise nur darin sehen könne, wenn der Kanzlerwechsel
einträte. In demselben Sinne hat sich, gutem Vernehmen nach, die
Zentrumsfraktion entschieden. Die Stellung der Konservativen war
bekannt. Dem Kronprinzen dürften, als er die Frage nach dem
Kanzlerwechsel stellte, die meisten der geladenen Politiker
dasselbe gesagt haben. Inzwischen wußte Bethmann den Kaiser zu der
Ankündigung des gleichen Wahlrechts neben dem direkten und geheimen
Wahlrecht zu bewegen. Diese neue Konzession wurde in die Tage der
Krisis hineingeworfen, ohne daß sie an der Krisis selbst etwas zu
ändern vermochte. Die Tage der Kanzlerschaft Bethmanns waren
gezählt. Am 13. Juli ging seine Kanzlerschaft zu Ende. Eine Krisis
ohnegleichen im Parlament und im Volke begleiteten die letzten Tage
seiner Tätigkeit.

		Daß das deutsche Volk inmitten des Tosens des Weltkrieges diese
Fragen der inneren Neuordnung in den Vordergrund zu stellen
vermochte, das ist doch unbeschadet der Frage, wie man selbst zu
der Frage der inneren Neuorientierung steht, auch nur ein Zeichen
dessen, daß eine politische Leitung, die das Auge auf die großen
außenpolitischen Ziele zu richten vermochte, nicht da war. Wäre die
Reform des preußischen Wahlrechts sofort in einer jeden Zweifel
ausschließenden Form ausgesprochen worden, wäre das engere
Verhältnis zu Parlament und Volk ohne Unterschied der Parteien
hergestellt gewesen und hätten wir an der Spitze eine kraftvolle
Führung gehabt, die die Augen des Volkes weit geöffnet hätte für
die politische Zukunft Deutschlands, die seine Nerven gestählt
hätte für die Verteidigung des Heimatlandes, wie wären demgegenüber
die Sorgen im Innern kleinlich erschienen. Aber diese Führung
fehlte. Da die Gefahr bestand, daß die innere Einheit verloren
ging, mußte auch die nationalliberale Fraktion zu den Fragen der
inneren Neuorientierung Stellung nehmen. Man tut draußen im Lande
manchmal so, als wenn man diese Dinge ganz losgelöst nur von dem
Standpunkt der Fraktion aus ansehen könnte. Was ist denn die
Fraktion heute [bookmark: page73]gegenüber dem Ganzen? Wir haben uns mit der
Frage zu befassen, wie es draußen in der Welt aussehen würde, wenn
110 Stimmen gegen die Kreditvorlage abgegeben würden. Wir müssen
uns die Frage vorlegen, wie wird die deutsche Arbeiterschaft bei
der Stange halten und ihre Mitarbeit weitersichern. Wir mußten das
politische Ventil öffnen, damit die wirtschaftlichen Fragen nicht
soviel zur Herabminderung der Stimmung beitragen. Um die Reibungen
zwischen der Regierung und dem Parlament zu vermindern, haben wir
die Forderung des engeren Verhältnisses zwischen Regierung und
Parlament aufgestellt, aus diesem Grunde habe ich am 27. März d. J.
geraten, diese Fragen bald zu erledigen. Uns hat niemals das
parlamentarische System in Anlehnung an fremdländische Vorbilder
vorgeschwebt. Selbst ein »parlamentarisches System« in Deutschland
würde, wie kürzlich ein nationalliberaler Abgeordneter gesagt hat,
doch auch nur ein deutsches parlamentarisches System sein können.
Niemals würde beispielsweise das deutsche Volk verstehen und
dulden, daß ein Zivilist Kriegsminister wäre oder an der Spitze des
Reichsmarineamtes stände, niemals würde es verstehen, daß der
politische Führer, nur weil er in der Politik firm ist, einem
Ministerium vorstände, dessen Arbeiten ihm fern lägen oder denen er
als Persönlichkeit nicht gewachsen wäre.

		Aber die Empfindung war wach geworden, daß gerade in
kriegerischen Zeiten der glänzendste Ressortminister da versagen
kann, wo ein Mann mit politischem Instinkt stehen muß, daß die
Geschäfte des Reiches sich regelmäßiger vollziehen, wenn unter
gleichzeitiger Zugehörigkeit zu Parlament und Regierung
Vertrauensleute in der Regierung mitwirken. In der
Parlamentarisierung sah man das gewährleistet, was man bisher
vermißte. Gerade die Affäre Erzberger gab den Anstoß dazu, die
Frage erneut zu prüfen. Sagte man sich doch, daß in einem Lande, wo
diese Fühlung bestand, derartige Vorgänge wie im Hauptausschuß des
Reichstages unmöglich wären. Jetzt ist diese Parlamentarisierung
zugesagt, nicht mehr freiwillig durch die Krone hingegeben, sondern
halb erzwungen, jetzt ist das früher auf der Basis etwa des
sächsischen Landtagswahlrechtes zu habende preußische Wahlrecht in
das gleiche Wahlrecht umgeändert. Am 27. März habe ich dem
Reichskanzler im Reichstag zugerufen: » Wenn zwischen Staat und
Volksvertretung Spannungsmomente bestehen, dann tut man gut, wenn
man sich einmal zu großen politischen [bookmark: page74]Reformen bekennt, auch selbst kühn die
Initiative zu ergreifen. Je eher er das tut, um so eher ist auch
der preußische Ministerpräsident in der Lage, Bestrebungen, die
gegen das Staatsinteresse verstoßen, entgegenzutreten, als wenn er
derjenige ist, der sich der Initiative anderer gegenüber
sieht.« Der Warnungsruf wurde nicht gehört, die Gelegenheit
wurde versäumt.

		Versäumte Gelegenheiten! Denkt die konservative Partei manchmal
zurück an die Zeit der Blockpolitik des Fürsten Bülow? Man stürzte
ihn, weil er für eine Reform des preußischen Wahlrechts eintrat.
Man betörte die Landwirtschaft und stellte ihr vor Augen, daß sie
zugrunde gehe, wenn eine Erbschaftssteuer von 56 Millionen Mark
geschaffen würde. War Herr von Heydebrand damals ein Staatsmann,
als er das angestrebte Zusammengehen mit dem Liberalismus
kurzerhand zerbrach, einen Kanzler von den Fähigkeiten Bülows
beseitigte und die Wahlrechtsreform um acht Jahre hinausschob?
Hätten wir damals eine staatsmännische Leitung der konservativen
Partei gehabt, dann wären die Dinge anders gegangen. Wenn die
Konservativen die jetzige Entwicklung beklagen, dann sollen sie
denken an die Politik, die sie gegen Bülow trotz Warnung von
nationalliberaler Seite einst getrieben haben. Herr von Heydebrand
wird angesichts der Entwicklung der Dinge bekennen müssen:
mea culpa, mea maxima culpa!

		Es wäre falsch anzunehmen, daß die Sozialdemokratie in dieser
Kriegszeit die Frage des gleichen Wahlrechts provoziert in den
Vordergrund gestellt hätte. Man muß ihr zugestehen, daß ihr ihre
äußeren politischen Ideale näher standen als die innerpolitischen.
Sie konzentrierte sich auf die Friedenskundgebung, die, von
Erzberger angeregt, in den Scheidemannschen Bahnen wandelte. Diese
Stellungnahme des Zentrums widersprach vollkommen der bisherigen
Auffassung der Partei. Man braucht nur an die Erklärungen zu
erinnern, die Spahn wiederholt für die Zentrumspartei und für alle
bürgerlichen Parteien abgegeben hat. Als das Friedensangebot des
Kaisers abgelehnt wurde, sagte Spahn mit deutlicher Betonung, daß
nun auch die Grundlage dieses Friedensangebots nicht mehr gelten,
die Feinde nicht mehr erwarten könnten, den Frieden zu diesen
Bedingungen zu erhalten. Inzwischen hat sich die Lage des Deutschen
Reiches in [bookmark: page75]keiner Weise wirtschaftlich oder militärisch zum
Schlechten geändert. Die Anstürme an der Westfront sind
zusammengebrochen, gegen England haben wir, wie vorher gesagt, die
wirtschaftliche Offensive ergriffen, in Rußland treiben die Dinge
dem Chaos zu, in Frankreich und Italien ist tiefste
Niedergeschlagenheit über den Verlauf des Krieges. Wenn die
Patrioten im Lande klagen über einen gewissen Pessimismus im
Reichstag, so sollen sie sich erinnern, daß in Frankreich
wochenlang geheime Sitzungen abgehalten worden sind, daß nicht
weniger als 22 Anfragen über die mißglückte Sommeoffensive
eingebracht sind, daß man einen Wechsel in der obersten
Heeresleitung herbeigeführt hat, daß man die Mahnung aussprach,
französisches Blut in Zukunft zu schonen, und daß man der
französischen Regierung Worte gesagt hat, die einem
Verdammungsurteil gleichkommen. Wenn diese ganzen Dinge in der
deutschen Öffentlichkeit besser bekannt wären, dann hätte man
annehmen können, daß wir im Gegenteil jeden Grund zum Optimismus in
einen guten Ausgang des Krieges haben können.

		Andererseits soll nicht verkannt werden, daß die
Friedenssehnsucht eine gewaltige ist; nicht nur im deutschen Volke,
bei allen Völkern der Erde! Die ganzen Erwägungen in den
Parlamenten der Welt lassen sich schließlich auf einen Nenner
bringen: der Aufschrei der gequälten Menschheit gegen einen vierten
Kriegswinter. Die Zahl der Toten ist auch in Deutschland weit über
eine Million. Manche Familie, die zwei oder drei Söhne für das
Vaterland hingegeben hat, sieht heute den letzten, 18 jährigen Sohn
hinausziehen. Die Belastungsprobe der Völker ist auch nach dieser
Richtung auf das allerhöchste gestiegen. Verständlich ist, daß alle
den Frieden wollen, weniger verständlich aber, daß man glaubt, den
Frieden herbeiführen zu können, wenn man von ihm spricht und
bekannt gibt, daß man ihn herbeisehnt. Politisch ist die
Friedenshoffnung durch die russische Umwälzung und ihre
Friedensformel gestärkt worden. Ich habe es immer für falsch
gehalten, den Grafen Czernin anzugreifen, wenn er für Österreich
das Programm des annexionslosen Friedens akzeptierte. Ein Frieden
ohne Entschädigung bedeutet für Deutschland einen Verlust. Denn der
status quo ist kein Zustand wie
früher, sondern ein Zurückwerfen um mindestens 20 Jahre. Für
Österreich liegt die Sache anders. Für Österreich-Ungarn ist der
annexionslose Frieden ein Gewinn. Er verbürgt ihm die
Wiedergewinnung von Gebieten, die heute von Feinden besetzt sind.
Wenn dazu noch [bookmark: page76]eine polnische Königskrone winkt und wenn
Grenzregulierungen den Zusammenhang Österreich-Ungarns mit
Bulgarien sicherstellen und die Beherrschung des Lowtschen, die der
Beherrschung von Montenegro gleich kommt, den Frieden beschließt,
dann bedeutet dies alles für Österreich-Ungarn ein Gewinn. Es ist
infolgedessen falsch, dem Grafen Czernin, der pflichtgemäß
österreich-ungarische Politik zu treiben hat, vorzuwerfen, wenn er
dies akzeptiert und sich bemüht, vielleicht auch den starken
deutschen Bundesgenossen zur Abgabe einer gleichen Formel zu
veranlassen.

		Der Abgeordnete Erzberger ist vor einigen Monaten vom Kaiser von
Österreich empfangen worden. Seine guten Beziehungen zu Wiener
maßgebenden Politikern sind bekannt. Sein Vorstoß im deutschen
Reichstage ist vielleicht deshalb im wesentlichen beeinflußt durch
den Wunsch nach Herstellung eines gemeinsamen Programms der
Mittelmächte auf dem Wege einer Herbeiführung eines Friedens mit
Rußland, das an seine Verbündeten die Frage stellen soll, ob sie
gegenüber einer solchen Formel den Kampf weiter fortsetzen oder die
Friedensbereitschaft erklären wollen. Welche weiteren Einflüsse bei
der Stellung der Zentrumspartei mitgewirkt haben, kann noch niemand
sagen, die völlige Schwenkung des Zentrums ist zu seltsam, um
einfach erklärt zu werden. Hier werden vielleicht erst kommende
Zeiten das Licht bringen, das wir heute noch vermissen.

		Nur eines kann gesagt werden, die Darstellung, die von
konservativer Seite gegeben wird, als wenn Erzberger im Auftrage
von Bethmann Hollweg gehandelt hätte, um diesem die Möglichkeit zu
geben, sich zum Scheidemann-Frieden zu bekennen, dem er innerlich
immer nahe gestanden hätte, ist unrichtig. Erzberger hat im
Gegenteil keinen Zweifel darüber gelassen, daß er eine Lösung der
Krise auch nur im Rücktritt Bethmann Hollwegs sehe und hat das so
zweifelsfrei zum Ausdruck gebracht, daß nach dieser Richtung hin
Bedenken nicht ausgesprochen werden könnten.

		So viel über die Beweggründe der großen Aktion. Die
nationalliberale Fraktion hatte zu den Dingen Stellung zu nehmen
und hat sie gefunden in einer eigenen Erklärung, die sie abgab,
indem sie zugleich die Erzbergersche Friedensresolution einstimmig
ablehnte.

		Die Auffassung der nationalliberalen Fraktion über die
Kriegsziele war theoretisch nie eine einheitliche. Das ist bei uns
[bookmark: page77]als Partei
der Individualitäten nicht zu verwundern. Schon bei dem U-Bootkrieg
in der Zeit der Bassermannschen Führung trat eine Differenzierung
der Ansichten zutage. Damals stimmten 34 Mitglieder der Fraktion
für die Forderung des unbeschränkten U-Bootkrieges, während 10
Mitglieder sich hierzu nicht entschließen konnten. Inzwischen haben
die Dinge sich jedoch dahin entwickelt, daß diese Theorien heute
wenig Geltung mehr haben, vielleicht haben wir uns überhaupt die
Köpfe eingerannt wegen theoretischer Meinungen, während wir
praktisch gar nicht so weit auseinandergingen. Das ist das
Verleumderische in gewissen Polemiken, daß sie es so darstellen,
als gebe es in Deutschland Leute, die verlangten, daß das deutsche
Volk sich ausbluten sollte, bis wir Boulogne erobert hätten oder
vor dem Peipussee ständen. Es gibt nichts Dümmeres als derartige
Ausstreuungen. Wenn man im ersten Jahre des Krieges Denkschriften
und Bücher geschrieben hat über die wünschenswerten Sicherungen der
Grenzen Deutschlands, so müßte man solche Theorien natürlich
zunächst ohne Rücksicht auf die militärische Lage aufstellen. Wenn
wir neben Kurland Estland und Litauen besäßen und damit die
Herrschaft über die Ostsee in alten deutschen Landen in den Händen
hätten, wenn unsere Fahnen über Calais wehen würden und wir damit
ein deutsches Gibraltar am Atlantischen Ozean errichten könnten,
wer könnte uns veranlassen, dies aufzugeben, wenn wir uns
militärisch dort halten können? Aber so liegen ja die Dinge nicht.
In dem Augenblick, wo die Friedensverhandlungen beginnen, ist die
Kriegskarte die Grundlage der Verhandlungen. Kein vernünftiger
Mensch wird die Grenze des Peipussees verlangen, wenn wir vor Riga
stehen. Aber wir haben alle den Wunsch, daß wir bei einem Frieden
für Deutschland an Sicherungen herausholen, was herauszuholen ist
im Westen und im Osten und auch herausholen für unsere
Kolonialmacht und unsere Seegeltung, was wir erhalten können. Wenn
wir eine Reichsleitung hätten, zu der das deutsche Volk das
Vertrauen besessen hätte, welches zu der Heeresleitung bestand,
dann würde über das Maß dieser Sicherung kein Mensch
leidenschaftlich diskutieren. Das Mißtrauen in die Zielfragen der
Reichsleitung hat erst zu den Kämpfen geführt, die auch innerhalb
unserer Partei ausgesuchten werden. Mißverständliche Schlagworte
haben dabei mitgespielt.

		Wir haben in der Nationalliberalen Partei nicht grundsätzliche
Annexionisten oder Nichtannexionisten. Wenn wir einen [bookmark: page78]Diktierfrieden
schließen könnten, dann wäre niemand unter uns, der sich in der
Partei entgegenstemmen würde, wenn wir fremdes Gebiet uns aneignen,
weil das der Verständigung der Völker widerstreben würde. Wir waren
uns andererseits darüber einig, daß wir es gegenwärtig ablehnen
mußten, den Krieg weiterzuführen, um weitere Eroberungen zu machen.
Wir sind darüber einig, uns mit unseren Feinden auf die
Friedensbank zu setzen unter Berücksichtigung der gegenwärtigen
militärischen Lage und der Faustpfänder, die wir in unseren Händen
haben. Daß ein so gewaltiger Koalitionskrieg des Erdballes nicht
ausgehen kann, ohne einen Ausgleich der Interessen – nicht nur
zwischen den Feinden, sondern selbst zwischen den Verbündeten! –
ist klar. Daß wir eine dauernde Versöhnung der Völker
anstreben, ist nicht minder klar. Wir zählen doch zu den
Völkern, die heute mit uns im Kampfe stehen, nicht nur Engländer
und Franzosen, sondern auch Chinesen und Südamerikaner, die wir
sicherlich nicht im Haß gegen Deutschland erhalten wollen, der
durch englische Propaganda hervorgerufen worden ist.

		Auf der Grundlage solcher Erwägungen hat sich die Fraktion auf
folgende Erklärung geeinigt:

		 

		Wir haben uns einmütig entschlossen, die
vorliegende Entschließung abzulehnen. Einen förmlichen Beschluß des
Reichstags herbeizuführen, können wir nicht für richtig halten, da
jeder Entschluß von den Feinden ebenso absichtlich mißverstanden
und entstellt wird, wie dies mit dem Friedensangebot vom Dezember
1916 geschehen ist. In der Sache selbst erklären wir folgendes:
Nach drei schweren Kriegsjahren steht das deutsche Volk mit seinen
Verbündeten in ungebrochener Kraft einer Welt von Feinden
gegenüber. Unauslöschlich ist der Dank für die militärischen und
wirtschaftlichen Leistungen unseres Volkes und seiner Verbündeten,
unerschütterlich ist das Vertrauen in unsere Stärke und Ausdauer,
fester als je ist die Überzeugung von unserer Unüberwindlichkeit.
Unsere Heere stehen nach wie vor in Feindesland. An ihrer
Tapferkeit zerschellt jeder Ansturm. Größer als das Deutsche Reich
sind die von ihm besetzten Gebiete. Die Leistungen unserer U-Boote
haben alle in sie gesetzten Erwartungen nicht nur erfüllt, sondern
weit übertroffen. Die Zahl der U-Boote wächst stetig und mit ihr
der Verlust unserer Feinde an Schiffsraum bis zu einem Grade, den
sie auf die Dauer nicht ertragen [bookmark: page79]können. Mit voller Zuversicht sehen wir
der Zukunft entgegen. Aber auch heute noch bekennen wir uns zu dem
Satze der Thronrede vom 4. August 1914, daß uns nicht
Eroberungslust treibt. Wir sind damit einverstanden, daß auf dieser
Grundlage mit unseren Feinden, sobald sie dazu bereit sind, über
den Abschluß eines Friedens verhandelt wird, der dem deutschen
Volke und seinen Verbündeten Dasein und volle Entwicklungsfreiheit
gewährleistet und durch einen Ausgleich der Interessen eine
dauernde Versöhnung der Völker ermöglicht. Lehnen die Feinde das
ab, dann fällt die Verantwortung für die Fortdauer des Krieges auf
ihr Haupt.

		 

		In dieser Erklärung kommt klar zum Ausdruck, daß unsere
militärische Lage eine glänzende ist, daß wir gewaltige
Faustpfänder besitzen. Diese Erklärung tritt der falschen
Berechnung des U-Bootkrieges entgegen und weist darauf hin, daß er
die in ihn gesetzten Erwartungen nicht nur erfüllt, sondern
übertroffen hat. Sie vereinigt sich andererseits mit der Mehrheit
des Reichstags darin, daß nicht beabsichtigt ist, deshalb den Krieg
weiterzuführen, um neue Eroberungen zu machen. Es mag viele Freunde
im Lande geben, die eine andere Form der Erklärung unserer Fraktion
gewünscht hätten, eine Sprache vom deutschen Sieg, ein energisches
Zukunftsprogramm. Die so sprechen, mögen bedenken, daß die
Regierung durch den Mund des Reichskanzlers zum Ausdruck bringen
ließ, daß sie ihre Ziele im Rahmen der vorgelegten
Mehrheitsresolution zu erreichen gedenkt und daß diese Erklärung im
Einverständnis mit der Obersten Heeresleitung abgegeben wurde. Die
Männer der Obersten Heeresleitung bürgen dafür, daß sie mit der
ganzen Stärke ihrer Persönlichkeit dafür eintreten werden, daß
Deutschland die Sicherungen erhält, deren es für seine Zukunft
bedarf. Der neue Kanzler, der sich von niemand die Führung aus der
Hand nehmen lassen will, steht auf demselben Standpunkt. Ob man
dann einen solchen Frieden, der uns die nötige Sicherung gibt,
Verständigungsfrieden, Siegesfrieden oder deutschen Frieden nennt,
tritt demgegenüber zurück.

		Man könnte einwenden, daß diese Auffassung logisch dazu führt,
sich der Resolution Erzberger-Scheidemann anzuschließen. Man könnte
sagen, daß ein Widerspruch darin liegt, von einem Ausgleich der
Interessen zu sprechen, aber die Erzbergersche Formel ablehnen.
Eine solche Auffassung übersieht die scharfe sachliche
Verschiedenheit der nationalliberalen Entschließung und die
Verschiedenheit [bookmark: page80]der taktischen Auffassung. Man kann der
Anschauung sein, daß man zum Frieden bereit ist, aber es ist ganz
etwas anderes, ob man diese Anschauung hegt oder ob man sie in Form
eines formellen Reichstagsbeschlusses wiederholt zum Ausdruck
bringt. Als Reichstagsbeschluß nach außen kann die Erklärung nicht
anders ausgelegt werden, als ein Friedensangebot des deutschen
Volkes, das dem Friedensangebot des Monarchen folgt. Wir wissen,
daß das Friedensangebot des Kaisers und seiner Verbündeten mit Hohn
zurückgewiesen worden ist. Die Hand zum Frieden griff ins Leere.
Wenn jetzt von uns in die Welt hinausgerufen wird, daß wir Frieden
schließen wollen, dann muß das schwächend wirken. Daran
mitzuwirken, lag für die Nationalliberale Fraktion keine
Veranlassung vor. Es mußte ferner in der vorangegangenen
Entschließung darauf verwiesen werden, daß wir in die
Friedensverhandlungen nur eintreten auf Grund der Faustpfänder, die
uns das deutsche Schwert geschaffen hat. Sie mußte ferner einen
scharfen Strich ziehen zwischen unserm Wunsch, den Krieg nicht um
weiterer Eroberungen wegen fortzusetzen und jener von dem Garanten
Scheidemann mit eingebrachten Erklärung, die den Gedanken eines
Verzichtfriedens aufkommen ließ, dem wir entschieden widerstreben.
Mochte der Kanzler aus einer Zwangslage heraus sich mit der
Erzberger-Scheidemannschen Formel abfinden müssen, für die
nationalliberale Fraktion bestand dieser Zwang nicht. Sie sah den
Übermut der Ententepolitiker voraus, der uns heute schon aus den
Worten eines Carson entgegenklingt. Deshalb faßte die Fraktion ihre
eigenen Anschauungen in eine eigene Erklärung zusammen, lehnte aber
die Formel der Mehrheit ebensowenig ab.

		Unsere Parteifreunde im Lande sind durch die Vorgänge während
der Krisis sehr beunruhigt worden. Nie mehr als in den letzten
Wochen haben wir bedauert, daß uns in der Reichshauptstadt keine
große Presse zur Verfügung stand. Die törichtesten Gerüchte wurden
von der Presse, die im Dienste anderer Parteien arbeitete,
veröffentlicht und wurden geglaubt. Aber die Parteifreunde im Lande
können darüber beruhigt sein, die Partei und die Fraktion sieht den
Weg vor sich, den sie gehen muß, und von dem sie niemals abweichen
wird: Den Weg zu deutscher Macht nach außen und zur Freiheit nach
innen. An diesem Standpunkt hat auch die Krisis nichts geändert,
die weder durch die nationalliberale Partei noch – letzten Endes –
durch andere Parteien herbeigeführt wurde, sondern durch das
Versagen von Persönlichkeiten, [bookmark: page81]durch das Versagen eines Systems, das den großen
Leistungen des deutschen Volkes nicht gerecht wurde.

		Unerfreulich und unerquicklich waren diese letzten Wochen. Wie
in einer schwülen stickigen Luft atmeten wir im Parlament und
unsere Freunde draußen. Täuscht nicht alles, dann haben wir diese
Wochen bald überwunden. Wir sehen neuen Tagen und neuen Zeiten
entgegen. Die Zukunftssorgen um das Deutsche Reich werden bleiben.
Das aber kann keinem das Recht geben, daran zu zweifeln, daß der
Krieg mit seinen gewaltigen Leistungen von Heer und Volk nicht
enden kann mit einem deutschen Verzicht, sondern nur enden wird mit
einem den deutschen Sieg ausnutzenden Frieden, der uns nicht nur
Dasein und frühere Größe sicherstellt, sondern unsere politische
und wirtschaftliche Zukunft gewährleistet. Es wird so werden, wie
es das prächtige Hindenburgwort formte:

		»Schwer ist die Zeit, aber sicher der Sieg.«

		[bookmark: page82]

	
		
		Zu Bassermanns Gedächtnis

		Was Bassermann innerhalb des Rahmens seiner
politischen Betätigung der deutschen Politik und dem deutschen
Volke gewesen ist, das haben in Hunderten von Nachrufen Freunde und
Gegner gewürdigt. Ich will an dieser Stelle von dem sprechen, was
Bassermann der Partei war und ein anderes Mal von dem Menschen
Bassermann, den die Außenwelt mit ganz anderen Augen ansah als
diejenigen, die das Glück hatten, ihm in jahrelanger Freundschaft
näher treten zu können.

		Es lag nahe, Bassermann mit Bennigsen zu vergleichen, und oft
ist es – zu seinem Nachteil geschehen. Gewöhnte man sich doch
daran, die ganze Nationalliberale Partei so anzusehen, als wäre sie
nichts anderes als ein politisches Epigonengeschlecht, schlechte
Sachwalter eines großen Erbes aus stolzer Vergangenheit. Man wies
darauf hin, daß die Partei der Reichsgründung einst die stärkste
Partei im Reichstag und im Preußischen Landtag gewesen sei,
verglich die Zahl ihrer Mandate aus der damaligen Zeit mit der Zahl
der heute erreichten und wollte daraus auf einen Niedergang
schließen, von dem es leicht war, auch zu einer schiefen
Beurteilung von Personen und Führern zu gelangen. Dabei übersah
man, daß der Niederbruch der Partei, ihr Zerfall nach drei Seiten
nicht in der Zeit des Epigonentums, sondern in der Zeit Rudolf von
Bennigsens geschehen war. Wie oft hat Bassermann im Kreise der
Parteifreunde mahnend an diejenige Zeit erinnert, wo auf der einen
Seite die Rechtsstehenden – Völck-Schauß –, auf der anderen Seite
die Sezessionisten wie Stauffenberg, Lasker, Forckenbeck, Rickert
sich von uns loslösten. Man lese einmal bei Oncken nach, in welcher
Sorge damals die nationalliberalen Freunde im Lande nach der
Führerschaft riefen, um den Weg in dem zollpolitischen Wirrwarr zu
finden und wie sehr der damalige politische Quietismus Bennigsens
damals zum Verhängnis der nationalliberalen Sache geworden ist, die
niemals [bookmark: page83]auf
diesen Tiefstand gekommen wäre, wenn ihre Führer so lebendig für
ihre Politik der zollpolitischen Mittellinie gekämpft hätten, wie
es die Sezessionisten ihrerseits, wie es in späteren Zeiten
Bassermann getan hat. Der Zusammenbruch der nationalliberalen Sache
infolge der völligen Hilflosigkeit, sich in den großen Fragen der
Wirtschaftspolitik zurechtzufinden, der war längst da, ehe
Bassermann in die politische Ära als Führer eintrat.

		Will man Bassermanns Wirken innerhalb der Partei zeitlich
umgrenzen und die Größenmaße der Partei bei seinem Eintritt und
seinem Ausscheiden vergleichen, dann müßte man die Mandatszahl des
Jahres 1893 mit derjenigen des Jahres 1912 und ebenso die
Stimmenzahl von 1893 mit derjenigen von 1912 vergleichen. Tut man
das, so ergibt sich zunächst das eine, daß die Fraktion in den
Mandatsziffern den Stand behauptet hat, den sie nach der Spaltung
der Partei im Deutschen Reichstag einnahm, daß sie an Anhängerzahl
im Lande aber nicht nur absolut, sondern auch relativ seit jener
Zeit bedeutend gewachsen ist, daß sie an dritter Stelle innerhalb
der deutschen Parteien nach Sozialdemokratie und Zentrum steht und
daß sie auch an dritter Stelle der Mandatenziffer stehen würde,
wenn die Mandate im Reiche nach einem vernünftigen
Verhältniswahlsystem verteilt würden.

		So darf man also zunächst nicht die Höchstentfaltung
nationalliberaler Entwicklung mit der heutigen Lage vergleichen.
Bassermann hat in schweren Zeiten der Partei den Einfluß, den er
vorfand, erhalten und ihre Höhe bewahrt, das ist das erste, was
anzuerkennen wir ihm dankbar schulden. Diese Anerkennung ist eine
große. Selbst wenn wir die heutige Zahl nationalliberaler
Reichstagsmandate mit derjenigen aus den 70er Jahren verglichen,
dann müßten wir uns sagen, daß es aller Ehren wert ist, die Partei
durch alle Stürme der politischen Entwicklung so hindurchgerettet
zu haben. Wahrlich, in einer Zeit, in der die
wirtschaftspolitischen Kämpfe noch nicht zur Zerrissenheit zwischen
Landwirtschaft und Stadt auf der einen Seite, noch nicht zur
sozialen Verhetzung zwischen Arbeitgeber und Arbeiter auf der
anderen Seite geführt hatten, in der der Zusammenschluß unserer
katholischen Mitbürger zu einer politischen Zentralisierung nicht
erfolgt war, in der die wirtschaftlichen und sozialen Sorgen des
Alltags weit zurücktraten hinter der Erinnerung an die gewaltige
Zeit der Reichsgründung, die alles überstrahlte, da war es leichter
für die nationalliberale Partei, 176 Mandate zu erringen, als heute
im Kampfe gegen die damals kaum vorhandenen politischen [bookmark: page84]Mächte der
Sozialdemokratie, des Zentrums und der Agrardemagogie auch nur den
schwachen dritten Teil davon zu bewahren!

		Aber der Einfluß der Nationalliberalen Partei ist nicht
lediglich zu werten nach der Zahl ihrer Mandate. Ihre große
Bedeutung hat sie erlangt als Partei des intellektuellen
Bürgertums, als Partei von Bildung und Besitz im guten Sinne des
Wortes. Mochte sie noch so schwach zahlenmäßig sein: kein
Reichskanzler und kein Ministerium im Reiche und in Preußen fühlte
sich wohl dabei, ohne die Nationalliberalen oder gegen die
Nationalliberalen zu regieren. Wie hat sich Herr von Bethmann
Hollweg bemüht, das Odium des schwarz-blauen Blocks dadurch von
sich zu weisen, daß er die Nationalliberalen einlud, das Schiff
dieser Mehrheit mit zu besteigen. Wie sehr bedauert man in den
Kreisen der heutigen Reichstagsmehrheit, daß die Nationalliberale
Fraktion sich nicht dazu hergab, die Friedensresolution zu
unterstützen! Die Mitwirkung der Nationalliberalen Partei war stets
die erstrebte Deckung gegenüber der deutschen Öffentlichkeit.
Letzten Endes war deshalb der Nationalliberalen Fraktion
beschieden, bei allen großen Gesetzen im Reiche bestimmend
mitzuwirken, sie mit zu beeinflussen. Darin lag die große
Bedeutung, die ein Führer der Nationalliberalen Fraktion und Partei
auszuüben in der Lage war.

		Dazu war vor allen Dingen eines nötig: die Einigkeit der Partei.
Hier setzt Bassermanns großes Parteiverdienst ein. Gewiß litt die
Einigkeit äußerlich. Bei den Kämpfen um die Reichsfinanzreform
haben wir Mitglieder aus der Fraktion ausscheiden sehen, die sich
großen Ansehens in manchen Parteikreisen erfreuten und haben
anderen die Tore der Fraktion verschlossen, die die Ansichten der
Ausgeschiedenen teilten. Der Kampf um Bassermanns Person hat
jahrelang in der Partei hin und hergewogt. Manche, die heute
erkannt haben, was er der Partei gewesen ist, erinnern sich ungern
des Widerspruchs, den sie gegen seine Wahl zum Vorsitzenden der
Partei einst erhoben haben. Ich bin nicht Optimist genug, um zu
glauben, daß der Partei derartige Kämpfe in Zukunft erspart bleiben
werden. Nein, sie werden kommen, so heftig wie einst, sobald neue
Fragen an die Tore der Politik pochen und die Partei zu ihnen
Stellung nehmen muß. Aber mehr und mehr wurde doch das eine klar,
daß der Name Bassermann eine einigende Kraft besaß. Auch seine
erbittertsten Feinde zweifelten nicht an der Lauterkeit seiner
Gesinnung, zweifelten nicht an seiner selbstlosen Hingabe für die
Partei. Mochten die Wellen [bookmark: page85]noch so stürmisch aufbrausen, man wußte letzten
Endes, daß das Parteischiff den Kurs steuern würde, den Bassermann
für den richtigen hielt. Das monarchische Prinzip, von der Partei
im Staatsleben betont, setzte sich gewissermaßen auch in der Partei
in der Gefolgschaft gegenüber dem Führer durch. Es war der Geist,
der sich den Körper baute und der durch alle Widrigkeiten hindurch
uns in seinem Namen und in seiner Person die Einheit der Partei
verbürgte.

		Eine solche Wirkung der Persönlichkeit wäre aber nicht möglich
gewesen ohne die Qualifizierung zum Parteiführer, die in Bassermann
lag, und die in der richtigen Beurteilung politischer
Notwendigkeiten ihren Ausdruck fand. Es würde weit den Rahmen
dieser Zeilen überschreiten, hier von Bassermanns Lebenswerk
innerhalb der Partei zu sprechen. Nur drei große Gesichtspunkte
seines politischen Wirkens will ich hervorheben, die mir
richtunggebietend auch für die Zukunft der Partei zu sein
scheinen.

		Das ist einmal seine Stellung zur deutschen
Wirtschaftspolitik. Der Tiefstand der Nationalliberalen
Fraktion war mit der Spaltung nach rechts und links leider noch gar
nicht überwunden. Das kleine Häuflein, das da verblieb, das hatte,
trotzdem es die Extreme rechts und links abgestoßen hatte, noch
nicht einmal in sich eine einheitliche Auffassung zu den großen
Wirtschaftsfragen der Nation gefunden. Sobald eine Zollfrage, ein
Handelsvertrag an den Reichstag kam, dann hob sich der linke und
der rechte Flügel in der Fraktion beinahe auf, und Eugen Richter
spottete nicht mit Unrecht: »Wenn die Nationalliberale Fraktion bei
derartigen Fragen gar nicht im Hause wäre, so würde sich an der
Stellung des Reichstages auch nichts ändern.« Der Grundsatz, daß
die Partei in wirtschaftlichen Fragen ihren Mitgliedern völlige
Freiheit ließe, mußte ja zur Auflösung der Partei führen, je mehr
diese wirtschaftlichen Fragen in den Vordergrund traten.
Bassermanns großes Verdienst ist es, der Partei ein
wirtschaftspolitisches Programm gegeben und sie einheitlich auf der
Grundlage dieses Programms geführt zu haben. Die Durchführung
des letzten Zolltarifs ist im wesentlichen Bassermanns Werk. Es
gehörte viel Mut für den nationalliberalen Führer dazu, diesen Weg
zu gehen. Hochauf loderte die Empörung über die Stellung der Partei
damals auch in den Kreisen ihrer eigenen Anhänger. Bassermann
selbst hat mir oft erzählt, [bookmark: page86]wie peinlich es ihm gewesen wäre, wenn bei jeder
Rede, die er hierzu hielt, die Gegner ihm die »National-Zeitung«
vorgehalten hätten, die in ihren Leitartikeln die nationalliberale
Politik aufs schärfste bekämpfte. Was die demokratische Presse an
Gehässigkeit gegen die nationalliberale Politik vorzubringen hat,
das haben wir auch in der Gegenwart oft bitter empfunden. Bitter
vor allem deshalb, weil manche unserer Anhänger ihre politische
Meinung aus diesen trüben Quellen beziehen. Damals galt es,
gegenüber dem Sturm der öffentlichen Meinung durchzuhalten, sich
nichts abringen zu lassen von dem einmal gefaßten Entschluß. Das
hat Bassermann getan. Mit Ausnahme eines einzigen Mitgliedes
stimmte die Fraktion geschlossen für den Zolltarif, der die
Grundlage unserer heutigen Wirtschaftspolitik bildet. Was Fürst
Bülow, der von vielen Leuten mit Unrecht als oberflächlicher
Beurteiler dieser Dinge angesehen wird, damals sagte, daß für die
deutsche Wirtschaftspolitik zwei Leuchttürme gegeben seien: die
Erhaltung der deutschen Landwirtschaft und die Erhaltung des
deutschen Welthandels, das war auch für Bassermann die gegebene
Richtung seiner Politik. Es war unwahr, daß eine Stärkung der
deutschen Landwirtschaft mit der Vernichtung des deutschen
Welthandels identisch wäre. Die deutsche Landwirtschaft ist
gekräftigt aus dieser Periode der Zollpolitik hervorgegangen, und
der deutsche Handel hat eine Entwicklung genommen, die nicht
zuletzt Grundlage zu dem Neid und Haß der Außenwelt gewesen ist.
Wenn wir in diesem Weltkriege wirtschaftlich durchhalten, dann hat
Bassermanns Führung und die dadurch bewirkte Annahme des Zolltarifs
daran ihren vollen Anteil. Die Partei aber dankt ihm, daß sie in
der von ihm gefundenen mittleren Linie des Zollschutzes die frühere
Periode der politischen Anarchie in wirtschaftspolitischen Fragen
überwunden und auch für die Zukunft feste Richtlinien für ihr
wirtschaftspolitisches Bekenntnis erhalten hat.

		Bassermann war aber gleichzeitig ein Führer der deutschen
Sozialpolitik. Sein erstes Auftreten in der Partei ist
gekennzeichnet durch den Einspruch gegen den Ruf nach einem
Ausnahmegesetz gegenüber den gewerkschaftlichen Organisationen.
Eine große Reihe von Anträgen, die inzwischen verwirklicht worden
sind für Arbeiter, namentlich für Angestellte, gehen auf seine
Initiative zurück. Niemals hat er sich von diesem Wege abbringen
lassen. Als ich ihn einmal fragte, welches für ihn wohl der
erhebendste Moment in seinem politischen Wirken gewesen sei, [bookmark: page87]da sagte er mir, das
wäre die Stunde gewesen, in der bei seiner Aufstellung in
Saarbrücken ein Vertreter der Arbeiter nach dem anderen die
Zustimmung zu seiner Kandidatur damit begründet hätte, daß man in
der Arbeiterschaft zu ihm Vertrauen habe. Er gehörte einer großen
Reihe industrieller Unternehmungen an und wirkte in ihnen mit, saß
neben Emil Kirdorf und Großindustriellen seiner Richtung in
Aufsichtsräten. Aber er hat sich stets den Blick offen gehalten, um
sich von ungerechtfertigten scharfmacherischen Ideen nicht
beeinflussen zu lassen. Dasselbe soziale Empfinden bewahrte er in
den Fragen der Steuerpolitik: Deshalb der Bruch bei den Kämpfen um
die Reichsfinanzreform, deshalb die freudige Zustimmung zu dem
ersten Milliardenwehrbeitrag anläßlich der Militärvorlage. Will
irgend jemand heute bezweifeln, daß die Partei hiermit den
richtigen Weg gegangen ist? Hätten wir wohl das Bekenntnis der
Arbeiterschaft zum Staate so restlos erhalten, wenn wir den Weg der
Ausnahmegesetzgebung gegenüber den Arbeiterorganisationen gegangen
wären? War etwa Herr von Heydebrand bei den Kämpfen der
Reichsfinanzreform ein Staatsmann, wenn er wegen einer
Erbschaftssteuer im Gesamtbetrage von 56 Millionen Mark damals die
Bülowsche Blockpolitik preisgab? Für jeden berechtigten Schutz der
deutschen Landwirtschaft und Industrie einzutreten, aber dabei
gleichzeitig die modernen Anforderungen fortschreitender
Sozialpolitik zu erfüllen, modernen Problemen, auch bezw. den
Anforderungen der Frauenbewegung sich nicht zu verschließen –
dieser Grundsatz Bassermannscher Politik hat sich bewährt, hat
seine Bewährung erfahren durch diesen Weltkrieg. Er wird und muß
auch unser Leitstern bleiben für unsere Zukunft.

		Das Letzte und Größte: Bassermanns unbeirrbares Eintreten für
die großen Daseinsfragen des Vaterlandes. Hier steht vor allem sein
Eintreten für die letzte Militärvorlage im Vordergrund. Nicht das
Eintreten für die Vorlage, nachdem sie eingebracht war, sondern der
Kampf darum, daß sie eingebracht wurde. Kommandierende Generäle und
Parteiführer haben einem zaudernden Kriegsminister diese Vorlage
abgerungen. Wieder sehe ich deutlich jene Mitternachtsstunde vor
mir, wo Bassermann auf dem großen Platze vor dem Kaiserhof mit mir
auf- und abgehend seine tiefsten Sorgen aussprach über die künftige
Gestaltung unserer Wehrmacht, wenn nicht etwas Durchgreifendes für
unser Landheer geschähe. Gegenüber dem Gedanken »Weltpolitik und
kein Krieg« lachte er ingrimmig über diejenigen Illusionisten, die
da [bookmark: page88]meinten, daß
man an der Themse ruhig zusehen werde, wie Deutschland größer und
stärker würde, ohne eine Koalition zu schmieden, die dieses
Deutschland zu gegebener Stunde zu zerschmettern gedächte, sprach
er davon, daß die Gefahr einer allmählichen Überlegenheit der
französischen Artillerie über die deutsche gegeben sei, daß
unverantwortlich gehandelt würde, wenn nicht alles geschähe, um
unbeschadet neuer Steuern und Lasten die deutsche Militärmacht auf
das Höchstmaß der Vollendung zu bringen. Von Ort zu Ort ist er
damals in Deutschland gezogen, hat überall gepredigt, daß wir eines
größeren Meeres bedürften, bis die Voraussetzungen mit gegeben
waren für die größte Militärvorlage Deutschlands, die dann glatt
über die politische Bühne ging, finanziell sichergestellt wurde und
diejenigen Lügen strafte, die ihre eigene politische Schwäche in
entscheidenden Momenten damit zu verbergen suchten, daß sie das
deutsche Volk der Schwachheit zeihen, die nur in ihren eigenen
entschlußlosen Seelen zu finden war.

		Aufs engste verbunden mit diesem Eintreten für die deutsche
Macht zur Verteidigung von Heimat und Herd stand dann Bassermanns
unbeirrbares Eintreten für das Ziel eines größeren Deutschlands
nach diesem Kriege. Selbstverständlich war auch für ihn die
Voraussetzung für die Erlangung dieses Zieles die militärische
Lage, die Möglichkeit der Durchsetzung. Törichte Demagogie stellt
es so dar, als wenn eine Handvoll von Utopisten es sich vorgenommen
hätte, Welten zu erobern, ohne sich darüber Rechenschaft zu geben,
ob die Voraussetzungen dafür in der Kriegslage gegeben seien. Nicht
darum geht der große Gegensatz der Meinungen. Aber zwischen denen,
die wie Gothein, selbst in den ersten Augustwochen nach dem
wundervollen Siegeslaufe durch Frankreich schon ängstlich in die
Welt hinausschrien, daß Deutschland auch im Falle des größten
Sieges niemals ein Stück Boden von Frankreich fordern würde, und
zwischen denen, die wie Bassermann in der Stärke und Macht
Deutschlands die beste Friedenssicherung für die Zukunft sahen und
die in Erinnerung an alte große Volkszusammenhänge in diesem Kriege
den letzten weltgeschichtlichen Moment sahen, wo die Deutsch-Vlamen
und Deutsch-Balten in organischen Zusammenhang mit ihrem
Mutterlande gebracht werden könnten, da gähnte allerdings eine
tiefe Kluft der Anschauungen und Empfindungen, die nicht zu
überbrücken war.

		Als der Weltkrieg ausbrach und die Bewährung der Bassermannschen
Politik sich in diesen großen Grundfragen zeigte, als man erkannte,
wie seine Wirtschaftspolitik, seine Sozialpolitik, [bookmark: page89]sein Eintreten für die
Rüstung Deutschlands von der Geschichte bestätigt wurden, da
empfand auch die Partei erst, was sie an Bassermann besaß. Da wurde
jener Parteitag möglich, den die Rheinprovinz mit Westfalen
gemeinsam abhielt und der für Bassermann eine der tiefsten
Genugtuungen war, auch einer der schönsten Augenblicke in der
Partei, wo rechts und links sich vereinigten unter dem großen
Gesichtspunkt der nationalen Fragen.

		Die Gegensätze haben auch während des Krieges nicht geschwiegen.
Nicht alle machten sich seine Forderung nach dem unabhängigen
U-Bootkrieg in der Fraktion und in der Partei zu eigen. Nicht alle
sahen mit ihm in dem Kampf gegen Bethmann den Kampf um die
Sicherung deutscher Zukunft, und andere wieder wichen von ihm ab in
der Frage, ob man nach dreijährigem Weltkriege, mit diesem
unerhörten Kampf auch hinter der Front mit der Inangriffnahme
politischer Reformen warten müsse bis nach dem Kriege oder einer
schrankenlosen Demagogie vorbeuge, wenn man diese Fragen jetzt in
Angriff nähme. Sie alle aber bangten, als sie hörten, daß
Bassermanns Körper des Kampfes müde werde. Es liegt eine tiefe
Tragik in dem Telegramm Bassermanns zum fünfzigjährigen Bestehen
der Partei, in dem er ausspricht, daß sein Herz, das fünfzig Jahre
hindurch für die Partei geschlagen habe, ihm nun den Dienst
versage, wo es sich darum handele, mit den Freunden zusammen zu
sein, um diesen Tag zu begehen. Wenn Kriegsjahre doppelt zählen,
dann ist er sehr alt geworden, denn auch die Jahre im Parlament
sind Kriegsjahre für einen politischen Führer. Bis in die letzten
Tage hinein galt sein Interesse dem Vaterland und der Partei. Als
Erzbergers Vorstoß zu dem Wirrwarr der öffentlichen Meinung führte,
erhielt ich von ihm wenige Tage vor seinem Tode noch sein letztes
Telegramm, worin er um Mitteilung darüber bat, was im Reichstag
vorginge. Den Rücktritt Bethmanns, den er nicht aus persönlicher
Antipathie, sondern aus rein sachlichen Erwägungen heraus für
notwendig hielt, konnte ich ihm noch mitteilen. Dann kamen die
letzten Tage, wo sein Interesse an den Außendingen mehr und mehr
erlosch, bis er hinüberschlummerte in das Land, aus dessen Bezirken
noch kein Wanderer zurückgekehrt ist. Viele haben um ihn getrauert.
Viele haben ihm den letzten Gruß über das Grab hinaus zugerufen;
keiner aber hat mehr verloren als die Partei, der er Führer war in
fünfundzwanzigjährigem Kampfe, und von der er in dem Augenblick
geht, in dem wuchtige neue Probleme an das Tor pochen, Stellung
erheischend, alte Gegensätze [bookmark: page90]auferstehen und in der uns ein Mann fehlt,
der wie er durch eine so langjährige Tätigkeit und durch so große
Erfolge ausgezeichnet, die Einheit der Partei verbürgte. So aber
wie eine schöne Sage von dem Feldherrn spricht, der noch nach dem
Tode sein Heer zum Siege führt, so wollen wir hoffen, daß das
Gedächtnis an Bassermann und der Aufblick zu ihm uns Leitstern sei
für die Fragen der Zukunft und uns das große Erbe erhalte, das er
treu sorgend und mit dem ihm anvertrauten Pfunde wuchernd uns
überliefert hat und das zu bewahren unsere heilige Pflicht ist.

		In seiner Gedächtnisrede am Grabe Bassermanns wies Stadtpfarrer
Dr. Hoff auf den tiefen Eindruck hin, den Bassermanns erste
politische Rede in Mannheim ausgelöst hatte. Es war ein Protest
gegen die Verweigerung des angeforderten neuen Hilfsarbeiters für
Bismarcks Reichskanzlei. Die Bewegung, die damals durch die
nationalen Kreise Deutschlands ging, entstammte dem stürmischen
Widerspruch gegen die philisterhafte Kleinlichkeit der Auffassung,
die sich selbst in dem großen Deutschland nach 1870 so vielfach
geltend gemacht hat. Der Feind dieser philisterhaften Auffassung
ist Bassermann Zeit seines Lebens gewesen. Niemals hatte er
Verständnis für diejenige politische Opposition, die sich einen
Ruhmeskranz daraus glaubte winden zu können, bei einer großen
Militärvorlage einige Regimenter abzustreichen, die Schiffsbauten
zu verlangsamen, den Kolonien einen dürftigen Brocken für ihre
Entwicklung hinzuwerfen oder dem alten Reichskanzler als
Ehrenbürger von Berlin den Huldigungsgruß zum achtzigsten
Geburtstag zu verwehren. Er war ein temperamentvoller Feind jener
Art von Deutschtum, die vor nichts so sehr Angst hatte als vor
Deutschlands eigener Größe. Wenn man sich einmal überlegt, daß der
Gründer des Reiches, der Staatsmann mit dem Riesenmaß der
Weltgeltung, Bismarck, als er für den Reichstag aufgestellt wurde,
sich erst in der Stichwahl sein Mandat mühsam erkämpfen mußte, dann
hat man die Kleinlichkeit dieser Auffassung in ihrer ganzen
Herbheit. Wo es gegen diese Philister anzurennen ging, da stand
Bassermann in vorderster Reihe. Deshalb war ihm auch nie wohler als
im Kampfe für diese Fragen, deshalb sein starkes Bekenntnis zur
Blockpolitik des Fürsten Bülow, hervorgegangen aus dem Kampf um die
ersten Ansätze einer großzügigen Kolonialpolitik, deshalb sein
Bekenntnis zu [bookmark: page91]Tirpitz, dem Schöpfer der deutschen Flotte,
deshalb sein Kampf für starke Kriegsziele gegenüber denjenigen, die
es ruhig ertragen, daß an jeder meerbeherrschenden Stelle ein
englisches Gibraltar steht, die aber vor Aufregung zittern, wenn
sie hören, daß irgend jemand den Gedanken hegt, daß sich auch
Deutschland einmal ein Gibraltar an eroberter Küste gegenüber
seinem stärksten Feinde errichten könnte.

		Der Goethesche Satz, daß das Kind der Vater des Mannes ist, gilt
insbesondere für die Politiker. Der damals den ersten Gang auf die
politische Walstatt wagte, als das Herz ihn trieb, Einspruch zu
erheben gegen deutsche Kleinlichkeit, ist diesem Gedanken treu
geblieben bis an das Ende seines Lebens.

		Die politischen Konstellationen haben sich während der Tätigkeit
Bassermanns oft gewandelt. Wie er der nationalliberalen Fraktion
trotz ihrer zahlenmäßigen Schwäche im Reichstag den Einfluß zu
wahren verstand, habe ich an der Hand von großen Richtlinien seiner
Politik oben darzulegen versucht. Als Führer der Fraktion hatte
Bassermann die Beziehungen zu den anderen Fraktionen des
Reichstages zu pflegen. Diejenigen, die ihn nicht näher kannten,
hielten ihn infolge seines Auftretens für stolz, unnahbar, vielfach
schroff. Wie wenig er das war, zeigte das Verhältnis zu denjenigen
Abgeordneten auch anderer Parteien, mit denen ihn die jahrelange
Gemeinschaft der parlamentarischen Arbeit verband. Er hat mir einst
erzählt, daß er Zeit seines Lebens sehr gut mit Eugen Richter
gestanden hätte. Dem Führer der Fortschrittspartei war er
nahegetreten, als es sich um ein Flottengesetz handelte, hatte ihn
um eine Unterredung unter vier Augen gebeten und in dieser
mehrstündigen Unterredung versucht, Eugen Richter dafür zu
gewinnen, die Gegnerschaft gegen die Verstärkung der Flotte
aufzugeben. Er hatte ihm all die sachlichen Gründe für die
Flottenrüstung vorgeführt, ihn daran erinnert, daß es einst gerade
der deutsche Liberalismus und die deutsche Fortschrittspartei
gewesen wären, die die deutsche Flottenwehr gefordert hätten, und
hatte ihn im Interesse des gesamten Liberalismus gebeten, doch in
dieser Frage seine Gegnerschaft aufzugeben. Seine Gründe sind
anscheinend auch auf Eugen Richter nicht ohne Eindruck geblieben.
Aber in seiner grundsätzlichen Abneigung versteift, trennte er sich
von dem jüngeren Kollegen schließlich mit den Worten: »Es mag sein,
daß Sie in der Beurteilung [bookmark: page92]der Sache Recht haben, aber ich bin zu alt,
um noch umzulernen.« Aber er verabschiedete sich von dem Jüngeren,
der ihn aufgesucht hatte, mit herzlichem Händedruck, und die beiden
blieben trotz ihrer Gegnerschaft gute persönliche Freunde. Dasselbe
darf man wohl von seinem Verhältnis zu August Bebel sagen, mit dem
er sich oft und gern unterhielt. Interessant ist, daß Bebel ihm
1912 auf die Frage, was er (Bebel) gemacht hätte, wenn er von der
Mehrheit des Reichstags zum Präsidenten gewählt worden wäre,
erwiderte: »Selbstverständlich hätte ich angenommen«, und auf die
weitere Frage: »Wären Sie dann auch zum Kaiser gegangen, um ihm die
Bildung des Präsidiums anzuzeigen?« ebenfalls erwiderte: »Ich hätte
mich keinen Augenblick besonnen, zum Kaiser zu gehen.« Mit Führern
der Zentrumspartei verbanden ihn ebenfalls gute persönliche
Beziehungen, wie er denn überhaupt in einem Zusammenwirken der
Nationalliberalen und der Zentrumspartei gerade für die Zukunft
nach dem Frieden eine Aufgabe der Nationalliberalen im Reiche sah.
Als den größten Fehler der nationalliberalen Partei hat er mir
gegenüber stets den Kulturkampf bezeichnet, und einem bekannten
Mann des katholischen Hochadels, der ihm in der Kriegszeit einmal
sagte, daß er seinem König auf dessen Frage, welcher politischen
Gesinnung er angehöre, geantwortet hätte, er sei nationalliberal,
was seinen katholischen König sehr wunderte, erwiderte Bassermann
damals: »Was hätten wir uns für Kämpfe in Deutschland erspart und
welche Bedeutung hätte sich die nationalliberale Partei bewahrt,
wenn sie sich nicht auf das kulturkämpferische Gleis hätte leiten
lassen.« »Wäre ich damals in der nationalliberalen Partei gewesen,«
fügte er hinzu, »des bin ich gewiß, daß ich diese Sachen niemals
mitgemacht haben würde.« Weniger Beziehungen hatte er zu den
Männern der konservativen Partei, obwohl er ihnen sachlich gerade
in nationalen Fragen nahestand und obwohl er mir noch in der
letzten Unterredung, die ich vor seinem Tode mit ihm hatte, ans
Herz legte, dafür zu sorgen, daß in nationalen Fragen die
Konservativen nicht isoliert würden. Vielleicht brachte er gerade
ihren selbstbewußten Führern gegenüber ein berechtigtes
Selbstbewußtsein sehr prononciert zum Ausdruck, wie er überhaupt in
bezug auf die Stellung des Bürgertums von einem Selbstgefühl war,
das man bei vielen Vertretern dieses Bürgertums leider sehr selten
findet. Zu den gegenwärtigen Führern der Fortschrittlichen
Volkspartei fehlte ihm teilweise der persönliche Konnex. In vielen
Fragen, die die Stellung des Parlaments [bookmark: page93]gegenüber der Reichsregierung
betreffen, war er, wenn der Ausdruck erlaubt ist, der weit mehr
demokratisch Empfindende. Gegen den Gouvernementalismus, der
zeitweise die Fortschrittliche Volkspartei in der Bethmann-Ära
erfaßte, hatte er starke Bedenken. Als einer der fortschrittlichen
Führer einmal im Seniorenkonvent sich überhaupt gegen eine baldige
Wiedereinberufung des Reichstags wandte, sprach er ziemlich erregt
von den fortschrittlichen Sturmgesellen, die am liebsten den
Reichstag ganz nach Hause schickten, nur damit ihr Liebling
Bethmann allein in Deutschland regiert.

		Innerhalb der Reichstagsfraktion war er den meisten ein Freund
und guter Kamerad. Ganz im Gegensatz zu der Art Eugen Richters, der
die aufstrebenden Talente in der Fortschrittspartei niederhielt,
hatte er eine herzliche Freude an jeder neuen Kraft in der
Fraktion, die sich herauswagte, stellte jeden auf den Platz, auf
den er gehörte, und wußte alle Kräfte, die sich innerhalb der
Partei und Fraktion regten, für die Sache auszunutzen. Fand er dann
noch einen Kreis Gleichgesinnter, der sich mit ihm nach des
parlamentarischen Tages Mühen bei frohem Mahle vereinte, dann wußte
er diese Stunden für die, die um ihn waren, zu Festesstunden zu
gestalten. Was war das für ein prächtiges kameradschaftliches
Verhältnis während des Blockreichstages in der Runde, die sich bei
Habel versammelte, wenn die zündenden Witzworte herüber- und
hinüberzuckten, wo man sich selber fröhlich ironisierte und wo man
Sonntags mit Bassermann jene Ausflüge ins deutsche Land machte, auf
denen man den Menschen Bassermann erst recht kennen lernte. Denn
ihm war dieses deutsche Vaterland eine Heimat, die er kannte in all
ihren intimen Schönheiten, in all dem, was aus ihrer Jahrtausende
alten Geschichte dem, der diese Geschichte liebt, ins Herz
geschrieben ist. Er reiste nie ohne seinen Bädeker. Aber er schaute
nicht nach dem, was dort besternt war allein, sondern er kannte es
gar nicht anders, als in jeder Stadt, die er besuchte, sich um all
das zu kümmern, was sie in sich barg, in die Winkel der Stadt, in
ihre Kirchen einzudringen, auf ihren Friedhöfen die Gräber ihrer
berühmten Mitbürger zu besuchen und ihre Geschichte in sich wieder
auferstehen zu lassen. Unser früherer Reichstagskollege Wetzel
erzählt in seinem Nachruf auf Bassermann, wie er sich in Hildesheim
der ihn nach einer Rede umjubelnden Menge entzog, um noch am späten
Abend die Giebel der alten Stadt zu betrachten. Wenn er am Fenster
des Schnellzuges saß, dann machte er mich vorher darauf aufmerksam,
wenn [bookmark: page94]irgendwo auch nur ein verfallener Burgenrest
grüßte. Keine schönere Erholung, als wenn er eine Burgenfahrt
mitmachen konnte, keine Stadt so klein, in der er nicht den
Antiquar aufsuchte, um zu sehen, ob er nicht einen alten Stich von
Napoleon, Friedrich dem Großen, irgendein Deckelglas aus dem
Mittelalter, den Stock eines alten Patriziers oder anderes für sein
Heim mitbringen konnte. Zu meinem großen Erstaunen sagte er einst
in Norderney Vorträge in kleinen Städten des ersten ostfriesischen
Wahlkreises zu. Die Zeitungen sprachen darauf von einer
voraussichtlichen Kandidatur Bassermanns in diesem Kreise, sahen
darin schon eine Aufkündigung des liberalen Zusammengehens,
zerbrachen sich die Köpfe über den Grund dieser Aktion und konnten
allerdings nicht darauf kommen, daß Bassermann mir zur Antwort gab:
»Ich wollte schon lange mal dahin, ich glaube, man kann da noch
alte ostfriesische Truhen bekommen, die ich schon so lange
suche.«

		Oft ist der Streit um seine Person in der Partei hin- und
hergewogt, oft hat es auch nicht an häßlichen Angriffen auf ihn
gefehlt. Niemals ist er dann Rufer im Streit für sich gewesen. Ihn
verwundeten die Stiche, die aus dem Hinterhalt gegen ihn geführt
wurden, aber er hätte auch nicht den kleinen Finger gerührt, um
sich dagegen zu verteidigen. Das überließ er seinen Freunden, die
es dann auch redlich für ihn getan haben. Aber oft verzweifelten
sie daran, ihn zu einem energischen Vorgehen zu bringen, wo sie
glaubten, daß dieses energische Vorgehen die Einheit schneller
wieder herstellen konnte. Es war gegen seine Natur, für seine
Person zu kämpfen, er zog sich dann zurück in sein Inneres,
schüttete wohl manchmal einem Freunde das Herz aus in bitterer
Aufwallung über all das Niederträchtige, was keinem Politiker
erspart bleibt und überließ es dann der Partei, darüber zu
entscheiden, ob sie ihn als ihren Führer weiter ansehen wollte. Die
aber hatte erkannt, welch ein redlicher Wille, welch ein prächtiger
Charakter in diesem Menschen und Politiker steckte, und als er nach
einer unsäglich schweren politischen Kampagne in der eigenen
Partei, die dem Außenstehenden den Eindruck erwecken mußte, als
stände alles gegen ihn, auf dem Parteitag in Kassel sich
anschickte, die ersten Worte seiner Rede zu sprechen, da umbrauste
ihn ein Jubel der mehr als tausend Delegierten, der ihm die Tränen
in die Augen trieb, weil er ihm zeigte, wie all diese Angriffe
nicht vermocht hatten, das felsenfeste Vertrauen zu ihm zu
erschüttern, so daß einer seiner Gegner, der später auch in
Kriegszeiten [bookmark: page95]sein Herz für Bassermann entdeckte – mit
Zischen empfangen – seine Rede mit den Worten begann: »Ich will
nichts gegen Herrn Bassermann sagen schon im Interesse meiner
körperlichen Gesundheit.«

		Wenn er aber dann sah, einen wie tiefen Untergrund die
Bestrebungen hatten, die er vertrat, dann wuchs auch seine Rede ins
Große. Ein gewaltiger Redner im rhetorischen Sinne ist er
eigentlich nicht gewesen. Die tiefe Wirkung seiner Reden war
gegeben durch die Fülle der in ihnen enthaltenen sachlichen
Gesichtspunkte, gegeben durch die Persönlichkeit des Redners. Auf
den Parteitagen vermochte er, wie Friedrich Naumann es einmal
aussprach, in seinen Reden noch die ganze nationalliberale Partei,
das ganze nationalliberale Bürgertum Deutschlands in seinen
Grundgedanken zu umspannen. War aber dann noch der engere Kreis des
Parteitages zusammen bei festlichem Mahle und sprach Bassermann den
Spruch auf Kaiser und Reich, dann wurde er jung, dann stieg die
Wärme der Stimmung, der Empfindung, dann riß er uns hin zu
unendlich tiefer Empfindung, zu unendlich hohem Jubel. Da quoll aus
seiner Rede hervor der heiße Strom des besten patriotischen
Empfindens, das ihm stets eigen war, da stand vor uns der Mann, dem
die Größe seines Deutschlands Anfang und Ende seines Lebens und
Wirkens war, da standen wir alle unter dem Banne dessen, was Name
und Person Bassermanns bedeutete.

		In einem an sich sehr sympathischen Nachruf an Bassermann las
ich, daß es das Ziel seines Strebens gewesen wäre, Staatssekretär
zu werden. Wie wenig muß der, der jene Zeilen niederschrieb, den
Menschen Bassermann gekannt haben! Zunächst einmal hätte
Bassermann, wenn er hierauf Wert gelegt hätte, das zu Bülows Zeit
ja gewiß haben können. Soviel ich weiß, ist auch mit ihm hierüber
einmal gesprochen worden, und er hat lachend darauf erwidert:
»Glauben Sie denn, daß ich eine Stellung annehmen werde, bei der
ich so gebunden bin, daß ich um Urlaub nachsuchen muß, wenn ich
länger als drei Tage meiner Amtsstätte fernbleibe?« Die ganze,
manchmal rastlose Art seines Lebens, sein Wandertrieb, seine Freude
an wechselnden Eindrücken, intensive Arbeit abwechselnd mit
Sammlung und stiller Beschaulichkeit, seine Verachtung aller
Formalitäten und Äußerlichkeiten hätten ihm ja das Leben eines
Staatssekretärs oder Ministers zur Qual gemacht. Dabei hat er das
Nichtministersein niemals als etwas ihn Herabdrückendes empfinden
können, denn darin war er allerdings [bookmark: page96]ein Demokrat, daß er die Stellung eines
Parteiführers derjenigen eines Ministers in Preußen oder eines
Staatssekretärs in Deutschland zum mindesten für gleichwertig
erachtete. Er hat niemals im Vorzimmer eines Ministers
antichambriert, er kam auch stets hier nur, wenn er gerufen wurde
und wenn man seiner bedurfte. Er hat allerdings auch niemals für
sich oder andere etwas Persönliches durchsetzen wollen und hat sich
dadurch gerade die große Stellung mit erworben, die ihn als
Parteiführer auszeichnete.

		Zweierlei war bestimmend für sein Leben: seine Studentenzeit als
Leipziger und Heidelberger Korpsstudent und seine militärische
Stellung. Man hat so viel auf die Korpserziehung gescholten. Sie
ist wohl mit ein Teil jenes deutschen Wesens, das unsere Feinde
gern vernichten möchten, weil sie sie nicht verstehen, weil sie
urdeutsches Gewächs ist, das nur ein Deutscher zu schätzen weiß.
Ausartungen im Raufen und im Saufen mag es gegeben haben in Jena,
Halle und Heidelberg, solange es deutsche Studenten gibt, aber die
schlechtesten Kerle sind es weiß Gott nicht gewesen, die diese
Erziehung genossen haben, die sich der vollen Ungebundenheit der
Jugend hingegeben haben in den nie wiederkehrenden Jahren der
Freiheit, wo der Mensch aus dem Zwange der gymnasialen Erziehung
heraus zuerst die Luft der Freiheit einatmet und nun der Sonne
entgegenjauchzt, wenn überhaupt nur Jugend in ihm steckt. Bismarck
hat einmal den Satz geprägt, daß die Welt uns den deutschen
Offizier nicht nachmache. Nun, den deutschen Studenten macht sie
uns auch nicht nach. Dieses Verbundensein der Alten mit den Jungen,
dieses Altherrentum in den Korps und Burschenschaften, die trotzige
und gleichzeitig wehmütige deutsche Poesie des Kommersbuches, die
möchte ich nicht aus unserer deutschen Literatur missen. Ein
Reservefonds des Glücksempfindens bleibt in jedem Menschen, der
einmal solche Jahre durchgemacht hat und die Erinnerung daran sich
bewahrte. Bassermann hat sie sich bewahrt. Einst fragten mich
Kollegen im Reichstag, was denn vorginge, da Bassermann stundenlang
auf seinem Platz eifrige Notizen niederschrieb, die sich zu immer
stärkeren kleinen Bänden verdichteten. Man glaubte an irgendeine
politische Denkschrift, die dort inmitten der Debatten des
Reichstages entstand. Was entstand, war aber nichts anderes als ein
Beitrag zu der Geschichte des Korps »Lusatia« in Leipzig, den
Bassermann da niederschrieb. [bookmark: page97]Kamen die Mitglieder des Korps irgendwo zusammen,
feierte sein Korps ein Stiftungsfest, dann eilte er hin zu ihnen,
dann war er jung mit den Jungen. In ihm lebte ein Quell von
Liedern. Es paßte zu ihm, daß die Mannheimer Liedertafel an seinem
Grabe sang, ebenso wie es zu seinem Leben paßte, daß sein Korps
vertreten war, daß militärisches Ehrengeleit ihn zu seiner letzten
Ruhestätte begleitete. Als wir einmal in Norderney mit einem
Segelschiff hinausfuhren und junge Mädchen Studentenlieder
anstimmten, wie sang er da mit, wie war er da froh, wie ging da ein
Leuchten über sein Gesicht, als alle die alten Lieblingsmelodien
ertönten. So empfinden kann nur einer, der eine deutsche
Studentenerziehung genossen hat. Denn unser Deutschland, für das
wir kämpfen, das wird nicht versinnbildlicht durch ein hohles
Ästhetentum in den Großstadt-Cafés – nein, in den Dörfern, wo
unsere deutschen Pfarrer sitzen, auf unseren Bauern- und Gutshöfen,
in der Kleinstadt selbst bei dem so oft verachteten Stammtisch, bei
unserem guten mittleren deutschen Bürgertum in Stadt und Land, da
wo man noch nicht so verbildet ist, um sich nicht zu freuen an
deutschem Lied und deutschem Sang, deutscher Geschichte und
heimatlichem Urempfinden, wo man die Ost- und Nordsee, den Harz und
das Riesengebirge höher schätzt als »Monte« und St. Moritz, da
liegt das Tiefinnerste unseres deutschen Wesens fester verankert,
als manche noch so gelehrte kosmopolitische Publizisten sich
irgendwie träumen lassen, die mit all ihren Ballen bedruckten
Papiers, die diese kosmopolitischen Ideen hinaustragen, diese
deutsche Eigenart nie hinaustreiben werden, so lange es noch
Deutsche gibt.

		Und zu dem Korpsstudenten Bassermann gehörte der Rittmeister und
spätere Major Bassermann. Bis in das späte Alter hinein hat er
seine Übungen mitgemacht, war er stolz darauf, den militärischen
Rock zu tragen. Wenige Tage vor der Kriegserklärung schrieb er mir:
»Ich kann mich jetzt um Politik nicht kümmern. Am ersten Tage, wo
der Krieg beginnt, ziehe ich ins Feld.« Er hat die
Franktireurkämpfe in Belgien ebenso mitgemacht wie den schleunigen
Vormarsch nach Polen unter Hindenburg und den Rückzug; ist mit den
Eilmärschen gejagt worden wie die anderen, hat wochenlang nichts
anderes als das harte Lager der Erde mit seinen Soldaten geteilt
und so als mehr als Sechzigjähriger gezeigt, wie er seine Pflicht
gegenüber dem Vaterlande auffaßte. Daß er zu organisieren verstand,
daß er die Psychologie der anderen Völker gut zu beurteilen wußte,
zeigte seine kurze aber erfolgreiche Tätigkeit [bookmark: page98]in Antwerpen. Als er in Berlin als
Kriegsgerichtsrat tätig war, da hatte er, als ein großer Ingrimm
über unsere politische Lage, die der militärischen so ungleich war,
ihn übermannte, davon gesprochen, daß er alles liegen lassen und
wieder ins Feld ziehen wolle, um, wenn es nicht anders bestimmt
sei, lieber draußen zu fallen als hier zu sitzen und das nicht
ändern zu können, was er als änderungsnotwendig ansah.

		Hunderttausende in Deutschland haben den Politiker Bassermann
gekannt, wenige den Menschen. Diejenigen, die ihn kannten,
schätzten den Menschen ebenso hoch ein wie den Politiker. Eine
vornehme deutsche Natur ist mit ihm zu Grabe getragen worden, der
Sproß eines alten Patriziergeschlechts, deutscher Patrizier im
besten Sinne des Wortes in seinem Wirken, Wesen und Leben. »Glauben
Sie mir, auch im politischen Leben setzt sich auf die Dauer die
Befähigung nicht durch, sondern nur der Charakter«, so sagte mir
Bassermann einmal, als wir von fähigen Männern sprachen, mit denen
wir im Kampfe ständen. Wenn der Charakter aller Deutschen ihm
gliche in der Ehrlichkeit und Lauterkeit seines Strebens, in der
Vornehmheit seines Wesens und Charakters, in der unbedingten
Hingabe an das, was unser Höchstes sein soll – unser Vaterland,
dann brauchten wir um Deutschlands Zukunft nicht zu sorgen.

		[bookmark: page99]

	
		
		Gedächtnisrede auf Ernst Bassermann

		Anläßlich der Trauerfeier im Reichstag

		 

		Als Bassermanns Leib in Mannheim dem Flammengrab
übergeben wurde, da ertönten die Orgelklänge mit der Weise
»Deutschland, Deutschland über alles«. In dem Sinne, daß
Deutschland dem einzelnen über alles stehen soll, gehörte das Lied
zum Abschied von Bassermanns Leben als Umrahmung seines Lebens und
Wirkens. Von dem deutschen Manne, der sein Vaterland über alles
liebte, lassen Sie uns auch sprechen in dieser Stunde der
Gedächtnisfeier.

		Jung ist in Deutschland die politisch-parlamentarische
Entwicklung. Ein teilweise absolutistischer Bürokratenstaat, wenn
auch im besten Sinne, sind wir länger gewesen als andere Völker. In
wenigen Familien nur bestehen parlamentarische Traditionen. Um so
mehr kam es Bassermann zugute, daß sie ihm eigen und vererbt waren.
Trotzdem hat er erst verhältnismäßig spät in das politische Leben
eingegriffen. Sein erstes Auftreten war aus dem Gefühl heraus
geboren. Gegen die vom Reichstag veranlaßte Ablehnung des Gehalts
für Bismarcks Mitarbeiter wendete er sich in flammender Rede. Kurz
darauf steht er, und von da bis zu seinem Tode, im politischen
Kampfe.

		Schon an diesem ersten Auftreten wird ein Bestimmendes für sein
Leben klar, nämlich die starke Anteilnahme der Gefühlsempfindung an
seinem Wirken. Weiche Gefühlsempfindung ohne kühl abwägenden
Verstand schafft schlechte Politiker, aber Verstandspolitik ohne
vaterländisches Gefühl wird dauernd nie das deutsche Volk
befriedigen. Bassermann hatte den Blick für das realpolitisch
Erreichbare. Er stellte sich und der Partei nicht unerreichbare
Ziele, aber er empfand den Pulsschlag der Zeit und wußte dem
Empfinden weitester Kreise des Volkes in großen Augenblicken
Ausdruck zu geben. Naumann sagte von ihm, daß er in seinen Reden
immer noch der Dolmetscher der ganzen nationalliberalen Partei
gewesen sei trotz der Gegensätze, die sie in sich [bookmark: page100]barg. Er wuchs ins Große, wenn
er wie ein Herold der Reichsherrlichkeit den Empfindungen für das
Große Ausdruck gab. Der Idealist Bassermann verstand sein Volk. Er
hatte sich den Sinn dafür erhalten, daß wir in der Hast und Unruhe
des modernen Lebens Feierstunden des Geistes entlegen müssen, um an
dem Sinne unseres Daseins nicht zu verzweifeln. Für diese
Feierstunden, die er uns allen gegeben hat, danken wir ihm noch
heute.

		Ein zweites Mitbestimmendes ist aus seinem ersten Auftreten zu
ersehen. Sein damaliges Eintreten für den Gründer des Reiches zeigt
die Tradition seiner politischen Entwicklung. Er sah das Reich
erstehen in Herrlichkeit durch Bismarcks Kraft. Gegen den Gründer
des Reiches rannten Parteien an, die zu dem großen Manne in
Widerspruch standen. Demgegenüber stand die nationalliberale
Partei, umgeben von dem Glanz der Partei der Reichsgründung. Die
Erinnerung an diese Zeiten ist ihm geblieben für die Dauer seines
Lebens. Er hat wiederholt betont, daß das Reich nur durch die
Kräfte erhalten werden könnte, die es geschaffen haben. Gerade in
der Kriegszeit hat er wiederholt die Mahnung an seine Parteifreunde
gerichtet, in nationalen Fragen die Konservativen nicht zu
isolieren. Er stellte restlos die nationalen Erfordernisse
parteipolitischen Erwägungen voran. Dadurch fiel ihm wie
selbstverständlich eine führende Stellung in den großen Fragen
nationaler Bedeutung zu. Diese führende Stellung hatte er mit
Rudolf von Bennigsen gemeinsam. Eine gerade Linie führt vom
Nationalverein Rudolf von Bennigsens zu der imperialistischen
Politik Bassermanns. Hatte der eine die gedankliche Vorarbeit für
die Gründung des Reiches geleistet, so galt Bassermanns Sorge der
Erhaltung des Reiches und seiner Weltmachtstellung unter
veränderten und erschwerten Bedingungen. Daher sehen wir ihn als
Kämpfer für die Militärvorlage, für die Flotte, für die Kolonien,
für das Auslandsdeutschtum. Daher seine Mahnrufe gegenüber der
drohenden Einkreisung Deutschlands in den letzten Friedensjahren.
Daher das zu seinem Leben so passende Bild, wie anläßlich seines
60. Geburtstages die Freunde aus dem Reiche ihm huldigten als einem
der Schärfer des deutschen Schwertes, daß der 61 jährige hinauszog
zu Kampf und Sieg nach Belgien und Polen, daß der für Deutschlands
Verbleiben an flandrischer Küste Wirkende in Antwerpen praktisch
das belgische Problem studierte, daß er schließlich mit infolge der
ausgehaltenen Strapazen die Hingabe für seine Ideale mit seinem
Leben bezahlte, auf seinem Grabstein [bookmark: page101]wohl die Worte verdienend: »Auch er starb für
Deutschlands Größe!«

		In Zeiten, in denen diese nationalen Fragen in den Hintergrund
traten, war die Stellung des Führers der Nationalliberalen eine
schwierige. Bennigsen scheiterte an dem Versuche, die Partei der
Reichsgründung auf eine geschlossene Haltung in Wirtschaftsfragen
zu vereinigen und sah die stolze Partei an diesen Aufgaben
zerschellen. Bassermanns historisches Parteiverdienst ist die
Herbeiführung einer wirtschaftspolitischen Einheitsfront der Partei
auf der Grundlage des maßvollen Schutzzolles, wie er im letzten
Zolltarif zum Ausdruck kam. Höher aber als das parteipolitische
steht hier sein vaterländisches Verdienst. Ohne die wirtschaftliche
Erstarkung der Landwirtschaft durch diese Politik würde Englands
Wirtschaftskampf gegen Deutschland von größerem Erfolge begleitet
gewesen sein. Unbeirrt durch volkstümliche Schlagworte ist er den
Weg der berechtigten Produktionsinteressen der schaffenden Stände
gegangen. Aber gleichzeitig fanden ihn die großen Fragen der
deutschen Sozialpolitik als klaren Erkenner deutscher
Zukunftsentwicklung. Starken Strömungen zum Trotz setzte er, erst
in der Partei, dann im Deutschen Reichstag, die Ablehnung der
Ausnahmegesetze gegen die Gewerkschaften durch. Unter Lachen und
Zischen auf verschiedenen Bänken des Reichstags gab er seinem
felsenfesten Vertrauen auf das Zusammenfinden von Arbeiterschaft
und Staat beredten Ausdruck. Die Zustimmung großer
Arbeiterorganisationen zu seiner letzten Reichstagskandidatur in
Saarbrücken hat er selbst als den schönsten Augenblick seiner
politischen Wirksamkeit bezeichnet. Der Weltkrieg hat bewiesen, daß
sein Optimismus nicht utopisch war. Wer wollte, unbeirrt durch
Parteileidenschaft, heute daran zweifeln, daß diese Stellung
Bassermanns, die den Ausschlag in diesen Fragen gab, den für
Deutschlands innere Entwicklung segensreichen Weg eingeschlagen
hat?

		So zeigen ihn die großen bewegenden Fragen deutscher
Reichspolitik als weitblickenden Parteiführer, als weitblickenden
Deutschen. Vaterland und Partei trauern um das, was sie an ihm
verloren haben, mehr aber noch die, die den Menschen Bassermann
kannten und liebten, der als stolz und spröde galt, wenigen sein
Herz erschloß, sie aber das Edle seiner Seele und die Tiefe seines
Gemütes erkennen ließ. Der nichts für sich erstrebte, nie für seine
Person kämpfte, ein vornehmer Gegner seiner Feinde war. Er ist
seiner Familie, er ist dem kleinen Kreise seiner [bookmark: page102]engeren Freunde unendlich viel
gewesen. Er konnte harmlos sein wie ein großes Kind, reich an
nichtverletzendem Spott, ein Froher unter den Fröhlichen, den
Becher schwingend in Freundeskreisen, das Herz voll von deutschen
Volksliedern und Studentengesängen, des Korpsbandes gern gedenkend,
das die Brust einst geschmückt. Ein froher Wandertrieb war ihm
eigen. Ihm war Deutschland kein geographischer Begriff. Er liebte
die Geschichte seines Volkes, er vertiefte sich in ihr. Er kannte
seine Wälder und Auen und seine wogende See, die Kleinodien seiner
alten Städte und die Geschichte seiner Burgen. So gilt das letzte
Lebewohl auch dem Kameraden, der von uns gegangen ist.

		Er ging zu früh von uns. Die Tragik seines Lebens besteht darin,
daß er in einem Augenblick scheiden mußte, wo sein Herz voll war
von Plänen und Entwürfen für das, was ihm an deutscher Zukunft
vorschwebte. Die Tragik unserer Partei liegt darin, daß sie seines
Rates in einer Zeit entbehren muß, in der eine Fülle neuer großer
Probleme Lösung heischend auf uns einstürmten. Uns wird er
unvergessen bleiben, sein Bild wird nicht von unserer Seele
schwinden, sein Name eingetragen werden in das Buch deutscher
Geschichte.

		Vor großen Entscheidungen steht unser Vaterland. Aus dem Grabe
tönt uns in dieser Stunde Bassermanns Mahnung, die er der
Handschriftensammlung des Leipziger Buchgewerbemuseums übermittelt
hat: » Durchhalten und Siegen und den Sieg restlos ausnützen,
sei zwingendes Gebot für die deutsche Politik. In Jahrhunderten
kehrt die Zeit so furchtbarer Kämpfe, aber auch die Möglichkeit,
Deutschland größer und stärker zu machen, nicht wieder. Nur
jetzt nicht schwach und nachgiebig werden. Was du von der
Minute ausgeschlagen, bringt keine Ewigkeit zurück.«

		Lebe wohl, Ernst Bassermann. Du sahest wie Moses das gelobte
Land des größeren Deutschlands und konntest die große Zukunft nicht
mehr erleben. Möchte, was du klopfenden Herzens ersehntest,
Wahrheit werden, möchte der große Moment kein kleines Geschlecht
finden, auf daß deine Gebeine einst ruhen in dem größeren
Deutschland der Zukunft, für das du kämpftest bis zur letzten Kraft
deiner Seele!
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		Unsere Lage und das deutsche Wirtschaftsleben

		Rede, gehalten auf der 14. ordentlichen
Hauptversammlung des Verbandes Sächsischer Industrieller am 28.
Oktober 1917 im Saale der Dresdner Kaufmannschaft zu Dresden

		 

		Meine sehr geehrten Damen und Herren! Immer
wieder haben wir im Verbande Sächsischer Industrieller auf eine
Friedenstagung gehofft. Diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt, der
Krieg wütet heftiger als je. Wenn wir in seinem Anfange davon
sprachen, daß wir gegen eine Welt von Feinden kämpfen, so ist diese
Behauptung inzwischen noch immer mehr zur Wirklichkeit
geworden.

		Von 1500 Millionen Menschen, die diese Erde bewohnen, gehören
1200 Millionen denjenigen Staaten an, die entweder mit uns im
Kriege sind, oder die die Beziehungen zu uns abgebrochen haben. Wir
haben uns zu wehren gegen ihre militärischen und gegen ihre
wirtschaftlichen Kräfte. An allen Fronten sind uns unsere Feinde
überlegen an Menschenmaterial; an allen Fronten sind sie uns
überlegen an technischen Mitteln. Es gibt keinen Erdteil, der nicht
seine Kämpfer gegen uns entsandt; es gibt keinen Erdteil, der nicht
jetzt während des Krieges den Wirtschaftskampf gegen Deutschland
auf seine Fahne geschrieben hätte. Tod und Vernichtung würden für
unser Volkstum drohen, wenn den Feinden der Sieg beschieden wäre.
Siegten sie, dann wäre unsere Wirtschaft in Deutschland ein
einziger Trümmerhaufen; siegten sie, dann wären wir die Sklaven
Europas, wie das ihre Staatsmänner offen ausgesprochen haben.
Ständen die Russen in Breslau und die Franzosen am Rhein, dann
würde uns kein Mensch, auch kein Sozialist, einen Frieden ohne
Annexionen und ohne Kriegsentschädigung anbieten; dann wären wir
vernichtet oder dazu bestimmt, in Zukunft nur zu fronden im fremden
Dienst; die Sklaven Europas, das wäre das Los, das uns beschieden
wäre.

		Manch einen mag wohl der Pessimismus beschleichen, wenn er
[bookmark: page104]so die ganze
Welt gegen uns sieht. Nie aber war zu irgendwelchem Pessimismus
weniger Veranlassung als gegenwärtig. Ich spreche das aus nicht nur
aus taktischen Gründen, obwohl ich auch die Taktik im politischen
Kampfe nicht unterschätzen möchte. Taktik und Stimmungen sind
wichtige Faktoren in dem Kampfe, in welchem wir uns befinden. Mit
Pessimismus sind noch niemals Schlachten gewonnen worden, und das
psychologisch Falsche an der bekannten Friedensentschließung der
deutschen Volksvertretung scheint mir darin zu liegen, daß man
glaubte, im vierten Kriegsjahre den Geist des Volkes durch eine
Parole der Resignation aufrechterhalten zu können. Wir brauchen den
Siegeswillen in unserem Volke, um zum Siege zu gelangen in einem
Kampfe, der nicht nur an den Fronten, der auch hinter der Front
ausgefochten wird.

		Meine Blicke richten sich zurück auf die Geschichte
Deutschlands. Wir wissen, daß dieses Deutschland hervorgegangen ist
aus dem Aufstiege der Vormacht Preußens. Der Mann, der zum ersten
Male die Inkarnation des deutschen Nationalgefühls war, Friedrich
der Große, der Mann, der stand auch einmal im Kampfe gegen eine
gewaltige Übermacht: das damals noch kleine Preußen gegen die drei
Großmächte und gegen die deutsche Reichsarmee. Sein Land war arm
und ausgesogen; die Subsidien, die ihm zuflossen, waren nur gering,
und der Feind war zeitweise im Lande. Es ging für ihn um Land und
Krone, und manchmal sah es aus, als wenn alles sich gegen ihn
wandte. Aber im Durchhalten bis zum letzten erzwang er von seinen
Gegnern die Achtung, die letzten Endes seinen ungleichen Kampf mit
einem Siege für ihn enden ließ. In seiner Person verband sich die
militärische Strategie mit der diplomatischen. Dadurch erhielt er
sich aufrecht, und so wurde aus Preußen die deutsche Vormacht, und
dadurch wurde durch die Vermählung dieser deutschen Vormacht mit
den anderen deutschen Staaten das jetzige Deutschland. Dieses
Deutschland kämpft heute, wie Moltke es vorausgesagt hat, nach
einem halben Jahrhundert den Kampf um seine Existenz als Weltmacht,
zu der der Krieg von 1870/71 den Grund gelegt hat.

		Diese Betrachtung der Dinge läßt uns ein Bild von unserer
wirtschaftlichen und politischen Lage gewinnen. Diese Lage dürfen
wir aber nicht durch die englische Brille betrachten. Das ist ja
das Eigenartige in diesem Kampfe, daß es so viele Deutsche gibt,
die ihre Auffassung von der Weltlage gewinnen aus den Reden eines
Lloyd George, eines Asquith, eines Carson, eines Bonar [bookmark: page105]Law und anderer
Staatsmänner in England. Wir sehen darin die uns weit überlegene
Diplomatie Englands. Die englischen Staatsmänner wissen, daß es
Tribünen gibt, von denen aus man zu der ganzen Welt sprechen kann:
sie wissen, daß ihre Reden fortlaufend in allen Zeitungen
Deutschlands erscheinen, und wenn sie von diesen Tribünen aus
sprechen, dann kommt es ihnen weniger auf die unmittelbare Wirkung
auf ihre Zuhörer an, sondern sie rechnen besonders auf die Wirkung,
die ihre Reden in Deutschland haben. Und diese Staatsmänner, die
Staatsmänner sind, reden nichts anderes als Sieg und Sieg und
Vernichtungswillen und würden von der Unbesiegbarkeit Englands noch
am Vorabend von Englands Niederbruch sprechen. Dadurch gelingt es
ihnen, eine ganz andere Auffassung der Lage in Deutschland
hervorzurufen, als sie sich tatsächlich dem objektiven Blick
darbietet.

		Wir müssen das eine bedauern, daß wir gegenüber diesem
Trommelfeuer von Reden, die uns sprechen von der Wirkungslosigkeit
des U-Bootkrieges, die es wagen, uns ins Gesicht zu sagen, daß wir
Elsaß-Lothringen aufgeben müßten, die es wagen, von der
Zerstückelung der Gebiete unserer Bundesgenossen zu sprechen,
manchmal die bange Frage aufwerfen müssen: Wo bleibt denn die
Offensive unserer Staatsmänner? Wenn wir schon einmal – womit ich
ganz einverstanden bin – diese englischen Reden im Wortlaut in
Deutschland verbreiten, dann verlange ich, daß unsere deutschen
Staatsmänner darauf antworten, und verlange, daß sie eine Antwort
binnen 48 Stunden geben, wie Asquith auf Herrn v. Kühlmann
geantwortet hat, daß sie nicht wie das zugefrorene Posthorn
Münchhausens im Frühjahr die Töne von sich gibt, die im Winter
hineingeblasen und eingefroren sind, daß sie sich dessen bewußt
werden, daß die öffentliche Meinung der Welt ein Machtfaktor
in diesem Kriege ist, und daß wir, denen die Welt die Schuld an
diesem Kriege zuschiebt, um unsere Achtung in der Welt kämpfen
müssen. Wir verlangen, daß gegenüber diesen englischen Reden einmal
deutsch auf deutschem Boden gesprochen wird und von der deutschen
Auffassung der Welt etwas verkündet wird. Wir müssen das tun, weil
wir gar keinen Anlaß zum Schweigen haben, sondern weil wir in
unserem Innern in diesem vierten Kriegsjahre gegenüber dem, was
unsere militärische Lage angeht, doch nichts anderes haben können,
als das Gefühl der tiefsten Dankbarkeit gegenüber dem, was wir
erreicht haben. Und wenn wir nichts anderes erreicht hätten, als
daß wir unsere [bookmark: page106]Grenzen verteidigt hätten, auch dann wäre das schon
etwas, wofür wir Gott in unserem Herzen danken müßten angesichts
der Übermacht, gegen die wir zu kämpfen haben. Das ist es, was sich
viele gar nicht zu Gemüte führen, die in Dresden oder anderwärts in
Deutschland leben wie im tiefsten Frieden, was es bedeutet, daß wir
in Feindesland stehen und der Feind nicht in Deutschland steht.
Wenn man einmal durch Deutschland fährt und nur durch die
Fensterscheiben des Eisenbahnzuges dieses alte Deutschland sieht in
seinem tiefsten Frieden und Schaffen und Denken und Träumen, und
bedenkt, daß das möglich ist in einem Kriege, in dem alle Erdteile
gegen uns anstürmen, so ist dies allein dasjenige, was jeden
hinwegführen müßte über alle einzelne wirtschaftliche Not, die an
die Tür der Familie, die an die Tür des Hauses pocht. Lernen wir
doch, das Große groß und das Kleine klein zu sehen. Was sind denn
alle wirtschaftlichen Nöte gegenüber dieser einen großen Tatsache?
Und wenn auch unsere Vorräte geringer werden, und wenn man auch an
unsere Hausfrauen herangeht, daß sie ihr Tischzeug und ihr
Leinenzeug und alles hingeben für die Armee, und wenn unsere Kinder
barfuß gehen müßten, was ist das alles gegenüber der einen großen
Tatsache, daß wir siegen müssen, und daß wir unserem Heere das
letzte geben müssen, was wir überhaupt auf dem Leibe haben. Das ist
erbärmlich, daß das viele Menschen nicht einsehen, daß sie in einer
Zeit leben, wo es sich um die weltgeschichtliche Frage handelt, ob
Deutschland als Großmacht aufrechterhalten bleibt oder nicht, um
das Schicksal Deutschlands, demgegenüber das Schicksal des
einzelnen Deutschen vollkommen gleichgültig ist. Das ist die
Empfindung, die wir haben müßten, selbst wenn wir nichts anderes
erreicht hätten, als daß Deutschlands Grenzen vom Feinde frei
wären.

		Aber wie ist es denn in Wirklichkeit? Größer als Deutschland ist
das von den deutschen Waffen eroberte Gebiet! Unser ist Belgien bis
auf einen kleinen Teil, unser die industriereichen Gebiete
Nordfrankreichs, unser Ostfrankreich, in dem mehr als zwei Drittel
der französischen Schwerindustrie liegen. Hat nicht Frankreich
darüber geklagt, daß England für Frankreichs Munitionsbeschaffung
sorgen müsse, weil 70 v. H. der französischen Stahlproduktion im
eroberten Gebiet läge? Unser ist Kurland, unser ist Riga, unser ist
Polen und Wolhynien, unsere Truppen schritten durch Serbien, sie
schritten durch Rumänien, die Augen unserer Soldaten grüßen den
Olymp auf griechischem Boden, deutsche Soldaten kämpfen am
Schwarzen Meer und an den Dardanellen, deutsche [bookmark: page107]Soldaten haben am heutigen
Tage die italienische Tiefebene erreicht und haben dadurch zum
Ausdruck gebracht, daß das Wort wahr wird in diesem Jahrhundert:
Wer sich mit England verbündet, der stirbt daran, mag er
König von Belgien, von Rumänien, von Serbien, oder König von
Italien heißen. Wir haben nicht nur für uns gekämpft, wir haben
unseren Verbündeten die Nibelungentreue gehalten, von der einst
Fürst Bülow sprach. Bedrängt in Flandern, bedrängt in Soisson,
haben wir doch die Möglichkeit gehabt, unseren Verbündeten in
Österreich die Truppen mitzusenden, die nach der elften
Isonzoschlacht dafür sorgten, daß die zwölfte Isonzoschlacht nicht
unter dem Zeichen der Bedrängung von Triest, sondern im Zeichen der
gestern erfolgten Wiedereroberung von Görz gestanden hat.

		Ich habe die eine Empfindung – und ich werde ihr unbeirrt um
Anfeindungen Ausdruck geben –, daß uns nicht Friedensresolutionen
und nicht Friedensangebote und nicht Czerninsche Reden dem Frieden
näher bringen, wenn uns nicht das deutsche Schwert den Weltfrieden
schafft.

		Im Anfang des vierten Kriegsjahres ist der offiziöse Temps in
Paris gezwungen, zum Ausdruck zu bringen, daß man sich bemühen
müsse, Deutschland wirtschaftlich zu schädigen, Deutschland den
Wirtschaftsblock der Entente als Gefahr für seine Zukunft vor Augen
zu stellen, weil kein Zweifel darüber bestände, daß Deutschland
militärisch der Sieger in diesem Weltkriege wäre.

		So sehen wir also das eine, daß wir die Sieger sind an allen
Fronten, daß sich in diesem Weltkriege das alte Wort aus dem
Wallenstein bewährt hat: Es ist der Geist, der sich den Körper
baut, der Geist, der unsere Heere zum Siege geführt hat trotz
numerischer Unterlegenheit, der Geist, den Wilson den deutschen
Militarismus nennt, der Geist, den Lloyd George den Geist von
Potsdam nennt, der Geist, zu dem wir uns bekennen wollen, weil es
der deutsche Geist ist, in den wir uns nicht hineinreden lassen von
irgend jemand auf fremdem Boden, der deutsches Wesen und deutsche
Eigenart nicht kennt. Das ist für uns das eine Große und Gewaltige
in diesem schweren vierten Kriegsjahre.

		Dazu das zweite, das jedem Pessimismus entgegenwirken müßte! Wir
sind nicht nur militärisch die Sieger, wir beginnen auch
wirtschaftlich das Gleichgewicht wiederherzustellen in
der weltwirtschaftlichen Lage. Heftig umkämpft, die Einheit des
Volkes zeitweise zerspaltend, war die Frage des unbeschränkten
U-Bootkrieges. Törichte Gerüchte sprachen davon, [bookmark: page108]er leiste nicht, was er
leisten solle. Ich will nicht deutsche Urteile darüber zum Ausdruck
bringen, gut deutsche Urteile über das, was diese wirtschaftliche
Offensive Deutschlands für England bedeutet. Ich will nur von
ausländischen, von feindlichen Stimmen sprechen.

		Am 22. März sagt das »Journal of Commerce« in London: »Die
Deutschen versenken in einem Monat so viel Schiffsraum, wie wir in
einer Bauperiode von sechs Monaten kaum herstellen können.«

		Der Vorsitzende der Reeder-Vereinigung von Liverpool erklärte am
5. Mai: »Jahre werden vergehen, ehe die furchtbaren Verluste, die
die englische Schiffahrt erleidet, wieder ersetzt werden können.
Ziffern darf ich Ihnen nicht mitteilen, lassen wir es mit der
traurigen Feststellung genug sein, daß nicht allein die
Schiffahrt Englands auf unbestimmte Zeit hinaus ihren Weltrang
verliert, sondern daß auch unser Handel und unsere Industrie
schwere Zeitläufte durchmachen müssen, ehe sie wieder die alte Höhe
erklimmen. Der Gedanke, daß der torpedierte Frachtraum durch
Neubauten wird ersetzt werden können, kann nicht ernst genommen
werden.«

		Der »Manchester Guardian« schreibt am 18. Juli folgendes: »
Die Seeherrschaft im alten Sinne besitzt England nicht mehr
und wird sie nicht wiedererlangen, seitdem die Deutschen den
unbeschränkten U-Bootkrieg führen.«

		Das »Journal of Commerce« schreibt am 26. Juli: »Es wird ein
Punkt für England kommen, an dem es mit der Möglichkeit zur
Ersetzung des von den Deutschen versenkten Schiffsraumes zu Ende
ist.«

		In Amerika schreibt die »New Republik« am 2. Juni: »Leute, die
ihrer Stellung nach recht wohl zur Beurteilung berufen sind, haben
die Ansicht ausgesprochen, in einer Zeit von acht Monaten werde
England geschlagen sein, wenn es nicht vermag, durch eine gewaltige
Beschleunigung der Schiffsbauten die U-Bootverluste wettzumachen.«
Die amerikanische Zeitschrift sagt: »Gelingt dies nicht, dann ist
der Krieg für England verloren.«

		In Neuseeland sind laut »Times« vom 29. August 2 500 000
gefrorene Hammel und 182 000 Ballen Baumwolle, die auf die
Verschiffung nach England warten, die aber von England nicht
abgeholt werden, weil England keinen Schiffsraum mehr hat, um diese
Nahrungsmittel und Waren für seine Bevölkerung von seinen Kolonien
abholen zu lassen.

		Im »Volksrat« in Pretoria wurde mitgeteilt, daß 220 000 [bookmark: page109]Ballen Merinowolle
in Südafrika lagern, weil England aus Mangel an Schiffsraum nicht
mehr in der Lage sei, die Wolle abzuholen.

		Im Londoner Parlament faßte ein Abgeordneter die Lage Englands
in der jetzigen Situation mit den Worten zusammen: »Was
England jetzt durchmacht, ist ein Wettrennen mit dem
Tode; wir wissen nicht, ob wir vor dem Tode ankommen
werden.«

		Das ist also das Ergebnis, das uns die wirtschaftliche
Offensive, der Beginn des uneingeschränkten U-Bootkrieges gebracht
hat. Wer ein Gegner dieser Maßnahmen war, der stelle sich einmal
die Frage: Wo wären wir denn jetzt ohne den unbeschränkten
U-Bootkrieg, wenn wir von Monat zu Monat wirtschaftlich
schwächer würden; wenn es bei uns mit den Lebensmitteln und
Rohstoffen immer schlechter würde, während England in der alten
Sorglosigkeit und Unbekümmertheit dahinlebte? – Dann wäre die Zeit
unser Feind. Dann brauchte England am Kriege selbst gar nicht
teilzunehmen, bis wir an wirtschaftlicher Blutarmut zugrunde
gingen. Dadurch aber, daß wir seit dem 1. Februar die Offensive auf
diesem Gebiete ergriffen haben, dadurch, daß England jetzt in einem
Monat vielleicht schwächer wird, als wir früher in sechs Monaten
vielleicht, dadurch ist das wirtschaftliche Gleichgewicht
wiederhergestellt, während wir auf militärischem Gebiete das
Übergewicht haben. England führt jetzt den Krieg mit der Uhr in der
Hand; England weiß ganz genau, daß, wenn die Zeit so weiter
fortschreitet, ganz bestimmt der Punkt kommen wird, wo es nicht
mehr in der Lage sein wird, den Krieg weiterzuführen. Und daß dem
so ist, das danken wir meiner Auffassung nach den Männern, die sich
einst zu dem Entschlusse durchgerungen haben, daß wir in einem
Kampfe um die Existenz unseres Volkes und Staates auch das Letzte
einsetzen müssen, um die Zukunft dieses Staates sicherzustellen. So
wie die Masurenschlacht, so wie die anderen großen Siege der
deutschen Heere nie gewonnen worden wären, wenn nicht vor der Tat
die seelische Durchringung zu dem Wagnis gestanden hätte.

		Rechnen Sie dazu den Zusammenbruch Rußlands in
militärischer, politischer und wirtschaftlicher Beziehung, so
werden Sie mit mir zu der Überzeugung kommen, daß das Wort
Hindenburgs wahr ist, das er im August dieses Jahres gesprochen
hat: Niemals war unsere militärische Lage glänzender als
gegenwärtig! – [bookmark: page110]ein Wort, das er sprach, ehe wir Galizien und die
Bukowina wiedererobert hatten, ehe Riga unser war, ehe wir die
Ostsee wieder zu dem alten Mare
Balticum, zu der alten deutschen Ostsee gemacht hatten, ehe
unsere Truppen in die italienische Tiefebene mit eingedrungen
waren. Wenn man die Frage aufwirft, wenn die Lage so gut ist, warum
wir dann nicht zum Frieden kommen, so bin ich für meine Person und
nach meines Herzens tiefinnerster Überzeugung der Ansicht, wir
kommen deshalb nicht zum Frieden, weil wir ihn zu oft angeboten
haben. Wir kommen nicht zum Frieden, weil wir im Auslande den
Glauben an unseren Sieg dadurch erschüttert haben, daß wir diese
Friedensangebote machten. Mein verehrter Nachbar zur Linken, Herr
Geh. Kommerzienrat Marwitz, hat mir von der Auffassung in der
Schweiz berichtet und gesagt: Kein Mensch in der Schweiz glaubt
mehr an unseren Sieg seit dem 19. Juli d. J., weil sich das normal
denkende Gehirn eines Europäers sagt, daß ein Volk, das ein Gebiet
erobert hat größer als das eigene Reich, einen Frieden ohne
Entschädigungen und Gebietserweiterungen nicht anbietet, wenn es
nicht vor dem eigenen Zusammenbruch steht.

		Ich freue mich dessen, daß mir eine politische Situation
erreicht zu sein scheint, bei der jetzt jede Vinkulierung der
Regierung auf diesen Beschluß aufhört, daß es heute keine
geschlossene bürgerliche Partei des deutschen Reichstages mehr
gibt, die die Absicht hat, die Regierung auf diesen Beschluß
festzulegen. Hat doch auch Graf Czernin jetzt erklärt, daß
selbstverständlich, wenn das Echo auf dieses Friedensangebot nur
Hohn und Spott wäre, auch die Bedingungen dieses Friedensangebotes
der Vergangenheit angehören. Durchhalten ist jetzt alles! Der Krieg
ist ein Krieg der Nerven geworden; unser letzter großer Sieg der
deutschen Nerven war das Ergebnis der letzten Kriegsanleihe; und
wenn wir wirtschaftlich und seelisch durchhalten bis zum Ende, dann
wird dieses Ende auch nicht mehr allzufern sein.

		Allerdings wird dieses Durchhalten gerade der Industrie sehr
schwer gemacht, und zwar den Industriezweigen, die nicht von Natur
aus Rüstungsindustrien sind, sondern deren Struktur vor dem Kriege
darin bestand, daß die Exportindustrie überwog. Langsamer ist bei
uns die Umstellung erfolgt als in den Industrien anderer
Wirtschaftsgebiete; schneller hat sich das Gehirn mancher
Existenzen, die vor dem Kriege nicht die Ehre genossen, zur
deutschen Kaufmannschaft zu gehören, in der Reichshauptstadt und
[bookmark: page111]anderwärts auf
Kriegsgewinne eingestellt, als die Empfindung derjenigen, die
gewohnt waren, Werte zu schaffen und in dieser produktiven
Tätigkeit den Sinn ihres Lebens zu sehen. Anders auch war für uns
die Situation als wie in Rheinland-Westfalen, wo die großen
Werkstätten für Militärlieferungen lagen, wo in den großen,
mächtigen Gebieten der Roheisenerzeugung, der Kohlenerzeugung, der
Stahlerzeugung, gewissermaßen die gegebenen Militärwerkstätten
Deutschlands lagen. Was wir vermeiden müssen für die Gegenwart und
für die Zukunft, was die deutsche Reichsregierung vermeiden muß und
wogegen die sächsische Staatsregierung Einspruch erheben muß, das
ist eine Entwicklung, die etwa dahin führte, daß eine Hypertrophie
der Industrie, eine Überfüllung der Industrie in einzelnen
Landesteilen Hand in Hand ginge mit einer wirtschaftlichen
Blutentziehung in anderen Landesteilen. Es geht nicht an, daß die
heutigen Wohnungsverhältnisse in Rheinland-Westfalen in den Frieden
übernommen werden; es geht nicht an, daß dorthin der Strom des
ganzen Wirtschaftslebens gerichtet wird, und daß andererseits die
alten Stätten unserer ganzen Weltmachtsstellung innerlich verarmen
aus Mangel an Tätigkeit.

		Die Entwicklung unserer sächsischen
Wirtschaftsverhältnisse ist einem Prozesse der fortdauernden
wirtschaftlichen Blutentziehung vergleichbar. Wir erlebten das
allmähliche Versiegen des Exportes; wir erlebten das Erliegen
vieler Betriebe durch Rohstoffmangel; wir erlebten das Erliegen
vieler Betriebe durch Zusammenlegung und Stillegung infolge
wirtschaftlicher Maßnahmen: Rationierung der Kohle, die
Anforderungen des Hilfsdienstgesetzes. Wir sahen diese
Schwierigkeiten noch erhöht durch die Schwierigkeit der
Kohlenversorgung aus dem verbündeten Auslande. Und wir sehen nun
als Ergebnis dieses Ganzen doch eine derartige Schwächung der
sächsischen Wirtschaftskraft, daß man sich fragen muß: Wo soll die
Steuerkraft Sachsens in Zukunft herkommen? Wie soll Sachsen in
Zukunft seine Kulturaufgaben erfüllen, wenn dieser Entwicklung
nicht Halt geboten wird?

		Deshalb ist es meiner Auffassung nach Pflicht aller beteiligten
Kreise, die Grundlagen für die künftige wirtschaftliche Kraft und
Wettbewerbsfähigkeit der sächsischen Industrie zu schaffen. Dazu
gehört zunächst eine angemessene Beteiligung Sachsens an den
Heereslieferungen. Je weniger wir den unmittelbaren
Heeresbedarf befriedigen können, um so mehr müssen wir für andere
Lieferungen in Betracht kommen. Der Beschluß des Hauptausschusses
des Reichstages sagt ausdrücklich, daß nicht die [bookmark: page112]Kopfzahl, sondern die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der einzelnen Bundesstaaten
maßgebend sein soll für ihre Beteiligung an den Lieferungen. Daß
aber die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Sachsens weit
hinausgeht über seinen prozentualen Anteil an der Lieferungsziffer,
kann wohl keinem Zweifel unterliegen. Hinter dem Schlüssel, der für
die Beteiligung Sachsens an den Lieferungen aufgestellt ist, sind
wir in den ersten Monaten dieses Jahres zurückgeblieben; in letzter
Zeit erst ist eine Besserung eingetreten. Wir freuen uns dessen,
und wir hoffen, daß die Bestrebungen unseres Verbandes auf ein
besseres Zusammenwirken zwischen den militärischen Behörden und der
Industrie sich immer mehr in die Praxis umsetzen werden. Wir freuen
uns auch darüber, daß der von uns angestrebte industrielle Beirat
für die entscheidenden vergebenden Stellen jetzt grundsätzlich
genehmigt worden ist. Wir hoffen, daß das Zusammenwirken mit ihm
dazu führen wird, daß die Aufrechterhaltung der sächsischen
Industrie gewährleistet wird durch die Zuweisung des ihr
zukommenden Anteiles an den Lieferungen für das Heer und die
Flotte, damit so diejenigen Grundelemente erhalten bleiben, die
notwendig sind für den künftigen Ausbau der sächsischen
Volkskraft.

		Neben den Heereslieferungen kommt eine maßgebende Bedeutung der
Umbildung der Wirtschaft zu, wie sie der Krieg gezeitigt
hat. Die harte Kriegsnotwendigkeit zwang uns zur Konzentration der
wirtschaftlichen Kraft. Es wurde die Parole ausgegeben, daß nur die
leistungsfähigsten Betriebe erhalten bleiben dürften. Dieser
Grundsatz darf aber meiner Meinung nach nicht mit nackter
Brutalität durchgeführt werden. Er muß eine Einschränkung erfahren
nach allgemeinen volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten, die sich
für mich nach anderer Richtung hin abzeichnen als nach der, daß
der, der stark ist, noch stärker gemacht werden soll, und der, der
schwach ist, noch mehr geschwächt werden soll. Die Philosophie
eines Nietzsche darf hier nicht der Lehrmeister für Deutschlands
industrielle Entwicklung sein. Was wir jetzt treiben, gezwungen
durch die Kriegsnotwendigkeit, was wir aber nicht übertreiben
dürfen in bezug auf die Differenzierung zwischen Leistungsfähigkeit
und angeblicher Leistungsunfähigkeit, das widerspricht allen
Grundsätzen einer vernunftgemäßen Mittelstandspolitik, zu der wir
uns bisher doch wohl alle im bürgerlichen Lager bekannt haben. Ich
warne die Staatsregierung vor einer Überspannung des Begriffs der
Konzentration der Betriebe. Wenn wir uns vor dieser Überspannung
nicht hüten, dann fahren wir mit [bookmark: page113]vollen Segeln in den sozialistischen
Zukunftsstaat hinein. Die Zwangssyndikate, der Gedanke der
Staatsmonopole sind lediglich Etappenstationen auf diesem Wege. Mir
scheint, als wenn hier eine Verkennung der industriellen
Individualisierung vorliegt: was für Eisen, für Kohlen, für Stahl
gilt, das gilt noch lange nicht für Posamenten und Spielwaren;
etwas ganz anderes ist die Struktur des sächsisch-thüringischen
Wirtschaftsgebietes, etwas ganz anderes ist die Struktur des
Wirtschaftsgebietes von Rheinland-Westfalen. Ich sage das ohne jede
Animosität gegen die westliche Industrie, wir brauchen einander,
wir sind wie Bruder und Schwester; wie soll der eine auskommen,
wenn er nicht den anderen hat? Ich stimme dem Herrn Staatssekretär
zu, wenn er sagt: Ich brauche ein Kohlensyndikat aus
volkswirtschaftlichen Grundsätzen heraus. Aber ich widerspreche
ihm, wenn er Zwangssyndikate errichtet für die Ausfuhrindustrie,
die auf Grund ihrer Individualität uns die Stellung auf dem
Weltmärkte gesichert hat, auf die wir stolz waren vor dem Kriege,
auf die wir stolz sein wollen nach dem Kriege. Was draußen dem
deutschen Können, was draußen der deutschen Ware den Weg geebnet
hat, das war nicht die Syndikatsherrschaft in Deutschland, das war
die Einzeltätigkeit des Einzelkaufmanns, das war das, was hier den
Einzelnen veranlaßt hat, Zähne und Nägel für sein Unternehmen
einzusetzen, um in die Höhe zu kommen, es vom Handwerksbetriebe zu
entwickeln zur Industrie, von der Industrie zum Großbetrieb, das,
was hier in dem erfolgreichen Studium der Seele der Völker der
deutsche Kaufmann geleistet hat, und was ihm der deutsche Diplomat
bis heute nicht gleichzumachen verstanden hat. Wir haben gesehen,
daß in einer Zeit, in der man gegen Deutschland mit geistigen
Waffen im Kampfe stand, der deutsche Kaufmann die Welt eroberte.
Dazu half ihm sein Sinn für Spezialisierung, sein Sinn der
Anpassung an individuelle Strömungen, die Art und Weise, in der er,
für den das Wort der alten Legionen galt: Ohne Urlaub werden wir
geboren, den Sinn des Lebens darin erblickt, bis zum letzten
Atemzuge tätig zu sein für seinen Betrieb, für sein Unternehmen.
Diese rastlose Tätigkeit, ebenso weit entfernt vom Rentnertum der
Franzosen wie von der week-end-Philosophie des Engländers, war
vielleicht das, was uns unbeliebt gemacht hat in der Welt. Es hing
damit zusammen, daß wir, die wir spät zur politischen Macht
erstarkten, das erst nachholen mußten, was die anderen ein
Jahrhundert vorher vor uns voraus hatten, als wir noch auf der Elbe
allein 17 Zollstationen hatten, als wir uns das Leben im Innern
durch politische [bookmark: page114]und wirtschaftliche Zersplitterung schwer machten
und deshalb die Flügel nicht regen konnten. Wir sehen heute, daß
man die Absicht hat, dieser Entwicklung der Einzeltätigkeit
entgegenzutreten. Was sich jetzt vor unseren Augen in der
Konstruktion der Zwangssyndikate darstellt, kann man nur mit
größtem Bedauern sehen. Es ist die Negation dieses Willens der
Einzeltätigkeit; es ist der Gedanke des kommenden Staatssozialismus
gegenüber der Privattätigkeit. Wenn irgendein Land einen Anlaß
hätte, hiergegen zu protestieren, dann wäre es das Königreich
Sachsen, dann wäre es die sächsische Industrie, und zwar nicht nur
von irgendeinem wirtschaftlichen Standpunkte aus, sondern vom
höchstempfundenen Staatsinteresse.

		Was sollen uns diese Zwangsgebilde an sich, wohin treiben wir
mit dieser Entwicklung? Ich bedauere zunächst die Einflußlosigkeit,
zu der man die Industrie in diesen Gebilden verurteilt hat. Man
gibt der Industrie jetzt eine Leitung in einem
Überwachungsausschusse. Vom kaufmännischen Standpunkte aus würde
ich schon gegen das Wort »Überwachungsausschuß« Einspruch erheben.
Will man die Industrie überwachen, weil man sie an sich für illoyal
hält?

		Dieser Überwachungsvorstand, der die Leitung der Syndikate hat,
wird aber nicht gewählt, er wird ernannt, ernannt vom
Reichskanzler, d. h. vom Reichsamt des Innern, und abberufen vom
Reichskanzler, bzw. vom Reichsamt des Innern. Eine große Industrie,
bis dahin groß geworden durch Einzeltätigkeit, wird unter Aufsicht
gestellt. Der Vorstand ernennt für die einzelnen Landesteile einen
Beirat, der vom Reichskanzler dem Syndikat zur Seite gegeben wird.
Die Mitglieder dieses Beirates können auf der Hauptversammlung
erscheinen; sie haben dort aber nur beratende Stimme, nicht etwa
beschließende. Die Regierung behält sich allerdings durch einen
Reichskommissar als Überwachungsinstanz noch eine Überwachung
dieses Überwachungsausschusses vor. Umgekehrt erschiene mir die
Konstruktion richtig: der Vorstand müßte frei gewählt werden, und
daneben müßte ein Vertreter des Reichskanzlers bestehen, der ein
Vetorecht hätte, wenn das öffentliche Interesse etwa verletzt
würde. So ließe ich mir's gefallen: die Industrie wählt sich selbst
ihre Vertretung; verletzt der Vorstand das öffentliche Interesse,
dann soll der Vertreter des Staates sein Veto einlegen können. Aber
erst die ganze Leitung vom Reichskanzler ernennen, dann einen
Beirat ernennen und dann noch einen Reichskommissar mit einem
Vetorecht und den Beirat nur mit beratender Stimme bei der
Hauptversammlung – das ist [bookmark: page115]nichts anderes als: die Industrie zu einem völlig
abhängigen Ausführungsorgan der Regierung herabwürdigen.

		Ich ersuche die Herren von der Regierung, sich doch einmal
hineinzuversetzen in die Seele eines Industriellen, dessen Betrieb
nicht nur stillgelegt wird, während der Nachbar neben ihm erstarkt,
sondern dem man auch noch die Maschinen wegnimmt, die der
Stillgelegte besessen hat, und sie dem weiterarbeitenden
Wettbewerber zuführt. Das kann man seelisch nur verstehen, wenn man
etwas vom eigentlichen kaufmännischen Empfinden in sich hat. Wenn
ich eine tote Maschine sehe, so habe ich an sich schon immer die
Empfindung, daß das ein unnatürlicher Zustand ist, denn zu der
Maschine gehört Bewegung, sonst hat man die Empfindung, sich in
einer Grabkammer zu befinden. Nun aber das, was mir die Seele
meines Betriebes ist, diese Seele meiner eigenen Tätigkeit einem
anderen hinzugeben, ohne zu wissen, wann ich nach dem Frieden
jemals wieder die Möglichkeit habe, meinen eigenen Betrieb in
Wirklichkeit als Betrieb ansehen zu können, verstehen Sie einmal,
was das für einen Industriellen bedeutet, und würdigen Sie unter
diesem Gesichtspunkte manche erregte Stimmung, die vielleicht an
Ihre Ohren tritt. Das ist das so außerordentlich tief
Niederdrückende, was die Situation jetzt hat. Wenn ich dem
Einzelnen sage: du mußt es tun, wir brauchen die Konzentration der
Betriebe wegen des Vaterlandes, das versteht er, und das versteht
die sächsische Industrie. Aber wenn das innerhalb der Industrie
geschehen muß, dann geben Sie dem Einzelnen ein
Mitbestimmungsrecht; aber machen Sie ihn nicht so rechtlos, wie man
es nach den Satzungen her Zwangssyndikate für die Schuhindustrie
und für die Seifenindustrie gemacht hat. Die Regierung kann hier
nicht sagen: Was wollen Sie, die Industrie war doch mit den
Satzungen ganz einverstanden! Seien wir uns doch darüber klar, die
Dinge gehen dabei so ihren Weg: man sagt den Industriellen: Wir
haben Sie zusammenberufen, um Sie zu hören zu einem Entwurf; wenn
Sie einverstanden damit sind, ist es gut, kleine Anregungen und
Abänderungen wollen wir gern entgegennehmen; sind Sie aber anderer
Meinung, so machen wir es allein auf Grund des
Ermächtigungsgesetzes vom 4. August. Sie tun also besser, wenn Sie
von vornherein davon absehen, irgend etwas gegen unsere
Grundgedanken zu sagen. Und wenn dann die so durch das
Ermächtigungsgesetz in die Enge Getriebenen sich faute de mieux einverstanden erklären, dann sagt
man, die Industrie habe ihre volle Zustimmung dazu gegeben. So
liegen die Dinge; und wer [bookmark: page116]der heutigen Vormittagssitzung hier beigewohnt hat
und die sehr explosiven Äußerungen der Zustimmung erlebt hat, die
hier bei einzelnen, auch sehr explosiven Ausstrahlungen der Reden
einzelner Mitglieder in diesem Saale erfolgten, der wird sich
darüber keinem Zweifel hingeben, daß die Industrie in ihrer
Gesamtheit diese Bindung und diese Einengung ihrer Tätigkeit als
einen gegen sie gerichteten Schlag empfindet und sich dagegen wehrt
mit allen Kräften.

		Nun haben wir einige Zwangssyndikate während des Krieges
geschaffen; und ich habe kürzlich im Hauptausschuß des Reichstages
den neuen Herrn im Reichswirtschaftsamt, Herrn Staatssekretär Dr.
Schwander, darüber interpelliert, wie das in Zukunft werden würde,
und er hat erwidert, die Zwangssyndikate sollten nicht für
alle Zeiten bleiben, aber sie sollten bestehen bleiben während
der Übergangszeit. Ich bin nicht ganz befriedigt von dieser
Erklärung. Denn was bedeutet Übergangszeit? Ich sehe in diesem
Kampf der Meinungen letzten Endes den Kampf zwischen den
Bestrebungen auf Sozialisierung der Wirtschaft und den Anhängern
einer freiern Wirtschaftsordnung. Wenn es nach den politischen
und nach den Salonsozialisten geht, bleiben wir dauernd in der
Übergangswirtschaft, bis der Übergang zum Staatssozialismus
vollzogen ist. Ich verweise Sie in dieser Beziehung auf den Vortrag
des Herr Dr. Walther Rathenau über »Probleme der
Friedenswirtschaft«. Dieser Vortrag, der in der Deutschen
Gesellschaft 1914 gehalten wurde, schillert von gefährlichen
Schlagworten. Die Wirtschaft, sagt Rathenau, kann nicht mehr Sache
des einzelnen sein, sondern wird zur Sache der Gesamtheit. Er
fordert im einzelnen, abgesehen von einer Jahresabgabe vom
Verbrauch von der Benutzung luxuriöser Gegenstände, die
Durchführung einer staatlichen technischen Arbeitsmethode; es soll
nicht mehr Sache des einzelnen sein, ob er Raum, Werkzeuge und
Material mit vergeudet. Das bedeutet nichts anderes als
Zwangssyndikate in aeternum. Er
stellt die Frage, inwieweit der Mensch überhaupt das Recht habe,
sich außerhalb der Arbeitswirtschaft zu stellen; es sei für
Deutschland zu ertragen, wenn es etwas weniger Gelehrte und etwas
weniger Rentner gäbe, – also die Hilfsdienstpflicht ebenfalls
in aeternum. Er empfiehlt, daß
anstatt der Reisenden der einzelnen Firmen, die eine Vergeudung der
einzelnen Menschenkraft darstellen, Sammellager errichtet würden in
den einzelnen deutschen Städten, wo sich die Kunden und die [bookmark: page117]Verkäufer träfen. Er
fragt, ob das Gründen, das Finanzieren, weiterhin der freien
Wirtschaft überlassen bleiben soll; er erklärt, daß es nicht
anginge, daß das Land Deutschland ewig in zwei Schichten geteilt
werde, in die Menschen des ererbten Reichtums und in die Menschen
der ererbten Armut. Rathenau berauscht sich hier an seinen
Schlagworten. Denn ein Schlagwort und nichts anderes sehe ich auch
in diesem aufhetzenden Satz von den Menschen des ererbten Reichtums
und den Menschen der ererbten Armut. Dazwischen liegt etwas, was
Herr Dr. Rathenau nicht zu kennen scheint; das sind die Menschen,
die sich emporentwickeln durch die Arbeit des eigenen Geistes und
durch die eigene Tüchtigkeit. Das ist das, was uns in Deutschland
groß gemacht hat und was wir nicht missen wollen. Ich darf erinnern
an die Rede, die Exzellenz Roscher einst gehalten hat bei einem
Festmahl des Verbandes Sächsischer Industrieller in Friedenszeiten,
wo er uns vorführte all die Namen der sächsischen Industriellen,
die heute an der Spitze von Großbetrieben stehen, die aber
hervorgegangen sind aus einer sogenannten kleinen Existenz als
Arbeiter, als Handwerker, wo man Jahr für Jahr, so wie der Baum
Ringe ansetzt, sah, wie das Unternehmen größer wurde, nicht weil
sie Reichtum ererbt hatten, sondern weil sie es verstanden, durch
ihre eigene Tüchtigkeit und Fähigkeit selber groß zu werden, mit
ihren eigenen Kräften mit in die Höhe hineinzuwachsen. Rathenau
schreibt in den »Problemen der Friedenswirtschaft«, er warne die
Regierung vor einer falschen Mittelstandspolitik. Ich warne die
Regierung vor solchen Schrittmachern zum sozialistischen
Zukunftsstaat, wie es Herr Walther Rathenau ist. Wenn wir ihm
folgten, wenn wir uns sagten, jeder Zigarrenladen in der Großstadt
ist unnütz, – gewiß, es kann fünf Verkaufsstellen in Dresden geben;
wenn wir uns sagten, jeder Reisende einer Firma ist unnütz, –
gewiß, es kann einen Konsumverein in Hamburg geben; oder wir
können Deutschland in ein Dutzend Versorgungsbezirke teilen, die
von solchen Zentralstellen aus beliefert werden; wenn wir in dieser
Weise die Einzeltätigkeit unterbinden, wenn wir all das, was als
Einzelexistenz zwischen Großkapital und Proletariat Gott sei Dank
in Deutschland noch besteht und noch nicht durch den Krieg zugrunde
gegangen ist, wenn wir das alles vernichten und nur noch die Großen
auf der einen und die Abhängigen auf der anderen Seite haben, dann
ist die Zeit des Staatssozialismus da, dann ist aber überhaupt die
Möglichkeit der Erhaltung unserer Stellung auf dem Weltmärkte nicht
mehr [bookmark: page118]gegeben. Der Gegensatz zwischen ererbtem
Reichtum und ererbter Armut ist dann nur noch ein Gegenstand für
rückblickende Doktordissertationen; denn bei Annahme dieser Theorie
wäre Deutschland in seiner Gesamtheit verarmt und würde gar nicht
mehr in der Lage sein, über ererbten Reichtum nachzudenken.

		Wir sind nicht im luftleeren Raum! – Das ist das Falsche an
solchen Theorien, daß sie die Welt ansehen, als wäre sie irgendein
luftleerer Raum, in den hinein man Traumschlösser bauen könnte.

		Was ist der Grundgedanke dieser Rathenauschen Ansichten, die
naturgemäß lebhaft begrüßt werden vom »Vorwärts« und den ihm
verwandten Blättern? – Die Theorie der größten
Arbeitsersparnis, die wir für die Zukunft haben müßten,
gegenüber den wirtschaftlichen Kämpfen der Vergangenheit. – Mich
dünkt, ich hätte von dieser Theorie der größten Arbeitsersparnis
schon im Frieden manchmal gehört. Diese Theorie, die führt zur
Utopie! Mit dieser Theorie von der größten Arbeitsersparnis hat man
die großen Kriegsgesellschaften gegründet und verteidigt die große
Zentralisation in der Reichshauptstadt, hat erklärt, man könne es
nicht mehr dulden, daß der Handel als lästiger Zwischenfaktor
erscheine zwischen dem Produzenten und dem Konsumenten; man könne
es nicht mehr dulden, daß der einzelne vom Gesichtspunkte seiner
Firma aus wirtschafte; das »ganze Deutschland soll es sein!«, von
dem großen Gesichtspunkte der Arbeitsersparnis solle alles geleitet
werden! Aber selten sind so viele Materialien spazierengefahren
worden auf der Eisenbahn als seither!

		Es gibt ein altes lateinisches Sprichwort: Natura non facit saltus – die Natur geht nicht
sprungweise vorwärts. Der deutsche Kaufmann ist nicht so töricht,
zu glauben, daß alle seine praktische Erfahrung seit Jahrzehnten
nichts werte gegenüber irgendwelchen neu auftauchenden Theorien.
Nein, was sich die deutsche Industrie seit hundert Jahren in bezug
auf die Organisation der Erzeugung und Verteilung überlegt hat als
das für sie zweckmäßigste, von dem kann man schon annehmen, daß es
gründlich durchdacht ist von Leuten, die wohl wissen, was sie
wollen. Man darf nicht glauben, daß man so ohne weiteres
zehntausende Kaufmannshirne durch eine neue Organisation ersetzen
könnte. Man hat den Handel gegenwärtig ausgeschaltet, man wird ihn
wieder rufen müssen zum neuen Aufbau der Wirtschaft, besonders
unseren Außenhandel. Man spricht gegen den persönlichen Vorteil!
Ohne [bookmark: page119]das Agens
des persönlichen Interesses gedeiht keine Wirtschaft! Das mag der
Ethiker beklagen; der Wirtschaftspolitiker wird sagen, daß in dem
Augenblicke, in dem man dieses Agens des persönlichen Interesses
ausschaltet, die Wirtschaft an sich damit totgemacht wird.
Inwiefern man das, was der einzelne an persönlichem Vorteil
erreicht durch seine Tätigkeit und Tüchtigkeit, ihm durch die
Steuergesetzgebung etwa wieder abnimmt zugunsten der Allgemeinheit,
das ist Sache der Finanzwirtschaft und der Finanzwissenschaft des
Staates. Das System Rathenau würde uns das Beste nehmen, was wir in
Deutschland besitzen, nämlich die persönliche Schaffensfreude und
die persönliche Schaffenskraft des einzelnen.

		Ich darf mir hier wohl einmal ein offenes Wort gestatten über
unsere großen Unternehmungen in Deutschland. Gewiß blicken wir alle
mit Stolz zu ihnen auf. Aber ich habe die Empfindung, daß diese
großen Unternehmungen in vieler Beziehung unserer Volkswirtschaft
nicht nützen, sondern geradezu schaden. Vor allen Dingen nach der
Richtung hin, daß durch sie das eine ausgeschaltet wird, was wir
unbedingt brauchen: der Nachwuchs der deutschen Industrie.
Weshalb nehmen denn die deutschen Großbanken als Direktoren so oft
Herren, die nicht aus ihren eigenen großen Banken hervorgegangen
sind? Weil in einem so großen Betriebe mit seinen Tausenden von
geistigen Arbeitern bei der geistigen Arbeitsteilung der einzelne
nicht dazu kommen kann, sich ein Gesamtbild des ganzen Unternehmens
zu machen. Er bleibt hier ein Durchschnittsmensch, oder wäre er
wirklich ein hervorragender Mensch, so wird er doch systematisch
auf das Niveau des Durchschnitts herabgedrückt. Wenn diese großen
Unternehmungen, wenn die deutschen Großbanken ihre leitenden
Persönlichkeiten entnehmen, sei es aus der Regierung, sei es aus
der Kaufmannschaft oder aus anderen Kreisen, so muß man sich schon
sagen: sie verstehen wohl großzügig zu denken und zu wirken, aber
zugleich ist es ein Armutszeugnis, ein Bekenntnis, daß sie selber
bei ihrer geistigen Arbeitsteilung diese Persönlichkeiten nicht
mehr erzeugen. Und wer ist es, der ihnen diese Persönlichkeiten
gibt? Das ist eben der industrielle Mittelstand, das sind
alle die großen Einzelunternehmungen in Deutschland, mögen sie im
Handel oder in der Industrie oder in der Bankwelt vorhanden sein
oder an einer anderen Stelle.

		So wie der Körper des Menschen frische Blutzufuhr braucht, damit
er sich frisch erhalten kann trotz aller Anstrengungen, so [bookmark: page120]braucht auch der
wirtschaftliche Körper Deutschlands frische Blutzufuhr. Es geht
nicht an, daß ein einziger enger Kreis glaubt, persönlich oder
wirtschaftlich berufen zu sein, die gesamte Wirtschaft zu führen.
Wenn es ihm nicht gelingt, dahin zu kommen, daß immer wieder neue
Persönlichkeiten in ihn eindringen, die sich über den Durchschnitt
emporentwickelt haben, dann wird er nicht weiterkommen.

		Ich habe es mir oft überlegt, dieses eine: dieser Weltkrieg ist.
ein Krieg des Neides gegen unsere Entwicklung – propter invidiam! Ich kann den Gedanken nicht
loswerden, daß, wenn wir nach 1871 in Deutschland eine Politik der
Staatsunternehmungen und der Zwangssyndikate betrieben hätten, dann
kein Mensch uns um die Entwicklung beneidet hätte, die da in
Deutschland entstanden wäre.

		Dadurch, daß die Einzelwesen aus dem Handwerk zur Industrie und
weiter zur Großindustrie emporwachsen, gewinnen wir immer von neuem
den Nachwuchs, der uns groß gemacht hat. Nimmt man das alles fort,
schlägt man das alles tot und setzt Zwangssyndikate und Monopole an
deren Stelle, hält alles unter Staatsaufsicht, dann nimmt man das
freudige Streben heraus aus dem kaufmännischen Leben. Dann schädigt
man aber nicht nur die Kaufmannschaft und die Industrie, dann
schädigt man den ganzen deutschen Staat. Alle Beschlüsse der
Pariser Wirtschaftskonferenz schaden uns nicht so, wie diese
sozialistischen Gedanken schaden würden, wenn man ihnen in
Deutschland jemals nachgeben würde.

		Aus diesen Gedankengängen ergibt sich für mich auch die
Stellungnahme zu der Frage der Übergangswirtschaft. Eine
Übergangswirtschaft vom Krieg in den Frieden ist notwendig, sie muß
da sein, da sonst Anarchie herrschen würde. Wir dürfen über die
ankommenden Rohstoffe nicht frei verfügen lassen durch den
Kapitalkräftigsten; wir würden eine ungemessene Preisentwicklung
haben, wenn wir gestatteten, daß der einzelne, der in der Lage ist,
Schiffe zu chartern und über die Rohstoffe zu verfügen, frei
verfügte über ihre Abgabe. Wir wollen nicht, daß, wenn etwa im
Jahre 1918 der Friede da ist, sich in den ersten Monaten des Jahres
1918 das Bild wiederholte, das wir in den letzten Monaten des
Jahres 1914 erlebt haben. Wenn einmal die Wirtschaftsgeschichte
dieses Krieges geschrieben wird, muß immer wieder das eine betont
werden – das war mir das Tiefbetrübendste, was ich nie von den
deutschen Behörden für möglich gehalten hätte –, daß in diesen
ersten Monaten die redliche Arbeit tuenden [bookmark: page121]Erzeuger wirtschaftlicher Produkte
nicht vorgelassen wurden an den vergebenden Ämtern, und daß
Schieber und Jobber damals die Aufträge bekamen, daß
Generaldirektoren großer sächsischer Werke Hunderttausende an
Provision haben zahlen müssen an Leute, die vor dem Kriege den
Manifestationseid geleistet hatten, die aber die Millionenaufträge
bekommen hatten vom preußischen Kriegsministerium. Das fordert
meiner Meinung nach dazu auf, daß nach dem Kriege noch einmal
geprüft wird, wie solche Verhältnisse bei uns in Deutschland
überhaupt möglich waren. Das ist das außerordentlich Schlimme für
den Kaufmannsstand und für die Industrie, daß man ihn in der
öffentlichen Meinung heute vielfach gleichstellt und verwechselt
mit diesen Existenzen, die in einem kaufmännischen Verein niemals
Aufnahme gefunden hätten, die aber an den vergebenden Stellen
vorwärts kamen, wo man andere zurückwies, die ihrerseits nicht
dasjenige Maß von Unempfindlichkeit besaßen, das jenen eigen war.
Ich bin der Meinung, wir dürfen nicht erlauben, daß irgendwie
unberechtigter Wucher sich geltend mache in der Zeit nach dem
Kriege, wie wir andererseits seitens des Verbandes Sächsischer
Industrieller uns dagegen gewehrt haben, daß eine törichte
Auslegung des Wucherbegriffes den ehrlichen Kaufmann in der
Gegenwart behelligt.

		Deshalb bin ich der Auffassung, wir müssen zunächst seitens der
Allgemeinheit über den Schiffsraum verfügen, über die Art und
Weise, wie die Rohstoffe hereinkommen, über ihre Verteilung auf
Grund bestimmter Schlüssel für die einzelnen Industrien; wir werden
in dem geregelten zwangsläufigen Wirtschaftsorganismus noch eine
Zeitlang bleiben müssen. Das ist notwendig, denn die Weltgeltung
unserer Valuta ist notwendig für unsere Preisstellung, obwohl ich
das eine, wenn es auch ketzerisch ist, zum Ausdruck bringen möchte:
ich gehöre nicht zu denen, die da glauben, daß die Valutaschmerzen
so lange andauern werden; ich habe vielmehr die feste Überzeugung,
daß an dem Tage, wo Friede ist und die Meere frei sind, die
deutsche Mark wieder eine Weltgeltung haben wird, von der sich nur
die wenigsten ein Bild machen können. Als es in der Welt einmal
hieß, es wird Frieden, hat man die deutsche Mark gleich ganz anders
geschätzt, als es heute ist; und die Dinge liegen nicht so, daß wir
nur diejenigen sind, die die Welt anbetteln, von uns Waren zu
nehmen, sondern daß die Welt der deutschen Waren bedarf. Täuschen
Sie sich über das eine nicht: beliebt in der Welt sind wir auch vor
diesem Kriege nicht gewesen; aus Liebe für unsere blauen deutschen
Augen hat [bookmark: page122]uns
kein Mensch in der Welt für eine Mark Waren abgekauft, sondern weil
sie entweder besser oder preiswerter waren als die Waren, die
andere angeboten haben. Nach dem deutschen Kali hungert die ganze
Welt, die deutsche Kohle können heute die Neutralen nicht
entbehren, die deutschen chemischen Produkte werden sofort wieder
ihren Eingang finden. Wir werden in dieser Beziehung wirklich nicht
die Empfangenden, sondern auch die Gebenden sein können. Deshalb
fürchte ich auch nicht, daß wir uns einrichten müßten auf eine
Überganszeit in aeternum. Ich bin der
Überzeugung, die einst Herr Staatssekretär Dr. Helfferich
ausgesprochen hat, daß der Reichskommissar für Übergangswirtschaft
die Aufgabe hätte, sich so schnell als möglich überflüssig zu
machen, daß wir in dem Augenblick, wo wir Handel und Industrie die
Freiheit wiedergeben können, wir sie ihnen wiedergeben müssen. Ich
bin der Auffassung, daß wir sogar in der Zwischenzeit mit allem
aufräumen müssen, was nach Monopol aussieht für die Beherrschung
einzelner Wirtschaftszweige. Die Kriegsgesellschaften geben
uns heute nicht ihre Satzungen, verweigern die Mitteilung der
Zusammensetzung ihrer Vorstände, verweigern die Wiedergabe ihrer
Geschäftsbedingungen; sie verschanzen sich dahinter, das sei
Kriegsgeheimnis. Mag sein, mag nicht sein, jedenfalls, wenn der
Krieg zu Ende ist, haben wir den Wunsch, daß sich ihr Wirken in
voller Öffentlichkeit abspielt, daß sie sukzessive wieder aufgelöst
werden, schneller, als sie entstanden sind.

		Wir haben diesen Wunsch schon nach einer anderen Richtung hin.
Wir wünschen nicht, daß die Zentralisation des deutschen
Wirtschaftslebens, die sich heute in der Reichshauptstadt
vollzogen hat, für die Ewigkeit bleibt. Deutschland ist kein
Einheitsstaat. Das mag ihm politisch eine Schwäche geben gegenüber
England, Frankreich und anderen Staaten, aber das ist
wirtschaftlich und geistig etwas, was Deutschland voraus hat vor
anderen Ländern in der neuen und in der alten Welt. Wir wollen
nicht, daß sich lediglich in der Reichshauptstadt das ganze
Wirtschaftsleben Deutschlands konzentriere. Niemand wird das
unterschätzen, was an wirtschaftlicher Arbeit dort geleistet wird,
aber wir haben die Reichshauptstadt auf der einen Seite, und wir
haben daneben Oberschlesien und Rheinland-Westfalen, wir haben
Barmen und Elberfeld und Sachsen und Thüringen; und all das soll in
seiner Eigenart bleiben, das soll nicht schematisiert, nicht
schabionisiert werden. Ich wünsche das auch schon aus dem Grunde
nicht, weil ich der Meinung bin, daß auch die geistige [bookmark: page123]Eigenart unseres
deutschen Volkes erhalten bleiben muß, daß die Vielfältigkeit der
deutschen Lebensenergie und des deutschen Fühlens und Denkens uns
erhalten bleiben soll, uns erhalten bleiben muß in allen Zeiten.
Ich wünsche dies um so mehr, als mir bange ums Herz werden würde,
wenn die Stimmung der Reichshauptstadt etwa die Stimmung
Deutschlands in diesem Weltkriege sein würde, weil ich die
Empfindung habe, daß ich stahlharte Nerven finde, wenn ich einmal
ins Land hineinkomme und dort den unverdorbenen deutschen Geist,
die unverdorbene deutsche Siegeszuversicht vorfinde. Daß sich alle
diese Eigenart wieder zusammenfindet in dem einen großen Gedanken
des Eintretens für Deutschland, wenn Deutschland bedroht ist, das
hat uns dieser Weltkrieg ja bewiesen. Deshalb keine Zentralisation!
Soweit es möglich ist: Wiedererweckung der alten schlummernden
Kräfte und dazu die Notwendigkeit, die Zwangssyndikate aufzulösen,
sich von den Monopolen freizumachen, Kriegsgesellschaften nicht
mehr erstehen zu lassen und dem einzelnen zu sagen: Der Staat will
helfen, daß du so bald wie möglich wieder in der Lage seiest,
mitschaffen zu können an der wirtschaftlichen Wiedergeburt
Deutschlands!

		Große Dinge werfen ihre Schatten voraus, und große Dinge sind
anscheinend die künftigen Steuern; darüber besteht wohl kein
Zweifel bei uns. Deshalb hat es auch in den Kreisen der Industrie
große Bedenken erregt, daß der gegenwärtige Herr Reichskanzler in
Stuttgart den Gedanken zum Ausdruck gebracht hat, die
Zwangssyndikate auch über die Kriegszeit hinaus beizubehalten, den
Gedanken von der Beteiligung des Reiches an wirtschaftlichen
Unternehmungen aussprach. Ich stelle dem gegenüber die erfreuliche
Erklärung des heute hier mit anwesenden Herrn sächsischen
Finanzministers fest, der im sächsischen Landtage als seine
Auffassung betonte, daß Sachsen keinerlei Veranlassung habe, an dem
Grundgedanken der Privatwirtschaft irgendwie rütteln zu wollen nach
der Richtung, daß derartige monopolistische Tendenzen von
sächsischer Seite aus gefördert würden. Ich möchte dem Herrn
Finanzminister für dieses Eintreten aufrichtig danken, und ich
glaube, daß ich diesen Dank im Namen der gesamten sächsischen
Industrie, der gesamten sächsischen Volkswirtschaft hier
aussprechen kann. Ich möchte nur noch die Bitte anfügen, seinen
weittragenden Einfluß auch bei den Stellen zum Ausdruck zu bringen,
wo derartige Tendenzen etwa hervortreten.

		Es mag sein, daß wir nach dem Kriege mehr Monopole haben werden
als vorher. Wenn Monopole aus steuerlichen Gründen [bookmark: page124]eine unbedingte Notwendigkeit
sind, wo es nachgewiesen wird, daß die Monopolform die verbesserte
Steuerform ist, dann mögen sie ertragen werden; sie können auch da
ertragen werden, wo vorher schon die Form des Privatmonopols
bestanden hat, wo der Übergang zum Staatsmonopol nur noch graduell
ist. Aber im übrigen täusche man sich nicht darüber, daß das
Hineinreden des Staates in die Wirtschaft auch aus steuerlichen
Gründen nur vom Übel sein kann. Es ist gar nicht gesagt, daß das
Staatsmonopol an Stelle der freien Wirtschaft überhaupt
höhere Erträgnisse bringt. Der Staat arbeitet teurer, und er muß
auch teurer arbeiten. Ich habe mich stets dagegen gewehrt, daß man
diese Behauptung etwa als einen Vorwurf ansieht. Das ist kein
Vorwurf, sondern die einfache Konstatierung einer Tatsache. Wenn
man den Generaldirektor des besten Werkes in eine staatliche
Stellung hineinstellt, so muß man ihm etwas von der Initiative
nehmen, die er als Generaldirektor gehabt hat; als Verwalter des
öffentlichen Vermögens kann er nicht diejenige Freiheit haben, die
er in seiner Privatstellung gehabt hat, und weil er sie nicht haben
kann, darum ist er mehr eingeengt in seiner ganzen Schaffenskraft.
Aus diesem Grunde ist eben vielfach die staatliche Wirtschaft, wie
wir das bei der Differenz über die Kohlenverhältnisse gesehen
haben, der privaten gegenüber eingeengt und sollte daher auf ein
Mindestmaß beschränkt werden. Wenn man davon spricht, man müßte
über gewisse Rohstoffe verfügen im Interesse der politischen Macht,
so zeigt die gegenwärtige Kriegswirtschaft, daß man die
Privatwirtschaft bestehen lassen und trotzdem die politische Macht
ausüben kann, die in der Verfügung über die Produkte Deutschlands
liegt.

		Krank ist unser deutscher Wirtschaftskörper; gesunden kann er
nur in freier Luft, aber nicht unter staatlicher Aufsicht. Möge man
sich darüber keinem Zweifel hingeben, auch nicht in denjenigen
Kreisen, die glauben, durch eigene Staatswirtschaft die großen
steuerlichen Aufgaben der Zukunft lösen zu können.

		Sie sehen, meine Herren, es sind gewaltige Aufgaben, die in der
Zukunft vor uns stehen; um so wichtiger ist für die Entscheidung
über unsere wirtschaftliche Lage in den nächsten Jahrzehnten, daß
diese Aufgaben nicht wirtschaftlich, nicht sozialpolitisch und
nicht steuerpolitisch gelöst werden, ohne daß der Industrie, der
Landwirtschaft und dem Gewerbe Gelegenheit gegeben werde, auch an
diesen Aufgaben mit raten und mit taten, mit wirken zu können.
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		Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, gewinnt die Frage der
Reform der Ersten Ständekammer bei uns, der Reform des
Herrenhauses in Preußen und der Einführung der
Verhältniswahl für den Deutschen Reichstag ihre große
Bedeutung. Wir sehen jetzt eine gewaltige Strömung durch
Deutschland gehen, eine Strömung, die man die demokratische nennt;
sie fordert, daß das Volk als solches ohne irgendwelche
Differenzierung nach Beruf und Klassen und Steuerleistung seinen
politischen Willen zum Ausdruck bringt. Diese Entwicklung ist
meiner Ansicht nach nicht aufzuhalten. Wünschenswert ist nun aber
nicht, daß dann die großen Strömungen, die die öffentliche Meinung,
oft auch unter Beeinflussung durch den Popularitätsgedanken,
beherrschen, sich allein gesetzgeberisch umsetzen, sondern daß dem
gegenüberstehenden andere Organisationen, die frei sind von dieser
Augenblicksstimmung des Tages und in der Lage sind, gewissermaßen
das stabile Element des Staatslebens, des Volkslebens zu
repräsentieren. Diese werden aber auch nur dann ihren großen
Einfluß haben, wenn sie auch ihrerseits nicht einseitig sind, wenn
sie ihrerseits allen denjenigen großen Wirtschaftskörpern, die
vorhanden sind im Leben der Gegenwart, den möglichen Einfluß
gewährleisten. Ich bedauere das eine recht sehr, daß die vielfachen
Anregungen, die unser Verband gegeben hat in diesem Weltkriege,
diese Frage zu lösen, bisher so wenig praktischen Erfolg gehabt
haben. Als ich vor 15 Jahren zum ersten Male zu Ihnen sprach, habe
ich die Reform der Ersten Ständekammer bereits angeregt und immer
gehofft, daß sie selbst die Initiative dazu ergreifen würde.
Dieselbe Frage gilt für Preußen, dieselbe Frage – ich erwähnte es –
wird Mitwirken bei der Neugestaltung des Reiches. Ich begrüße aus
vollem Herzen das Verhältniswahlrecht für die Großstädte; es wird
den wilden Kampf der Parteien ausschalten, weil von vornherein
beispielsweise in Dresden feststeht, daß, wenn Dresden zwei
Abgeordnete wählt nach dem Verhältniswahlrecht, die Abgeordneten
zweier bestimmter Parteien in den Reichstag einziehen werden. Damit
entfällt für sie jeder Grund persönlicher Verunglimpfung, der Grund
der Parteileidenschaft, und da die Sicherheit der Wahl besteht und
nicht eine Zufälligkeit von wenigen Stimmen entscheidet, haben die
Parteien auch die Möglichkeit, den besten Mann auf den Schild zu
erheben. Wenn dasselbe der Fall ist in den Hansestädten, in Köln,
Barmen, Elberfeld, Essen und wo immer, dann hoffe ich, daß, wenn
der Ruf ergeht an die Führer [bookmark: page126]des Wirtschaftslebens, sich zur Verfügung zu
stellen für die Wahl in das deutsche Reichsparlament, sie sich dann
diesem Rufe nicht versagen. Wir brauchen dringend im Deutschen
Reichstag die Stimme der Praxis, die Stimme der Erfahrung; ich bin
überzeugt, daß alle Parteien es begrüßen werden, wenn endlich auch
einmal die Kapitäne des Wirtschaftslebens, die selber die einzelnen
Ausstrahlungen der Gesetzgebung im eigenen Betriebe erfahren und
empfinden, bei dieser Gesetzgebung Mitwirken, und ich hoffe
deshalb, daß die verbündeten Regierungen festhalten werden an dem
Gedanken des Verhältniswahlrechts als Ergänzung des heutigen
Wahlrechts, daß sie es erstrecken werden auf möglichst viele große
Städte, daß sie uns da befreien werden von den Schlacken des
Wahlkampfes der Gegenwart, daß sie die Möglichkeit geben, das gute
Bürgertum der deutschen Städte wieder zur Mitwirkung im Deutschen
Reichstag zu berufen. Kommt das zusammen mit einer verstärkten
Einflußnahme dieses Bürgertums im preußischen Herrenhause, in der
sächsischen Ersten Kammer, dann werden wir manchen politischen
Stürmen, die die Zukunft uns bringen wird, mit größerer Ruhe
entgegensetzen können, als es sonst der Fall sein würde.

		Ich halte eine solche Mitwirkung der Industrie an den großen
gesetzgeberischen Aufgaben der Zukunft für um so notwendiger, als
der Kampf auf dem Weltmärkte schwerer werden wird als
bisher, wobei ich allerdings hinzufüge, was ich wiederholt
ausgeführt habe und worin mich auch der Eintritt der Vereinigten
Staaten in den Weltkrieg nicht erschüttert hat, daß ich die
Beschlüsse der Pariser Wirtschaftskonferenz nicht fürchte. Ich
fürchte sie nicht aus einem politischen Grunde und nicht aus einem
wirtschaftlichen Grunde. Ich fürchte sie politisch nicht, denn die
Beschlüsse der Pariser Wirtschaftskonferenz auf Boykottierung
Deutschlands können nur einem besiegten Deutschland aufgezwungen
werden; wir sind aber nicht besiegt, sondern die Sieger, und den
Staatsmann möchte ich sehen, der im Besitz der Faustpfänder, die
wir haben, gestatten würde, daß sie jene wirtschaftlichen
Bedingungen vereinbaren, die den deutschen Handel und die deutsche
Kaufmannschaft irgendwie boykottieren in der Zukunft. Gleichgültig,
wie der einzelne zu der Frage der Gebietserweiterung stehen mag,
der Mann, der Belgien herausgäbe, ohne uns die wirtschaftliche
Freiheit zu sichern, der verdiente doch an den Galgen gehängt zu
werden!

		Deshalb, meine ich, wollen wir die Beschlüsse der Pariser
[bookmark: page127]Wirtschaftskonferenz besser den künftigen
Doktordissertationen überlassen. Ich habe die Verhandlungen der
Pariser Wirtschaftskonferenz im Wortlaut genossen, und ich möchte
das eine sagen, viele fassen die Beschlüsse ganz anders auf, als
sie sich dem darstellen, der die Verhandlungen liest. Was darin zum
Ausdruck kommt, ist weniger der Haß gegen Deutschland, als die
Furcht vor Deutschland. Dort lesen Sie, daß ein englischer
Delegierter sagt: Wenn der U-Bootkrieg weitergeht, stehen wir
Engländer überhaupt nicht mehr an der ersten Stelle der
Weltschiffahrt, an der wir bisher gestanden haben. Der Franzose
sagt: Wie sollen wir in Deutschland konkurrieren, da Deutschland
den Krieg in den eigenen Mauern nicht gespürt hat, während wir ein
Ostfrankreich wiederbekommen, in dem alles zerstört ist, was wir an
unserer großen Eisen- und Stahlindustrie hatten, ein Nordfrankreich
zurückbekommen, wo der letzte Treibriemen in den Fabriken
weggenommen ist. Oder ein Italiener sagt: Ich bin grundsätzlich mit
dem Wirtschaftskampfe gegen Deutschland einverstanden, aber ich
fürchte, Deutschland hat Gegenmittel, um uns in Italien diesen
Kampf zu erschweren. Oder ein Russe erklärt: Ich beteilige mich
nicht an dem Wirtschaftskampfe, denn ich muß mein Getreide
absetzen. Und der Japaner schickt ein Sympathietelegramm und
wünscht den Bestrebungen der Konferenz den besten Erfolg. So liegen
die Dinge doch nicht, daß sie anders einig wären als in dem
Wunsche, uns zu schaden, wenn sie es könnten; sie können es
politisch nicht – denn das werden sie nicht durchsetzen, und sie
können es wirtschaftlich nicht, weil wir nicht die allein
Abhängigen sind vom Weltmärkte, sondern weil die anderen mindestens
von uns so abhängig sind wie wir von ihnen.

		Was ich fürchte, ist etwas anderes, das ist die finanzielle
Erstarkung der Vereinigten Staaten in dem Wettbewerbe auf dem
südamerikanischen Markte; was ich fürchte, ist die politische
Zusammenfügung der englischen Kolonien mit dem Mutterlande zu einem
Greatern Britain mit Zollgesetzen
gegen Deutschland; was ich fürchte, ist die Nachwirkung der
französischen Revanchelust, was es dem deutschen Reisenden nicht
angenehm erscheinen läßt, gerade auf diese Tour nach dem Frieden
geschickt zu werden.

		Das alles zusammen mit dem Rohstoffmangel Deutschlands wird uns
schwere Zeiten geben, nicht wegen dieser papiernen Beschlüsse der
Wirtschaftskonferenz, sondern wegen dieser Macht der politischen
und wirtschaftlichen Tatsachen. Schwerer und härter wird deshalb
der Kampf werden, den wir zu führen haben. Schon [bookmark: page128]am heutigen Vormittag hat
einer der Herren Redner zum Ausdruck gebracht: Wir werden mehr
arbeiten müssen als bisher. Die Zeit des Ausruhens ist für uns
nicht gekommen. Wir werden das eckige, kantige Volk bleiben, das
Volk, das seine Befriedigung in der Arbeit findet und nicht im
Ausruhen und deshalb anderen wenig angenehm sein kann. Wir werden
Zähne und Nägel gebrauchen müssen, um uns durchzusetzen, um die
Stellung wiederzuerhalten, die wir besaßen, um sie weiter
auszubauen.

		Wir wollen keinen sozialistischen Wirtschaftsstaat, denn das
würde die Lebensenergie, die notwendig ist, um dieses Ziel zu
erreichen, uns lähmen oder nehmen. Aber eins darf ich sagen:
Gewonnen hat auch bei uns, gestärkt ist bei uns die
Staatsidee als solche. Der Sinn des Lebens ist dem einzelnen
in diesem gewaltigen Kriege unter anderen Gesichtspunkten
erschienen, als es manchem erscheint. Da draußen auf diesen
Schlachtfeldern in Flandern, auf dem Kirchhof in Langemark liegen
sie zu Tausenden, die Jungmannschaft, die mit »Deutschland über
alles« in die Schlacht zog; auf diesem großen, weiten Felde, das
von der Nordsee bis zu den Vogesen reicht und von Riga über
Wolhynien bis zum Schwarzen Meer, liegen 1½ Millionen deutsche
Tote, und es werden noch mehr dort liegen, wenn der Krieg zu Ende
ist. Der Kreis der Anverwandten, der Kreis der Freunde, in dem wir
uns bewegen, ist enger geworden; manche Menschen, in denen
unendlich viel Zukunftsentwicklung lag, sind nicht mehr da, wenn
der Friede kommt.

		Und wenn wir fragen, die wir daheimgeblieben sind: warum gaben
sie das hin, warum kommen wir darüber so hinweg, daß täglich
Tausende sterben, wo wir uns sonst aufregten in ganz Deutschland,
wenn bei einem Eisenbahnunglück zwanzig Menschen zu Tode kamen,
warum ertragen wir das? dann ist es nur das eine, daß es dem
Menschen in diesem Kriege zum Bewußtsein gekommen ist: wie klein
und erbärmlich ist dein Einzel-Ich, gemessen an dem Großen, was
dein Vaterland bedeutet!

		Gewiß, es ist für mich kein Zweifel, ich habe es öfter
ausgesprochen, so ungern man es auch hört: einen großen Teil des
Jahres, den wir verleben, da arbeiten wir nicht mehr für uns und
unsere Familie, da arbeiten wir für den Staat. Aber dieser Staat
ist uns nicht mehr und darf uns nicht mehr sein das feindliche
Gebilde, gegen das wir uns innerlich in der Abwehr befinden; er muß
uns sein der Inbegriff unseres Volkstums. Wir müssen uns sagen: du
selber bist ein Teil dieses Staates, dieses [bookmark: page129]Landes; du bist nicht ein
bewegungsloser Teil der großen Maschine, die auch ohne dich ginge,
sondern der Staat, das bist du selbst mit; er gilt für diese ganze
Volksgemeinschaft, in die du hineingeboren bist, um deren Bestand
und um deren weitere Entwicklung es sich handelt. Und dieses
Deutschtum, dieses Bewußtsein der Zugehörigkeit zu Volk und
Vaterland, wie lebendig, wie groß ist es doch in allen Teilen des
Volkes geworden, trotz dieser häßlichen Parteikämpfe, trotz
manchem, was der Alltag bringt an Widrigkeiten! Es ist der eine
Gedanke, es ist das Empfinden: Hier ist das Land, für das ich
kämpfe! Es ist nicht ein reiches Land; ein Land ohne Baumwolle und
ohne Gold; es ist nicht das schönste Land der Erde; es ist ein
rauhes Land, in dem Kälte und Winter lange Zeit regieren. Aber es
ist unser Land, das Land unserer Sprache und unseres Gemüts; es ist
das Land unserer geistigen Entwicklung; es ist das Land, in dem wir
leben und arbeiten für unsere Kinder, für unser Volkstum. Wenn wir
heute hören, daß Görz wiedergenommen ist, daß unsere Truppen in
Italien sind – was ist dieses Unfaßbare, dieses Unwägbare, das uns
das Blut in die Wangen treibt und das Herz höher schlagen läßt? Das
ist das eine: Hier hat mein Deutschland mitgesiegt, das ich groß
und mächtig sehen will, dem mein Herz und meine Sinne gehören. Das
empfinden die draußen; das empfinden wir hier drinnen. Und deshalb
lassen Sie uns an die große Aufgabe, an den Ausbau unseres
deutschen Vaterlandes mit der ganzen Liebe, mit noch größerer
Schaffenskraft, mit noch größerer Energie gehen als bisher, aber
unter dem Gesichtspunkte, der uns alle beseelt, daß wir den Söhnen
und Enkeln, die nach uns kommen werden, ein Deutschland überliefern
wollen, größer, freier und mächtiger als je!
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		Die Herbstkrisis

		Wie jäh sich gegenwärtig die politischen
Entwicklungen überstürzen, zeigt das Ende der Kanzlerschaft Dr.
Michaelis. Ein Kanzler des Deutschen Reichs nur 111 Tage im Amt:
man muß sich erst daran gewöhnen, diese Vorstellung zu ertragen.
Denn sie widerspricht allem, was uns von der Stetigkeit deutscher
Reichseinrichtungen und dem festen Gefüge des preußischen Staates
vor Augen steht. Eine wie kurze Spanne Zeit liegt an sich zeitlich
zwischen den Julitagen, die uns einmal zu der unglückseligen
Entschließung des 19. Juli, die uns weiter zu dem Kanzlerwechsel
Bethmann Hollweg brachten. Was haben wir seitdem nicht alles
durchmessen an Ereignissen, was haben wir durchmessen an innerer
Entwicklung!

		Warum ging Michaelis? Das ist die erste Frage, die sich
vielen auf die Lippen drängt. Die Frage ist herausgeboren aus der
Sorge darüber, daß es dem Ansehen des Reiches nicht förderlich ist,
wenn seine Kanzler in solchen kurzen Zwischenräumen wechseln. Zudem
hatte man zu dem neuen Manne kaum innerlich Fühlung genommen, als
man hörte, daß seine Stellung erschüttert sei. Man hatte ein Recht
zu glauben, daß irgendeine Nervosität in der Berliner Luft,
Abgeordnete und Presse in Überreizung verfallen lassend, auch mit
diesem Kanzlerwechsel zusammenhinge. Anklagend behaupten die einen,
der Kanzler sei gegangen, weil er es gewagt habe, energisch gegen
die Sozialdemokratie vorzugehen. Fragend schreiben Dutzende aus dem
Lande und aus dem Felde: »Was ist vorgegangen? Warum ging
Michaelis?«

		Wenn man diese Frage beantworten und die letzten Vorgänge
verstehen will, dann muß man eigentlich wieder im Juli anfangen,
und da drängt sich die Frage auf: Warum kam Michaelis? Wir wissen,
weshalb Bethmann ging. In den Gedanken zur Krisis ist es oben
dargelegt. Zum ersten Male in der Geschichte der Nationalliberalen
Fraktion hatte sie den Beschluß gefaßt, der ihren stellvertretenden
Vorsitzenden beauftragte, dem Chef des Zivilkabinetts zum Ausdruck
zu bringen, daß die Nationalliberale Fraktion des Deutschen
Reichstages einen Rücktritt des deutschen Kanzlers für [bookmark: page131]notwendig hielte.
Daß die Zentrumsfraktion in ihrer überwiegenden Mehrheit auf
demselben Standpunkt stand, war bekannt. Bei der konservativen
Fraktion war die Gegnerschaft gegeben. Unrichtig ist es deshalb,
wenn neuerdings die Darstellung versucht wird, als hätte der
Reichstag eigentlich der Entlassung des Herrn von Bethmann ganz
ferngestanden, als hätten außenstehende militärische Kreise darauf
allein Einfluß gehabt. Die Stellungnahme, die Deutschlands
Heerführer in jenen Wochen eingenommen haben, werden sie vor der
Geschichte jederzeit vertreten können. Aber bemerkt sei, um der
Legendenbildung vorzubeugen, daß ausschlaggebende Fraktionen des
Reichstages in diesen Tagen die Entscheidung bewirkt haben. Die
Entlassung Bethmanns war also in erster Linie die Folge
parlamentarisch-fraktioneller Entschließungen. Dagegen wurde der
Rat parlamentarischer Kreise nicht erbeten, als es galt, Bethmanns
Nachfolger zu bestimmen. Die Auswahl der Persönlichkeiten schien
erschreckend gering. Der Blick des Kaisers wandte sich auf den
bayerischen Ministerpräsidenten Grafen Hertling. An ihn erging der
Ruf. Aber der Vierundsiebzigjährige glaubte nicht, daß seine Kräfte
diesem Amte gewachsen seien. Des Fürsten Bülow wurde gedacht, aber
Erwägungen, auf die hier nicht eingegangen werden soll, führten
dazu, über seine Person hinwegzugehen. Der Ministerpräsident eines
anderen süddeutschen Staates wurde genannt, ohne daß auch diese
Kandidatur zur Reife kam. Führerlos schien das Reichsschiff in
diesen Julitagen dahingefahren zu sein. Da entsann man sich des
Mannes, der in wichtigen Wirtschaftsfragen Organisator großen
Stiles gewesen war, der verstanden hatte, mit tüchtigen Kaufleuten
zusammen die Reichsgetreidestelle so zu leiten, daß die
Getreideversorgung und -verteilung in Deutschland dauernd
sichergestellt war. Man dachte an sein Auftreten im preußischen
Abgeordnetenhause, in dem er in scharf prononcierter Art zum
Ausdruck gebracht hatte, daß er energisch und ohne Scheu gegen
jedermann vorgehen werde. Der Vorsitzende einer hervorragenden
maßgebenden landwirtschaftlichen Körperschaft wies ebenfalls auf
diese Persönlichkeit hin. Darauf wurde die Ernennung des Herrn Dr.
Michaelis zum Reichskanzler vollzogen.

		Man hatte den verhängnisvollen Fehler gemacht, anzunehmen, daß
die Betätigung und der Erfolg in Fragen der Organisation und der
Wirtschaftspolitik gleichbedeutend zu setzen sei mit der Eignung
für die große Politik und für die unendlich schwierigen Aufgaben,
die einem Reichskanzler bei der Parteikonstellation bevorstanden,
[bookmark: page132]die Michaelis
vorfand. Wohl sagte er in seiner ersten Rede, daß er sich die Zügel
nicht aus der Hand nehmen lassen werde. In Wirklichkeit ist diese
Führung aber auch nicht einen Augenblick in seinen Händen gewesen.
Er war vom ersten Tage seiner Kanzlerschaft an der Gefangene der
Reichstagsmehrheit vom 19. Juli. Die hatte, als sie von dem neuen
Manne hörte, ihre Entschließung sofort in die Presse gebracht,
hatte damit jede Änderung an deren Wortlaut vor der Öffentlichkeit
der Welt bloßgelegt. Der Reichskanzler stand vor der Frage, ob er
sich dieser aus den Verhandlungen bewegter Tage entstandenen
Entschließung rückhaltlos anschließen solle oder nicht. Vielleicht
hat er schon in diesen ersten Tagen vor einem inneren Konflikt
gestanden. Meiner Auffassung nach ist Michaelis niemals ein Mann
des 19. Juli gewesen, sondern hat sich innerlich gegen Form und
Fassung der damaligen Entschließung gesträubt, glaubte aber einem
Konflikt mit der Mehrheit ausweichen zu müssen, akzeptierte deshalb
die Erklärung in ihren wesentlichen Punkten und ließ die eigene
Auffassungsmöglichkeit dazu zu, daß er von der Resolution sprach,
»wie er sie auffasse«. Diese Worte »wie ich sie auffasse« hatte er
in den Vorverhandlungen mit den Vertretern der Mehrheitsparteien
nicht gebraucht. Eine Verstimmung zwischen ihm und den Fraktionen
der Mehrheit war daher vom ersten Tage vorhanden, wenn auch die
Presse der Mehrheit zunächst das grundlegende Einverständnis mit
ihrer Entschließung unterstrich.

		Ich möchte hierbei etwas einschalten. In einigen Entschließungen
von Vereinen, die auf dem Standpunkt der Resolution vom 19. Juli
stehen, wird wiederholt etwa gesagt: »Im Einverständnis mit der
Regierung und der Obersten Heeresleitung stehen wir auf dem
Standpunkt der Entschließung vom 19. Juli usw.« Ein solches
Verfahren ist nicht zu billigen. Die Geschichte der Verhandlungen
dieser Tage kann heute nicht geschrieben werden. Wenn aber
Vertreter der Regierung und der Obersten Heeresleitung, um
Konflikten auszuweichen, unter starkem Druck etwas tolerieren und
sich abringen lassen, weil sie glauben, es in einem gewissen Moment
tragen zu müssen, dann mutet es mehr als eigenartig an, sie später
gewissermaßen als die Väter einer solchen Entschließung hinstellen
zu wollen. Wie Hindenburg über die deutsche Zukunft denkt, das hat
er ganz unmißverständlich in so vielen prächtigen Kundgebungen
ausgesprochen, daß wirklich niemand auf den Gedanken kommen sollte,
ihm eine Politik der Resignation oder gar des Verzichts zuzumuten.
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		Des Kanzlers Lage schien nach seinem ersten Auftreten immerhin
eine leidliche zu sein. Die Mitarbeiter, die er sich wählte,
entstammten zum Teil parlamentarischen Kreisen, zeigten
andererseits seine Vorurteilsfreiheit in der Durchsetzung der
Regierungsbürokratie mit Männern der Selbstverwaltung. Unglücklich
war er nur in der Berufung seines Chefs der Reichskanzlei, des
bisherigen Leiters der Reichsfettstelle, eines Mannes vom besten
Wollen, aber – und das war entscheidend – einer ebenso
unpolitischen Natur, wie es Dr. Michaelis im Innern selbst war.

		Als schon damals der Versuch auftrat, dem Kanzler wegen der Wahl
seiner Mitarbeiter Schwierigkeiten zu machen, habe ich mich in
einem Aufsatz der Nationalliberalen Korrespondenz »Vertrauensvolle
Zusammenarbeit« auf das entschiedenste dagegen verwahrt, daß immer
neue Krisen und Konflikte entfacht würden, habe für Verständigung
plädiert, darauf hingewiesen, daß man draußen nicht verstände, wenn
nicht endlich Ruhe gehalten würde. Aber der Zündstoff blieb. Er
erhielt dadurch Nahrung, daß im Laufe der nächsten Wochen den
Politikern klar zur Erkenntnis kam, daß dem Reichskanzler die
Fähigkeit abginge, mit den Parteien die Basis für ein
Zusammenwirken zu finden. Und zwar galt das nicht nur etwa für die
Mehrheitsparteien des 19. Juli, sondern für alle Parteien des
Reichstags. Es ist eine Tatsache, daß, von den Konservativen
angefangen bis zur äußersten Linken jedermann aus den Verhandlungen
im Hauptausschuß und aus den Vorbesprechungen beim Reichskanzler
die Überzeugung gewann, daß diesem Kanzler das politische Augenmaß
fehlte, das für diesen Posten gehörte. Man erlasse es mir, es an
Einzelheiten zu belegen. Es würde dies unrichtig sein gegenüber
einem Manne, der auf anderen Gebieten große Fähigkeiten bewiesen
hatte, von dem ein fortschrittlicher viel beachteter deutscher
Publizist sagte, daß er erstaunt gewesen sei über die Fülle der
Gedanken, die ihm in bezug auf die deutsche Übergangswirtschaft,
künftige Steuerpolitik und andere Pläne entströmt seien. Man merkte
auch an den Reden von Dr. Michaelis, daß er sofort festen Boden
unter den Füßen hatte, sobald es sich um wirtschaftliche Fragen
handelte. Derselbe Boden fehlte ihm aber völlig in den Fragen der
inneren und vor allem auch in den Fragen der äußeren Politik. Einen
solchen Zusammenbruch der Verhandlungsfähigkeit mit den Parteien,
wie er in den Vorverhandlungen des Kanzlers mit den Parteien vor
den letzten entscheidenden Reichstagssitzungen zutage trat, hatte
man bisher noch nicht erlebt. [bookmark: page134]

		Die Krisis nahm dann bei den Verhandlungen im Plenum ihren
Anfang. Schon daß es zu der wilden Auseinandersetzung bei der
Interpellation über die Vaterlandspartei kam, war die Schuld des
Reichskanzlers und seiner Führung. Der Vorsitzende der
sozialdemokratischen Fraktion, Ebert, hatte den Kanzler davon in
Kenntnis gesetzt, daß seine Fraktion Grund zu haben glaube, sich
über ein nichtparitätisches Verhalten der Regierung gegenüber der
Vaterlandspartei zu beschweren, hatte ihm Material darüber zur
Verfügung gestellt, ihn gebeten, ihm Antwort zu geben bis zur
ersten Fraktionssitzung der Sozialdemokratie, damit auf Grund
dieser Antwort eine Interpellation sich gegebenenfalls vermeiden
ließe. Wer die Persönlichkeit des Abgeordneten Ebert kennt, weiß,
wie wenig er der Mann der Konflikte, wie sehr er der Mann der
ruhigen Erledigung der Geschäfte ist. Wenn ihm auf Grund eines
derartigen Versuchs, an einer Interpellation vorbeizukommen, von
dem Kanzler eine Antwort überhaupt nicht gegeben wird, so darf man
sich regierungsseitig über die Explosion einer derartigen
Interpellationsdebatte nicht wundern. Aber sie wäre trotz des wenig
geschickten Auftretens des Kriegsministers von Stein und des wie
immer bei solchen Gelegenheiten unglücklichen Dr. Helfferich ohne
Schaden vorbeigegangen, wenn der Kanzler nicht am nächsten Tage mit
einem Vorstoß gegen die Sozialdemokratie zugleich die
unglücklichste außenpolitische Handlung seiner Regierungszeit in
Darlegungen über Vorgänge in der deutschen Flotte verbunden hätte.
Wie völlig entstellt ist das Bild dieser Rede des Reichskanzlers in
die Öffentlichkeit gekommen! Unsere Freunde im Lande erblickten in
den Ausführungen des Kanzlers einen berechtigten Vorstoß gegen eine
unerhörte Agitation der unabhängigen Sozialdemokraten in unserer
Flotte. Sie verstanden nicht, daß dem Kanzler nicht genügend
sekundiert wurde. Sie empfanden das, was verging, beinahe als einen
Kotau gegenüber der Sozialdemokratie und standen innerlich erneut
einem Vorgehen des Reichstags fassungslos oder scharf kritisch
gegenüber.

		Nun gehören auch diese Vorgänge zu denen, über welche
gegenwärtig noch nicht abschließend gesprochen werden kann. Aber es
scheint notwendig, auf folgendes zur Beachtung hinzuweisen:

		Mehrere Wochen vor diesen Ereignissen hatte im Reichskanzlerhaus
eine Besprechung des Kanzlers mit den Vorsitzenden der Fraktionen
stattgefunden. Dabei waren Mitteilungen über Vorgänge in der
deutschen Marine gemacht worden, Vorgänge [bookmark: page135]bedenklicher Art, aber doch weit
entfernt davon, irgendwie auch nur den Gedanken aufkommen zu
lassen, als sei die Schlagfertigkeit unserer Flotte in irgendeinem
Augenblick bedroht gewesen, als könne sie in irgendeinem Augenblick
bedroht werden. Vielleicht war die Erklärung der Vorgänge an sich
überhaupt nur darin zu suchen, daß die Flotte sich gegen ihren
Willen nicht im Kampfe befinde. Ein Heer, das kämpft und vorwärts
schreitet, hat Siegesbewußtsein, Mut und soldatisches Gefühl in
sich. Welcher Geist unsere Flotte beherrscht, das haben die kühnen
Taten unserer U-Boote, unserer Hilfskreuzer, das haben die Tage vom
Skagerrak in leuchtenden Farben bewiesen. Aber wenn Wochen für
Wochen, Monat für Monat und Jahr um Jahr verrinnt, ohne daß die
großen Kampfschiffe auslaufen, ohne daß der kriegerische Geist
irgendeine Betätigung findet, wenn der Soldat dann die Tage seiner
Meinung nach nutzlos verbringt, sich überlegt, daß er nützlicher
Arbeit entzogen wird, sieht, wie die Kameraden in den
Munitionsfabriken verdienen, zu zweifeln anfängt, ob denn das alles
nötig wäre, da er ja anscheinend zum Kampfe gar nicht gebraucht
werde, da entstehen aus Beschwerden, die zunächst von der Menage
ausgingen – leicht Strömungen, bei denen der Gedanke an alte
Arbeiterkämpfe lebendig wird, Versammlungen abgehalten,
Resolutionen gefaßt werden und dabei vergessen wird, daß man als
Soldat sich im Kriege befindet und blinden Gehorsam schuldet.
Greift dann das aufmerksam gemachte Offizierkorps in das Treiben
ein, dann ist der Fall der Gehorsamsverweigerung, der Renitenz bald
gegeben. Mit eiserner Strenge wird durchgegriffen, und der Schluß
der Kriegsartikel tönt dumpf ins Ohr: »… soll mit dem Tode bestraft
werden.«

		Bei diesen Vorgängen handelte es sich um Rädelsführer, die mit
der Unabhängigen Sozialdemokratie Fühlung gehabt hatten, in ihren
Fraktionszimmern gewesen waren, mit ihren Führern gesprochen
hatten. Es ist sofort möglich, daran zu denken, ob hier nicht
engere Zusammenhänge bestehen, und die Unabhängige Sozialdemokratie
soll in ihrer fraktionellen Vertretung nur nicht glauben, daß sie
das Recht hätte, einen derartigen Verdacht einfach von sich
abzuschütteln. Moralisch war sie mitschuldig an diesen Vorgängen.
Wer Kreditverweigerer ist, wer seinem Vaterland in der Stunde der
Entscheidung um sein Schicksal die Mittel verweigert, um
weiterzukämpfen, der kann sich nicht wundern, wenn bei Menschen mit
primitiver Geistesverfassung alsdann diese Gedanken weiterfressen
und auch dahin führen, zu überlegen, ob man [bookmark: page136]dem Lande nicht auch die Pflicht
des Gehorsams im Heere verweigern dürfe. Herr Dittmann war der
letzte, der sich über Todesurteile in Wilhelmshaven beklagen
konnte. Der Kanzler, der mit aller Entschiedenheit die moralische
Mitschuld dieser Herren festgestellt hatte, war des Beifalls bis in
die Reihen der Sozialdemokratie im deutschen Volke und an der Front
sicher gewesen.

		Aber solange nach Meinung des Oberreichsanwalts der Anlaß zu
einem Strafverfahren nicht gegeben war, durfte zunächst über die
Anklage wegen der moralischen Mitschuld auch nicht hinausgegangen
werden. Nachdem ferner das schärfste Urteil, das des Todes, an den
drei Haupträdelsführern vollzogen worden war, durfte man nicht die
Aussagen der zum Tode Verurteilten gegen die Lebenden verwenden,
nachdem man den Lebenden nicht Gelegenheit gegeben hatte, in
Gegenüberstellung mit den Verurteilten sich selber zur Sache zu
äußern. Dagegen bäumt sich das einfachste Rechtsgefühl auf, daß die
Aussagen eines Verstorbenen verwandt werden, ohne daß man dazu
Stellung nehmen konnte. Es war unmöglich, an die Seite des Kanzlers
in diesen Kampf zu treten, wenn die Dinge so aufgezogen wurden. Mit
Recht sagte man sich: Entweder sind Dittmann und Genossen
Landesverräter, dann gehören sie als Landesverräter angeklagt und
bestraft, haben im Reichstag nichts mehr zu suchen und kein
Reichstagsabgeordneter darf ihnen den Schutz der Immunität
gewähren, ohne sich der Mithilfe des Landesverrats schuldig zu
machen. Hat man aber die Voraussetzung einer solchen Anklage nicht
in Händen, dann sehe man auch davon ab, mit einem stumpfen Schwert
vorzugehen, anstatt sich auf die Feststellung der moralischen
Mitschuld zu beschränken.

		Aber das war nicht das Entscheidende an dem Vorgehen des
Kanzlers. Solange Dittmann von den Vorgängen in der Marine sprach,
war das für die Außenwelt belanglos. Daß bei einem Heer von vielen
Millionen Menschen auch Verfehlungen und als deren Folge scharfe
Urteile vorkommen, wird bei jeder kriegführenden Macht als
selbstverständlich angesehen werden. Dadurch, daß der Kanzler die
Dinge unterstrich und daß er sich dann dazu hinreißen ließ, den
Tatsachen zuwider davon zu sprechen, daß diese Ereignisse die
Flotte in einem kritischen Moment getroffen hätten, das war nicht
zu ertragen. Wir machen uns in Deutschland keine Vorstellung davon,
wie das Ausland solche Dinge ausschlachtet! Was seitdem der
Telegraph über die ganze Welt gekabelt hat von den Meutereien in
der deutschen Flotte, das hat uns unendlich im [bookmark: page137]Ausland geschadet, hat den
Eindruck hervorgerufen, als herrschten bei uns russische Zustände,
hat das Bild des deutschen Flottensoldaten im In- und Auslande
beschmutzt, derselben blauen Jungen, an denen wir mit ganzer Liebe
hingen und auch weiterhin hängen dürfen. Ein Kanzler, der so wenig
die Worte abwägt, die er spricht, so wenig sich dessen bewußt ist,
was er vor der Welt an Schaden anrichtet mit seinen Reden, der
besitzt nicht das Maß für seine Stellung. Das war der Eindruck, der
sich aller bemächtigte, noch dazu, als man hörte, daß in der Nacht
darauf, als man das ganze Unheil vor Augen sah, Telegraphen- und
Telephonverbindungen mit dem Auslande abgeschnitten wurden, was die
Aufmerksamkeit des Auslandes auf diese Vorgänge nur noch verstärkt
hinstellte. Noch am selben Abend trat die Nationalliberale Fraktion
zusammen und beauftragte ihren Vorsitzenden einmütig, falls im
Laufe der ferneren Verhandlungen die Frage der Kanzlerschaft zur
Erörterung käme, die einmütige Auffassung zum Ausdruck zu bringen,
daß hier ein bedeutender Mann auf dem Gebiete des Wirtschaftslebens
auf den falschen Platz gestellt sei, von dem er möglichst bald
wieder zurücktreten solle in seinem und in des Reiches
Interesse.

		Die Sozialdemokratie hatte bereits in der Reichstagssitzung
selbst dem Kanzler eine Kampfansage gegeben. Der Abgeordnete Ebert,
nach Temperament ganz verschieden von seinem Kollegen, dem
Vorsitzenden Abgeordneten Scheidemann, hatte die Worte in den Saal
geschleudert: »Jede Stunde, die diese Regierung noch im Amt sei,
ist zum Schaden des Landes.« Man stand also neben der Erschütterung
über das Versagen des Kanzlers bei jenen Flottendebatten noch auch
vor der Gefahr, daß der Dezember die wildesten Parlamentskämpfe
zwischen dem Kanzler und der Sozialdemokratie bringen würde.
Infolgedessen wurden die interfraktionellen Besprechungen nach der
Rückkehr des Kanzlers aus Kurland wieder aufgenommen, um zu der
Frage des Reichskanzlerwechsels Stellung zu nehmen. Dabei mußte den
Fraktionen von vornherein vor Augen stehen, daß es nicht lediglich
darauf ankäme, etwa einen Kanzlerwechsel herbeizuführen. Denn wenn
der neue Kanzler dieselben Schwierigkeiten finden würde wie sein
Vorgänger, wenn die Oppositionsstellung wichtiger Parteien ihm
gegenüber blieb, dann war gegen früher nichts geändert. Namentlich
von seiten der beiden Mittelparteien, der Nationalliberalen und des
Zentrums, wurde mit großer Entschiedenheit betont, daß [bookmark: page138]ein festumrissenes
Programm geschaffen werden müßte, welches einerseits eine gewisse
Bindung für den Kanzler darstellte, andererseits aber auch die
Parteien dahin bände, über dieses Programm hinaus keine weiteren
Forderungen zu stellen, sich mit dessen Erfüllung zu begnügen und
den Burgfrieden von neuem zu wahren. Auf diese Weise hoffte man
eine reibungslose Erledigung der Zusammenarbeit zwischen Regierung
und Parlament zu sichern, die innere Front wieder herzustellen, die
Gewähr dafür geben zu können, daß unsere großen weltgeschichtlichen
Siege draußen nicht durch innere Streitigkeiten in ihrer Wirkung
abgeschwächt würden.

		Das war der Grundgedanke, von dem die interfraktionellen
Besprechungen ausgingen. Man mag zu ihm stehen wie man will, man
wird doch anerkennen müssen, daß er einem gesunden Gefühl Ausdruck
gab. Heraus aus der Zeit der Konflikte und Krisen, hinein in eine
Zeit sachlicher und praktischer Arbeit. Das war doch schließlich
der Gedanke, unter dem man sich wieder zusammenfinden wollte. Es
hatte niemand ein Interesse daran, Kanzlerstürzerei um ihrer selbst
willen zu treiben. Aber auch in Unterredungen mit konservativen
Abgeordneten wurde einem von jedem Abgeordneten versichert, daß man
den Kanzler zwar nicht stürzen, aber auch nicht stützen wolle.
Niemals war der Reichstag so einheitlich in der Auffassung nach dem
Wunsche eines Regierungswechsels wie hier. Nur wollte die
Reichstagsmehrheit dem neuen Kanzler einen Weg bieten, bis zum
Kriegsende einen Burgfrieden zu haben. War das wirklich wert, so
angegriffen und derartig bekrittelt zu werden, wie wir das in
Deutschland erlebt haben?

		Man hat davon gesprochen, das Begehren des Parlaments sei auf
nichts anderes hingegangen, als auf eine Pressionspolitik gegenüber
der Krone. Man habe den neuen Kanzler eingeengt, indem man ihm
Bedingungen vorgelegt habe, zu denen er sich hätte bekennen müssen.
Andere Versionen sprechen davon, daß man die Ernennung selbst hätte
in die Hand nehmen sollen. Leider laufen überall soviele Gerüchte
umher, weil eines vornherein geeignet war, den ganzen Charakter der
interfraktionellen Besprechungen in ein falsches Licht zu ziehen,
und das war die Sensationslust eines gewissen Teils der
reichshauptstädtischen Presse. Es war unmöglich, die richtigen
Mitteilungen von den unrichtigen zu sondieren, die in der
Presseberichterstattung umherliefen. Viele angesehene Blätter
schätzten anscheinend die Sensationslust höher ein als ihr
Verantwortlichkeitsgefühl. Man sah mit Erstaunen an manchen Tagen
spaltenlange Berichte über die interfraktionellen [bookmark: page139]Besprechungen zu einer
Stunde, in der diese selbst noch gar nicht begonnen hatten. Der
bittere Hohn, mit dem der »Simplizissimus« die Presse tadelt, die
für die gewaltigen Erfolge unserer Heere nur den Stift ihres
militärischen Berichterstatters, für eine Kanzlerkrise aber alle
Spalten und alle Hauptüberschriften ihrer Seiten voll hatte, ist
leider nur zu berechtigt.

		Wäre diese sensationelle Aufmachung nicht gewesen, dann glaube
ich nicht, daß das deutsche Volk sich erregt hätte, wenn es eines
Tages erführe, durch Entschlüsse der Fraktionen sei erreicht
worden, daß der Reichskanzler Dr. Michaelis zurücktrete, der neu
berufene Kanzler sich mit den Fraktionen über ein Programm geeinigt
habe, das bis zum Friedensschlusse durchgeführt werden solle, daß
zwei Vertrauensmänner aus dem Parlament für das Amt des
Vizekanzlers und preußischen Vizepräsidenten des Staatsministeriums
berufen seien und die Parteien als Gegenleistung für die
Durchführung des Arbeitsprogramms eine burgfriedliche Erledigung
der parlamentarischen Geschäfte auf sich genommen hätten. Man hätte
im Gegenteil aufgeatmet, sich gesagt, daß man aus der Zeit der
Krisen und Konflikte herauskommen wolle und in dem Eintritt von
Persönlichkeiten wie Payer und Friedberg nur eine wünschenswerte
Bereicherung unserer ministeriellen Kräfte, in dem Ausscheiden Dr.
Helfferichs das bedauerliche Ausscheiden des hervorragenden
Fachmannes, aber schlechten Politikers gesehen.

		Demgegenüber beklagen rechtsstehende Politiker und Preßorgane,
die Krone sei vor einem wildgewordenen Parlament gedemütigt worden.
Niemals ist davon die Rede gewesen. Gewiß, es mag ungewöhnlich
erscheinen, daß große Fraktionen des Reichstags dem Chef des
Zivilkabinetts zu erkennen geben, daß sie den Rücktritt eines
Reichskanzlers für richtig erachteten. Aber eines ist doch seltsam
bei der Stellungnahme der konservativen Presse. Als die
Nationalliberale Fraktion im Juli den Rücktritt Bethmanns forderte,
da brachten das konservative und alldeutsche Organe im jubelnden
Fettdruck, und keine Stimme der Kritik regte sich, die etwa in
diesem Beschlusse der Fraktion einen unerhörten Eingriff in die
Kronrechte gesehen hätte. War es ein Recht des Parlaments, den
Rücktritt des Kanzlers seitens der Fraktionen zu fordern, so war
dieses Recht im November ebenso gegeben wie im Juli. Sehe man den
Dingen doch klar in die Augen! Ist es denn nicht offener und auch
für die Krone wünschenswerter, wenn die [bookmark: page140]Parteien durch ihre Führer dem
Chef des Zivilkabinetts ihre Meinung zum Ausdruck bringen, als wenn
sie sich auf Hintertreppen begaben, sich hinter die Hofkamarilla
stellten oder auf sonstigen Wegen ähnlicher Art Einfluß zu
erreichen suchten? Drei Jahre sind vergangen, ehe der Kaiser die
Führer der Fraktionen seinerseits einmal gesehen hatte. Ob der
Monarch in geeigneter Weise über die Auffassung der Öffentlichkeit
unterrichtet war, wußte niemand zu sagen. Bitter genug ist es in
den Zeiten Bethmanns von den wirtschaftlichen Verbänden und
politischen Parteien beklagt worden, daß man zu des Kaisers Ohren
nicht gelangen könne. Jetzt unternahmen vier Fraktionen des
Reichstages, jede für sich, den Schritt, dem Kaiser zum Ausdruck zu
bringen, daß sie in dem Weiterbleiben des Kanzlers eine Gefahr für
die sichere Fortführung der Staatsgeschäfte sähen. Möge den ersten
Stein aufheben wer will, vom liberalen Standpunkt aus kann er ihn
nicht schleudern.

		Es ist unwahr, daß gleichzeitig die Fraktionen des Reichstages
versucht hätten, einen Nachfolger für Michaelis zu präsentieren.
Sie haben sich naturgemäß mit der Frage beschäftigen müssen, was
sie antworten würden, wenn seitens des Chefs des Zivilkabinetts
oder seitens des Kaisers selbst die Frage an sie gerichtet würde,
ob sie ihrerseits bereit wären, dem Kaiser einen Kandidaten zu
benennen, der ihnen als der richtige Mann dieser Stunde erschiene.
Als der Besuch bei Herrn von Valentini stattfand, sind diejenigen
Männer, die bei ihm waren, sich darüber einig gewesen, ihm auf
seine Frage zu antworten, daß die Ernennung des Nachfolgers des
Herrn Dr. Michaelis Sache des Kaisers wäre. Für den Fall einer
direkten Aufforderung des Kaisers wären die Parteien bereit
gewesen, der Frage des Vorschlags einer Kandidatur näherzutreten.
Ob ein solcher einmütiger Vorschlag zustande gekommen wäre, mag
zweifelhaft sein, da die hier prozedierenden Fraktionen nicht eine
einheitliche Grundauffassung der inneren und äußeren Politik
zusammenband, sondern nur der Gedanke, durch gemeinsames Handeln in
einem gewissen Moment der Kriegszeit Friktionen und Erschütterungen
vom Reiche fernzuhalten. Daß ich persönlich den Fürsten Bülow als
denjenigen bezeichnet hätte, der meiner Auffassung nach jetzt als
stärkste politische Potenz am besten in der Lage wäre, an die
Spitze des Reiches zu treten, habe ich in dem Aufsatz über
»Hertlings Kanzlerschaft« zum Ausdruck gebracht. Andere Namen,
andere Persönlichkeiten wurden genannt; irgendein Beschluß wurde
nicht gefaßt, weil die Voraussetzung einer Befragung nicht eintrat.
Unwahr aber ist, wenn verbreitet [bookmark: page141]wird, daß die Parteien den Gedanken gefaßt
hätten, dem Kaiser eine Persönlichkeit aufzudrängen, irgendwie in
das Ernennungsrecht der Krone einzugreifen und Parlamentsherrschaft
an Stelle von Königsherrschaft zu stellen. Die Krone war frei in
der Genehmigung des Rücktrittsgesuches des Kanzlers, war frei in
der Ernennung seines Nachfolgers, frei in der Befragung der
Parteien über diese Ernennung.

		Der Kaiser wandte sich nach Bethmanns Entlassung an den Grafen
Hertling in München und bat ihn, die Nachfolgerschaft des
Herrn Dr. Michaelis im Reichskanzleramt zu übernehmen, während Dr.
Michaelis gleichzeitig Präsident des preußischen Staatsministeriums
werden sollte. Graf Hertling glaubte diesmal sich dem Rufe des
Kaisers nicht versagen zu dürfen. Der Führer des Zentrums und
gewiegte Politiker glaubte aber seinerseits sich des Beistandes der
Fraktionen vergewissern zu müssen, ehe er die Bürde des Amtes
übernahm. Überrascht hörten die Parteiführer eines Tages, daß Graf
Hertling zum Nachfolger Bethmanns berufen sei. Sie nahmen zu der
neuen Situation Stellung, wurden vom Grafen Hertling empfangen und
sagten ihm übereinstimmend, daß sie ihm die erbetene Unterstützung
nicht zu gewähren vermöchten. Selbst in Kreisen des Zentrums regten
sich starke Bedenken gegen die Trennung des Amtes des
Reichskanzlers von dem des preußischen Ministerpräsidenten. In
Kreisen des Fortschritts und der Sozialdemokratie sah man in
Hertling den konservativ gerichteten Mann, der einst von einem
Block der Rechten gesprochen hatte, den Gegner einer weitgehenden
Parlamentarisierung, den Gegner der Autonomie von Elsaß-Lothringen.
Vom nationalliberalen Standpunkt aus waren die Bedenken gegen die
Trennung des Reiches von Preußen nicht minder gewichtig wie bei
anderen Parteien. Dazu kam das Imponderabile, ob man der
protestantischen Vormacht Europas zumuten konnte, in dem
Augenblick, wo sich dieser Protestantismus anschickte, das 400
jährige Reformationsfest zu feiern, einen Zentrumsführer als
Kanzler zu ertragen. In Kreisen der preußischen Nationalliberalen
wäre dazu das Gefühl einer gewissen Zurücksetzung vorhanden
gewesen, wenn der Mann, der als Reichskanzler nicht zu halten war,
doch für würdig angesehen wurde, an der Spitze des preußischen
Staatsministeriums zu bleiben. Von keinem der Parteiführer vernahm
Graf Hertling ein hingebungsvoll unterstützendes Wort. Nur [bookmark: page142]schwer
entschlossen, die Bürde des Amtes zu übernehmen, schien er
erleichtert, in das ihm liebere Amt des bayerischen
Ministerpräsidenten zurückkehren zu können, etwa damals von
denselben Empfindungen beseelt, mit denen Herr Dr. Schwander das
Straßburger Oberbürgermeisteramt wieder begrüßen wird, nachdem er
im Staatssekretariat in Berlin ganz andere Widerstände und das
Einsetzen einer ganz anderen Nervenkraft erfahren hatte.

		Die Fraktionen, die bis dahin die Verhandlungen mit dem Grafen
Hertling geführt hatten, fühlten sich veranlaßt, ihm durch einen
Abgeordneten zum Ausdruck zu bringen, daß sie seiner Persönlichkeit
die größte Wertschätzung entgegenbrächten, ihm dafür dankten, daß
er vor seiner Ernennung mit dem Parlament Fühlung genommen hätte
und bäten, ihre sachlichen Bedenken gegen seine Kanzlerschaft nicht
als gegen seine Person gerichtet anzusehen. So fest war man
überzeugt, daß die Mission des Grafen Hertling gescheitert sei. Da
wurden am nächsten Tage die Verhandlungen neu aufgenommen. Der
Staatssekretär von Kühlmann ward der Mittelsmann zwischen der
Regierung und den Parteien. Anscheinend war man in
Regierungskreisen darüber bestürzt, daß Graf Hertling zurücktreten
wollte, sah als entscheidende Schwierigkeit die Trennung des
Kanzlers vom Ministerpräsidenten und versuchte mit den Parteien
aufs neue auf der Basis der Wiedervereinigung beider Ämter zu
verhandeln. Graf Hertling hatte seinerseits weitere Verhandlungen
abgelehnt, nachdem er sich gewissermaßen von den Parteien selbst
verabschiedet hatte. So wurden die Verhandlungen von dem im Verkehr
mit den Parteien äußerst gewandten Staatssekretär des Äußeren
aufgenommen. Die Bedenken, die in der Trennung der beiden Gewalten
Preußens und Reich lagen – Bedenken, die gegenüber
nationalliberalen Männern nicht begründet zu werden brauchen –,
wurden beseitigt. Nun kam es darauf an, die politischen Bedenken
der Linken, die kulturellen Bedenken der Nationalliberalen aus der
Welt zu schaffen, um auch den Schein des Odiums einer
Zentrumsherrschaft in Deutschland zu beseitigen, eine Frage, zu der
übrigens die Vertreter des Zentrums eine sehr objektive Stellung
einnahmen, da sie für die Empfindungen ihrer evangelischen
Mitbürger in dieser Beziehung weitgehendes Verständnis besaßen.

		In einem früheren Stadium der interfraktionellen Verhandlungen
war für den Fall einer anderen möglichen Kanzlerschaft bereits der
Gedanke aufgetaucht, daß demgegenüber eine nationalliberale Führung
im Vizepräsidium in Preußen nötig sei, für uns [bookmark: page143]Nationalliberale aus
kulturellen Gründen, für die Parteien der Linken aus dem Wunsche
heraus, daß die Erledigung der Wahlreform in Preußen bei einer
solchen Mitarbeiterschaft der Nationalliberalen mehr gewährleistet
sei. Regierungsseitig wurden jetzt, nachdem die Kanzlerschaft Graf
Hertlings erneut zur Debatte stand, von vornherein keine
Einwendungen dagegen erhoben, daß der Nationalliberalen Partei das
Vizepräsidium im preußischen Staatsministerium anzubieten sei. Nach
kurzer Debatte über die hierfür in Betracht kommende Person war man
ebenso einmütig der Auffassung, daß der Führer der
Nationalliberalen Landtagsfraktion und Vorsitzende des
Zentralvorstandes die einzig gegebene Persönlichkeit sei, um dieses
Amt zu übernehmen. Besprechungen von ihm mit seinen Parteifreunden
ergaben keine einmütige Auffassung über die Zweckmäßigkeit seines
Eintrittes, führten aber schließlich dazu, daß mit seinem
grundsätzlichen Einverständnis zu rechnen sein dürfte.

		Aus der sich jetzt ergebenden Situation heraus, daß unter
Umständen Graf Hertling annehmen würde, daß Geheimrat Friedberg das
hohe Amt des Vizepräsidiums im preußischen Staatsministerium
annehmen würde, entsprang die Frage einer weiteren Vertretung der
Parteien, denn man konnte und wollte den neuen Kanzler Hertling
nicht von dem früheren Zentrumsführer Hertling trennen. War aber in
ihm gewissermaßen eine Vertretung des Zentrums gegeben, stand in
Preußen ein Nationalliberaler als sein Vertreter ihm zur Seite, so
lag es nahe zu fragen, ob dann nicht überhaupt der Gedanke eines
Koalitionsministeriums der gegebene sei, um den Burgfrieden der
Parteien durch Mitwirkung von Vertrauensmännern in der Regierung
zum Ausdruck zu bringen, oder ob nicht zum mindesten eine Ergänzung
nach der linken Seite hin durch Eintritt fortschrittlicher und
sozialistischer Parlamentarier in die Regierung zu rechnen sei.

		Der Gedanke einer deutschen Koalitionsregierung hat
führende Kreise des Parlaments schon zu Bassermanns Lebzeiten
beschäftigt. Bassermann selbst hat wiederholt dem Gedanken Ausdruck
gegeben, daß man an dem großen Gegensatz nicht vorbeikomme zwischen
den wirtschaftlichen, technischen und geistigen Leistungen unseres
Volkes auf der einen Seite und dem Versagen unserer politischen
Vertreter nach innen und außen auf der anderen Seite. Mit welcher
Schärfe er der Regierung unter Bethmann [bookmark: page144]gegenüberstand, ist ja weit über
die Kreise seiner engeren Freunde hinaus bekannt. Mit ihm zusammen
ist von den verschiedensten Seiten die Frage erörtert worden, ob
nicht in diesem Kriege innerpolitisch die Reibungen am besten zu
erledigen seien, wenn Westarp, Bassermann, Spahn, Payer und David
in die Regierung einträten, dadurch die Möglichkeit hätten, sich
auch über die außenpolitischen Fragen zu unterrichten, den Konnex
zwischen der Regierung und Volksvertretung aufrecht zu erhalten,
die Tagung des Parlaments dadurch von Krisen loszulösen, daß die
Fraktionen wüßten, ihre Führer seien zu jeder Zeit in der Lage, in
die Regierungsgeschäfte und in die Auslandspolitik Einblick zu
nehmen. Der ganze Gedanke der Aufhebung des Artikels 9 der
Verfassung entstammte diesem Gedanken. Leider wurde er von
vornherein von konservativer Seite nur mattherzig unterstützt oder
aus grundsätzlicher Erwägung zurückgewiesen. Auch hier berührten
sich wieder die Extreme. Die Konservativen hatten ebenso eine Scheu
vor dem Neuartigen, einer Aufgabe ihres alten Widerstandes gegen
die Parlamentarisierung der Regierung, wie die Sozialdemokratie
gegen die Aufgabe ihrer früheren grundsätzlichen Opposition gegen
die Mitarbeit im Staate. Die auch von hohen Stellen in der Umgebung
des Kaisers unterstützten Bestrebungen, lange vor den
Juli-Ereignissen des Jahres 1917 einen Zusammenhalt der inneren
geschlossenen Front durch ein solches Koalitionskabinett
herzustellen, kamen leider nicht zu einem Ergebnis. Wir wären nie
zu dem 19. Juli gekommen, wenn wir diesen Weg vorher gegangen
wären. Jetzt kam nach dem 19. Juli die Regierung Michaelis' mit dem
schwachen Anflug einer Parlamentarisierung. Jetzt stand man im
November vor der Frage, ob eine weitgehende Parlamentarisierung
stattfinden, wie weit sie ausgedehnt werden solle.

		Auch diesmal schieden zunächst die Sozialdemokraten aus,
schieden aus im Widerspruch zu den Ausführungen Scheidemanns in
Würzburg, die damals den Anschein erweckten, als wenn auf
verantwortungsvolle Mitarbeit der Sozialdemokratie mit dem Staat
gerechnet werden könnte, schieden aus wegen der Einengung der
Sozialdemokratie, die man bei ihrer ganzen Haltung und all ihren
Handlungen im Kriege ins Auge fassen muß: im Schielen nach der
Aufrechterhaltung des Einflusses in den Arbeiterkreisen gegenüber
der Unabhängigen Sozialdemokratie. Scheidemann hält keine Rede,
ohne sich genau zu überlegen, bei welchem Passus dieser Rede
Ledebour oder der weit geschicktere Haase etwa einhaken könnten.
Man sah aus der bisherigen Entwicklung der [bookmark: page145]sozialistischen Bewegung, daß ein
Teil der Anhängerschaft die Mitarbeit im Staate nicht mitmachte,
sah ein gewisses Weiterabsplittern von Scheidemann zu Ledebour sich
im Laufe der Weiterentwicklung des Krieges vollziehen und fürchtete
anscheinend, daß die Hofgängerei und Ministergängerei diesen
Entwicklungsprozeß nach links beschleunigen würde. Man hatte nicht
den Mut der eigenen Courage, war innerlich wohl längst davon
überzeugt, daß es logischerweise gar nichts anderes gäbe als einen
Kandidaten für ein Ministerium zu stellen, glaubte aber aus
taktischen Gründen sich noch zurückhalten zu müssen. So schied
zunächst die Sozialdemokratie von einer Beteiligung an der
Regierung aus, und damit entschwand auch die Schwierigkeit, die
Frage zu erörtern, wie und in welcher Form eine solche Beteiligung
sich etwa hätte ermöglichen lassen.

		Es schied aber auch aus die konservative Partei. Denn nachdem
der König von Preußen sich zu dem Gedanken der gleichen Wahl durch
das oft kritisierte Vorgehen Bethmanns hatte drängen lassen, war es
selbstverständlich, daß seine Minister nunmehr diesen Standpunkt
ihres Königs auch zu vertreten hatten. Noch ist die konservative
Partei aber weit entfernt, sich zu dem Gedanken einer Durchführung
der Wahlreform zu bekennen. Selbst den Eintritt eines Konservativen
in ein nicht dem Range eines Staatsministers gleichstehendes Amt
soll der konservative Führer Heydebrandt gutbeglaubigten Gerüchten
zufolge ziemlich rücksichtslos verhindert haben. Stellte sich aber
die konservative Partei auf den intransigenten Standpunkt, über die
Wahlvorlage des Königs nicht mit sich reden zu lassen, dann mußte
sie logischerweise auch ihrerseits aus der Kombination
herausbleiben. Damit war die Mitwirkung der Parteien auf Zentrum,
Nationalliberale und Fortschrittler beschränkt. Es interessiert in
diesem Zusammenhänge nicht, die Phase besonders zu betonen, die in
der Differenz zwischen den fortschrittlichen Ansprüchen und ihrer
Erfüllung liegt. Man würde an das alte Gedicht aus der Schulzeit
erinnert »sie hätten sich sollen begnügen«. Das unberechtigte
Verlangen, den Vizekanzlerposten und ein preußisches
Staatsministerium zu besetzen, führte 48 Stunden lang auch zu einer
Friedbergkrise, führte zur Ablehnung des dem Geheimrat Friedberg
bereits angetragenen Postens und wurde durch das entschiedene
Auftreten der Nationalliberalen Fraktion dadurch gelöst, daß man
fortschrittlicherseits sich mit einem Sitz begnügte, wobei – wie
anderen Mitteilungen gegenüber festgestellt werden muß – es die
Regierungsseite war, die zum Ausdruck [bookmark: page146]brachte, daß die Besetzung des
Vizekanzlerpostens eher möglich sei als die Konzedierung der
Stellen eines preußischen Staatsministers. Herr von Payer hatte
sich inzwischen trotz gesundheitlicher Beschwerden bereit erklärt,
das Amt des Vizekanzlers anzunehmen. Auf der Basis der Ernennung
von Hertling, Friedberg und Payer wurde die Einigung vollzogen.

		Herr von Payer ist allerdings nicht nur der Vertrauensmann der
Fortschrittspartei, sondern auch darüber hinaus der Vertrauensmann
der Sozialdemokratie, die ihn mit präsentierte. Damit ist
gewissermaßen eine Entwicklung gekennzeichnet, der Herr Conrad
Haußmann offen Ausdruck gab. Wenn Zentrum und Nationalliberale
ihrerseits den Weg der Verständigung mit der Linken nicht gefunden
hätten, dann würde die Linke für sich allein operiert haben. Also
die Drohung mit einem fortschrittlich-sozialistischen Kartell der
Zukunft; Ausblicke, die auch für kommende Wahlkämpfe von Bedeutung
sind und den Parteileitern in den einzelnen Landesteilen und
Provinzen zu denken geben sollten.

		Das Kriegsprogramm, auf das man sich geeinigt hat, sprach
in bezug auf die Haltung der Regierung zu den Fragen der
Außenpolitik davon, daß diese Politik auf der Grundlage der
deutschen Antwort auf die Papstnote beruhen solle. Herr von
Kühlmann betonte kürzlich im Hauptausschuß davon, daß die
Grundlagen der deutschen Antwort an den Papst von allen Parteien
des Hauptausschusses im Siebenerausschuß einmütig gebilligt worden
seien. Er hatte recht darin: »die Grundlagen« der deutschen Antwort
auf die Papstnote waren von Westarp bis Scheidemann gebilligt
worden. Alles, was darin zum Ausdruck kommt von den Beschränkungen
der Rüstungen, von der Annehmbarkeit der Frage der Schiedsgerichte,
soweit Lebensinteressen Deutschlands nicht in Betracht kommen,
konnte von allen Parteien gebilligt werden. Aus den Beratungen der
Regierung mit dem Siebenerausschuß hätte eine völlige Einmütigkeit
gegenüber dem In- und Auslande hervorgehen sollen. Diese
Einmütigkeit ist dadurch gestört worden, daß nachträglich die
Berufung auf den 19. Juli in die Papstnote hineingenommen worden
ist. In dem Schlußwort, das sich an die Diskussionen des
Siebenerausschusses anschloß, hat der Reichskanzler Dr. Michaelis
diese Berufung auf den 19. Juli, die namentlich von
sozialdemokratischer Seite gewünscht worden war, konzediert. Diese
Konzession, zu der eine sachliche Berechtigung nicht [bookmark: page147]vorlag, hat den
Vertreter der nationalliberalen Fraktion im Siebenerausschuß sofort
zu der Bemerkung veranlaßt, daß er unter diesen Umständen seine
Zustimmung zu der Antwortnote zurückziehen müßte. Diesem Einspruch
hat sich Graf Westarp namens der Konservativen angeschlossen. Man
hat in konservativen Blättern den Eindruck zu erwecken versucht,
als hätte die Nationalliberale Fraktion, wenn sie jetzt von einer
Zustimmung zu der deutschen Antwortnote an den Papst spricht, diese
damalige Haltung aufgegeben. Das ist irrig. Von einem führenden
Mitglied des Zentrums ist ausdrücklich bei den interfraktionellen
Besprechungen betont worden, mit der Bezugnahme auf die päpstliche
Antwortnote sei nicht mehr der 19. Juli, sondern der 19. September
maßgebend. Der 19. Juli sei damit in den Hintergrund getreten. Von
seiner Seite aus wurde richtig betont, daß die Nationalliberalen
auf den Boden des 19. Juli nicht treten könnten. Wer die Stimmung
in Zentrumskreisen einigermaßen kennt, weiß, wie starke Widerstände
gegen die Entschließung des 19. Juli in ihr lebendig waren und auch
in maßgebenden Parteiinstanzen zum Ausdruck kommen. Der Beschluß
des Reichsausschusses der Zentrumspartei ließ dies deutlich
erkennen. Herr Fehrenbach hat in seinen Ausführungen zum Etat des
Auswärtigen Amtes ausdrücklich darauf hingewiesen, daß der Beschluß
des 19. Juli zeitlich begrenzt sei und nicht für die Ewigkeit Dauer
habe. Der Abgeordnete Müller-Meiningen hatte im bayerischen Landtag
die Stellung seiner liberalen Freunde in einer Weise dargelegt, die
keinen Zweifel ließ, daß sie nicht für den Verzichtfrieden, sondern
für den Frieden einträten, der Deutschland Gebietserweiterungen
brächte. Viele inzwischen angenommene Zentrumsentschließungen und
fortschrittliche Resolutionen sind in ihrem Wortlaut sehr bedeutsam
vom Sinne der damaligen Resolution abgerückt. Der fortschrittliche
Abgeordnete Schepp hat im »Roten Tag« sogar zum Ausdruck gebracht,
daß der Reichstag eine Entschließung fassen möge, worin er die
Entschließung des 19. Juli als erledigt ansehen möchte. Man wird
daher auch in der ausdrücklichen Wahl der Antwort auf die Papstnote
ein langsames Abrücken von der durch die Ereignisse überholten
Entschließung des 19. Juli erblicken können. Nationalliberalerseits
hat man aber ausdrücklich eine Entschließung des Vorstandes zum
Ausdruck gebracht, daß für die Fraktion jedenfalls die Antwort auf
die Papstnote nur insoweit Geltung haben kann, als darin allgemeine
Grundsätze zum Ausdruck kommen, daß dagegen jede Bezugnahme auf den
19. Juli von der Fraktion abgelehnt [bookmark: page148]wird. Nur illoyale Handlungsweise kann daher
von irgendeinem Frontwechsel der Fraktion sprechen.

		Der sozialpolitische Teil des Kriegsprogramms umfaßt einmal die
Forderung der Einbringung eines Arbeitskammergesetzes. Das Gesetz
ist einstmalig daran gescheitert, daß man sich über die Wählbarkeit
der Berufsbeamten in die Arbeitskammern nicht zu einigen vermochte.
Der Gewerkschaftsbeamte erschien der Öffentlichkeit als der
unsachliche, ungeeignete Vertreter der Arbeiterinteressen, als der
Agitator an sich, der selber dem Leben des Arbeiters fremd sei und
deshalb mehr verhetzend als versöhnend wirkte. Dieses Bild war
schon in Friedenszeiten ein sehr umstrittenes. Hervorragende
Vertreter der Arbeitgeberverbände haben die Stellung der
Gewerkschaftsbeamten schon in Friedenszeiten anerkannt und darauf
hingewiesen, wie notwendig ihre Tätigkeit sei. Der Vorsitzende
eines großen Metallindustriellenverbandes hat im Frieden wiederholt
darauf hingewiesen, daß die von den Arbeitern in die Verhandlungen
entsandten Vertrauensmänner doch nur die Briefträger der Meinungen
der Organisation wären und daß es ihm lieber sei, mit den
offiziellen Beauftragten der Gewerkschaften zu verhandeln, die
letzten Endes über die Dinge entschieden. In der Tat gehen die
Dinge in unserer Entwicklung dahin, daß die Arbeitgeber in den
letzten Jahren in ihren Organisationen das gewaltig nachgeholt
haben, was sie gegenüber den mächtig Heranwachsenden
Gewerkschaftsorganisationen an eigener Organisationstätigkeit
versäumten. Organisation kämpfte gegen Organisation. Der
Friedensschluß des Vergleichs wird oft dem Auskämpfen vorgezogen.
An die Stelle von Streiks und der Gegenmaßregel der Aussperrung
treten Vereinbarungen auf kürzere und auf längere Dauer. Immer mehr
wurde anerkannt, daß sich die Gewerkschaftsführer dabei von einem
realen Sinn und von einer Verantwortlichkeit für die von ihnen
bekleidete Stellung leiten ließen. Dieses Verantwortlichkeitsgefühl
haben sie aber vor allem im Kriege gegenüber dem Staat bewiesen.
Mögen hier und da bedauerliche Vorkommnisse sich ereignet haben,
mögen vielleicht mit Recht die enormen Lohnsteigerungen in manchen
Fabriken als ungesund erscheinen: die Tatsache, daß wir ohne große
das soziale und Wirtschaftsleben erschütternde Streiks diesen
gewaltigen Krieg durchgehalten haben, ist doch ein Ruhmesblatt in
der Geschichte der deutschen Arbeiterschaft. So entschieden man
gerade vom liberalen Standpunkt [bookmark: page149]aus die Unduldsamkeit der
Gewerkschaftsorganisationen mißbilligte, die sich gegen die Gebilde
wandten, die nicht auf ihrem Boden stehen, so dankbar muß anerkannt
werden, was die Gewerkschaften im Kriege geleistet haben. Einen
Gewerkschaftsführer deshalb als unwürdig anzusehen, in die
Arbeitskammern einzutreten, wird heute nicht mehr angängig sein.
Damit scheinen aber die hauptsächlichsten Bedenken hinfällig, die
nationalliberalerseits seinerzeit geltend gemacht worden sind – das
Gesetz dürfte wohl auf ziemlich einstimmige Annahme im Reichstag zu
rechnen haben. Ob es ein Instrument des sozialen Friedens sein
wird, wird allerdings erst seine Entwicklung zu beweisen haben.

		Lebhafter umstritten als das Arbeitskammergesetz ist die
Aufhebung des § 153 der Gewerbeordnung. Wenn man zunächst den
Wortlaut dieses Paragraphen liest, der davon spricht, daß die
Vergewaltigung in Arbeitskämpfen bestraft werden soll, dann
versteht man nicht, wie diese selbstverständliche Forderung der
Freiheit des Willens des einzelnen hier von den Parteien zugunsten
der Willkür preisgegeben werden soll. Tatsächlich ist es aber eine
Irreführung, wenn es so hingestellt wird, als solle in Zukunft die
Willkür der Faust an die Stelle der Freiheit der Entschließung des
einzelnen treten. Denn auch wenn der $ 153 der Gewerbeordnung
fällt, bleibt doch $ 240 des Strafgesetzbuches bestehen, der
demjenigen Strafe androht, der es unternimmt, einen anderen gegen
seinen Willen zu einer Handlung oder zur Unterlassung einer
Handlung zu zwingen. So selbstverständlich es an sich ist, so muß
doch auch einmal festgestellt werden, daß der im Strafgesetzbuch
gegebene Schutz gegen Nötigung auch für die Arbeiterkämpfe in
Zukunft Anwendung finden kann.

		Heftig umkämpft ist schließlich die Fassung des Programms, daß
der neue Kanzler als Ministerpräsident für die loyale und baldige
Durchführung der Wahlreform in Preußen eintreten möge. Man
hat hierin ein Übergreifen auf die preußische Gesetzgebung gesehen
und bitter beklagt, daß die Reichstagsfraktion hier in
Angelegenheiten der preußischen Landtagsfraktion sich einmische.
Aber man frage sich einmal, was denn sachlich in diesem Beschlusse
gegenüber den bestehenden Tatsachen geändert wird? Glaubt man denn,
daß der König von Preußen irgendeinen preußischen
Ministerpräsidenten ernennen könnte, der, nachdem einmal die
preußische Wahlreform in der Form des gleichen Wahlrechts vom König
zugesagt worden ist, sich jetzt seinerseits [bookmark: page150]gegen eine loyale und baldige
Wahlreform erklären könne? Grollend wird, wie ich kürzlich an
anderer Stelle ausgeführt habe, darauf hingewiesen, daß Herr
Friedberg als Staatsminister nun auch für die Wahlvorlage des
Königs eintreten würde, und daß das der Auffassung der
Nationalliberalen Partei widerspräche, die niemals das gleiche
Wahlrecht für Preußen als ein gerechtes gefordert hätte. Daß das
gleiche Wahlrecht seine großen Schattenseiten hat, wird niemand
übersehen. Bis zum heutigen Tage erscheint es mir seltsam, daß der
geniale Baumeister des Deutschen Reiches dem deutschen Volke im
Reiche das freieste Wahlrecht gab, ohne durch Schaffung eines
Reichsoberhauses gleichzeitig eine gewisse Sicherheit gegenüber
einem Überwiegen rein volkstümlicher Stimmungen in den
Entscheidungen des Reichstages zu geben. Nach meiner persönlichen
Auffassung würde ich für Preußen ein Pluralrecht für das
gerechteste halten, wenn es auf derjenigen Grundlage aufgebaut
würde, mit der man beispielsweise in Sachsen die glückliche
Zusammensetzung des dortigen Parlaments geschaffen hat. Wenn das
heute nicht mehr möglich ist, so liegt das neben der
gekennzeichneten persönlichen Politik Bethmanns in den Julitagen,
vor allem an der konservativen Partei, die lieber Bülow stürzte,
als daß sie die damals von ihm gegebene Zusage der Reform des
preußischen Wahlrechts in die Wirklichkeit umsetzte. Damals konnte
die konservative Partei ein Pluralwahlrecht mit weitgehenden
Kautelen gegen eine Demokratisierung des preußischen
Abgeordnetenhauses haben. »Was du von der Minute ausgeschlagen,
bringt keine Ewigkeit zurück.« Alle nationalliberalen Anregungen
auf Reform des preußischen Wahlrechts wurden achtlos in den Wind
geschlagen, bis mit dem Kriege selbst nicht nur der Gedanke der
Aufrechterhaltung des Dreiklassenwahlrechts völlig zusammenbrach,
sondern auch die Stimmung der öffentlichen Meinung über das
Pluralwahlrecht hinauszugehen begann.

		In der heutigen Situation ist das Wort des Königs für die
Übertragung des gleichen Wahlrechts auf Preußen gegeben. Gewiß
nimmt das an sich dem Abgeordnetenhause nicht die
Bewegungsfreiheit. Aber daß der König bei Ablehnung der Vorlage zur
Auflösung des Abgeordnetenhauses gezwungen sein würde, ist ebenso
sicher. Was neue Landtagswahlen in der Kriegszeit bedeuten, braucht
hier nicht dargelegt zu werden. Sie wären der Tod des Burgfrieden,
wären der Auftakt zu den leidenschaftlichsten Kämpfen, die wir
jemals gesehen hätten. Würde der neue Landtag das Wahlrecht
abermals ablehnen, so wäre die Belastungsprobe, [bookmark: page151]die sich daraus ergibt,
äußerst schwer zu ertragen. Die Monarchie ist durch ihren Kanzler
Bethmann in einer Weise in die vorderste Feuerzone des öffentlichen
Kampfes gestellt worden, daß sie sich ohne schwerste Opfer für ihre
einzigartige Stellung gegenüber dem deutschen Volke nicht aus
dieser Feuerzone zurückziehen kann. Deshalb war es das monarchische
Gefühl, das Friedberg in erster Linie bewog, über heftige
Seelenkämpfe hinweg sich dem Rufe seines Königs nicht zu versagen,
war es auch hier der Gedanke des Burgfriedens in Preußen, der den
Ausschlag für die Stellung des Führers der preußischen
Nationalliberalen gab.

		Gewiß kann man berechtigterweise fragen, ob denn die Einbringung
des Arbeitskammergesetzes jetzt drängte, ob jetzt die Aufhebung des
§ 153 sich als notwendig erwiese, ob man denn jetzt der
Sozialdemokratie Konzessionen machen müßte, für die ein praktischer
Anlaß in den Verhältnissen kaum gegeben wäre. Aber abgesehen davon,
daß diese Forderungen nicht nur Forderungen der Sozialdemokratie,
sondern Forderungen auch des überwiegenden Teiles der nationalen
Arbeiterverbände sind, möge man doch das eine nicht vergessen, daß
es jetzt darauf ankam, die Sozialdemokratie in demjenigen Gefühl
verantwortungsvoller Mitarbeit an den Staatsaufgaben zu erhalten,
das sie, von ihren Kundgebungen in der Kriegszielfrage abgesehen,
bisher gehalten hatten. Es ist leicht zu sagen, der Burgfrieden
müsse ohne Gegenleistung gehalten werden. Tatsächlich liegen doch
die Dinge so, daß die Sozialdemokratie bisher die Partei der
Unzufriedenen war, die der Opposition der Unzufriedenen am
lautesten Ausdruck gab. Die große Woge der Begeisterung des August
1914 schlug diese Unzufriedenheit zu Boden. Sie erhob sich aber
wieder und wuchs mit den Anstrengungen des Krieges und mit den
Entbehrungen, die ertragen werden mußten. Politische Reformen
wurden verlangt, sozialpolitische Fortschritte gefordert. Gewiß
kann mancher leicht grollend von Pressionspolitik sprechen und der
Nationalliberalen Partei zurufen, sie solle nicht zu viel gewähren.
Gerade aus den Kreisen der Großindustrie kommt diese Kritik. Aber
hat denn die Großindustrie nicht selbst ihrerseits ihrer
Arbeiterschaft während des Krieges manches gewährt, was sie
innerlich auch nicht als berechtigt ansieht, nur um die Ruhe ihrer
Betriebe während der Kriegszeit sicher aufrecht zu erhalten und die
Munitionslieferungen nicht stocken zu lassen? Stehen die Dinge
politisch nicht völlig gleich? Auch hier handelt es sich darum, die
politische Ruhe aufrecht zu erhalten, damit wir in unseren Feinden
nicht die Hoffnung [bookmark: page152]erwachsen lassen, als könne die Uneinigkeit
Deutschlands doch noch zu dem Erfolg führen, den sie sonst zu
erringen wohl längst aufgegeben haben.

		Überblicken wir die Gesamtsituation, so sehen wir den Kanzler
Michaelis durch den Grafen Hertling ersetzt, eine unpolitische
Natur durch den Führer einer großen Partei, der in seinem
bisherigen verantwortungsvollen Wirken und Schaffen staatsmännische
und diplomatische Fähigkeiten bewiesen hat. Soweit seine
außenpolitische Haltung in Betracht kommt, ist er weniger durch die
Verhältnisse eingeengt als sein Vorgänger. Der Druck der Mehrheit
des 19. Juli ist ihm gegenüber nicht stärker, sondern schwächer.
Soweit kulturelle Fragen in Betracht kommen, steht ihm in Preußen
ein bewährter, mit staatsmännischen Eigenschaften begabter Führer
der Nationalliberalen zur Seite. Seine politische Aufgabe im Reiche
soll ihm durch den fortschrittlichen Führer als Vizekanzler des
Reichs erleichtert werden. Dabei sind die Persönlichkeiten, die
hier präsentiert worden sind, nicht etwa jungliberale oder
demokratische Stürmer und Dränger, sondern der eine galt in seiner
Partei Zeit seines Lebens als ein Führer auf dem Gebiet des
maßvollen Liberalismus, gereift in seiner Erfahrung, kühl abwägend,
sachlich überzeugend, allzu stürmisches Drängen nach Neuerungen
eher hemmend als nachgebend. Auf der anderen Seite ist Herr von
Payer ebenso wenig Anhänger der extremen Richtung seiner Partei,
sondern seit Jahren mehr gouvernemental als oppositionell
gerichtet. Man kann also nicht sagen, daß etwa in diesen
Persönlichkeiten eine radikale Demokratisierung des öffentlichen
Lebens in Deutschland sich ausprägte. In ihrer Gesamtheit sind die
Repräsentanten der Kanzlerschaft und Stellvertretung im Reich und
Preußen eher gemäßigt rechts als radikal links gerichtet. Dabei
zeigt die Neuordnung der Dinge auch die Beobachtung des
Grundsatzes, an dem die Nationalliberale Partei stets festgehalten
hat, daß ein deutscher Parlamentarismus nicht dazu führen dürfte,
Politiker, nur weil sie Politiker sind, als Leiter von Ministerien
zu berufen, für die ihre fachliche Befähigung etwa nicht ausreiche.
Der Deutsche wird stets verlangen, daß, wer den Anspruch erhebt,
Staatssekretär oder Minister im Reich oder in Preußen zu sein, auch
die sachliche Geeignetheit dazu mit sich bringt und nicht nur den
politischen Befähigungsnachweis. Dieser Grundsatz ist auch diesmal
aufrechterhalten worden. Kein Fachminister mußte einem nicht
fachlich gebildeten Politiker weichen, aber zwei politische
Stellen, bei denen es darauf ankam, [bookmark: page153]den Zusammenhang mit dem Parlament aufrecht
zu erhalten, um nicht Zusammenstöße oder Krisen hervorzurufen, sind
mit hervorragenden maßvollen Politikern besetzt worden. Wer davon
spricht, daß das Recht der Krone gebeugt wurde, daß das alte
Preußen zugrunde gehe, daß das Reich radikaler Demokratisierung
verfalle, der fälscht diese Tatsachen und leistet nur denjenigen
Vorschub, die es gern so hinstellen möchten, als beständen die
Grundlagen des Reiches und Preußens nicht mehr.

		Grollend aber weisen schließlich einige darauf hin, daß die
Partei Schaden nähme. So wie die Vaterlandspartei Hunderttausende
von neuen Mitgliedern in allen Landesteilen erhält, wie das
ungetrübte Siegesgefühl des Volkes aufjubelt, wenn es zum
siegreichen Durchhalten aufgefordert wird, wie es versteht, daß es
darauf ankomme, gegen den Verzichtfrieden Stellung zu nehmen, so
hätte nach Meinung einiger Politiker die Nationalliberale Fraktion
vom 19. Juli ab Stellung nehmen müssen. Aus einigen Blättern, aus
einigen Reden schallte dies ja auch bald heraus. Man sprach von
einer vaterlandslosen Parteigruppierung im Deutschen Reichstag. Man
rief die Parteien auf gegen die damalige Entschließung. Ein tiefer
Spalt zwischen zwei gleichstarken Gruppen im deutschen Volk schien
sich aufzutun. Man verstand die Sprache des anderen nicht mehr, man
fühlte sich in die hitzigste Zeit früherer Parteikämpfe
hineinversetzt.

		Gewiß wäre es falsch, hier nur einem Teil die Schuld aufbürden
zu wollen. Was auf der anderen Seite an Verleumdungen geleistet
worden ist, indem man die Parteien, die gegen die Entschließung
stimmten, als Kriegsverlängerer, Schwerindustrielle oder öde
Ideologen hinstellte, konnte manchem, der nicht Fischblut hatte,
das Blut in die Wangen treiben. Aber andererseits sollte man doch
das eine nicht vergessen, daß es ja der tiefste Niederbruch unseres
ganzen Gefühls wäre, wenn man sich einbilden wollte, als gäbe es in
Deutschland eine Mehrheit des Reichstages, die überhaupt innerlich
auf einen guten Frieden verzichten wollte. Abgesehen davon, daß die
Entschließung des 19. Juli die verschiedenfachste Auslegung
erfahren hat, daß ihre eigenen Anhänger wiederholt zum Ausdruck
gebracht haben, daß sie sehr wohl Gebietserweiterungen damit für
vereinbar und wünschenswert erachteten, muß man sich doch das eine
vor Augen halten, daß man von Vaterlandslosigkeit solange überhaupt
nicht sprechen kann, solange die Söhne des ganzen Landes, solange
die Anhänger aller Parteien die Marken Deutschlands vom Feinde
freihalten. [bookmark: page154]Seine Vaterlandsliebe beweist man doch letzten
Endes am reinsten und hellsten damit, daß man seinen Leib dem
Feinde darbietet, um das eigene Land zu schützen. Keine Partei hat
bis heute diese Pflicht verletzt. Alle ihre Anhänger bluteten und
stritten für Deutschland. Solange das so ist, solange hat keiner
das Recht, irgendeiner Partei die Vaterlandsliebe in Deutschland
absprechen zu wollen, mögen die Wege, auf denen man zum Ziele zu
gelangen sucht, auch noch so verschiedene sein.

		Es ist aber auch sonst falsch, nun lediglich im Kampf gegen die
Mehrheit den Inbegriff des politischen Lebens der Gegenwart sehen
zu wollen. Denn würde man mit aller Wucht und dem Vorwurf der
Vaterlandslosigkeit diese Mehrheit im heftigsten Kampfe angreifen,
dann hätte man zwar Aussicht auf jubelnde Zustimmung über die
Kreise der Partei hinaus, aber auf der anderen Seite die
naturgemäße Reaktion einer solchen Angriffspolitik in einem
Zusammenschweißen des angegriffenen Blocks und damit die
Stabilisierung einer Mehrheit in Fragen der Außenpolitik, in der
das Wirken dieser Mehrheit von uns für schädlich angesehen wird.
Wir wissen aus der Geschichte der Parteien, daß nichts so sehr
zusammenhält als heftige Angriffe der Gegner. Ich erinnere nur an
die Angriffe gegen die konservative Partei bei der
Erbschaftssteuer. Weit ging in die eigenen Reihen hinein damals die
Zerrissenheit der konservativen Partei. Konservative Bürger in der
Stadt, evangelische Pfarrer auf dem Lande, erregten sich über die
Kurzsichtigkeit konservativer Führung. Aber die Wut, mit der die
Konservativen von allen Seiten angegriffen wurden, ließ sie am
ehesten zum Schließen ihrer Reihen kommen. Genau so wäre es diesmal
gekommen. Während weite Teile, namentlich des Zentrums, sich jetzt
ihrer alten Stellung zu den deutschen Kriegszielen wieder bewußt
werden und Annäherung und Fühlung mit denen suchen, die auf
gleichem Boden für solche Kriegsziele eintreten, hätten wir auf
andere Weise den Block des 19. Juli zusammengeschmiedet, der
parlamentarisch in seiner Stärke nicht zu erschüttern war und der
die nationalliberale Fraktion in einer Isolierung mit den
Konservativen doch auch in eine wenig einflußreiche Lage gebracht
hätte. Niemals wäre Aussicht vorhanden gewesen, daß die beiden
Fraktionen allein die Mehrheit im Reichstag bildeten. Künftige
Wahlen hätten bei einem Zusammenschluß des Blocks vom 19. Juli
alsdann dessen Übergewicht dauernd erhalten und vor allem eine vom
19. Juli abweichende Verständigung mindestens mit den bürgerlichen
Parteien über erreichbare [bookmark: page155]deutsche Kriegsziele unmöglich gemacht. Wenn
Blätter wie die »Tägliche Rundschau« und die »Hamburger
Nachrichten«, die wirklich nicht in dem Verdacht linksliberaler
demokratischer Gesinnung stehen, die Taktik der nationalliberalen
Reichstagsfraktion, die auf Aufrechterhaltung der Fühlungnahme mit
allen Fraktionen hinausging, anerkannt haben, dann mögen auch die
Freunde im Reich dessen gewiß sein, daß die Führung erst nach
heftigen inneren Kämpfen von der sehr einfachen Konstruktur des
Kampfes gegen den 19. Juli absah und auf dem viel dornenvolleren
Weg des Zusammenarbeitens mit diesen Parteien zu dem Ziele zu
kommen suchte, außenpolitisch uns nicht einer Politik der
Resignation zuführen zu lassen, innenpolitisch maßlose Forderungen
durch Beschränkung auf ein Programm einzudämmen, von dem ein
Sozialdemokrat etwas ironisch sagte, es sei so geschickt aufgebaut,
daß es auch Herr von Tirpitz unterschreiben könnte, und dadurch zum
mindesten den Versuch zu machen, eine Politik des Burgfriedens
herbeizuführen, die unserem Reiche innere Erschütterungen
fernhalten sollte.

		Die Heftigkeit, mit der einige nationalliberale Blätter,
darunter auch solche, deren nationalliberale Gesinnung erst recht
jungen Datums ist, den Speer in die Brust der eigenen Partei senken
und gegen diejenigen, die diese Politik gemacht haben, mit einer
Gehässigkeit wüten, die sie bei bestem Einsatz ihres Temperaments
und ihres Geistes gegen andere Parteien nie aufgebracht haben,
zeigen bedauerliche Erscheinungen, deren Duldung eines Tages
innerhalb der Partei zu Ende gehen dürfte. Man mag sachlich
kritisieren, man mag die Ansicht vertreten, daß ein Kampf gegen die
Parteien des 19. Juli zu einer Spaltung in der Zentrumspartei, zu
einem Herüberziehen weiter Kreise auf die Seite der
Nationalliberalen und Konservativen geführt hätte – als wenn nicht
die Zentrumsfraktion die durch Disziplin festgefügteste im Reiche
wäre –, man mag sachlich und taktisch andere Wege vorgezogen haben
als diejenigen, welche die Fraktion gegangen ist, aber man wird
nicht in der Lage sein, einen anderen Weg zu weisen, der uns zu dem
Ziel führt, das unserem Land jetzt vor allem nottut: krisenloses
ruhiges Arbeiten im Innern, damit das Vaterland Hindenburg und
Ludendorff wenigstens das gibt, was sie zum mindesten verlangen
können: Ruhe daheim, wenn sie draußen für unser Vaterland
siegen.

		[bookmark: page156]

	
		
		Zum ersten Friedensschluß

		Rede, gehalten im Reichstage am 20. Februar
1918 anläßlich der Beratung über den Abschluß eines
Friedensvertrages mit der Ukraine

		 

		Meine Herren! Dem Dank, den der Herr Abgeordnete
Gröber – den wir alle zu unserer Freude wieder in alter
körperlicher und geistiger Frische hier im Reichstag wirken sehen
–, der Reichsregierung für den Abschluß des ukrainischen Vertrags
ausgesprochen hat, schließen sich meine Freunde in jeder Beziehung
an. Wir danken dem Herrn Staatssekretär v. Kühlmann und seinen
Mitarbeitern für die Entschiedenheit, für die Zähigkeit und für die
diplomatische Geschicklichkeit, mit der sie unsere deutschen
Interessen bei den Verhandlungen in Brest vertreten haben. Wir
danken ihnen auch für das Pflichtgefühl, mit dem sie es über sich
gebracht haben, sich mit einem Herrn Radek an einen Tisch setzen.
Wir danken ihnen auch für die Geduld, die sie bewiesen haben, bei
diesen Verhandlungen auszuharren bis zum letzten, obwohl ich der
Überzeugung bin, daß es auch für sie manche Stadien gegeben hat, in
denen sie ihre ganzen Nerven zusammenreißen mußten, um nicht von
sich aus die Verhandlungen abbrechen zu lassen. In einigen
deutschen Blättern ist ihnen ein Vorwurf daraus gemacht worden, daß
sie das nicht getan hätten. Ich kann mich diesem Vorwurf nicht
anschließen. Gerade dadurch, daß sie bis zum letzten Augenblick
ausgehalten, daß sie den Kelch bis zur Neige leerten, haben sie dem
ganzen deutschen Volke gezeigt, wer daran schuld ist, daß die
Verhandlungen abgebrochen werden mußten, haben sie erst das Bild
des Herrn Trotzki gekennzeichnet, so wie es jetzt dem deutschen
Volke erschienen ist, und haben ihm nicht den Gefallen getan, es
vor der ganzen Öffentlichkeit so hinzustellen, als wenn lediglich
deutscher Unmut und deutscher Übermut die Verhandlungen abgebrochen
hätten und er dadurch uns in Unrecht gesetzt hätte.

		Meine Herren, es ist seitens des Herrn Kollegen Gröber und
[bookmark: page157]seitens der
Herren Vorredner Anstand daran genommen worden, daß der Vertrag
neben der Unterschrift des Herrn v. Kühlmann auch die Unterschrift
des Herrn Hoffmann trägt mit der Einleitung »als Vertreter der
deutschen Obersten Heeresleitung«. Ich nehme an, daß wir über diese
Unterzeichnung Mitteilung noch erhalten werden, da an sich ein
gewisser Widerspruch besteht zwischen der Einleitung des Vertrags,
der für die Kaiserlich deutsche Regierung als einzigen Vertreter
den Herrn Staatssekretär von Kühlmann bezeichnet. Aber ich möchte
doch auch bei dieser Gelegenheit sagen, daß es mir nicht so
bedeutungsvoll erscheint, in welcher Weise die formale
Unterzeichnung des Vertrages zustande gekommen ist. Denn mich
dünkt, wenn wir uns nicht an Formalien halten, sondern an reale
Tatsachen, dann haben wir in erster Linie der obersten
Heeresleitung den Dank dafür auszusprechen, daß wir überhaupt zu
einem Frieden mit der Ukraine gekommen sind. Sie hat überhaupt erst
unsere diplomatischen Unterhändler in die Lage gesetzt, über einen
Frieden mit Rußland verhandeln zu können. Aus dem Grunde scheint
mir das Formale der Unterzeichnung wenig bedeutungsvoll zu sein. Es
kommt auf den Inhalt des Vertrags überhaupt an, und da der Inhalt
des Vertrags, soweit ich die Dinge übersehe, selbst von der äußeren
Linken in seiner grundsätzlichen Bedeutung nicht angefochten worden
ist, sehe ich nicht ein, warum man Bedenken dagegen hat, sich in
grundsätzlicher Übereinstimmung mit der obersten Heeresleitung auch
in diesen Fragen zu befinden.

		Ich habe meinerseits lediglich den Wunsch auszusprechen, daß,
wenn weitere Friedensverhandlungen stattfinden, wie wir alle
hoffen, die deutsche Reichsleitung einheitlich vertreten ist
lediglich durch Bevollmächtigte des Deutschen Reichs als Einheit,
und daß alle Wünsche und Ansprüche einzelner Bundesstaaten, in
irgendeiner Form eine Sondervertretung zugebilligt zu erhalten,
abgewiesen werden. Ich meine, das wollen wir doch wenigstens aus
diesem Weltkriege herausholen, daß wir der Welt gegenüber als
Deutsches Reich verhandeln, und nicht irgendwie unterschieden nach
preußischen, bayerischen oder sonstigen Bevollmächtigten. Es hat in
weiten Kreisen des Volkes befremdet, eines Tags davon zu hören, daß
irgendwelche Abmachungen beständen, die hier Reservatrechte
schüfen. Ich glaube, auch von diesem Rechte gilt, daß sein Bruch
besser ist als seine Befolgung.

		Der Herr Kollege Dr. David hat seinerseits die Verhandlungen
geschildert, die mit Herrn Trotzki bis zur ersten Phase des [bookmark: page158]Abbruchs der
Beziehungen stattgefunden haben, und hat das Bild des Herrn Trotzki
doch in einer einigermaßen freundlichen Beleuchtung vor uns
erscheinen lassen. Er war vollkommen in der Kritik der deutschen
Regierung befangen, und wenn er auch ausdrücklich ablehnte – was
selbstverständlich ist –, daß die deutsche Sozialdemokratie es
irgendwie mit der Regierung der Bolschewiki in Petersburg
identifizieren könne, so stellte er doch das Friedensbedürfnis
dieser Regierung als das sie Kennzeichnende hin und sprach davon,
daß es ihr darum zu tun gewesen sei, zu einem demokratischen
Weltfrieden zu kommen, daß ihr der Gedanke einer internationalen
Revolutionierung vollkommen ferngelegen habe. Es ist vielleicht
über die Kreise der Sozialdemokratie hinaus interessant, in welcher
Weise sich die Herren, die gegenwärtig in Rußland die
Gewaltherrscher sind, zu denjenigen Gesichtspunkten stellen, die
für den deutschen Sozialismus und auch für weite bürgerliche Kreise
neuerdings Grundlage der Denkungsweise geworden sind. Ich meine das
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Ich muß ja zunächst gestehen,
daß mir an sich kein Gedanke bekannt ist, der so wenig ganz
bestimmten sozialistischen Gedankengängen entspricht wie das
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Denn die Grundanschauung, die
ganze Anschauung, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse dem
Großbetrieb zustreben und der Zusammenfassung in großen mächtigen
Gebilden sowohl auf wirtschaftlichem Gebiet wie auf staatlichem
Gebiet und über die Grenzen der einzelnen Staaten hinaus
völkerbindend zustrebt, kann eigentlich kaum jedem kleinen
Volkssplitter die Möglichkeit geben, ein eigenes Leben zu führen.
Das wäre die Auflösung derjenigen Ordnung, die bisher auch gerade
für den Frieden der Welt mit das entscheidende Merkmal gegeben hat.
Die Herren in Petersburg nehmen gar keinen Anstand, ihrerseits zum
Ausdruck zu bringen, wie sie über das Selbstbestimmungsrecht
denken; sie nennen es eine »bürgerlich-kapitalistische und
antirevolutionäre Erfindung« und erklären in ihrer »Prawda« vom 22.
Dezember russischen Stils, daß dieses Selbstbestimmungsrecht
»gegebenenfalls mit Waffengewalt« gebrochen werden müßte. Das ist
die Stellung derselben Bolschewiki, die in ihren Funksprüchen es
wagen, uns Deutschen Vorwürfe zu machen, daß wir es nicht ernst
meinten mit dem Selbstbestimmungsrecht. Ich darf darauf hinweisen,
daß es dieselbe Regierung des Herrn Trotzki ist, die mit Bezug auf
das doch wohl auch dem finnischen Volke zustehende
Selbstbestimmungsrecht in ihrem maximalistischen Blatt »Rossija«
erklärt, davon könne [bookmark: page159]keine Rede sein, denn »historische Erinnerungen und
strategische Bedingungen« führten zu dem Schluß, daß die
Verteidigung Petersburgs sich nicht auf die Küsten des Finnischen
Meerbusens beschränken könne, daß sie vielmehr in das Gebiet der
Moonsundinseln und der Aalandsinseln vorgeschoben werden müsse.

		Meine Herren, wenn jemand in Deutschland seine Politik aufbaut
auf historischen Erinnerungen und strategischen Gesichtspunkten,
dann ist das Wort »alldeutsch« dasjenige, das ihm entgegengeworfen
wird. Hier ist es ein maximalistisches Blatt, das erklärt, vom
Selbstbestimmungsrecht Finnlands könne keine Rede sein, denn
Finnland gehöre zu Rußland auf Grund historischer Erinnerung und
auf Grund der strategischen Grenzsicherung. Man sieht, daß doch
auch für Friedensverhandlungen zwischen Völker und Staaten das Wort
gilt, daß hart im Raume sich die Sachen stoßen, und daß man mit all
den Theorien, die man zunächst zur Grundlage der Verhandlungen
nimmt, nicht weit kommt, wenn man einmal diese Theorien in der
Wirklichkeit durchführen soll. Meiner Meinung nach steht entgegen
der Auffassung des Herrn Kollegen Dr. David doch die eine Tatsache
fest, daß die Art und Weise, in der Herr Trotzki bei den
Verhandlungen in Brest-Litowsk aufgetreten ist, nichts weiteres als
Friedensobstruktion gewesen ist, daß er sein Ohr hingehalten hat,
um zu hören, ob nicht etwas aus Berlin, Wien und Budapest
herüberdröhnt, das ihm mitteilte, daß hier bei uns innere Unruhen
und Wirren hervorgerufen seien, die ihm die Möglichkeit gäben, etwa
mit der Straße der Hauptstädte der Mittelmächte seine Ideen uns
gegenüber durchzuführen. Wir haben ja vom Herrn Staatssekretär
offen gehört, daß Herr Trotzki, irregeführt durch Herrn Radeck, bis
in die letzten Stunden geglaubt hat, daß ihm irgendwelche
revolutionären Bewegungen zu Hilfe kommen würden. Wie kann man
demgegenüber abstreiten wollen, daß die Gedanken der russischen
Regierung auf die Revolutionierung der Welt gerichtet gewesen
seien? Das haben die Herren ja ganz offen als ihr Ideal
ausgesprochen, sie haben gar keinen Zweifel daran gelassen, daß
ihnen das vorschwebt: ein Friede, geschlossen vom gesamten
Proletariat der Welt, der zunächst einmal die ganzen Grundfesten
derjenigen Ordnung umgestürzt hätte, die bisher bei den Staaten
bestanden, die miteinander verhandeln. Man ist soweit gegangen, daß
man, während man uns den Bruch des Waffenstillstandes vorwirft –
leider hat Herr Dr. David sich diesem Vorwurf in gewissem Sinne
angeschlossen –, in der Zeit, als wir am Verhandlungstisch saßen,
[bookmark: page160]von Petersburg
aus Flugblätter nach Riga und in die besetzten Gebiete
eingeschmuggelt hat, in denen man aufgefordert hat, sich zu
revolutionieren und gegen die deutsche Besatzung vorzugehen. Wenn
es etwas gibt, was gegen den Geist des Waffenstillstandes verstößt,
dann ist es der Versuch, auf der einen Seite die Armee, die
gegenübersteht, mit Ideen zu erfüllen, die sich gegen den Gedanken
des Staates richten, und auf der anderen Seite in die besetzten
Gebiete derartige Ansichten hineinzutragen. Um so weniger sollte
meiner Auffassung nach Veranlassung vorliegen, daß wir nach
Entschuldigungsgründen für Herrn Trotzki suchen. Ich meine, daß
erfreulicherweise durch seine heutige Erklärung zutage getreten
ist, daß die Herren in eine Sackgasse gekommen sind, aus der sie
nicht mehr herauskommen, und wenn wir durch rechtzeitigen Einmarsch
unserer Truppen im Osten erreicht haben, daß dieser Funkspruch kam,
dann freue ich mich, daß dieser Einmarsch so rasch erfolgt ist, und
daß wir Herrn Trotzki nicht noch sieben Tage Gelegenheit gegeben
haben, diese Art von Mord und Greueltaten, Beraubung und Schändung
fortzusetzen, die er zur Schande des russischen Namens in Estland,
Livland und in anderen Gebieten betrieben hat.

		Deshalb freue ich mich außerordentlich, daß Herr Kollege Dr.
Dove, dem ich darin vollständig zustimme, zum Ausdruck gebracht
hat, daß es gewisse Voraussetzungen gibt, die unbedingt eingehalten
werden müssen, ehe man der deutschen Regierung und unserm
Bundesgenossen zumuten kann, sich mit Herrn Trotzki in irgendwelche
neue Friedensverhandlung einzulassen. Diese Vorbedingung ist einmal
die restlose Räumung von Livland und Estland. Und ich glaube, Herr
Kollege Dove wird vollständig mit mir übereinstimmen, wenn ich
sage: und es gehört hinzu die sofortige Freilassung aller gefangen
gesetzten Deutschen, Esten und Letten, aller derjenigen, die jetzt
von den Gewalthabern in Rußland ins Gefängnis geworfen sind. Es
gehört dazu die unbedingte Anerkennung der Selbständigkeit
Finnlands und die Räumung Finnlands. Es gehört dazu die Anerkennung
des Friedenszustandes mit der Ukraine. Es gehört dazu, daß auch
dort die russischen Gewalttaten, die Festsetzung politischer
Persönlichkeiten sofort ihr Ende finden. Wer mit uns Frieden
schließen will, um dem ersten Frieden den zweiten anzufügen, hat
zunächst Garantien dafür zu geben, daß er den ersten Frieden nicht
stört. Es ist nicht möglich, mit Trotzki Frieden zu schließen und
Militär senden zu müssen gegen ein die Ukraine angreifendes
russisches [bookmark: page161]Heer. Das ist ein Widerspruch in sich, den die
Herren in Petersburg anerkennen müssen. Sind ihre Gedanken, wie
Herr Kollege David annimmt, auf das große Ideal des Weltfriedens
gerichtet, wohlan, die Worte haben wir gehört, sie sollen uns den
Beweis bringen, daß sie mit Taten für dieses Ideal eintreten. Dann
wird ganz Deutschland einverstanden sein, daß wir mit ihm über den
Frieden verhandeln. Aber so lange sie nicht durch Taten den Beweis
dafür erbringen, würden wir es für bedenklich halten, wenn unsere
militärischen Maßnahmen auch nur im geringsten eingeschränkt
würden.

		Ich darf dann noch zu den Verhandlungen, die über unser
künftiges Verhältnis zu Rußland ja gewisse Voraussetzungen
geschaffen haben, einiges sagen, um so mehr, als wir ja nunmehr
unter Umständen vor neuen Verhandlungen mit Rußland stehen.

		Unsere Unterhändler haben ja schon an sich in Brest eine sehr
schwierige Aufgabe zu lösen gehabt, und ich bedaure das eine
außerordentlich, daß ihnen diese schwierige Aufgabe durch die
Haltung eines Teiles der deutschen Presse noch schwieriger gemacht
worden war, als es in Wirklichkeit war. Es gehen diese
Schwierigkeiten von den ganz verschiedensten Stellen aus. Der
»Vorwärts« hat sich dagegen gewehrt, daß ich ihn in die Kategorie
der Blätter einreihte, die diese Schwierigkeiten machen. Als Herr
v. Kühlmann zum ersten Male nach Brest hinging, schrieb der
»Vorwärts« einen langen Aufsatz, der mit den Worten endete: »Unsere
Unterhändler müssen mit dem Frieden zurückkommen, dafür stehen sie
uns!« Meine Herren, ich glaube, daß die Position unserer deutschen
Unterhändler dadurch nicht gestärkt wird, daß man ihnen diesen
Wunsch mit auf den Weg gibt, und ihnen sagt, daß sie unter keinen
Umständen etwa ohne den Frieden zurückkommen dürfen. Inzwischen hat
ein Sozialdemokrat selbst sich zu dieser Art der Politik geäußert
und einen sehr treffenden Vergleich gemacht: »Das ist genau so, als
wenn Gewerkschaftssekretäre mit Arbeitgebern über Lohnerhöhungen
verhandeln wollen, und ihnen eine Volksversammlung eine Resolution
gibt, die sie veröffentlicht und worin sie sagt: daß ihr aber ja
mit Beendigung des Streiks zurückkommt, dafür steht ihr uns!« Und
der betreffende Sozialdemokrat hat die Frage aufgeworfen, ob bei
einer solchen Taktik wohl irgendeine Lohnerhöhung durchzusetzen
sein würde. Ich glaube, dieser Vergleich ist durchaus treffend. Auf
diese Weise einseitig das Interesse zu betonen, das
selbstverständlich bei einem jeden am Frieden vorhanden ist, das
muß die [bookmark: page162]Stellung der Unterhändler schwächen und kann sie
nicht stärken, das dient nicht dem Frieden, sondern das verlängert
den Krieg. Wie ich denn auch, ohne Herrn Kollegen David persönlich
nahetreten zu wollen, die Überzeugung habe, daß die Geneigtheit des
Herrn Trotzki, nunmehr unsere Bedingungen anzuerkennen, durch
solche Ausführungen, wie wir sie von ihm gehört haben, nicht
gesteigert wird, sondern daß wir uns dadurch unter Umständen neue
Schwierigkeiten schaffen.

		Ganz anders ist die Stellungnahme einer ganzen Kategorie von
Persönlichkeiten, die auf einem grundsätzlich andern Standpunkt
stehen als demjenigen, den die Reichsregierung einnimmt, und zwar
handelt es sich hierbei nicht um irgendwelche parteipolitisch
abzugrenzenden Kreise. Ich meine damit, ich möchte sagen, die ganze
Schule von Politikern, die der Auffassung ist, daß wir versuchen
müßten, mit einem großen, einheitlich in sich geschlossenen Rußland
zu einem Freundschaftsvertrag zu kommen, der uns die Möglichkeit
gäbe, von diesem deutsch-russischen Freundschaftsvertrag ausgehend
zu einem Kontinentalbündnis gegenüber England zu gelangen und damit
den großen Stoß gegen England zu führen, der uns für alle Zukunft
diejenige Freiheit gegenüber England gäbe, die wir in diesem
Weltkriege mit erkämpfen wollen. Es sind das die Persönlichkeiten
des Herrn Professor Hötzsch, des Herrn Georg Bernhard, auch einer
Gruppe hervorragender Sozialisten, die in den »Sozialistischen
Monatsheften« diese Gedankengänge zum Ausdruck gebracht haben. Sie
gehen so weit, daß beispielsweise Herr Bernhard überhaupt den
deutschen Unterhändlern darüber Vorwürfe machte, daß sie sich mit
der Ukraine in Sonderverhandlungen eingelassen hätten, indem er
erklärte: Wie sich die Ukraine mit Herrn Trotzki auseinandersetzt,
ist ihre Sache; wir brauchen ein einheitliches Rußland als
Gegenkontrahenten, wir wollen nicht diese Loslösung einzelner
Gebiete aus dem Ganzen, weil uns daran gelegen sein muß, diesen
gewaltigen großen Staat ungeschwächt uns als künftigen Freund zu
erhalten. Meine Herren, ich verstehe nicht, wie man der deutschen
Regierung irgendwelche Vorwürfe darüber machen kann, daß sie,
meiner Meinung nach mit unleugbarem Geschick, im richtigen Moment
die Ukraine gegen Trotzki ausgespielt und uns durch diese Politik
erst zu dem heutigen Angebot von Herrn Trotzki gebracht hat. Es ist
das so echt Ausfluß deutscher Theorie, daß man in den luftleeren
Raum hineintheoretisiert, ohne sich die Tatsachen anzusehen, die
doch nun einmal da sind. Wir haben nicht mehr das alte einheitlich
[bookmark: page163]zusammengefaßte, große, gewaltige Rußland. Wir
stehen unter einer Entwicklung, die unter dem einen Gesichtspunkt
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker, das zunächst einmal von
den ersten der jetzigen russischen Regierung ausging, die Völker
Rußlands, die sogenannten Fremdvölker, die ja die Mehrheit der
Bevölkerung dieses gewaltigen Reiches ausmachen, in eine Bewegung
hineingetrieben hat, die nunmehr dazu führt, daß alle diese
einzelnen Bestandteile nach einer mehr oder minder ausgeprägten
Selbständigkeit dringen. Meine Herren, wir müssen uns doch von
unserem Standpunkt aus auch das eine sagen, daß wir ja selbst
begonnen haben, dieses Gebilde des einheitlich starken Rußlands von
uns aus zu erschüttern durch diejenige Politik, die seit dem 5.
November 1916 eingeleitet worden ist, und die, auch wenn man sie
bekämpft – und gerade meine politischen Freunde haben diese Politik
nicht für richtig gehalten –, doch zunächst einmal Tatsachen
geschaffen hat, an denen man nicht vorbeigehen konnte.

		Als zweites möchte ich betonen: so wenig hier die Voraussetzung
eines starken, einheitlichen Rußland gegeben ist, das uns als
Gegenkontrahent jetzt gegenübersteht, so wenig steht doch fest, daß
dieses Rußland überhaupt die Absicht hat, sich nun speziell mit
Deutschland zu einem kontinentalen Bündnis gegenüber England
bereitfinden zu lassen. Wo haben wir denn eine Gewähr dafür, daß
nicht in irgendeiner Zukunft es England gelingt, genau so wieder
enge Beziehungen zu Rußland herbeizuführen, wie sie herbeigeführt
worden sind zur Zeit Eduards VII. und wie sie zum Ausdruck kamen in
der gewaltigen Koalition dieses Weltkrieges gegen uns? Man sagt,
das demokratische Rußland biete Gewähr dafür, daß solche
Entwicklungen nicht eintreten. Meine Herren, die Weltgeschichte
schreitet so schnell vorwärts, zeigt uns so kaleidoskopartig
wechselnde Bilder, daß ich glaube, niemand von uns kann die
Garantie dafür übernehmen, zu sagen, wie dieses Rußland in einem
Jahre, vielleicht wie es in einem Monat aussehen wird, welche
Gewalten, die dort an die Oberfläche drängen, dann wieder in
Rußland diejenigen sein werden, die dieses Land nach außen und
innen vertreten. Auf einen Gegenwartszustand, der so wenig fundiert
ist wie die Regierung der Lenin und Trotzki, irgendwie eine
Zukunftspolitik von Jahrzehnten aufbauen zu wollen, das hieße
Zukunftssicherheiten auf sehr schwankem Grunde errichten. Das wird
gelten für alle Fragen, die uns später noch beschäftigen werden,
auch für die Frage unseres eigenen militärischen Schutzes.

		Ich glaube, die Anhänger dieser ganzen Richtung stellen sich
[bookmark: page164]auch im
übrigen das Kontinentalbündnis gegen England etwas einfacher vor,
als es in Praxis zu erreichen sein wird. Sie glauben, daß ein
Bündnis Deutschland-Rußland automatisch das Bündnis mit Frankreich
nach sich ziehen werde. Mag sein, daß mancher Stachel in Frankreich
von der Bundesgenossenschaft mit England zurückbleibt. Aber daß
zunächst einmal die seit Jahrzehnten genährte Feindschaft, der Haß
gegen Deutschland das Bestimmende der französischen Politik bleibt,
daß die Frucht dieses Weltkrieges nicht ein Bündnis
Frankreich-Deutschland sein wird, das wird jedem von uns vor Augen
stehen. Aus dem Grunde halte ich es für unrichtig, unserer
Regierung darüber Vorwürfe zu machen, daß sie den Prozeß einer
Selbständigmachung einzelner Fremdvölker Rußlands unterstützt hat,
daß sie den Boden der Sonderverhandlung mit den Ukrainern
vorbereitet und den heute vorliegenden Vertrag zustande gebracht
hat.

		Dieser Vertrag ist am heftigsten von dem Vertreter der
polnischen Fraktion angegriffen worden. Wir haben volles
Verständnis dafür, daß die Herren der polnischen Fraktion mit
großem Bedauern die Abtrennung eines Gebietes von dem Polen sehen,
das sie ihrerseits als überwiegend polnisch ansehen. Aber ich darf
auch auf das eine hinweisen. Wir dürfen wohl mit vollem Recht die
Frage in den Vordergrund stellen, die der österreichische
Ministerpräsident seinem eigenen Polenklub und dem österreichischen
Volke vorgelegt hat: was würden Sie zu einem Staatsmann gesagt
haben, der in die Hauptstadt Ihres Landes zurückgekommen wäre und
gesagt hätte: wir haben die Möglichkeit gehabt, Ruhe und Frieden an
einem Teile der großen Front zu schaffen, mit einem Volke von 30
Millionen Einwohnern nunmehr in Frieden und Freundschaft zu leben
und die eigne Versorgung sicherzustellen; wir haben es aber daran
scheitern lassen, daß wir erklärt haben, Cholm bleibe bei Polen?
Meine Herren, in Österreich würde man einen solchen Minister
gesteinigt haben, der mit leeren Händen von dem Verhandlungstische
aufgestanden wäre.

		Sodann möchte ich die Herren der polnischen Fraktion auch noch
auf das hinweisen, was ihnen gestern ein Kollege von der
Fortschrittlichen Volkspartei vor Augen geführt hat. Sie sagen, daß
die Polen von Deutschland nicht erwartet hätten, daß es irgendwie
polnische Interessen preisgeben würde. Dann muß man doch die
Gegenfrage stellen, was hat man denn von polnischer Seite getan, um
sich ein Anrecht auf deutsche Sympathie zu erwerben? Meine Herren,
ich weise Sie darauf hin, daß wir erlebt [bookmark: page165]haben, daß der Obmann des
österreichischen Polenklubs am 22. Januar im österreichischen
Abgeordnetenhause folgende Anträge gestellt hat:

		1. der Polenklub stellt fest, daß das
Selbstbestimmungsrecht sich auf alle Polen ohne Rücksicht auf
politische Grenzen beziehen muß,

		2. die einzig mögliche Lösung der polnischen
Frage ist die Vereinigung aller polnischen Gebiete mit dem Zutritt
zum Meer.

		Wenn in diesem gewaltigen Weltkrieg, in dem Hunderttausende von
Deutschen ihr Blut im Kampfe gegen Rußland vergossen haben, und in
dem als erste Frucht der Kriegsziele Deutschlands die
Selbständigkeitserklärung Polens reifte, nun das erste, was die
Polen erklären, darin besteht, daß man die Loslösung deutscher
Gebiete verlangt, so ist das eine Politik, die nicht erwarten kann,
daß sie Sympathien und Zustimmung in Deutschland auslöst. Ich muß
sagen, daß mir ein parlamentarischer Ausdruck für diesen Antrag des
österreichischen Polenklubs überhaupt nicht zur Verfügung steht.
Wir brauchen aber gar nicht nach Österreich zu gehen. Wir haben im
preußischen Abgeordnetenhause ganz Ähnliches gehört. Wir haben
gehört, daß in Zukunft die Frage der Ostmarken Gegenstand
internationaler Abmachungen und nicht mehr eine deutsche Frage sein
soll. Wie können Sie verlangen, daß wir uns bei den großen
Existenz- und Lebensfragen des deutschen Volkes etwas anderes
fragen sollen als: wo liegen unsere deutschen Interessen? Und das
wird bei dieser Frage wie bei allen anderen Fragen der Fall
sein.

		Meine Herren, ich möchte mich im übrigen gegen die Auffassung
wenden, die man jetzt in die weite Weltöffentlichkeit
hineinzubringen sucht, als sei diese Lösung der Cholmer Frage durch
eigene Initiative Deutschlands erfolgt, als seien wir bei dieser
Regelung führend gewesen. Wir sind sogar auf Darstellungen
getroffen, die es so hingestellt haben, als wenn irgendwie die
oberste Heeresleitung, die man hinter allen möglichen Plänen
vermutet, hier der Ukraine noch Gebiet angeboten hätte, um
künstlich einen Zankapfel zwischen der Ukraine und den Polen zu
schaffen nach dem Grundsätze: divide et
impera. Demgegenüber muß unterstrichen werden, was der Herr
Staatssekretär v. Kühlmann wiederholt hier mit Nachdruck ausgeführt
hat, daß in dieser Cholmer Frage nicht nur eine vollständige
Übereinstimmung zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn
stattgefunden hat, sondern daß [bookmark: page166]bei der Besonderheit der großpolnischen
Interessen in Österreich-Ungarn die deutsche Regierung der
österreichischen hierbei die Vorhand gelassen hat.

		Wenn nun der österreichische Außenminister bei der großen
Bedeutung, die dem Polenklub für das innerpolitische
parlamentarische Leben Österreichs zukommt, bei der großen
Bedeutung, die außenpolitisch die Lösung der polnischen Frage für
die Doppelmonarchie hat, seinerseits glaubte, sich diesen
Ansprüchen der Ukraine nicht widersetzen zu können, dann soll man
um so weniger Vorwürfe gegen die deutsche Regierung von polnischer
Seite erheben; man soll anerkennen, daß hier um
Lebensnotwendigkeiten der verbündeten Reiche gestritten wurde, und
daß diesen Lebensnotwendigkeiten andere Erwägungen vorauszugehen
hatten.

		Meine Herren, ich darf da auf ein Letztes hinweisen. Wenn die
Mitteilungen richtig sind, die durch die Presse gegangen sind, dann
haben jetzt Vertreter der polnischen Legionäre in den letzten Tagen
Verhandlungen mit den Maximalisten in Petersburg angeknüpft, um die
polnischen Legionen gegen die Ukraine zu führen. Ich hoffe, daß das
durch die heutige Erklärung des Herrn Trotzki in Bälde überholt
sein wird. Sollte das aber nicht der Fall sein, und sollten
polnische Legionäre gegen das Land ziehen, das mit uns jetzt diesen
Frieden geschlossen hat, dann mache ich die Herren Polen darauf
aufmerksam, daß sie es sind, die den Vertrag vom 5. November 1916
zerreißen und ihn uns vor die Füße werfen. Es ist zuviel verlangt,
daß wir ruhig zusehen sollen, wie hier die Polen, die nie eine
Armee für uns im Kampf gegen Rußland gehabt haben, eine polnische
Armee gegen die Freunde Deutschlands und gegen den ersten Staat
führen, mit dem wir Frieden geschlossen haben. Die ganze Geschichte
der Völker zeigt, daß man die Freiheit sich erwerben muß, die
Freiheit, die jedes Volk in ihrer Geschichte sich nur dadurch
erworben hat, daß es auch sein Blut für diese Freiheit geopfert
hat. So fällt die Freiheit der Entwicklung nicht in die Hand eines
Volkes, wie man es polnischerseits glaubt, indem man einfach auf
dem Beschluß vom 5. November 1916 fußend, sich über vitale deutsche
Interessen glaubt hinwegsetzen zu können.

		Ich komme damit zu einigen anderen Fragen, die in der
vorangegangenen Diskussion aufgeworfen worden sind, darunter die
Frage der strategischen Grenzsicherung, der etwaigen Zuteilung
polnischer Gebiete zu Deutschland und Preußen. Meine politischen
Freunde sind der Meinung, daß in den Fragen der strategischen
[bookmark: page167]Grenzsicherung
dem Votum der obersten Heeresleitung maßgebende Bedeutung
beizumessen ist. Darüber hinaus glaube ich des Einverständnisses
meiner politischen Freunde sicher zu sein, wenn ich sage: von
unserem völkischen Standpunkte aus haben wir gar kein Interesse,
daß irgendwie polnisches Land zu Deutschland hinzukommt, wir haben
kein Interesse daran, daß zu den Schwierigkeiten, die uns die
Verhältnisse in der Ostmark gebracht haben, noch neue
Schwierigkeiten dazu kommen. Es wird Sache der politischen Leitung
sein, zu prüfen, inwieweit die Frage der strategischen
Grenzsicherheit Lebensnotwendigkeit in Deutschland ist. Ist sie es,
dann nehmen wir sie hin, nicht weil wir neues Land Deutschland
einzufügen bestrebt sind, sondern weil eine staatliche
Notwendigkeit dazu vorliegt.

		Vom Herrn Kollegen Gröber ist auf die Erklärung hingewiesen
worden, die der Landesrat von Litauen in bezug auf seine künftige
Selbständigkeit abgegeben hat. Wir haben ja die Verhältnisse
Litauens wiederholt in diesem hohen Hause und in unserer Kommission
erörtert. Wenn Litauen die Absicht hat, sich von Rußland
abzuwenden, und wenn wir feststellen können, daß die maßgebenden
führenden Schichten des Landes mit großer Einheitlichkeit
dahinterstehen, und wenn sie uns dafür Sicherheiten geben, daß sie
in ein freundnachbarliches enges Verhältnis zu uns zu treten
wünschen, wie das ihre Abgesandten einst in der Reichshauptstadt
zum Ausdruck gebracht haben, indem sie eine Militärkonvention mit
Deutschland, indem sie eine Einheitlichkeit des Eisenbahnwesens,
des Münzwesens und eine Zollunion ihrerseits vorschlugen, dann,
glaube ich, können wir auf diesen Boden treten.

		Meine Herren, ich bin mit dem Abgeordneten Gröber auch in der
kurländischen Frage der Auffassung, daß es wünschenswert sein wird,
eine breitere Grundlage für die Vertretung des Landes zu schaffen,
obwohl gerade rein formalistisch die kurländische Vertretung am
allerwenigsten anzufechten ist, weil sie nach der alten Verfassung
des Landes durchaus zu dessen Vertretung berechtigt ist. Wenn man
sich hier rein auf den verfassungsmäßigen Standpunkt stellt, sind
der litauische Landesrat und die übrigen geschaffenen Vertretungen
weit mehr anfechtbar als gerade der so viel angegriffene
kurländische Landtag. Ich bin aber der Überzeugung, daß auch eine
breitere Basis dieser Vertretung gar nichts an den Beschlüssen
ändern wird, die schon vorher vom kurländischen Landtag gefaßt
worden sind. Denn wenn irgend etwas erzieherisch in bezug auf die
Abwendung von der russischen Herrschaft [bookmark: page168]gewirkt hat, dann ist es die
Herrschaft der Herren Lenin und Trotzki in Petersburg gewesen. In
diesen wenigen Wochen sind Millionen von Menschen die Augen über
die großen Gegensätze zwischen Anarchie und Chaos auf der einen
Seite und Sicherheit und Ordnung auf der anderen Seite aufgegangen.
– Das ist auch in Äußerungen lettischer und estnischer Führer in
einer Weise zum Ausdruck gekommen, wie ich das meinerseits niemals
für möglich gehalten hätte.

		Ich darf nun zu der von den verschiedensten Seiten gewünschten
verfassunggebenden Versammlung für diese neugeschaffenen Länder das
eine sagen. Man sollte auch bei der Entwicklung der Länder sich das
eine vor Augen stellen, daß, so wie jeder Mensch eine Entwicklung
durchläuft und erst von einem gewissen Alter an als politisch
mündig erklärt wird, dies auch bei allen Völkern der Fall ist, und
daß man die für ein Kulturvolk unbedingt geltenden Grundsätze eines
allgemeinen gleichen direkten Wahlrechts nicht einfach automatisch
auf in der Entwicklung begriffene Völkerschaften anwenden kann. Man
wird da, wo eine Entwicklung bisher durch russische Herrschaft
unterdrückt wird, wo bisher ein großer Teil von Analphabeten neben
denjenigen, die sich zu den geistigen Quellen im Auslande gedrängt
hatten, vorhanden ist, zunächst einmal den kulturell führenden
Schichten für eine gewisse Zeit die Führung im Lande überlassen
müssen; sonst würde man, wo man Ordnung zu schaffen trachtet, in
Wirklichkeit in ein Chaos hineinkommen.

		Ich komme zu der Frage der Bedeutung des Ukrainevertrags für
uns. Man hat diesen Vertrag seltsamerweise in den gestrigen
Verhandlungen mehr kritisch als zustimmend betrachtet. Wenn Herr
Staatssekretär v. Kühlmann an den jubelnden Empfang denkt, der dem
Grafen Czernin in Wien bereitet worden ist, wird er empfunden
haben, daß die Temperatur in Berlin bedeutend kühler ist als die
unserer verehrten Bundesbrüder in der österreichischen
Hauptstadt.

		Herr Abgeordneter Ledebour ist sogar soweit gegangen, daß er das
Recht bestritt, mit einem Staat Verträge zu schließen, der
eigentlich nicht in einer rechtmäßigen Form ins Leben getreten
wäre, der noch nicht völkerrechtlich anerkannt wäre, und der doch
deshalb formalistisch zu beanstanden wäre. Ich entsinne mich aus
meinem Kolleg über Völkerrecht, daß Geheimrat Fricker in Leipzig
uns das einmal sehr nett mit einem Vergleich auseinandergesetzt
hat. Er sagte: mit der Entstehung neuer Staaten, überhaupt mit
[bookmark: page169]der Entstehung
von Staaten, ist das so wie mit der Geburt der Menschen; auch die
uneheliche Geburt verstößt gegen die Tradition und gegen
gesetzliche Vorschriften, aber der Staat muß sie anerkennen, denn
das Kind ist da: es bleibt ihm gar nichts anderes übrig, als von
dem Faktum Kenntnis zu nehmen. Ebenso ist es schließlich auch, wenn
hier irgendwie ein Staat entsteht, der sich nun nicht irgendwie in
die alten Regeln von Staatsentstehung und Staatsanerkennung
hineinpressen läßt, daß man vernünftigerweise so handelt wie die
deutsche Reichsregierung, daß man sagt: der Staat ist da, und
deshalb betrachte ich ihn als Faktum. Von den Theorien des Herrn
Abgeordneten Ledebour kann die deutsche Bevölkerung und das
deutsche Vieh auch nicht satt werden. Es erscheint mir sehr viel
vernünftiger, daß wir statt dieser Theorien die Futtermittel und
das Getreide einführen.

		Die Auffassung des Herrn Abgeordneten Ledebour ist die eines
Legitimisten, der sich gegen das »Revolutionäre« in der Entwicklung
der Völker wendet. Ich möchte Ihnen mit den Worten von Hans Sachs
sagen: »Wollt ihr nach Regeln messen, was nicht nach eurer Regeln
Lauf, der eigenen Spur vergessen, sucht dafür erst die Regel auf!«
Wenn wir erst einmal tiefer schürfen in der Spur aller Völker,
werden wir auf ebenso eruptive Erscheinungen in der ersten Zeit
ihrer Entstehung stoßen als hier bei der Ukraine. Also ich denke,
es ist schon vernünftig, daß wir die Ukraine als ein feststehendes
Faktum angenommen haben. Und wenn gestern Herr Kollege Gröber
gegenüber dem Optimismus des Herrn Staatssekretärs abwinkte und
sagte: es genügt mir schon, daß wir mit der Ukraine in Ordnung sind
– loben braucht man sie gar nicht in ihrer Bedeutung –, so möchte
ich doch darauf hinweisen, daß es nicht übertrieben war, wenn Herr
v. Kühlmann mit Recht darauf hinwies, daß in der Ukraine, ich
möchte sagen, die wirtschaftliche Pulsader des großen Rußlands
bisher gelegen habe und auch voraussichtlich bleiben wird. Von dem
Getreideexport Rußlands entfielen 39 v. H. auf die Ukraine, von dem
Zuckerexport 80 v. H., von der ganzen Kohlenförderung Rußlands, die
1 900 000 Pud beträgt, entfielen 1 300 000 auf die Ukraine, von 500
Millionen Pud Eisenproduktion 325 Millionen. Es ist also ein ganz
wichtiger, gewaltiger Wirtschaftskörper des russischen Reiches, der
sich hier losgelöst hat, der mit uns in wirtschaftliche Beziehungen
treten will. Ich bin der Meinung, daß die Aufregung, die sich in
Petersburg über diese Verhandlungen gebildet hat, daß der Versuch,
mit Waffengewalt in diese Entwicklung einzugreifen, [bookmark: page170]vor allen Dingen aus dem
Gedanken heraus geboren war, daß Rußland ohne die Ukraine gar nicht
zu leben vermag. Gerade die jetzige militärische Sicherung unseres
Bündnisses mit der Ukraine hat den Machthabern in Rußland gesagt,
daß sie nicht in der Lage sind, weiter zu existieren, wenn die
Abschließung der Ukraine gegen Rußland Tatsache wird.

		Weil diese wirtschaftliche Bedeutung so wichtig ist, deshalb
begrüße ich es auch, daß wir hier eine Art Modellvertrag für die
Wiederherstellung der Wirtschafts- und der rechtlichen Beziehungen
geschaffen, der in bezug auf den Ersatz von Schäden und den
Austausch der Güter Modalitäten schafft, die uns voraussichtlich
die Möglichkeit geben werden, einen Teil dessen, was an im Ausland
investiertem deutschem Kapital und Unternehmungsgeist im Laufe
dieses Weltkrieges gefährdet worden ist, nun allmählich
zurückzuerhalten und damit die deutsche Wirtschaft von denjenigen
Schäden zu befreien, die ihr der Weltkrieg wirtschaftlich gebracht
hat.

		Ich möchte bei dieser Gelegenheit, wenn wir von der
wirtschaftlichen Bedeutung der Ukraine sprechen, ein Wort über die
Verhandlungen sagen, die hier in Berlin zwischen den ungarischen,
österreichischen und deutschen Vertretern über die Verteilung der
etwaigen Zufuhren aus der Ukraine stattgefunden haben. Wir alle
wissen – ich habe gar kein Bedenken, das hier zu sagen, es ist von
Wien aus sehr offen zugegeben worden –, daß Österreich sich in
einer sehr schwierigen Lage befindet. Ich bin deshalb überzeugt,
daß es im deutschen Volke vollständig verstanden und gewürdigt
wird, daß wir bei der großen rumänischen Ernte nicht darauf
bestanden, daß die nach unserer Bevölkerungszahl uns zustehende
Quote – soviel ich weiß, sieben Zwölftel dieser Menge – eingehalten
wurde, sondern daß wir zunächst vorschußweise an Österreich einen
weit größeren Betrag abgeben, als er Österreich nach den
Vereinbarungen zugestanden hätte. Ich bin auch fest überzeugt, daß
das deutsche Volk ganz damit einverstanden ist, daß wir bei den
letzten Schwierigkeiten der Versorgung der uns so lieben und
sympathischen Wiener Bevölkerung große Mehlsendungen von
Deutschland nach Wien geleitet haben. Die österreichische Regierung
möchte ich aber bitten, angesichts dieser Tatsachen dann aber auch
dafür zu sorgen, daß nicht eine gewisse Presse in Österreich die
Dinge auf den Kopf stellt, nicht gewisse Blätter in Triest die
dortigen Unruhen damit erklären, daß sie sagen, die Unruhen seien
deshalb hervorgerufen, weil Deutschland [bookmark: page171]die gesamte rumänische Ernte für
sich in Anspruch genommen hat. Das ist nicht richtig. Wir verstehen
es, daß wir in der Beziehung nachstehen sollten und werden in der
Beziehung nachstehen, wie auch in bezug auf die Zufuhren, die aus
der Ukraine kommen, wir gewiß gewillt sind, den Wünschen und
Forderungen Österreichs in jeder Beziehung entgegenzukommen. Aber
es würde wünschenswert sein, wenn auch die österreichische
Regierung von der Tribüne ihres Parlaments aus gegen derartige
Falschmeldungen, die nur geeignet sind, das treue bundesbrüderliche
Durchhalten bis zum letzten Augenblicke zu erschweren, mit aller
Entschiedenheit auftreten würde.

		Wir haben durch die in Aussicht genommene militärische
Expedition mittelbar eine Entlastung für die bedrohte Ukraine
dadurch herbeigeführt, daß wir einen Vormarsch in Livland
angetreten haben, der nach den heutigen Meldungen bereits 20
Kilometer vorgegangen ist. Es ist das einmal beschlossen worden zur
militärischen Entlastung der Ukraine. Aber weiterhin auch – und das
erscheint mir das Wichtigere – zur Errettung der in Not
befindlichen Bewohner Livlands und Estlands.

		Wie trostlos die dortigen Zustände sind, können Sie aus den
heutigen Meldungen des Wolffschen Telegraphenbureaus ersehen,
wonach man in Reval den dorthin vor den Plünderungen und dem
Mordgesindel geflüchteten estländischen Adel zunächst einmal
festgesetzt hat, Männer sowohl wie Frauen, und daß man weiter den
gesamten baltischen Adel für vogelfrei erklärt, das heißt, daß
jeder in der Lage ist, einen deutschen Gutsbesitzer
niederzuschießen oder niederzuschlagen wie einen tollen Hund, ohne
Bestrafung dafür zu finden, es sei denn, daß ihm vielleicht noch
eine Belohnung dafür zugesichert wird.

		In manchen Kreisen der deutschen Öffentlichkeit ist bezweifelt
worden, ob die Dinge derartig lägen. Man hat es so hingestellt, als
wenn irgendwie eine offiziöse Stimmungsmache eingesetzt hätte. Ich
habe zu meinem Bedauern im »Vorwärts« gelesen, daß man auch sagte,
diese estländischen und livländischen Gutsbesitzer hätten sich
überhaupt nur aus Angst vor der Aufteilung des Landes jetzt
Deutschland zugewendet. Nun, wenn es wirklich so wäre, so gilt für
die deutschen Grundbesitzer dieser Provinzen jedenfalls dasselbe,
was der Herr Kollege Gröber bezüglich der deutschen Ansiedler im
Cholmer Gouvernement gesagt hat, d. h. wir hätten durchaus ein
Interesse daran, zu verhindern, daß dort, wo deutscher Grundbesitz
in deutschen Händen war, alles durch eine [bookmark: page172]Regierung, deren Zeitdauer mir sehr
beschränkt erscheint, in ein Chaos und in die größte Verwirrung
gestürzt wird.

		Aber es handelt sich nicht in erster Linie um den materiellen
Schaden, der dem einzelnen hier zugefügt wird. Ich darf bezüglich
dieser materiellen Frage daran erinnern, daß lange, ehe die
Revolutionäre in Rußland ans Ruder kamen, noch unter der
zaristischen Zeit, der Gutsbesitz in Kurland sich bereit erklärte,
für den Fall der Lostrennung von Rußland ein Drittel seines Landes
an Deutschland abzutreten, um dadurch die Möglichkeit einer
deutschen Kolonisation zu schaffen. Es drängt sich uns doch die
Frage auf, ob wir tatenlos zusehen können, wie diejenigen Deutschen
in den baltischen Landen, die allen Verfolgungen, aller Not und
allen Schwierigkeiten zum Trotz durch sieben Jahrhunderte hindurch
an der deutschen Sprache und deutschen Kultur festgehalten haben,
weil sie Deutsche sind, hingemordet, hingeschlachtet werden. Ich
muß sagen, wir wären kein Volk von Ansehen und Ehre, wenn wir das
ruhig mit ansehen würden, ohne hier einzugreifen. Es wäre nicht zu
verstehen, wenn wir, die wir für die Freiheit uns volksfremder
Nationen eingetreten sind, nicht unser Herz in erster Linie
schlagen ließen für die Balten, die mit uns eines Mutes sind. Es
klingt so oft von der äußersten Linken uns entgegen, wenn man ein
Wort für die deutschen Balten spricht: diese sieben oder neun vom
Hundert der Bevölkerung des Baltikums! Gewiß, sie sind keine
Mehrheit im Lande, sie sind eine Minderheit. Um so höher muß man es
schätzen, daß sie trotz dieser Minderheit gewußt haben, sich ihr
Deutschtum derartig zu erhalten, derartig auch kulturell und
geistig die Führenden zu bleiben, wie sie es getan haben im
Gegensatz zu den Deutschen in anderen Ländern über dem großen
Wasser, wo Hunderttausende und Millionen von Deutschen saßen, die
in der Lage waren, sich durchzusetzen. Wie sind da die späteren
Generationen amerikanisiert, wie haben sie ihren ehrlichen
deutschen Namen preisgegeben, wie haben wir sehen müssen, wie wir
dort der Kulturdünger für andere Nationen gewesen sind. Wie war
dort in Chikago, Milwaukee, Cincinnati und anderwärts ein so
starker deutscher Einschlag, daß sie eine deutsche Stadt hätten
bleiben können, wenn der Enkel geblieben wäre, was einst der
Großvater war! Hier in den Ostseeprovinzen haben die Balten, viel
mehr bedrängt, als je ein Deutschamerikaner in den Vereinigten
Staaten war, durch alle Schwierigkeiten zaristischer Verfolgung
hindurch ihre deutschen Schulen, ihre deutschen Zeitungen, ihre
deutsche Bildung sich [bookmark: page173]erhalten. Wenn Sie heute nach Riga, nach Mitau,
wenn Sie in dortiges Land gehen, dann tritt Ihnen ein Deutschtum
entgegen, so rein, so unverfälscht und so ideal, daß man manchmal
wünschen möchte, es wäre in Reichsdeutschland in derselben Weise zu
finden. So muß die Stimmung in Deutschland gewesen sein, als noch
ein einheitliches Deutschland erstrebt und erträumt wurde. Denn der
Deutsche ist vielleicht so, daß ihm vor allem das als Ideal
erscheint, was er mit seinem Herzen ersehnt, daß dann aber, wenn
das Ersehnte Tatsache wird, wenn das Grau des Alltags allmählich
über das Ersehnte kommt und Jahre und Jahrzehnte vergehen, er das
nicht mehr so schätzt, was ihm dann alltäglich erscheint.

		Dort ist noch die große Sehnsucht nach der Vereinigung mit
Deutschland. Dort haben die Balten in ihrem livländischen Kalender,
mit vollem Recht von ihrer eigenen Seelenstimmung ausgehend, das
Goethesche Wort sich zum Motto genommen: »Pfeiler, Säulen kann man
brechen, aber nicht ein freies Herz.« Mit diesem freien, zu
Deutschland sich bekennenden Herzen haben sie sich dort gegen
Rußland durchgesetzt, kommen sie in größter Lebensgefahr über die
russische Linie herüber, haben sie heute, wo über das Geschick von
Estland und Livland noch nichts bestimmt ist, sich in ihrer
Ritterschaft für den Anschluß an Deutschland erklärt, wohl wissend,
daß sie ihren Kopf verwirkt haben, wenn das nicht durchgehen würde.
Starke Persönlichkeiten treten uns dort entgegen, die nicht Hast
und Unruhe des Erwerbssinnes so ideallos gemacht haben, wie wir das
manchmal in Deutschland finden, sondern die in dem Streben nach
Allgemeinbildung, in dem Streben nach Schaffung von
Persönlichkeitswerten uns als Deutsche aus alter guter Zeit
erscheinen. Und wie die Ritter, so das Bürgertum in den Städten.
Niemals ist mir mehr die Stimmung der Meistersinger aus dem alten
Nürnberg zum Ausdruck gekommen, als in der Stunde, da ich in der
Gildenstube von Riga saß, als ich sah, wie dort, auch unter
russischem Druck bis zum letzten das deutsche Leben sich entfaltet
hat. Wenn wir nach Dorpat gelangen, wo eine geistige Hochschule
liegt, von der unendlich viel zur Befruchtung deutschen Wesens
ausgegangen ist, wenn wir neben Kurland auch Livland und Estland
besetzt haben, dann hoffe ich, daß auch der Tag kommen wird, »wo
diese alte deutsche Erde im Schutze des großen Reiches liegt.« Das
bedeutet nicht die Annexion dieser Gebiete. Aber es bedeutet ein
freies Baltikum in enger Anlehnung an Deutschland unter unserem
militärischen, politischen, [bookmark: page174]geistigen und kulturellen Schutz. Ich glaube, es
wäre eines der schönsten Ziele dieses Weltkrieges, wenn wir dieses
Stück treuen Deutschtums so bewahren, so innig mit uns verschmelzen
könnten, wie es von ihm selbst gewünscht wird. Wir werden das um so
eher können, ohne ein Volk zu vergewaltigen, als mir Kenner des
Landes gesagt haben: Wenn Sie jetzt nach Estland und Livland
marschieren und das Land von dem Chaos der Anarchie befreien, dann
lassen Sie überall die freieste Abstimmung gelten, und Sie werden
auch bei Esten und Letten nur ein einziges Votum, ein Votum für den
Anschluß an Deutschland bekommen.

		Meine Herren, wir hoffen, daß der Ukrainer Frieden, der heute
zur Debatte steht, das erste Glied in der Kette von
Friedensverträgen mit einzelnen Völkern sein wird,
Friedensverträge, die uns allmählich dem Weltfrieden näherbringen
werden. Bis dahin wird neben der Diplomatie das Schwert das Wort
haben. Irre ich nicht, dann steht bei Marx geschrieben, daß Kriege
nicht beendet werden durch das Schwert der Kritik, sondern durch
die Kritik des Schwertes. Wir haben ja einstmals das Wort vernommen
von dem Narren, der noch an den Sieg glaubt. Nun, ich habe mich
gefreut, in einem sozialdemokratischen Blatt jüngst zu lesen, daß
dort ein sozialdemokratischer Schriftsteller schrieb: Der Narr, der
noch an den Sieg glaubte, hat vorläufig recht behalten, wenigstens
im Osten. Ich hoffe, daß er auch recht behalten wird im Westen,
wenn der Westen uns zwingt, mit der letzten großen, gewaltigen
Kraftanstrengung des deutschen Volkes mit ihm um die Entscheidung
zu ringen. Dann werden wir durch den deutschen Sieg zu dem Frieden
der Welt gelangen.

		[bookmark: page175]

	
		
		Zur politischen Lage

		Rede, gehalten im Reichstage anläßlich der
ersten Etatslesung am 27. Februar 1918

		 

		Meine Herren! Dem bevorstehenden Friedensschluß
mit Rußland kommt eine entscheidende Bedeutung für den Weltkrieg
zu. Er bedeutet die Niederkämpfung des militärisch gewaltigsten
Gegners, der gegen uns in diesem Weltkrieg eingetreten ist. Darauf
hat mit vollem Recht auch der Herr Abgeordnete v. Heydebrand in
seinen gestrigen Ausführungen hingewiesen. Wir sind uns vielleicht
als Miterlebende dieser großen Weltbegebenheiten gar nicht immer
dessen, was von uns in diesem Weltkrieg erreicht worden ist, so
bewußt, wie es einmal die rückblickende Geschichtsforschung sein
wird. Denn wenn lediglich die Zahl entschiede, dann würde es schon
als eine gewaltige Tat des deutschen Volkes bezeichnet werden
müssen, wenn wir gegenüber der Übermacht, gegen die wir zu ringen
hatten, überhaupt nur unsere Grenzen geschützt, überhaupt nur den
Feind aus dem Lande gehalten hätten.

		Daß wir darüber hinaus in einem Weltkrieg, in dem die Zahl
unserer Feinde von Jahr zu Jahr sich steigerte, in der in allen
Kämpfen die Zahl der Kämpfer und die technischen Mittel den
unsrigen überlegen waren, jetzt davor stehen, unsere Feinde im
Osten zum Frieden veranlaßt zu haben, das ist das Gewaltige der
Ereignisse dieser letzten Wochen, von denen ich glaube, daß sie
auch in ihrer moralischen Nachwirkung uns dem Weltfrieden
näherbringen werden.

		Sie werden zunächst wohl dazu führen, daß die rumänische
Regierung den Frieden mit uns suchen muß. Damit beginnt die
Liquidierung des Krieges auch auf dem Balkan und die Neuordnung der
dortigen politischen Verhältnisse. Das veranlaßt mich, insbesondere
in diesen Tagen, wo sich beim Friedensschluß mit Rumänien auch die
Zukunft Bulgariens mit entscheiden wird, dessen zu gedenken, daß
die Einheitsbestrebungen unserer tapferen [bookmark: page176]bulgarischen Verbündeten sich damit
ihrer Erfüllung nähern werden. Für diese Bestrebungen einer
einheitlichen Zusammenfassung aller Bulgaren ist das bulgarische
Volk bewußt in diesen Krieg eingetreten. Ihm werden, wenn es ihm
gelingt, dieses Friedensziel des bulgarischen Volkes seit
Jahrhunderten zu erreichen, auch dann noch große Aufgaben
bevorstehen, um das Großbulgarien der Zukunft wirtschaftlich und
kulturell zu fundieren. Wir zweifeln nicht daran, daß es ihm unter
der Leitung seiner hervorragenden Staatsmänner, unter der Leitung
seines genialen Königs, dessen Geburtstag wir heute mit unseren
besten Wünschen begleiten, möglich sein wird, seine Einheit
politisch und kulturell zu vollenden und auszubauen. Jedenfalls
begleiten unsere herzlichen Wünsche unsere tapferen Bundesgenossen
und seine Führer auf diesem Wege.

		Die Freude an den Mitteilungen des Herrn Reichskanzlers über den
Friedensschluß im Osten wird erhöht durch die Mitteilungen, die wir
in der letzten Woche erhalten haben über die Leistungen unseres
Heeres. Daß wir in diesen wenigen Tagen, die seit dem Befehl zum
Vormarsch im Osten vergangen sind, Dorpat und Reval im Norden,
Shitomir im Süden erreichen konnten, das steht ohne gleichen da.
Wir begrüßen mit besonderer Freude die von uns erstrebte Befreiung
alter deutsch-baltischer Städte, jenes Dorpat, das einst Adolf
Wagner die deutscheste Universität genannt hat. Wenn wir daran
denken, daß von einer Truppe, an die schon große Anforderungen
gestellt worden waren, und die nicht aus den jüngsten Jahrgängen
allein bestand, vor der das ersehnte Bild des Friedens mit Rußland
aufgestiegen war, und die vielleicht gehofft hatte, nach der
Beendigung dieses Krieges zurückkehren zu können von einem Felde,
das ein Kampffeld gewesen war, nun verlangt wurde, sofort wieder
vorzustoßen, und daß es dieser Truppe gelang, in ihren Märschen 70
Kilometer am Tag vorwärts zu kommen, und wenn wir weiter denken an
die Kühnheit und Unternehmungslust, die sich in den prächtigem
Taten S. M. S. Hilfskreuzer »Wolf« und seiner Mannschaft und Führer
gezeigt hat, dann können wir wohl das eine mit Genugtuung sagen:
den deutschen Soldaten macht uns niemand nach. Es hat sich hier, wo
wir zahlenmäßig stets unterlegen waren, das eine gezeigt, das für
die Gegenwart gilt, was für die Vergangenheit gegolten hat, nämlich
daß es der Geist ist, der sich den Körper baut, und daß dieser
Geist des deutschen Heeres ihm wieder das ersetzt hat, was ihm
zahlenmäßig fehlte. [bookmark: page177]

		Ich bin überzeugt, daß die Schritte unserer Soldaten bei ihrem
Vormarsch beflügelt worden sind, weil dieser Vormarsch einem
edelsten Menschenwerk galt. Denn wenn wir die Berichte lesen, die
über die Verhältnisse in Wenden, in Dorpat, in Reval jetzt zu uns
kommen, und das, was an ersten Nachrichten über die Verhältnisse in
Estland und Livland an unsere militärischen Stellen gelangt ist,
dann muß leider gesagt werden, daß sie alles übertreffen, was uns
vorher über die dortigen Greueltaten mitgeteilt worden ist. Es ist
erschütternd zu lesen, daß unsere deutschen Soldaten überall nackte
Leichen vorgefunden haben von Leuten, die ohne jede Justiz
hingemordet sind, daß man die Eltern, die Frauen weggeschleppt und
die Kinder allein gelassen hat ohne jeden Schutz und ohne jede
Nahrung, daß man versucht hat, in den wenigen Tagen, die noch
blieben, ehe die Deutschen kamen, zu vernichten, was sich dort an
Leben und Eigentum nur vernichten ließ. Wie tief niederdrückend muß
es dann sein, wenn man im Deutschen Reichstag von einem
Abgeordneten hören mußte, daß diese Hilferufe in Berlin gemacht
worden seien. Wir begrüßen in dem Ultimatum an Rußland mit
Genugtuung die Forderung der Auslieferung der politischen
Gefangenen und möchten die Regierung bitten, insbesondere jetzt, wo
die militärischen Operationen im Norden anscheinend erledigt sind
und die Verhandlungen in Brest neu begonnen, vielleicht an erster
Stelle der Tagesordnung zu verlangen, daß hier dem weiteren Morden
dieser bolschewistischen Mordbrenner Einhalt getan wird, und daß
diejenigen, die jetzt noch politisch gefangen gehalten werden, uns
sofort zurückgegeben werden.

		In den Friedensverhandlungen, die uns, was ich begrüße, auch
wirtschaftlich in den künftigen Handelsbeziehungen zu Rußland
bessere Bedingungen bringen, als die ersten Abmachungen in Brest,
ist eine verschiedene Behandlung von Estland und Livland auf der
einen und Kurland auf der anderen Seite vorläufig in Aussicht
genommen. Ich möchte dagegen darauf hinweisen, daß nicht nur nach
Auffassung deutschbaltischer, sondern auch nach Auffassung
lettischer Kreise das Baltikum eine Einheit bildet, die jedenfalls
nicht so zerrissen werden kann, wie das gegenwärtig beabsichtigt zu
sein scheint. Man kann Kurland nicht von Estland und Livland
derartig trennen, daß man durch eine einfache Grenzscheide, die
nach politischen Rücksichten gezogen wird, hier Länder
auseinanderreißt, die völlig zusammengehören. Der Herr
Reichskanzler Graf Hertling hat davon gesprochen, [bookmark: page178]daß wir mit den sich dort,
also in Estland und Livland, entwickelnden »unabhängigen
Staatsgebilden« demnächst in Frieden und Freundschaft zu leben
hofften. Meine Herren, wir teilen diese Hoffnung, eine einheitliche
Gestaltung der Dinge mehr wünschend, möchten aber hier doch auch
zum Ausdruck bringen, daß völlig unabhängige Staatsgebilde hier
unmöglich sind; sie müssen Anlehnung suchen, sie können nicht
zwischen den Kolossen im Westen und im Osten ein Einzelleben
führen, sie würden schon wirtschaftlich und finanziell nicht in der
Lage sein, das durchzuführen, wenn für die Entwicklung dieser
Länder, die unter russischer Herrschaft schwer gelitten haben,
etwas Dauerhaftes geschehen soll. Wir hoffen, daß sie diese
Anlehnung bei uns suchen und finden werden. Die deutsche Besatzung
wird lange dort bleiben müssen, damit nicht die Anarchie wieder
entsteht, die wir eben bekämpft haben. Die Stellung des Deutschtums
werden wir wahren müssen, die seinen wirtschaftlichen und
kulturellen Leistungen entspricht. Sonst könnte die Epoche, in der
deutsche Truppen Dorpat befreiten, das Ende einer deutschen
Universität Dorpat bedeuten. Ich darf in dieser Beziehung darauf
hinweisen, was über den deutschen Charakter der Stadt Reval heute
selbst im »Berliner Tageblatt« gesagt worden ist, über die Art, in
der das Deutschtum sich dort unter den größten Schwierigkeiten
seinen Einfluß auf die gesamte Gestaltung des Landes gewahrt hat.
Wir können die Entwicklung, die dort nun einsetzen wird, in Ruhe
abwarten. Ich bin der festen Überzeugung, daß die Bevölkerung, die
unsere Truppen mit Jubel empfangen hat, auch für uns optieren wird,
wenn wir uns an sie wenden, oder wenn ihre Führer sich an sie
wenden. Den berechtigten russischen Wirtschaftsinteressen, von
denen jetzt viel in dem Sinne die Rede ist, daß man sagt, wir
schnürten Rußland vom Meere ab, kann dadurch meiner Ansicht nach
Genüge geschehen, daß man Rußland die Häfen von Riga, Reval und
Windau als Freihäfen für seine Ausfuhr gibt, die die Möglichkeit
ergeben, daß diese Häfen mit ihrem naturgemäßen russischen
wirtschaftlichen Hinterland in Verbindung bleiben, und Rußland die
Möglichkeit geben, die Form seines Warenaustausches zu sichern. Wir
Deutsche befinden uns ja selbst in ähnlicher Lage, da wir mit
unserem hervorragendsten großen Industriegebiet auch nicht an einen
deutschen Welthafen anstoßen, sondern gezwungen sind, dessen Waren
über Häfen gehen zu lassen, die nicht innerhalb der deutschen
Staatshoheit liegen, ohne daß deshalb Deutschland dies bisher als
eine Einschnürung [bookmark: page179]angesehen hätte, derentwegen wir einen Staat hätten
mit Krieg überziehen müssen.

		Im übrigen sind die letzten Wochen lehrreich gewesen für die
Frage, welches die beste Methode ist, um zum Frieden zu kommen. Der
Herr Kollege Scheidemann hat darauf hingewiesen, daß wir durch
unseren Vormarsch im Osten uns wieder neue Feinde geschaffen
hätten, und er hat davon gesprochen ähnlich wie am Tage vorher
einer der Herren der Unabhängigen Sozialdemokratie, daß wir vom Haß
der ganzen Welt umbrandet sein würden, daß dieser Haß sich jetzt
auch schon auf österreichische Kreise erstreckte, die mit unserem
Vormarsch nicht einverstanden seien und dagegen protestierten. Es
ist mir bekannt, daß ein Mitglied der polnischen
sozialdemokratischen Partei im österreichischen Parlament, Herr
Dascynski erklärt hat: »Deutschland marschiert, wir protestieren«.
Das war am ersten Tage des Vormarsches. Als dann die deutschen
Heeresberichte kamen und darin unter anderem auch zu lesen stand,
wieviel Waggons in unsere Hände gefallen wären, wieviel
Lebensmittel damit auch zur Verfügung unserer Heeresleitung kamen,
da hat sich anscheinend die Stimmung sehr gewandelt. Die »Neue
freie Presse« schreibt in einem Leitartikel vom 25. Februar, daß
die öffentliche Meinung Österreichs sehr zwiespältig darüber
dächte, ob es richtig gewesen wäre, den Deutschen allein den
Vormarsch in die Ukraine zu überlassen, und betont, daß es
lediglich taktische Gründe gewesen seien, weswegen beide Heere
nicht miteinander marschiert sind, daß aber irgend etwas, was wie
eine Lockerung des Bundesgedankens oder wie ein Haß gegen
Deutschland aussähe, dabei nicht in Österreich maßgebend gewesen
sei. Ich wüßte auch nicht, wie diejenigen Taten der deutschen Heere
im Norden und in der Ukraine, die den Brotfrieden des Grafen
Czernin überhaupt erst fundiert haben, irgendwie dazu führen
könnten, Haß gegen Deutschland zu säen. Ich glaube deshalb nicht,
daß diejenigen Recht haben, die uns davor warnen, daß wir durch den
Abbruch der Verhandlungen in Brest-Litowsk und durch unseren
Vormarsch uns Sympathien verscherzt hätten. Ängstliche Gemüter gab
es auch bei uns, die von einem Zusammenbruch der Volksstimmung
sprachen, wenn wir marschieren würden, von kommenden Streiks, von
kommendem Aufruhr. Das war eine ganz unnötige Sorge. Das deutsche
Volk hat bessere Nerven, als manche seiner Politiker und
Staatsmänner glauben. Mit Herrn Trotzki säßen wir heute noch in
Brest, wenn wir die Verhandlungen fortgesetzt [bookmark: page180]hätten. Jetzt hat in wenigen Tagen
der Vormarsch uns den Frieden gebracht, und das sollten wir, glaube
ich, auch anerkennen und uns auch nicht namentlich in bezug auf die
Ostverhältnisse in dem Wahne wiegen, als wenn Entschlüsse, in denen
wir hier im Reichstag oder infolge der Zustimmung unserer Regierung
zu der durchaus begrüßenswerten Initiative Seiner Heiligkeit des
Papstes uns zu einem Frieden ohne Entschädigungen und ohne
Annexionen bekannten, uns den Frieden im Osten gebracht hätten.
Wäre Rußland im Besitz einer Armee, die siegreich gegen Deutschland
geblieben wäre, wären wir niemals zu dem Frieden gekommen, der
ernstlich erst eintrat, als die russischen Machthaber einsahen, daß
die deutsche militärische Kraft noch ungebrochen war und wie immer
ihren Führern gehorchte. Angesichts unserer Gesamtlage würde ich
ein erneutes Friedensangebot als vom Übel ansehen. Dem Herrn
Reichskanzler hat ein solches auch sicherlich ferngelegen. Trotzdem
erfüllt mich seine Einladung an die belgische Regierung mit
Bedenken. Nicht wegen der Formulierung, die der Herr Reichskanzler
der belgischen Frage gegeben hat. Ich bin der Meinung, daß
innerhalb dieser Formulierung die Wahrung der deutschen Interessen
möglich ist. Allerdings muß ich hier eine Bemerkung gegenüber dem
verehrten Herrn Kollegen Trimborn machen. Der Herr Kollege
Trimborn, mit dem ich ganz einig zu sein glaube, bezog sich nämlich
wiederholt auf die Formulierung der Papstnote, die ins Deutsche
übersetzt uns so gegeben worden ist: Belgien solle
wiederhergestellt werden »unabhängig gegen wen auch immer«. Herr
Kollege Trimborn, eine derartige Formulierung in dem Wortsinne der
völligen Unabhängigkeit gegen wen auch immer, das wäre nicht einmal
der Status quo, das wäre weniger, als der theoretische Status quo
vor dem Kriege gewesen ist. Denn der theoretische Status quo vor
dem Kriege untersagte Belgien irgendein Offensiv- oder
Defensivbündnis gegenüber Deutschland. Wenn wir wieder Belgien
unabhängig gegenüber wem auch immer behandeln, dann involviert
diese völlige Unabhängigkeit auch die Möglichkeit der belgischen
Bevölkerung, ein Offensivbündnis, ein Bündnis irgendwelcher Art
gegen Deutschland zu schließen. Das ist ja auch durch die Worte,
die der Herr Reichskanzler selbst gesagt hat, korrigiert worden.
Ich nehme an, daß der Herr Kollege Trimborn – ich kenne im
Augenblick den Urtext der Papstnote nicht –, diese Worte:
Unabhängig gegen wen auch immer, in demselben Sinne auffaßt, wie
die Formulierung des Grafen Hertling. [bookmark: page181]Ich ziehe deshalb unter allen
Umständen für etwa zu führende Verhandlungen die Formulierung des
Herrn Reichskanzlers Grafen v. Hertling der immerhin
mißverständlichen Formulierung der Papstnote vor.

		Meine Hauptbedenken richten sich aber gegen etwas anderes, sie
richten sich gegen die Herausnahme der belgischen Frage aus dem
Gesamtkomplex der Friedensfrage. Gerade, wenn eine Annexion
Belgiens nicht erfolgt, dann ist Belgien das beste Faustpfand, was
wir in der Hand haben, namentlich gegenüber England. Die
Wiederherstellung Belgiens vor dem Friedensschluß mit England
erscheint mir politisch-diplomatisch eine vollkommene
Unmöglichkeit. Das würde England für den Abschluß des allgemeinen
Friedens die Trümpfe der von ihm besetzten Gebiete und den
besonders großen Trumpf der Absperrung der Meere gegenüber
Deutschland allein in die Hand geben, ohne daß wir bei dem vitalen
Interesse, das England an der belgischen Frage hat, demgegenüber
etwas in der Hand hätten, wenn wir vorher mit der übrigens ziemlich
ohnmächtigen Regierung in Le Havre uns über die belgische Frage
geeinigt hätten. Die Spuren schrecken doch einigermaßen! Die
Herausnahme auch der polnischen Frage aus dem Gesamtkomplex der
Friedensfrage fordert doch nicht zur Nachahmung dessen heraus, daß
man einige Bruchstücke der gesamten künftigen Verständigung von
vornherein herausnimmt und dann suchen muß, der Schwierigkeiten
Herr zu werden, die sich hier ergeben. Der Herr Kollege Scheidemann
hat in bezug aus diese belgische Frage auch weiter davon
gesprochen, daß die Flamenfrage in Belgien eine solche sei, die uns
nichts angehe, die lediglich zwischen Flamen und Walonen im Rahmen
des belgischen Staates auszumachen sei. Ich habe nicht die Absicht,
diese Frage bei dieser Gelegenheit zu vertiefen. Ich will aber
darauf hinweisen, daß den Führern der flämischen Bewegung seitens
des Herrn Reichskanzlers Dr. v. Bethmann Hollweg und seitens des
Reichskanzlers Dr. Michaelis ganz bestimmte Zusagen von deutscher
Seite gegeben worden sind und daß, solange diese Zusagen nicht
zurückgenommen werden – und der Herr Reichskanzler Graf v. Hertling
hat niemals Veranlassung genommen, sie zurückzunehmen – sie auch
für die gegenwärtige Regierung bestehen. Wir müssen Wert darauf
legen, gerade wenn wir nicht vom Haß der Welt umflammt werden
sollen, dafür zu sorgen, daß die einem verwandten Volksstamme
gegebenen Zusagen nicht durch eine Handbewegung als nicht
existierend hingestellt werden. [bookmark: page182]

		Ich wende mich nunmehr zur rumänischen Frage und ich darf hier,
ohne Widerspruch zu begegnen, das eine feststellen, daß dieser
Staat und dieses Volk eine Rücksichtnahme unsererseits nicht
verdient haben. Hier hat eine verrottete Gesellschaft korrupter
Politiker ihr Land ins Verderben gestürzt, und das Volk hat leider,
wie so oft, erfahren, daß die Achiver das zu dulden haben, was
seine Führer verbrachen. (Auf Zwischenrufe:) König Karol, der
damals an der Spitze stand, hat uns die Treue bewahrt. Er hat
verlangt, daß das rumänische Heer an der deutschen Seite
mobilisiert werde, ist aber mit Peter Carp ganz allein geblieben
und hat in völligem seelischen Zusammenbruch die bittersten Worte
dafür gefunden, daß etwas derartiges möglich sei. Wenn ich vorhin
an das Wort erinnert habe: Quiquid delirant
reges, plectunctur Achivi, – habe ich absichtlich von den
Führern, nicht von dem Könige gesprochen, denn dem König, der
damals auf dem Throne Rumäniens saß, haben wir dafür zu danken, daß
er uns die Treue bewahrt hat, bis sein Auge brach. Aber sein
Nachfolger hat sein Erbe vertan, er wird sich mit seinem Volke
darüber auseinanderzusetzen haben, ob ihm noch diejenige Autorität
innewohnt, um den Thron wieder besteigen zu können. Wir denken
dankbar derjenigen rumänischen Politiker, wie Peter Carp,
Marghiloman, als Führer einer großen Partei, des Gesandten
Beldiman, der jedem sagte, daß er an dem Tage seinen Abschied
nehmen werde, wo Rumänien seinem Bündnis untreu würde. Wir danken
ihnen für diese Gesinnung uns gegenüber, können aber an der
Tatsache nicht vorbei, daß sie ihre Politik nicht durchzusetzen
vermochten und daß nur eine Minderheit des Volkes ihnen gefolgt
ist. Wir können nicht die Augen davor verschließen, daß dasselbe
Rumänien in dem Augenblick uns den Dolch in den Rücken zu stoßen
versuchte, als es glaubte, daß wir von unseren Gegnern matt
gekämpft seien, daß es sich hat Greuel in den Gefangenenlagern
zuschulden kommen lassen, wie sie bisher bei keinem unserer Feinde
vorgekommen sind. Ich frage, ob wir das hinnehmen wollen, ob nicht
zunächst die rumänische Regierung verpflichtet ist, für diejenigen,
die sie widerrechtlich hat hinmorden und verhungern lassen, eine
Entschädigung zu leisten.

		Das bringt mich dazu, daß ich die Frage aufwerfe, ob nicht bei
den künftigen Friedensverhandlungen auch die Frage der
Sicherstellung unserer Auslandsforderungen, der Entschädigung für
unsere deutschen Kaufleute für erlittene völkerrechtswidrige
Maßnahmen anders gelöst werden müsse, als lediglich dadurch, daß
[bookmark: page183]wir die
Rechtsbehelfe wieder herstellen, die ihnen zur Verfügung gestellt
werden müssen. Wir wissen, daß jeder Ausländer bei uns sein Recht
findet, daß aber schon im Frieden nicht jeder Deutsche sein
objektives Recht im Ausland gefunden hat, und je mehr England sich
bemühen wird, auch nach Friedensschluß noch Haß gegen Deutschland
zu säen, um so mehr ist es unsere Verpflichtung, Garantien zu
schaffen, damit nicht große Werte verloren gehen.

		Ich komme dabei zu der Frage im allgemeinen: liegt denn nun hier
irgendein Grund vor, uns gegenüber Rumänien gebunden zu fühlen, ihm
gegenüber von einer Kriegsentschädigung überhaupt abzusehen? Meiner
Auffassung besteht ein solcher Grund nicht. Heute vor einem Jahre
berieten wir auch über den Etat, am 27. Februar 1917, und da nahm
der damalige Führer des Zentrums, Herr Dr. Spahn, der jetzige
preußische Justizminister, das Wort und sagte, indem er sich zum
Reichshaushaltsetat wandte, folgendes:

		 

		Es ist ein irreführendes Wort, daß wir auf eine
Kriegsentschädigung nach dem Grundsatze, daß jeder seine Last
tragen solle, verzichten könnten. Die Ausführungen des Herrn
Reichskanzlers haben dargetan, daß er selbst auf diesem Standpunkt
nicht steht.

		Wir sind in diesem Kriege von unseren Gegnern
überfallen worden; sie haben uns durch ihre Schuld geschädigt. Was
der Tod uns geraubt hat, kann uns nicht zurückgegeben werden; aber
was an Beschädigungen der Lebenden zurückbleibt, was wir an
Vermögensverlust sowohl der Toten wie der Lebenden zu tragen haben,
das muß uns von den Urhebern dieses Krieges ersetzt werden,
rücksichtslos und von jedem von ihnen in solidarischer Haftung.

		 

		Weiter fügt Herr Dr. Spahn hinzu:

		 

		Gerade in der Kriegsentschädigung liegt eine
reale Garantie für die Erreichung eines dauernden Friedens. Denn es
wird nicht möglich sein, die Besetzung der fremden Gebiete sofort
aufhören zu lassen, sie wird bleiben müssen bis zu dem Momente, wo
die Kriegsentschädigung zurückgezahlt ist.

		 

		Wiederholte Zustimmung im Zentrum verzeichnet der
stenographische Bericht. Was hat sich denn nun seit dem 27. Februar
1917 geändert, daß wir heute das nicht mehr für [bookmark: page184]richtig erachten könnten, was
damals Herr Dr. Spahn unter Zustimmung und im Auftrag seiner
Freunde gesagt hat?

		Ich gehe noch weiter. Herr Kollege Scheidemann hat sich früher
mit großer Entschiedenheit gegen das Wort gewandt, daß er gesagt
hätte, jeder trage seine eigene Last. Er hat mich einmal hier im
Plenum gestellt und mir in einer freundschaftlich energischen Weise
angedroht, er würde nächstens handgreiflich werden, wenn ihm noch
einmal diese Äußerung unterschoben würde. Solchen Unsinn habe er
niemals gesagt, sondern das habe in einer Resolution gestanden, die
ihm vorher nicht vorgelegt worden sei. Und im Hauptausschuß hat
Herr Scheidemann wiederholt sich so geäußert, wie ich überhaupt den
Standpunkt der Sozialdemokratie zu dieser Frage auffasse: »Wir
wünschen nicht, daß einer zu erringenden Kriegsentschädigung halber
der Krieg noch länger fortgesetzt wird, so daß unter Umständen die
Kriegskosten das weit übersteigen, was an Entschädigung gezahlt
wird; wenn wir aber eine Entschädigung erlangen können und den
Frieden dazu, so sind wir nicht so dumm, dies abzulehnen.« Ich
glaube, damit richtig wiedergegeben zu haben, was Herr Kollege
Scheidemann gesagt hat. Wenn wir jetzt mit Rumänien verhandeln,
müssen wir bei den künftigen Wirtschaftsbeziehungen uns doch einmal
fragen, ob wir all das, was wir von deutscher Seite einmal im
Wirtschaftsverkehr mit Rumänien ausgegeben haben, bei dem Rumänien
damals seine neutrale Situation unter Zurückweisung aller
moralischen Skrupeln bis zum letzten ausgenutzt hat, auch tragen
müssen als diejenigen, die Blutopfer haben bringen müssen, weil uns
ein über 30 Jahre mit uns verbündetes Land und Volk in den Rücken
fiel, und weiter noch all das, was wir durch Besetzung des Landes
usw. aufwenden mußten und noch weiter aufwenden müssen, bis Ruhe
kommen wird? Sollen diese Milliardenschulden, die uns dadurch
zugewachsen sind, vom deutschen Volke getragen werden? Sollen wir
bis zum letzten Bürger – denn mit direkten Steuern allein ist das
nicht abzubürden – ersticken in Teuerung und Steuern nur des
Grundsatzes wegen, weil wir auch einem ruchlosen Feinde gegenüber
keine Kriegsentschädigung fordern? Meine Herren, ich bin überzeugt,
daß es in keiner Weise verstanden werden würde, wenn wir bei dieser
Gelegenheit darauf verzichteten, den Versuch zu machen, neben
unserer eigenen Last, die schwer genug sein wird – dafür gibt Ihnen
der Etat einen Beweis und werden ihnen die Steuervorlagen
wahrscheinlich in wenigen Wochen einen weiteren Beweis geben –,
wenigstens [bookmark: page185]einen Teil dessen, was der Krieg uns aufgenötigt
hat, von unseren Feinden zahlen zu lassen, zuerst von den Feinden,
die in Treulosigkeit, entgegen ihrem mit uns geschlossenen Bündnis,
in der Weise gegen uns gehandelt haben, wie Rumänien es getan hat.
Ich würde mich freuen, wenn auch die nachfolgenden Redner der
anderen Parteien, insbesondere Herr Kollege Erzberger, in dem Sinne
Stellung nehmen würden. Meine Auffassung steht auch in keiner Weise
im Gegensatz zu der Entschließung vom 19. Juli, die wir, meine
Herren, doch auch nicht zum Fetisch werden lassen wollen. Mit
vollem Recht hat gestern – ich glaube unter lebhafter Zustimmung –
Herr Staatssekretär Wallraf davon gesprochen: Hören wir doch auf
mit gegenseitigen Beschuldigungen auf der einen und auf der anderen
Seite, wobei der eine immer dem anderen vorwirft, er wolle sein
Land einem Zustand zuführen, der schließlich den Hunger der
Bevölkerung verewigte, oder wobei der eine dem andern vorwirft, daß
er um eigener selbstsüchtiger Interessen willen den Kampf
fortsetze! Halten wir uns doch an das, was Herr Kollege Fehrenbach
im Namen des Zentrums gesagt hat: Hören wir auf, zu theoretisieren
über Kriegsziele, und sehen wir uns bei jedem Friedensschluß an,
was wir bei jedem Friedensschluß herausholen können! Das ist die
Frage, vor der wir stehen.

		Es war am 9. Oktober 1917, als Herr Kollege Fehrenbach zu der
Entschließung vom 19. Juli in diesem Hause Stellung nahm. Er sagte
damals:

		 

		Die Friedensresolution geht von Erwägungen aus,
die bei jedem Friedensschluß Berücksichtigung erheischen können,
sie übersieht aber auch nicht aktuelle Gesichtspunkte. Ihre
Grundlage ist die Rücksicht auf die militärische und
weltwirtschaftliche Situation, ihr Ziel ist ein ehrenvoller Frieden
noch im Verlaufe des Jahres 1917. Wollen dies unsere Feinde nicht,
so sind sie es, die uns die Freiheit der Entschließung, diktiert
von unserer Überzeugung, wiedergegeben haben.

		 

		Meine Herren, es scheint mir keinem Zweifel zu unterliegen, daß
mindestens gegenüber Rumänien – meiner Auffassung gegenüber all
denen, die unser Friedensangebot wiederholt mit Hohn zurückgewiesen
haben – wir die Freiheit der Entschließung wiederhaben, und ich
würde Sie bitten, daß wir gegenüber Rumänien von dieser Freiheit
der Entschließung in dem Sinne Gebrauch [bookmark: page186]machen, daß wir an unsere
Reichsleitung das dringende Ersuchen richten, ihrerseits Rumänien
die Rechnung für dasjenige aufzumachen, womit es uns in diesem
Feldzuge belastet hat, und es Rumänien zu überlassen, sich mit
dieser Tatsache abzufinden.

		Ich darf übrigens darauf hinweisen, daß die Regelung der
Kriegsentschädigung, – bei der vielleicht irgendwoher der Einwand
kommt, seltsamerweise immer, wenn es sich um unsere Feinde handelt,
ob sie das zahlen könnten, während die Sache vielleicht anders
läge, wenn der Feind bei uns im Lande stünde, – daß sich das nicht
etwa in der Form zu vollziehen braucht, daß nun 20-Lei-Stücke auf
den Tisch gelegt werden, sondern daß das in Form von
Wirtschaftsverträgen auf längere Zeit viel weitergehend geschehen
kann als in irgendeiner Form brutaler Zahlung. In welcher Form
Rumänien uns die Entschädigung zahlt, ist Sache der Verhandlung;
aber ich verlange die Wiederherstellung dessen, was uns dieses
Abenteuer, in das sich die Rumänier hineingestürzt haben, nicht an
Blut – denn das können sie uns nicht wiedergeben –, aber doch
mindestens an Gut gekostet hat.

		Bei der Erörterung der zukünftigen Gestaltung der deutschen
Verhältnisse sind unsere deutschen Kolonien vielfach in den
Hintergrund getreten – sehr mit Unrecht, denn es ist ein Lebensziel
unserer Fortentwicklung, unsere Kolonien wiederzuerhalten, unser
altes Leben als Kolonialmacht wieder führen zu können. Was unsere
Kolonien für unsere Weltsituation bedeuten, das ersehen Sie gerade
aus Äußerungen, die in den letzten Tagen aus England zu uns
herübergedrungen sind. General Smuts, Mitglied des Kriegskabinetts,
hat in den letzten Tagen des Januar über unsere und die englische
koloniale Zukunft in Afrika gesprochen. Es ist zunächst einmal
nicht ohne ein gewisses psychologisches Interesse, zu sehen, was
man sich in England als Minister alles in einzelnen Reden an
Täuschungen und Unwahrheiten erlauben kann. Wenn ein englischer
Minister in der jetzigen Situation dieses Weltkrieges von seinem
Vaterlande sagt, es – nämlich England – hat niemals die
Eingeborenen militarisiert, ist vielmehr immer einer solchen
Politik entgegengetreten, so steht man staunend vor der Stirn, die
derartiges zu sagen wagt, nachdem gerade England es war, das die
internationalen Abmachungen brach und ein ganzes Heer von Schwarzen
Deutschland gegenüber mobilisierte. Wenn der Kriegsminister Smuts
davon spricht, daß außer England eigentlich kein Land [bookmark: page187]der Welt Interessen
an Afrika hätte, überrascht das weiter nicht. Es ist wirklich die
englische Auffassung, die sich nicht nur auf Afrika, sondern auf
sämtliche Weltteile erstreckt. Was er im einzelnen meint, geht klar
hervor, wenn er ins Detail gehend von England sagt, es muß auf der
Erhaltung einer Lage bestehen, die durch das ganze Land von Afrika
für seine Gebiete Verbindungen von dem einen Ende des Kontinents
zum andern garantiert. Das ist der alte Gedanke von Cecil Rhodes,
der Beherrschung der Bahn von Kairo nach Kapstadt. Da lag als Pfahl
im Fleische dieses Ostafrika dazwischen und die Gedanken des
Kriegsministers Smuts gehen dahin, daß Deutschland verlangen
könnte, hier diese so heldenmütig bis zuletzt verteidigte Kolonie
zu behalten. Diese heldenmütige Verteidigung unserer Truppen und
ihrer Führer, die auch den Gegnern Achtung abgenötigt hat,
veranlaßt uns, denjenigen, die, auf portugiesischem Gebiete
weiterkämpfend, die deutsche Fahne hochhalten, einen Gruß des
deutschen Volkes zu senden. Ich sage, wie von englischer Seite die
Bedeutung Ostafrikas in den Vordergrund gestellt wird, sollte uns
gerade veranlassen, auch einmal unsere kolonialen Ziele ins Auge zu
fassen und darüber keinen Zweifel zu lassen, daß so wenig wie für
uns von einer elsaß-lothringischen Frage die Rede sein kann, von
einem Verzicht auf unsere Weltstellung als Kolonialmacht gesprochen
werden darf. Mr. Smuts sagt, mit Rücksicht auf die Dominien, die
englischen Kolonien, die das Mutterland in diesem Kriege
unterstützt haben, sei die Vernichtung des deutschen Kolonialreichs
notwendig. Er sagt, daß nicht geduldet werden könnte, daß wir
irgendwie dort wieder in unserer militaristischen Art, – die
England so fern liegt in seiner marinistischen Art! – uns
festsetzen dürften. Diese Meinung werde von der großen Masse der
jungen Nationen geteilt, welche die Dominien des britischen Reiches
bilden. Freiwillig seien sie in den Krieg eingetreten, und ihr Ziel
sei vor allem die Vernichtung des deutschen Kolonialreichs. Das
sind die ethischen Ziele, für die England für seine Kolonien in den
Krieg eingetreten ist! Es war wohl gut, einmal zu sagen, welches
wirklich die Beweggründe waren gegenüber den uns oft vorgehaltenen,
und ich darf darauf hinweisen, daß in dem Zusammenhang mit den
Ausführungen des Herrn Ministers Smuts jetzt die »Daily Chronicle«
in den letzten Tagen darauf hingewiesen hat, Deutschland habe
Ostafrika so lange verteidigt, weil es sich bewußt gewesen sei,
welche überragende Bedeutung diesem Besitze beizumessen wäre,
namentlich wenn das Land wirtschaftlich noch weiter entwickelt
[bookmark: page188]würde, als es
bisher getan war; »Daily Chronicle« fügt hinzu – es klang mir das
wie eine Anklage gegen uns in der Vergangenheit:

		 

		Mit 2000 weißen Truppen ist es den Deutschen
möglich gewesen, uns zu zwingen, Hunderttausende auszusenden und
drei Jahre lang zu kämpfen, ehe wir sie von diesem Stück kolonialen
Bodens vertreiben konnten.

		 

		Wenn wir weniger engherzig, philisterhaft, wenn wir etwas
großzügiger gewesen wären und überall in unseren Kolonien für die
richtige Verteidigung gesorgt hätten, wären wir nicht in die Lage
gekommen, daß unser ganzes Kolonialreich verloren gegangen wäre.
Ich hoffe, daß man daraus auch für die Zukunft lernen wird, daß,
wenn wir den Mut haben, uns auf die See und auf das Meer zu wagen,
Kolonialpolitik zu treiben, daß wir auch die Folgerungen daraus
ziehen müssen, daß wir diejenigen Gebiete schützen müssen, die wir
besitzen. Sonst stellen wir starke Anforderungen an den
Unternehmungsgeist, wenn wir verlangen, daß diejenigen Leute
hinausgehen sollen, die sich dem nächsten Weltkriege vielleicht so
schutzlos gegenüber sehen würden, wie unsere Deutschen in Afrika
sich diesem Weltkrieg gegenüber schutzlos gesehen haben. Ich würde
großen Wert darauf legen, daß uns auch eine Beruhigung darüber
gegeben würde, daß irgendwie an einer Aufgabe unserer Stellung als
Kolonialreich gar nicht gedacht werden kann, und ich bitte auch die
Loslösung der belgischen Frage aus dem Gesamtkomplex der
Weltfriedensfrage im Westen aus diesem Gesichtspunkte anders zu
würdigen.

		Wie weit unsere Feinde doch noch davon entfernt sind, denjenigen
Gedanken sich anzunähern, von denen viele von uns glauben, daß sie
sie beherrschten – weil man gern glaubt, was man wünscht –, das
zeigen die kürzlich veröffentlichten Londoner Beschlüsse, die die
sozialistische und Arbeiterkonferenz der Alliierten in London
angenommen hat. Darin finden wir die Forderung eines unabhängigen
Polens bis zur See, also die Forderung der Abtrennung deutschen
Gebiets, wir finden darin die Forderung der Loslösung Arabiens,
Armeniens und Mesopotamiens vom türkischen Reich, wir finden darin
die Forderung des Zusammenschlusses der Tschechen und Südslaven zu
einem freien Bund der Donaustaaten an Stelle der
österreichisch-ungarischen Monarchie, wir finden darin die
Forderung eines Referendums der Elsaß-Lothringer in die zukünftige
Angehörigkeit [bookmark: page189]Elsaß-Lothringens. Wenn vorläufig die
Sozialdemokraten unserer Gegner noch bei diesen Kriegszielen
stehen, wo stehen dann eigentlich die Imperialisten? Wie kann man
angesichts solcher Beschlüsse glauben, lediglich durch Resignation
auf unserer Seite einen maßgebenden Einfluß erzielen zu können? Das
eine wissen unsere Gegner, in wundervoller Weise ihre eigenen
Eroberungsgedanken verzuckert der Öffentlichkeit darzubieten, daß
sie immer noch wie Völkerbefreiungs-, wie demokratische Gedanken
klingen, während sie in Wirklichkeit im vollsten Gegensatz zu ihnen
stehen.

		Nun, meine Herren, ich darf das eine sagen: der Friedensschluß
mit Rußland sollte für unsere Feinde im Westen ein Beispiel sein,
daß es auch in diesem Weltkriege heißen kann: Was du von der Minute
ausgeschlagen, bringt keine Ewigkeit zurück. Es ist ein großer
Unterschied zwischen den ersten Bedingungen von Brest-Litowsk und
dem Ultimatum, das Deutschland jetzt gestellt hat, und die Schuld
an dieser Änderung liegt auf Seiten derjenigen, die es ablehnten,
sich mit Deutschland zu verständigen, und die infolgedessen auch
die Macht fühlen müssen. Wir haben dieselbe Freiheit gegenüber dem
Westen zwischen Verständigung und Ausnutzung des Sieges, wenn man
uns bis zum Weißbluten zwingt, und ich hoffe, daß diese acht oder
vierzehn Tage, die zwischen den ersten Friedensbedingungen in
Brest-Litowsk und den zweiten gelegen haben, vielleicht auch nach
dieser Richtung hin erzieherisch wirken werden.

		Ich wende mich nun den Fragen der inneren Politik zu, möchte
aber vorher auf eine Frage zu sprechen kommen, die etwas abseits
von den jetzigen Erörterungen liegen mag, die ich aber im Namen
meiner politischen Freunde hier vorzubringen habe.

		Das tragische Ableben des Großherzogs Adolf Friedrich VI. von
Mecklenburg-Strelitz wirft die Frage der Thronfolge in
Mecklenburg-Strelitz auf. Der nächste Agnat ist seit dem Juli 1914
russischer Staatsangehöriger, früher in russischen Diensten gegen
Deutschland kämpfend: Herzog Karl Michael von Mecklenburg. Man
glaubt in Mecklenburg, daß es nicht möglich sein könnte, daß der
Schweriner Großherzog lediglich als Regent für jenen Herzog Michael
gewählt werden könnte. Für uns ist es ein ganz unerträglicher
Zustand, daß es überhaupt möglich ist, daß in einem deutschen
Bundesstaate ein Thronfolger in Frage kommen könnte, der die Waffen
gegen Deutschland getragen hat und auf [bookmark: page190]die deutsche Staatsangehörigkeit
keinen Wert legt. Wer sich selber nicht als Deutscher fühlt und das
deutsche Staatsgewand abwirft als wertlosen Plunder, der hat bei
uns nichts zu suchen, in welcher Stellung er auch stehen mag. Wir
wünschen deshalb, daß durch Reichsgesetz dafür Sorge getragen
werde, daß die Thronfolge in den deutschen Bundesstaaten nur aus in
Deutschland staatsangehörige Anwärter übergehen darf. Wir benutzen
den Anlaß der jetzigen Thronfolge in Mecklenburg-Strelitz, um das
hier mit aller Entschiedenheit zum Ausdruck zu bringen.

		Auf dem Gebiet der inneren Politik hat der Herr Vizekanzler ein
Programm entwickelt, dem wir grundsätzlich zustimmen. Zu den
Einzelheiten Stellung zu nehmen, wird sich Gelegenheit finden,
sobald die Gesetzentwürfe uns selber vorliegen. Ich will heute nur
zwei Fragen aus dem Gesamtkomplex anschneiden.

		Bei der Frage des Arbeitskammergesetzes, das uns zugehen wird,
legen meine politischen Freunde Gewicht darauf, daß neben den
Arbeitskammern auch Angestelltenkammern geschaffen werden. Wir sind
der Auffassung, daß die Besonderheit der Verhältnisse der
kaufmännischen Angestellten eine besondere Berücksichtigung
verdient. Wir billigen den Standpunkt der führenden
Angestelltenverbände in dieser Beziehung. Wir wünschen, daß, wenn
uns ein Gesetz über Angestelltenkammern nicht sofort mitzugehen
kann – das wird zweifelhaft sein –, bereits im Arbeitskammergesetz
die künftige Schaffung von Angestelltenkammern festgelegt wird, um
die für letzteres Gesetz in Betracht kommenden Kategorien von
Angestellten in weitestem Sinne aus dem Gesetz aussondern zu
können. Das ist das eine.

		Das zweite betrifft die Wohnungsfrage. Wir haben die Ankündigung
des Herrn Vizekanzlers über die Wohnungsfürsorge mit
außerordentlicher Freude begrüßt, insbesondere auch die
Ankündigung, daß Reichsmittel hier zur Verfügung gestellt werden
sollen, daß man sich nicht über die Formalien erregen will, ob
Bundesstaaten oder Reich dazu verpflichtet seien zu zahlen. Sonst
könnten wir leicht in die Situation kommen:

		Und da keiner wollte leiden.

Daß der andere für ihn zahlte,

Zahlte keiner von den beiden.

		Wir werden die Regierung dabei unterstützen, in weitgehendem
Maße Mittel des Reichs zur Verfügung zu stellen. Ich möchte bei
dieser Gelegenheit anfragen, wie denn die Regierung überhaupt
[bookmark: page191]zu der großen
Kriegerheimstättenbewegung steht, die weite Kreise des deutschen
Volkes in allen seinen Schichten erfaßt hat. Sie ist aus einer
guten Idee heraus geboren. Sie ist von einem Manne wie Adolf
Damaschke mit Einsatz seiner ganzen Kraft, seines großen Wissens,
seiner Arbeitsfähigkeit gefordert worden. Diejenigen, die an ihrer
Spitze stehen, weisen darauf hin, daß eines nicht sein darf, daß
wir nicht die Zustände wieder erleben dürfen, wie nach dem Kriege
von 1871, die uns doch eigentlich beim Rückblick vielfach sehr
wenig des deutschen Volkes würdig erscheinen. Damals stiegen in dem
Zeitraum von 1869 bis 1875 in Berlin in den Arbeiterquartieren die
Wohnungsmieten um 114 v. H. Damals hatten wir Zehntausende von
Arbeitslosen, die in Asylen untergebracht werden mußten. Wir haben
einen Ausschuß für Bevölkerungspolitik, wir sind uns alle der
tiefen ethischen Bedeutung dieser Frage bewußt. Wohnungsfürsorge
und Bevölkerungspolitik stehen in allerengstem Zusammenhange
miteinander. Ich kann mir keine bessere Bevölkerungspolitik denken
als die Sicherstellung von Wohnungen für unsere Arbeiterschaft und
für unsere vom Kriege heimgesuchten Krieger. Wir haben im
Reichstage einen einstimmigen Beschluß gefaßt, worin wir eine
gesetzliche Regelung der Bestrebungen für die Kriegerheimstätten
wünschten, mit dem Ziele, Rechtsgrundlagen festzustellen, welche
solchen Heimstätten ihren Zweck dauernd erhielten. Im Gegensatz zu
der Idee mancher Terraingesellschaften, die sich auch für
Kriegerheimstätten einsetzen, aber ihre freie Beweglichkeit
aufrechterhalten wollen, was ich nicht für diese Heimstätten
wünsche, wurden hier ausdrücklich Grundlagen verlangt, welche die
Unveräußerlichkeit dieser Heimstätten sicherstellten. Ich wäre
dankbar, wenn uns nach der Ankündigung des Herrn Vizekanzlers über
die Bereitstellung von Reichsmitteln auch gesagt werden könnte, ob
wir darauf rechnen könnten, daß uns in dieser Beziehung
Gesetzentwürfe zugehen.

		Den großen Komplex der Wirtschaftsfragen will ich hier nicht
berühren. Mein Fraktionskollege und Freund Herr Dr. Rießer wird
Veranlassung nehmen, das zu tun. Er wird dabei auch wohl vor allen
Dingen Gelegenheit nehmen, zu den Ausführungen über
Staatssozialismus und freie Wirtschaftsordnung Stellung zu nehmen,
die der Herr Vizekanzler gestern erwähnt hat.

		Ich möchte in diesem Zusammenhang nur eine Anfrage an den Herrn
Reichskanzler oder seinen Herrn Stellvertreter stellen. Am 27. März
1917 ist hier im Reichstag ein Antrag [bookmark: page192]verabschiedet worden, der eine
Denkschrift verlangte über die Wirkungen einer Vereinheitlichung
des deutschen Eisenbahnwesens unter Einbeziehung der
Binnenwasserstraßen, der fernerhin die Einsetzung einer
Fachkommission verlangte unter Hinzuziehung von Persönlichkeiten
des Wirtschaftslebens, Parlamentariern, Beamten und Vertretern des
Generalstabes. Ich frage die Reichsregierung, was eigentlich in den
elf Monaten, die seitdem vergangen sind, geschehen ist, um diesen
Gedanken irgendwie weiterzufördern? Wenn irgend etwas in diesem
Weltkrieg uns klar vor Augen getreten ist, ist es doch das eine,
daß eine Vereinheitlichung unserer gesamten Verkehrspolitik ein
dringendes Lebensbedürfnis ist, nicht nur für die noch kommende
Dauer des Krieges, sondern für unsere ganzen künftigen
wirtschaftlichen Verhältnisse. Ich weise Sie darauf hin, meine
Herren, daß unter dem gewaltigen Eindruck der wirtschaftlichen
Verhältnisse des Krieges in England und Amerika jetzt diese
Vereinheitlichung erfolgt ist, weil der Staat erkannte, daß ein
individuelles Leben einzelner Eisenbahnhoheiten, oder was wir
leider in Deutschland bis zur Gegenwart erleben, ein
Gegeneinanderdisponieren bei diesen Eisenbahnangelegenheiten eine
Unmöglichkeit ist. Ich würde doch bitten, daß in dieser Beziehung
uns eine Auskunft darüber gegeben wird, ob diesem vom Reichstag mit
großer Mehrheit gefaßten Beschluß seitens der Regierung Folge
gegeben wird. Ich beschränke mich auf diese Frage und verweise
darauf, daß das ganze Gebiet der Wirtschaftsfragen – ich darf das
wohl sagen – die Würdigung der Bedeutung dessen, was die deutsche
Landwirtschaft in diesem Kriege geleistet hat, von uns besonders
behandelt wird.

		Ich wende mich nunmehr der Frage des Wahlrechts in Preußen zu,
die der Herr Vizekanzler v. Payer als eine deutsche Frage
bezeichnet und im Reichstag erörtert hat. Es ist lebhaft darüber
gestritten worden, ob man von dem preußischen Wahlrecht als einer
deutschen Frage sprechen könnte, und es ist manchmal in diesem
hohen Hause und in der Öffentlichkeit so dargestellt worden, als
läge in der Erörterung einer derartigen Frage im Reichstag etwas
für Preußen Herabsetzendes. Ich kann mich dieser Auffassung in
keiner Weise anschließen. Im Gegenteil. Die Erörterung dieser Frage
unterstreicht die führende Stellung, die Preußen innerhalb des
Deutschen Reichs einnimmt, von der wir wollen, daß sie ihm
unbedingt erhalten bleibe. Das politische Leben Preußens wirkt
zurück auf das Reich. Das ist eine Tatsache, über die man
eigentlich gar nicht streiten kann. Die [bookmark: page193]deutsche und die preußische Politik
sind niemals in ihren großen Zügen zu trennen. Daher ist auch der
Vergleich mit den süddeutschen Bundesstaaten, der vom Herrn v.
Heydebrand gezogen wurde, ein irriger. Unstimmigkeiten mit
kleineren Bundesstaaten sind erträglich und rühren nicht an den
Lebensnerv des Deutschen Reichs und des deutschen Volks; aber ein
klaffender Widerspruch zwischen Reichspolitik und preußischer
Politik ist auf die Dauer nicht zu tragen. Unsere ganze deutsche
Reichsverfassung ist auf die Führung und auf die Vertretung des
Reichs durch Preußen zugeschnitten. Als der König von Preußen die
deutsche Kaiserkrone annahm, mußte er die spezifisch preußische
Eigenart seines Staatsgebildes opfern. Das ist auch ganz klar zum
Ausdruck gekommen in der Zeit, in der zum erstenmal diese Kämpfe
zwischen deutscher Einheit und Preußens Einzelstellung bei uns nach
Gestaltung rangen. Ich erinnere Sie daran, daß 1866, als sich zum
erstenmal die Konturen des kommenden einigen Deutschen Reichs nach
der Auseinandersetzung mit Österreich abzeichneten, es damals
Dingelstedt war, der dem König von Preußen in einem Gedichte
zurief:

		Wag's, um den höchsten Preis zu werben

Und mit der Zeit, dem Volk zu gehn.

König von Preußen, Du mußt sterben.

Als deutscher Kaiser auferstehn.

		Deshalb war ja damals dieser Kampf Altpreußens mit dem
Reichsgedanken ein Kampf, den niemand in seiner Seele mehr
durchgekämpft hat als der alte König Wilhelm I., der sich darüber
ganz klar war, daß von dem Augenblicke an, wo er die deutsche
Kaiserkrone trug, ein ganz gesondertes preußisches Eigenleben neben
dem Reichsleben nicht mehr möglich wäre. Es ist gegeben, daß in
dieser Frage Differenzen der Auffassung zwischen den konservativen
und anderen Kreisen bestehen; denn der Konservativismus war in
diesen Kämpfen, in der Geburtsstunde des Deutschen Reichs, bewußt
altpreußisch, engpreußisch, der Liberalismus war bewußt
reichsdeutsch, und diese alten Gegensätze ringen auch heute noch
vielfach miteinander. Aber wir haben heute nicht mehr über diese
Grundsätze zu debattieren. Die Geschichte hat für ein Deutsches
Reich unter Preußens Führung entschieden. Wir freuen uns dessen,
wir hoffen auch, daß der Reichsgedanke gestärkt aus diesem
Weltkriege hervorgehen möge. Dann darf man es auch nicht
kritisieren, wenn die Frage des preußischen [bookmark: page194]Wahlrechts bei ihrer großen
Bedeutung als Reichsfrage hier erörtert wird. Das ist deshalb auch
von unserer Seite schon früher geschehen. Ich habe im Namen meiner
Freunde am 27. März 1917 dem Wunsche nach einer Wahlreform in
Preußen Ausdruck gegeben. Ich habe mir damals gestattet, dem
Reichskanzler v. Bethmann zuzurufen, er möge sich die Initiative
nicht aus der Hand nehmen lassen, es möge die preußische Regierung
in dieser Beziehung führend auftreten. Mein Herr Vorredner hat auf
die Vorwürfe hingewiesen, die der Abgeordnete v. Bonin dem Herrn v.
Bethmann und dem Fürsten Bülow daraus gemacht haben soll, daß sie
seinerzeit diese Frage als Erisapfel in das deutsche Volk
hineingeworfen hätten. Meine Herren, das ist eine Erinnerung, die
man, glaube ich, gerade von konservativer Seite nicht
heraufbeschwören sollte. Wäre man konservativerseits damals den
staatsmännischen Ideen Bülows gefolgt, dann hätte es manche
Erschütterungen nie gegeben, die besser vermieden worden wären. Das
preußische Wahlrecht widerstreitet derartig dem immanenten Gefühl
der Gerechtigkeit, daß es schon lange hätte fallen müssen. Die
herrschenden Parteien in allen Parlamenten und bei allen Völkern
retten sich ihren berechtigten Einfluß – denn jede der Stimmungen
und Strömungen in Deutschland hat ihre Berechtigung innerhalb des
deutschen Volkes, mag sie konservativ oder sozialistisch sein – für
die Zukunft, wenn sie einen unberechtigten Machteinfluß nicht zu
lange aufrechterhalten, sondern sich freiwillig bescheiden lernen.
Gerade am preußischen Wahlrecht zeigt sich doch die Wahrheit des
Wortes, das der Staatsminister Dr. Friedberg früher in seiner
Eigenschaft als Abgeordneter ausgesprochen hat: je länger man
notwendige Reformen verzögert, um so radikaler werden sie. Ich
streite nicht darüber, ob das gleiche Wahlrecht gerecht ist. Damit
steht es wie mit der Pilatusfrage: Was ist Wahrheit? Was ist
gerecht bei Abwägung der Kräfte eines Staats? Aber als Reichsfrage
erörtern wir hier diese Frage, weil wir diese Gleichheit des
Wahlrechts im führenden Bundesstaat als eine Staatsnotwendigkeit
empfinden.

		Man wirft uns vor, daß wir damit einer Demokratisierung den Weg
ebneten. Man fürchtet eine zu weitgehende Demokratisierung, die von
Preußen ausstrahlend auf das Reich übergriffe und es vielleicht
noch weiter führte, als man das heute schon von jener Seite
beklage. Meine Herren, ich fürchte, daß wir eine sehr viel
weitergehende Demokratisierung – weitergehend, als meinen eigenen
Freunden erwünscht ist – dann erhalten, wenn das gleiche [bookmark: page195]Wahlrecht jetzt
scheiterte. Denn wir wollen uns darüber gar keinem Zweifel
hingeben, daß dieses gleiche Wahlrecht, wenn es jetzt im negativen
Sinne entschieden wird, den Kernpunkt künftiger Kämpfe auch für den
Deutschen Reichstag bildet. Wer ein Interesse daran hat und
wünscht, daß in diesem deutschen Parlament, das in Zukunft so viele
und große Fragen des finanziellen und wirtschaftlichen
Wiederaufbaues Deutschlands zu lösen hat, auch die Parteien der
Rechten und des maßvollen Fortschritts nicht zerrieben werden
gegenüber der Demokratisierung, der möge es nicht dahin kommen
lassen, daß die nächsten Reichstagswahlen unter diesem
Gesichtspunkt geführt werden. Man irrt sich auch, wenn man annimmt,
daß der führende Bundesstaat überhaupt an dem gleichen Wahlrecht
dann vorbeikäme, wenn es jetzt nicht Gestaltung gewinnt. Sollte die
Kriegszeit nicht die Entscheidung bringen, so wird sie im Frieden
erzwungen werden. Die Millionen der Kriegsteilnehmer, die in die
Heimat zurückkehren, werden die Bestrebungen auf diese Gleichheit
unterstützen. Dann aber, wenn ein nach einem Mehrstimmenwahlrecht
gewähltes preußisches Parlament erneut über diese Frage im Frieden
entscheidet, dann werden auch diejenigen Kautelen gegen eine
völlige Demokratisierung fallen, die gegenwärtig noch zu haben
sind, und dann wird auch das starke Pluralstimmrecht, das – und
zwar mit voller Berechtigung – für das platte Land in der
Wahlkreiseinteilung liegt, fallen, dann wird auch die ganze Frage
des Herrenhauses schwerer von der Regierung zu verteidigen sein als
heute. Wir verstehen vollkommen den Einfluß auf die Reichspolitik,
den eine Änderung in der Zusammensetzung des preußischen
Abgeordnetenhauses mit sich bringt. Wir verkennen keineswegs, daß
es schwierig sein wird, mit hundert Sozialdemokraten im
Abgeordnetenhaus zu regieren. Aber mit 149 Konservativen unter der
Führung des Herrn v. Heydebrand war es auch nicht immer leicht für
die preußische Regierung, diejenige Politik zu führen, die ihr
zweckmäßig erschien. Wenn man daran denkt, daß in diesem Weltkriege
manche Schwierigkeiten mit durch das Fehlen des Mittellandkanals
herbeigeführt sind, dann werden wir daran erinnert, wie schwer es
der preußischen Regierung einmal war, eine wirtschaftliche
Staatsnotwendigkeit einzulösen, als einflußreiche Parteien dagegen
auftraten. Im übrigen ist das Leben des einzelnen Menschen und der
Führer und Staatsmänner nicht zum Genießen da, sondern um
Schwierigkeiten zu überwinden. Eine führende Regierung mit
führenden Köpfen wird auch mit einem schwierigen Parlament [bookmark: page196]fertig; eine
willenlose Regierung versagt aber unter Umständen selbst da, wo sie
das ganze Volk hinter sich scharen könnte.

		Aber am wesentlichsten erscheint mir für die Bedeutung dieser
Frage und für die ganze Erörterung hier ihre Einwirkung auf den
Weltkrieg und seine Beendigung in einer Weise, wie wir sie
wünschen. Was außenpolitisch auf dem Spiele steht, darüber sind wir
uns alle klar nach den Debatten dieser Tage. Wenn wir
außenpolitisch das erreichen wollen, was für die Sicherung unserer
Zukunft notwendig erscheint, dann müssen wir innerlich
zusammenhalten bis zum letzten Tage der Kriegsentscheidung. Daß
eine Verweigerung des gleichen Wahlrechtes ohne die schwersten
Krisen nicht möglich sein wird, das scheint mir festzustehen. Die
Verantwortung für solche Krisen inmitten der Spannung des
Weltkrieges wird nicht zu tragen sein. Ich halte aber fest an der
bestimmten, durch Tatsachen unterstützten Hoffnung, daß eine wenn
auch kleine Mehrheit im preußischen Abgeordnetenhaus die
Regierungsvorlage, die in ihrem Rahmen die Möglichkeit mancher
Sicherungen umschließt, nicht scheitern lassen wird. Die
nationalliberale Reichstagsfraktion steht jedenfalls beinahe
einmütig auf dem Standpunkt, daß im Reichsinteresse die Einführung
des gleichen Wahlrechts in unserem führenden Bundesstaat geboten
ist. Sie ist überzeugt, sich damit mit der überwiegenden Mehrheit
ihrer Wähler im Reich und in Preußen in vollständiger
Übereinstimmung zu befinden.

		Ich komme dann auf die Ausführungen, die der Herr Vizekanzler
über die Streikvorgänge der letzten Zeit gemacht hat. Es war
vielleicht nicht ganz glücklich, daß er bei diesem Streik die
Wahlrechtsfrage insofern mit erwähnte, daß man annehmen könnte, als
wenn die Erregung über die Wahlrechtsverhandlungen irgendwie, ich
will nicht sagen, eine Berechtigung, sondern auch nur
Entschuldigung oder einen mildernden Umstand für diesen Streik
gegeben hätte. Aber er hat mit vollem Recht darauf hingewiesen, daß
wenn man geglaubt hat, durch diesen Streik etwa dem Wahlrechte zu
nutzen, man sich in einem großen Irrtum befunden hat. Man hat
lediglich den Gegnern des Wahlrechtes Waffen in die Hand gegeben.
Aber ich teile mit dem Herrn Vizekanzler die Auffassung, daß es
völlig unrichtig ist, die letzten Streikvorgänge nun so zu werten,
als hätten sie die Stimmung des deutschen Volkes dokumentiert.
Davon ist nicht die Rede. Wer hat denn gestreikt? Zunächst einmal,
wenn in Berlin ein großer Teil der Arbeiter, eine größere Zahl, als
es der Fall gewesen ist, gestreikt [bookmark: page197]hätte, so gilt von der Arbeiterschaft Berlin,
wie für Berlin überhaupt, daß Berlin nicht Deutschland ist, daß
diese hauptstädtischen Strömungen nicht bewertet werden können als
Stimmungen des ganzen deutschen Volkes. Wir würden überhaupt gut
tun, und auch das Ausland würde gut tun, wenn wir vom deutschen
Volk und seinen Strömungen nicht lediglich nach den Berliner
Verhältnissen urteilen wollten. Für uns ist die Stimmung in den
kleinen Provinzstädten und auf dem Lande vielleicht noch wichtiger,
weil sie dort nicht unter dem Einflüsse der Massensuggestion steht,
wie es hier in Berlin der Fall ist. Wir haben gestern von dem Herrn
Staatssekretär Dr. Wallraf gehört, daß nach Anschauung der
Regierung insgesamt in Berlin an dem Tage, an welchem der
Streikthermometer den höchsten Grad zeigte, 180 000 Arbeiter
gestreikt hätten. Was bedeutet das? und was würde es bedeuten, wenn
es selbst mehr gewesen wären, als daß doch immerhin ein ganz
geringer Bruchteil der deutschen Arbeiterschaft sich an dem Streik
beteiligt hat. Die deutsche Arbeiterschaft hat, von ganz wenigen
Städten abgesehen, sich dem Streik vollkommen versagt; versagt
haben sich auch, was ich im Gegensatz zum Herrn Kollegen
Scheidemann entschieden unterstreichen muß, die nicht auf
sozialdemokratischem Boden stehenden Arbeiter. Wenn Herr Kollege
Scheidemann Wert legte auf die Tatsache, daß auch die christlichen
Gewerkschaften und die Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine am Streik
teilgenommen hätten, so wundere ich mich über diese Behauptung,
denn in einer Besprechung mit Vertretern der anderen Fraktionen hat
Herr Kollege Scheidemann ausdrücklich erklärt, an die
sozialdemokratische Fraktion sei die Anregung zum Streik gekommen
von sozialdemokratischen Arbeitern, die erklärt hätten, daß sie
terrorisiert seien. Die Niederschrift des Protokolls vom 7. Februar
der interfraktionellen Besprechung beweist dies. Wenn Sie also von
einem Terrorismus von unabhängiger Seite sprechen, wie können Sie
dann, wenn auch christliche Arbeiter mitgerissen und terrorisiert
werden, daraus irgendeine Gemeinschaftlichkeit mit der großen
christlich-nationalen Arbeiterbewegung herauslesen wollen! Die
Erklärung der christlich-nationalen Arbeiterschaft und der
Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine lehnt eindeutig den Streik ab.
Wenn ich mir nun vergegenwärtige, daß der Appell, der hier ausgehen
sollte von der Reichshauptstadt und zu dem zunächst das Signal in
Budapest und Wien gegeben war, lediglich kleine Sprengteilchen der
großen deutschen Arbeiterschaft, darunter auch Leute gegen ihren
Willen für wenige Tage [bookmark: page198]hineingerissen hat in diese Bewegung, dann lehne
ich es ab, daraus Folgerungen zu ziehen für die großen politischen
Fragen, um die es sich bei dem Wahlrecht in dem führenden
Bundesstaate handelte. Die Verurteilung gilt überhaupt den
Verführern und nicht den Verführten. Die idealisierte Darstellung,
die der Herr Kollege Scheidemann von dieser Sache gab, weicht doch
wesentlich von den Tatsachen ab. Wie kann man sagen, daß es
kindisch wäre, von ausländischer Beeinflussung zu sprechen? Ich
weiß nicht, ob sich der Herr Kollege Scheidemann nicht dessen
entsinnt, daß uns Herr v. Kühlmann wiederholt in Besprechungen
erklärt hat, daß er die Verzögerungen der Verhandlungen in Brest
damit in Zusammenhang brächte, daß Herr Trotzki auf den Erfolg
seiner Agitation in Deutschland hoffe, daß er wiederholt erklärt
hat, daß der Einfluß von Radek-Sobelssohn Trotzki zu der Meinung
gebracht hätte, daß es ihm gelingen werde, durch einen Appell an
das internationale Proletariat eine Bewegung hervorzurufen, die
alsdann von der Straße aus die äußere und innere Politik in
außerordentlicher Weise beeinträchtigen sollte, die es ihm möglich
machen würde, einen Frieden der Bolschewiki gegen Deutschland zu
schließen. Es ist uns ja erst vor kurzem mitgeteilt worden, daß
Herr Trotzki in den letzten Tagen, als er sah, daß Deutschland
seine Bedingungen nicht annahm, sich im Privatgespräch darüber
beklagt hätte, er wäre über die wirkliche Stimmung in Deutschland
irregeführt worden, er habe geglaubt, daß das deutsche Proletariat
sich erheben würde, um ihm Beistand zu leisten. Wenn Sie sich vor
Augen führen, daß diese Agitation bis in die besetzten Gebiete
ging, wie will man es dann mit einer leichten Handbewegung als
kindisch abweisen. Wir werden nachher die Rede des Herrn
Abgeordneten Haase hören. Ich glaube, meine Herren, Herr Haase und
seine Freunde sehen es gar nicht als Beleidigung an, wenn man davon
spricht, daß sie internationale Beziehungen haben, da sie das
ihrerseits gewissermaßen als einen Programmpunkt verfolgen, durch
internationales Zusammenwirken über die Regierung der Völker hinweg
eine Bewegung zu entfachen. Wie kann man da sagen, angesichts einer
starken Partei, die sich leider Gottes zu einem solchen Standpunkt
bekennt, daß keine Rede davon sein könne, daß bei der
Streikbewegung ausländischer Einfluß mitgesprochen hätte. Nein,
diesen ausländischen Einfluß haben wir kennen gelernt, haben wir
gespürt. Wenn auch die Arbeiter als solche diese Flugblätter nicht
gelesen haben, ich glaube es gern, wie gestern dazwischengerufen
wurde, das haben [bookmark: page199]nicht hundert deutsche Arbeiter gelesen, das ist
möglich. Entscheidend ist aber, wie sich die Führer der Bewegung
gestellt haben, unter welchen Gesichtspunkten sie versucht haben,
auf Grund dieser internationalen Beeinflussung die Arbeiter in den
Streik hineinzubringen. Wie kann man davon sprechen, es hätte den
Arbeitern vor Augen gestanden, daß sie die Munitionserzeugung
wirklich nicht geschädigt hätten, weil ein Kohlenmangel vorhanden
gewesen wäre, daß also nach dieser Richtung hin eine
Beeinträchtigung nicht erfolgt wäre. So gering schätze ich die
deutschen Arbeiter nicht ein, daß diejenigen, die hier verführt
worden sind, sich nicht vollkommen der internationalen Bedeutung
bewußt gewesen sind, die von diesem Berliner Streik ausging. Wir
haben gehört, wie man in London Extrablätter verteilt hat, wir
haben die Überschriften gesehen, die gerade in den ausländischen
Zeitungen, in Frankreich, Italien und England dem Volke zum
Ausdruck gebracht haben: der Stern Deutschlands ist im Niedergehen,
die deutsche Seele am Verzweifeln! Eine derartige Agitation des
Streiks muß kriegsverlängernd wirken, darüber ist kein Zweifel
möglich. An die Spannkraft der Nerven unserer Feinde sind durch die
letzten deutschen Friedensschlüsse manche Anforderungen gestellt
worden: wenn jetzt hintereinander der Friedensschluß mit der
Ukraine mit seinen wirtschaftlichen Folgen, der Friedensschluß mit
Rußland in seiner politischen Bedeutung und der in Aussicht
stehende Friede mit Rumänien in seiner Bedeutung für die
Liquidierung des Balkanproblems kommt, dann kann die Möglichkeit
eintreten, daß einer nach dem andern vom Bunde unserer Feinde
abbröckelt, dann kann der psychologische Moment kommen, wo das Volk
die Gewalthaber in den fremden Ländern wegjagt, die die
Verständigung und den Frieden nicht wollen. Nichts wirkt diesen
Völkern gegenüber so ungünstig als solche frivolen Streiks, wie wir
sie in Deutschland haben. Sie waren frivol, denn die Gründe, die
der Herr Kollege Scheidemann für die Berechtigung des Streiks
angeführt hat, waren keine Gründe. – Die Frage der Ernährung! – Wir
alle wissen, daß wir im vierten Kriegsjahre mit großen
Schwierigkeiten der Ernährung zu rechnen haben. Aber eins steht als
Tatsache fest, daß bei den Verhältnissen in allen Kreisen in
Deutschland und bei den rationierten Beträgen für die
Munitionsarbeiter am besten gesorgt worden ist. Und soweit die
bedenkliche Erscheinung des Schleichhandels, mit der wir uns ja
noch zu beschäftigen haben werden, ein Auswuchs ist, hat dieser
Auswuchs eine einzige Berechtigung, [bookmark: page200]nämlich die, daß er größtenteils das umfaßt,
was auf dem Wege des Schleichhandels als Extrabeilage zugeführt
wird, von den großen Werken aufgekauft ist, um ihre Arbeiter bei
guter Laune zu erhalten. Dort in den großen Werken und Betrieben
sind vor allem diese gewaltigen Zusatzmengen zur Verteilung
gekommen, die andere Leute entbehrt haben. Teuerung! Gewiß, ganz
tolle Verhältnisse der Teuerung erleben wir, und wenn unsere
Beamten und Angestellten eines Tages arbeitsunwillig würden, weil
sie mit ihrem Gehalt nicht mehr auskommen können, dann könnte man
ihnen die Schwierigkeit der Teuerung und Ernährung als mildernde
Umstände anrechnen. Aber bei dem Streik der Höchstbezahlten und
Besternährten, die es heute in Deutschland gibt, kann man nicht als
Grund auf die Ernährungsverhältnisse und Teuerungsverhältnisse
hinweisen. Nein, es waren politische Gründe, die zu diesem Streik
geführt haben, die einen Einfluß ausüben wollten auf unsere Innen-
und Außenpolitik, die international wirken wollten und die
mittelbar Herrn Trotzki gegen die deutsche Reichsregierung
unterstützt haben. Wir billigen ausdrücklich die Haltung, die die
Reichsregierung in dieser Frage des Streiks eingenommen hat und
billigen die gestrigen Erklärungen des Herrn Staatssekretärs
Wallraf. Wir billigen sie vor allen Dingen als deutsche
Parlamentarier, die sich dagegen verwahren, daß uns grundlegende
Fragen der deutschen Außen- und Innenpolitik der Volksvertretung
entzogen und mit der Straße verhandelt werden. Es ist ganz
unmöglich, daß der Herr Staatssekretär Wallraf eine andere Haltung
hätte einnehmen können von großen politischen Gesichtspunkten aus,
als er sie eingenommen hat. Wenn erst das Parlament durch die
Straße ersetzt wird, wenn einem streikenden Bruchteil der
Arbeiterschaft einer Stadt in Deutschland Garantien für die
künftige Politik der Regierung gegeben werden sollen, meine Herren,
auf dieser schiefen Ebene kommen wir zur Herrschaft der Bolschewiki
auch in Deutschland, und davor möge uns Gott in Gnaden
bewahren.

		Meine Herren, der Herr Kollege Trimborn hat mit vollem Rechte
und mit großem Ernste darauf hingewiesen, daß die alte
Sozialdemokratie der Auseinandersetzung mit den Unabhängigen doch
nicht entgehen würde, und ich bedauere, daß diese
Auseinandersetzung so wenig Erfreuliches gezeitigt hat, daß sie im
wesentlichen versucht hat, eine Mohrenwäsche an den Streikenden
vorzunehmen, und um den Kern der Sache herumgegangen ist. Man kann
nicht den Generalstreik verurteilen und sich gleichzeitig an [bookmark: page201]seine Spitze
stellen. Wer als Führer der Arbeiterbewegung in einer Zeit, wo die
Front kämpft, in der Heimat die Munitionserzeugung hemmt, der
versündigt sich an der kämpfenden Truppe und an dem Vaterland. An
diesem Urteil ist auch nach der Erklärung des Herrn Kollegen
Scheidemann nichts zu ändern. Wir sprechen, wie gesagt, der
Regierung unsere volle Zustimmung zu ihrer Haltung aus. Wir hoffen,
daß sie nicht ein zweites Mal in die Lage kommen möge, Maßregeln
gegen einen Streik ergreifen zu müssen.

		Im übrigen, meine Herren, bin ich erfreut über die Ausführungen
gewesen, mit denen der Herr Reichskanzler gestern unsere
Verhandlungen geschlossen hat. Ist es wirklich an der Zeit, daß wir
bei diesem großen weltgeschichtlichen Erleben, das wir alle
durchmachen, nun, wie es in der Diskussion geschehen ist, die alten
Streitigkeiten der Parteien und Fraktionen wieder in der alten
Schärfe hervorbringen? Denken wir doch daran, daß auf allen Seiten
gesündigt wird, innerhalb und außerhalb der einzelnen Parteien.
Möge auch der Herr Kollege Dr. Wiemer daran denken, daß die von ihm
so heiß befehdete Vaterlandspartei gerade in der Nordwestecke
Deutschlands, wo er und ich gewählt sind, fortschrittliche Führer,
alte erprobte Kämpen des entschiedenen Liberalismus zu Führern hat,
die ganz frei davon sind, irgendwelche reaktionäre Pläne verfolgen
zu wollen, die auch davon frei sind, utopischen Idealen
nachzujagen. Möge man sich andererseits doch auch vergegenwärtigen
– ich bin wenigstens der Überzeugung, daß ich das sagen kann –, daß
es doch sicherlich Hunderttausende Menschen von konservativer
Grundanschauung gibt, die die Ausführungen des Herrn von
Oldenburg-Januschau genau so verantwortungslos und verdammenswert
finden, als sie von der überwiegenden Mehrheit des deutschen Volkes
empfunden werden, und gefreut hätte es mich, wenn das seitens des
Herrn v. Heydebrand zum Ausdruck gekommen wäre. Meine Herren, jede
von unseren Parteien muß für sich in Anspruch nehmen, nicht
verantwortlich gemacht zu werden für irgendwelche Äußerungen von
Exaltados. Man muß aber dann auch den Mut haben, von diesen
Ausführungen abzurücken, und ich würde an dem gesunden Sinne
unserer Konservativen im Reiche verzweifeln müssen, wenn ich
annehmen müßte, daß sie sich mit diesen Ausführungen irgendwie
identifizieren wollten. Andererseits wollen wir doch diesen
Oldenburgschen Gaul bei der Etatsberatung nicht zu Tode reiten.
Schließlich kennen wir alle Herrn v. Oldenburg-Januschau aus [bookmark: page202]seiner früheren
Tätigkeit her und wissen, daß es ihm selten gegeben war,
zurückzuhalten, was sich im Moment verantwortungslos auf seine
Lippen drängte. Der Führer eines großen Teiles des deutschen Volkes
ist er dabei nicht.

		Meine Herren, ich habe vorhin ausgeführt, daß wir jetzt vor der
Endphase des Krieges stehen, wo es darauf ankommt, die Nerven zu
behalten. Der Burgfriede ist leider nur noch ein Traum aus einer
schönen vergangenen Zeit. Aber in großen Momenten, wie wir sie
hoffentlich nicht zum letzten Male erlebt haben, müssen wir uns zur
Einigkeit durchringen. Deshalb lehnen wir auch irgendwelchen
Boykott einer politischen Partei, die auf dem Boden der
Landesverteidigung steht, ab. Wir stimmen dem Regierungsprogramm
unsererseits zu, wünschen uns aber darüber hinaus sachlich und
taktisch jede Selbständigkeit zu bewahren. Wir werden in Bälde vor
dem großen Aufbau der deutschen Finanzen und des deutschen
Wirtschaftslebens stehen. Alle diese Fragen sind nur zu lösen, wenn
wenigstens im Notwendigen Einigkeit besteht. Sie zu bewahren, ist
das Gebot der Stunde, die die Parteileidenschaft erst wieder
zuläßt, wenn des Reiches Zukunft gesichert ist.

		Der Aufsatz »Napoleon und wir«, der an der Spitze dieses Buches
steht, ist als Sonderveröffentlichung zuerst im Verlage der
»Täglichen Rundschau« erschienen. Für die freundliche Genehmigung
der Übernahme des Aufsatzes in die vorliegende Veröffentlichung
sind wir dem Verlag der »Täglichen Rundschau« zu besonderem Danke
verpflichtet.

		Die beiden Aufsätze »Gedanken zur Krisis« und »Die Herbstkrisis«
sind den »Deutschen Stimmen«, der Wochenschrift für Natonalliberale
Politik (Herausgeber Dr. Gustav Stresemann, M. d. R.,
Verlagsbuchhandlung Hermann Kalkoff, Berlin-Zehlendorf)
entnommen.

		Emil Wolff & Söhne, Halle (S.),
Töpferplan.
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